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Vorwort. 


Vorliegendes Werk bildet das zweite »Heft« des Archivs für 
kath. Kirchenrecht, Jahrgang 1902. Dasselbe enthält den Gesetz- 
entwurf des Centrums über die Freiheit der Religionsübung im 
Deutschen Reiche nebst den stenographischen Berichten der dies- 
bezüglichen Plenarsitzung des deutschen Reichstages vom Mittwoch 
den 5. Dezember 1900; sodann einen Bericht über die Kommissions- 
Verhandlungen zu einem Entwurf eines Reichsgesetzes, betr. die 
Freiheit der Religionsübung; endlich Materialien zu diesem Antrag 
des Centrums, bestehend in den bisher geltenden Bestimmungen der 
deutschen Reichs- und Bundesgesetzgebung über die Religionsübung, 
sowie den Bestimmungen der diesbezüglichen Gesetzgebungen der 
deutschen Einzelstaaten. In dieser Zusammenstellung aller Ge- 
setze und Verordnungen über die Religionsübung im Deutschen 
Reiche und den einzelnen Bundesstaaten besteht der Hauptwert 
dieses Werkes; eine ähnliche Sammlung, welche die sämtlichen 
diesbezüglichen Bestimmungen in Deutschland umfasst, gab es bisher 
nicht. Der mühevollen Aufgabe der Zusammenstellung unterzogen 
sich die Reichstagsabgeordneten: H. Landgerichtsrat Groeber und 
H. Domkapitular Dr. Pichler, die sich deshalb durch ihre Arbeit 
nicht bloss grosses Verdienst um die deutsche Kirchenrechtswissen- 
schaft, sondern auch den Dank aller interessirten Kreise erworben 
haben. Erst aus dieser Zusammenstellung gewinnt Jeder ein Bild 
von den unhaltbaren Zuständen, die in den meisten deutschen Einzel- 
staaten bezüglich der Religions- und Kultusfreiheit bestehen. Es 
ist unglaublich, welche Intoleranz noch heute besonders gegenüber 
der katholischen Kirche in vielen deutschen Ländern herrscht. 
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Selbst die liberalen Reichstagsparteien gestanden angesichts der 
Materialien unumwunden ein, dass derartige Verhältnisse unhaltbar 
seien und notwendig einer Aenderung bedürften. Wie sich diese 
aber auch in Zukunft gestalten móge, die Arbeit der genannten 
Reichstagsabgeordneten behält ihre Bedeutung für alle Zeiten und 
die Festlegung derselben im Archiv f. k. K.-R. wird jeder als eine 
wertvolle Bereicherung dieses Organs betrachten. Es ist deshalb 
eine Pflicht der Redaktion, dem Herrn Landgerichtsrat Groeber und 
Herrn Domkapitular Dr. Pichler für die freundliche Ueberlassung 
des ganzen Materials behufs Veróffentlichung in genannter Zeitschrift 
den ebenso ergebensten als herzlichen Dank an dieser Stelle óffent- 
lich auszusprechen. 


Freiburg, 24. April 1902. Die Redaktion. 
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Gesetzentwurf über die Freiheit der Religionsübung 
im deutschen Reiche. 


Einleitung. 


Die Centrumsfraktion des Reichstages hat am 28. November 
1900 unter den Namen der Abgg. Dr. Lieber (Montabaur), Gröber, 
Dr. Pichler, Dr. Spahn, Dr. Bachem folgenden Gesetzentwurf ein- 
gebracht: 

Entwurf eines Reichsgesetses, betreffend die Freiheit der Re- 
ligionsübung. 

»Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden deutscher Kaiser, Kónig von 
Preussen u. 8. w, verordnen im Namen des Reiches, nach erfolgter 
Zustimmung des Bundesrates und des Reichstages, was folgt: 


I. Religionsfreiheit der Reichsangehórigen. 


8 1. Jedem Reichsangehörigen steht innerhalb des Reichsgebietes 
volle Freiheit des religiósen Bekenntnisses, der Vereinigung zu Re- 
ligionsgemeinschaften, sowie der gemeinsamen häuslichen und öffent- 
lichen Religionsübung zu. 

Den bürgerlichen und staatsbürgerlichen Pflichten darf durch 
die Ausübung der Religionsfreiheit kein Abbruch geschehen. 

8 2. In Ermaugelung einer Vereinbarung der Eltern sind für 
die religióse Erziehung eines Kindes die landesrechtlichen Vorschriften 
desjenigen Bundesstaates massgebend, in dessen Bezirk der Mann 
bei der Eingehung der Ehe seinen Wohnsitz hatte. 

Nach beendetem zwölften Lebensjahre steht dem Kinde die 
Entscheidung über sein religióses Bekenntnis zu. 

8 3. Der Austritt aus einer Religionsgemeinschaft mit bürger- 
licher Wirkung erfolgt durch ausdrückliche Erklärung des Austreten- 
den gegenüber der Religionsgemeinschaft. 

Die Erklárung ist an das Amtsgericht des Wohnortes abzu- 
geben; das Amtsgericht hat die zuständige Behörde der Religions- 
gemeinschaft hiervon in Kenntnis zu setzen. Die Erklärung kann 
schriftlich in öffentlich beglaubigter Form abgegeben werden. 

Ueber den Empfang der Erklärung ist eine Bescheinigung zu 
erteilen. | 
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$ 4. Die Abgabe der Austrittserklärung bewirkt, dass der Aus- 
getretene zu Leistungen, welche auf der persönlichen Zugehörigkeit 
zur Religionsgemeinschaft beruhen, nicht mehr verpflichtet wird. 

Leistungen, welche nicht auf der persönlichen Zugehörigkeit 
zur Religionsgemeinschaft beruhen, insbesondere Leistungen, welche 
kraft besonderen Rechtstitels auf bestimmten Grundstücken haften oder 
von allen Grundstücken des Bezirks oder doch von allen Grund- 
stücken einer gewissen Klasse in dem Bezirke ohne Unterschied des 
Besitzers zu entrichten sind, werden durch die Austrittserklärung 
nicht berührt. 


Il. Religionsfreiheit der Religionsgemeinschaften. 


S 5. Religionsgemeinschaften, welche in einem der Bundes- 
staaten vom Staat anerkannt sind (anerkannte Religionsgemein- 
schaften), steht innerhalb des Reichsgebietes die freie und öffent- 
liche Ausübung ihres Kultus zu. 

Dieselben sind insbesondere befugt, überall im Deutschen Reiche 
ohne staatliche oder kommunale Genehmigung Gottesdienste abzu- 
halten, Kirchengebáude mit Türmen zu erbauen und auf denselben 
Glocken anzubringen. 

Ihre Religionsdiener dürfen die Religionshandlungen bei allen 
Mitgliedern der Religionsgemeinschaft ausüben. 

8 6. Der Verkehr der anerkannten Religionsgemeinschaften mit 
ihren Oberen ist ungehindert. 

Vorschriften und Anordnungen einer anerkannten Religions- 
gemeinschaft, welche auf die Religionsübung sich beziehen, bedürfen 
zu ihrer Gültigkeit weder einer Mitteilung an die Staatsbehörde noch 
einer Genehmigung von seiten der Staatsbehörde. 


$ 7. Anerkannte Religionsgemeinschaften können innerhalb des 
Reichsgebietes Religionsgemeinden oder geistliche Aemter, sofern für 
solche staatliche Mittel nicht in Anspruch genommen werden, ohne 
staatliche Genehmigung errichten oder abändern. 

Landesrechtliche Verbote oder Beschränkungen der Verwendung 
auswärtiger Religionsdiener zu einer seelsorgerischen Thätigkeit finden 
keine Anwendung auf die Religionsdiener anerkannter Religions- 
gemeinschaften. | 

§ 8. Die Aufnahme in eine anerkannte Religionsgemeinschaft, 
die Zulassung zu deren Religionshandlungen, sowie die Vornahme 
einer Taufe, einer kirchlichen Trauung oder eines kirchlichen Be- 
gräbnisses ist von einer Mitwirkung der Behörden des Staates oder 
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einer anderen Religionsgemeinschaft oder von einer Anzeige bei sol- 
chen Behörden unabhängig. 

8 9. Die Abhaltung von Missionen der anerkannten Religions- 
gemeinschaften unterliegt keinerlei gesetzlicher Beschránkung noch 
Hinderung. 

S 10. Religiöse Genossenschaften, Gesellschaften und Vereine 
aller Art, welche einer anerkannten Religionsgemeinschaft ange- 
hören, bedürfen zu ihrer Gründung und Thätigkeit innerhalb des 
Reichsgebietes keinerlei staatlicher und kommunaler Genehmigung. 

Urkundlich etc. 

Gegeben etc. 


Der Antrag — in der Oeffentlichkeit gewöhnlich »Toleransantrag« 
genannt — erregte in ganz Deutschland das grösste Aufsehen, bei den Katho- 
liken, besonders in der nord- und mitteldeutschen Diaspora grosse Begeisterung 
und freudigste Zustimmung. In der akatholischen Presse fand der Antrag zu 
einem Teile ruhige objektive Würdigung, in einem grossen Teile, namentlich 
aus den Kreisen des evangelischen Bundes, erhob sich bald ein heftiger 
Widerspruch. 

Im Gegensatze zu diesem lauten Kampfe in der Öffentlichen Meinung 
wurden die Verhandlungen im Plenum und in der Kommission des deutschen 
Reichstages in voller Objektivität und mit der vornehmsten Ruhe von allen 
Seiten geführt. Die erste Lesung fand in der Plenarsitzung vom 5. Dezember 
1900 statt und endete mit der Verweisung des Gesetzentwurfes an eine Kom- 
mission von 28 Mitgliedern, welcher 8 Mitglieder des Centrums, 5 Konservative, 
4 Sozialdemokraten, 3 Nationalliberale, 3 Freisinnige (Volkspartei), 2 Freikon- 
servative, je 1 Pole, Antisemit und Mitglied der freisinnigen Vereinigung an- 
gehörten. Nach zwei geschäftsordnungsmässigen Sitzungen begann die Kom- 
mission ihre Berathungen am 14. März und führte dieselben am 9. Mai zu 
Ende. In der Zwischenzeit hatte Abg. Gróber, unterstützt von einigen politi- 
schen Freunden, mit grosser Mühe aus der Gesetzgebung aller deutschen 
Staaten das einschlägige Material zu den verschiedenen Punkten des Gesetz- 
entwurfes gesammelt. Dieses Material dürfte in einer so reichhaltigen und 
vollstándigen Sammlung bisher nirgends geboten sein; es ist von so hohem 
Werte, dass es wohl gerechtfertigt erscheint, dasselbe bleibend weiteren Kreisen 
zugünglich zu machen. 

Im Nachstehenden bringen wir zum Abdruck: 


I. Den stenographischen Bericht über die Sitzung des Reichstages vom 
9. Dezember 1900. 

II. Den Bericht der Reichstagskommission. 

lI. Die diesem Berichte beigegebenen Materialien. 

Die zweite Beratung des Gesetzentwurfes im Plenum hat noch nicht 
stattgefunden. 
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I. 


Stenographischer Bericht 
über die 13. Plenarsitzung des deutschen Reichstages 
am Mittwoch den 5. Dezember 1900. 


Die Sitzung wird um 1 Uhr 22 Minuten durch den Präsidenten 
Grafen v. Ballestrem eröffnet. 

Nach Erledigung der Formalien verkündet der Präsident: 

Wir treten in die Tagesordnung ein. Gegenstand derselben 
ist die 

erste Berathung des von den Abgeordneten Dr. Lieber (Mon- 

tabaur) und Genossen eingebrachten Entwurfs eines Reichsgesetzes, 

betreffend die Freiheit der Religionsübung (Nr. 80 der Druck- 
sachen). 

In der eröffneten Diskussion hat das Wort der Herr Reichs- 
kanzler. 

Graf v. Bülow, Reichskanzler: Im Namen der verbündeten 
Regierungen habe ich die Ehre, nachfolgende Erklärung abzugeben. 

Obwohl sich die verbündeten Regierungen über gesetzgeberische 

Anträge, die aus dem Reichstage hervorgehen, erst schlüssig 

zu machen pflegen, nachdem der Reichstag seinerseits Stellung 

genommen hat, halten sie es im vorliegenden Falle doch für 
nothwendig, zu einer so ernsten und das Gewissen des deutschen 

Volkes berührenden Frage sich alsbald auszusprechen. Die ver- 

bündeten Regierungen achten die Ueberzeugungen und Gefühle, 

welche dem Antrage der Herren Abgeordneten Lieber und Ge- 
nossen zu Grunde liegen; sie sehen sich jedoch ausser Stande, 
diesem Antrage zuzustimmen, welcher die verfassungsmässige 

Selbstständigkeit der Bundesstaaten auf einem Gebiete be- 

schränken will, das sie der Zuständigkeit ihrer Landesgesetz- 

gebung vorbehalten müssen. 

Meine Herren, die aus älterer Zeit überkommene Gesetzgebung 
dieses oder jenes Bundesstaates mag Vorschriften enthalten, die mit 
den im grössten Theil des Reichs anerkannten Grundsätzen freier 
Religionsübung nicht überall im Einklang stehen. Wenn ich für 
meine Person hoffe, dass derartige landesgesetzliche Disparitäten . 
verschwinden werden 

(Bravo !), 
— ich bin durchaus für die Gleichberechtigung der Religionsgemein - 
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schaften — so muss ich als Reichskanzler mir doch vor allem vor 
Augen halten, dass meine erste Aufgabe dahin geht, den bundes- 
staatlichen Charakter des Reichs und die Autonomie der Bundes- 
glieder, soweit die Reichsgesetzgebung dieselbe gewährleistet, nicht 
ohne willige Zustimmung der Einzelstaaten beeinträchtigen zu lassen. 
(Hört! hört! links. Bravo! rechts.) 
Darin wurzelt das Vertrauen, auf welches die Reichsgewalt bei den 
Bundesstaaten zählen muss. Dieses Vertrauen ungemindert und un- 
geschmälert zu erhalten, ist meine vornehmste Pflicht 
(Bravo! rechts), 
und ich bin überzeugt, dass das hohe Haus mir in dieser Auffassung 


beistimmen wird. 
(Bravo! rechts.) 


Präsident: Zur Begründung des Antrags namens der Herren 
Antragsteller hat das Wort der Herr Abgeordnete Dr. Lieber (Mon- 
tabaur). 

Dr. Lieber (Montabaur), Abgeordneter, Antragsteller: Meine 
Herren, in der eben gehórten Erklárung haben wir zwei Dinge ge- 
nau zu unterscheiden: zuerst die Erklärung des Bundesraths, dann 
die Erklärung des Herrn Reichskanzlers für seine Person. Was die 
letztere angeht, so erkennen meine politischen Freunde mit allen 
übrigen Mitgliedern des hohen Hauses vollauf die hohe Pflicht an, 
welche der Herr Reichskanzler betont hat, das Vertrauen der ver- 
bündeten Regierungen in die Reichsgewalt auch dadurch zu erhalten, 
dass er für seine Person alles vermeidet, was einem Eingriff in die 
verfassungsmüssigen Rechte der verbündeten Staaten als Einzel- 
staaten gleichkommt. Dankbar sind meine Freunde für den anderen 
Theil der persönlichen Erklärung des Herrn Reichskanzlers, der mit 
nicht geringer Deutlichkeit sich für die volle Gleichberechtigung 
der anerkannten Religionsgemeinschaften in allen Einzelstaaten des 
Reiches aussprach. 

Was die Erkláruug angeht, welche der Herr Reichskanzler für 
den hohen Bundesrath abgegeben hat, so begrüsse ich für meine 
Person auch hierin einen wesentlichen Fortschritt. Bisher gewöhnt, 
von uns für lebenswichtig gehaltene Anträge aus dem Schosse des 
Reichstags vor leeren Bundesrathsbänken verhandeln zu müssen 

(sehr richtig! in der Mitte), 
haben wir heute die erfreuliche Thatsache erlebt, dass der Bundes- 
rath sogar nicht einmal die Begründung unseres Antrages hat ab- 


warten wollen, 
(Heiterkeit), 


ohne Stellung zu demselben zu nehmen. 


(Sehr gut! in der Mitte; Zuruf bei den Sozialdemokraten.) 
— »Welch ein Fortschritt!« sagt Herr v. Vollmar, und ich sage es 
mit ihm. Der hohe Bundesrath hat uns zwar nichts Neues mehr 
erklären lassen. Wir sind aber so verwöhnt durch die Nichtachtung, 
die wir bisher von dieser Seite erfahren haben, dass wir schon dank- 
bar dafür sind, dass er wenigstens etwas gesagt hat. 
(Heiterkeit.) 

Das was der hohe Bundesrath gesagt hat, war ja nach allem, 
was seit Einbringung unseres Antrages in der Presse zu lesen und 
sonst zu vernehmen war, selbstverständlich. Es erinnert mich leb- 
haft an ein Wort des alten verewigten Abgeordneten Dr. Windthorst, 
das mir als jungem Parlamentarier in die Ohren geklungen ist und 
heute noch nicht aufgehört hat, dort mir zu widerhallen: »Die Zu- 
ständigkeit für die Freiheit und die Nichtzuständigkeit, wo es sich 
um Sklaverei handelt.« 

Meine Herren, ich werde mich bemühen, in aller Kürze — 
und damit werde ich auch zu gleicher Zeit die Geschichte unseres 
Antrages skizziren — unseren Antrag zu begründen. Ich werde mich 
insbesondere bemühen, dem von dem hohen Bundesrathe allein ihm 
gegenübergestellten Einwand der Nichtzuständigkeit der Reichsge- 
setzgebung in Kürze zu beleuchten. 

Die Einzelheiten der Religionsbeschwerden in einzelnen Bundes- 
staaten, an denen, wie mir scheint, auch der Herr Reichskanzler 
nicht hat zweifeln können und wollen — diese Einzelheiten wird 
ein verehrter Freund von mir später Ihnen noch in Fülle vortragen. 
Insbesondere hoffen wir, dass auch nach der gehörten Erklärung des 
Bundesrathes dieses hohe Haus uns die Gelegenheit geben wird, diese 
Einzelheiten von Religionsbeschwerden in einer besonderen Kommis- 
sion, an welche ich unseren Antrag zu verweisen beantrage, und 
zwar in einer Kommission von 28 Mitgliedern, des näheren zu be- 
gründen. Für meinen Theil habe ich den lebhaften Wunsch, dass 
die Erörterungen, die wir nothgedrungen durch unseren Antrag her- 
vorrufen mussten, hier im Reichstag wie in der Kommission sowohl 
als auch gegenüber den hohen verbündeten Regierungen ohne jede 
persönliche und konfessionelle Schärfe geführt werden. Ich stehe 
gar nicht an, zu erklären, dass wir nicht bestimmte Personen, 
namentlich nicht bestimmte Regenten einzelner Bundesstaaten, son- 
dern dass wir, wie es auch der Herr Reichskanzler so schön be- 
zeichnet hat, »von alters her überkommene Gesetzgebungen und Zu- 
stände« für das verantwortlich machen, was wir mit unserem An- 
trage auszuráumen wünschen. Ich darf noch einmal betonen: nichts 
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liegt uns ferner, als dafür bestimmte Herrscher oder auch nur be- 
stimmte Minister verantwortlich machen zu wollen. Wenn wir Klagen 
erheben, so erheben wir sie nicht gegen Personen, sondern gegen 
Zustände, gegen Gesetzgebungen, gegen Verwaltungsgrundsätze, die 
wir als völlig veraltet bezeichnen müssen. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 

Vielleicht darf ich, nur im Vorübergehen, jene drei Bundes- 
staaten nennen, die in erster Linie, namentlich in den letzten Jahren, 
Anlass zu solchen Religionsbeschwerden des katholischen Theiles ge- 
geben haben; es sind die Staaten Mecklenburg, Braunschweig und 
Königreich Sachsen. Die Blätter meiner Partei, grössere sowohl als 
Lokalblätter, sind in den letzten Jahren zunehmend angefüllt worden 
mit den Klagen aus diesen Ländern über eine Behandlung des katho- 
lischen Teiles, die mit den freiheitlichen Grundsätzen, die wir im 
ührigen deutschen Vaterlande gewöhnt sind, in keiner Weise ver- 
einbar erscheinen. Wenn ein Geistlicher, um an den vier Sonntagen 
des Monats an vier verschiedenen Orten je die heilige Messe feiern 
zu dürfen, für jede dieser heiligen Messen jedesmal zuvor die be- 
sondere Genehmigung der hohen Landesregierung einholen muss, so 
ist das eine Art polizeilicher, freilich landesgesetzlicher Bevormund- 
ung, von der wir in dem grössten Bundesstaate Preussen gar keine 
Vorstellung mehr haben. Und so könnte ich eine ganze Reihe von 
Einzelfällen aufzählen; ich überlasse das dem verehrten Freunde, der 
später zu der Sache sprechen wird. Ich darf einstweilen im allge- 
meinen auf die Beschwerden verweisen, welche durch die Presse in 
die breitere Oeffentlichkeit gedrungen sind. Aber, meine Herren, 
das darf ich sagen: wir würden allerdings diesen Antrag auch ein- 
gebracht haben, wenn solche Beschwerden im Augenblick nicht vor- 
lägen und nicht sich täglich mehr anhäuften. Wir würden ihn ein- 
gebracht haben noch aus einem anderen Grunde, den ich gleich 
nennen werde. Aber, meine Herren, dass diese Beschwerden in im- 
mer erhöhtem Masse an uns herankommen, hat doch einen wesent- 
lichen Anlass dazu geboten, dass der Antrag im Augenblick von uns 
eingebracht worden ist, und dass wir ihm das Gewicht beilegten, 
zu wünschen, unter den vielen Initiativanträgen, die meine Partei in 
diesen Tagen eingebracht hat, ihn an erster Stelle verhandelt zu 
sehen. 

Der andere Grund, warum wir den Antrag jetzt eingebracht 
haben, liegt in der Entwicklung der Reichsgesetzgebung selbst. 
Unter dem 25. Juli 1900 ist das Gesetz, betreffend die Aenderung 
des Gesetzes über die Rechtsverhálinisse der deutschen Schutagebiete, 
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verüffentlicht worden, in welches ohne Widerspruch aus dem Schosse 
des Hauses sowohl als von Seiten der verbündeten Regierungen der 
8 10a Aufnahme gefunden hat, welcher lautet, wie folgt: 

Den Angehórigen der im Deutschen Reiche anerkannten Re- 
ligionsgemeinschaften werden in den Schutzgebieten Gewissens- 
freiheit und religiöse Duldung gewährleistet. Die freie und 
öffentliche Ausübung dieser Kulte, das Recht der Erbauung 
gottesdienstlicher Gebäude und der Einrichtung von Missionen 
der bezeichneten Religionsgemeinschaften unterliegen keinerlei 
gesetzlicher Beschränkung noch Hinderung. 

Wir haben geglaubt, auch der hohe Bundesrath würde ein Gefühl 
für das Beschämende des Zustandes haben 
(sehr richtig !), 
dass in den Schutsgebieten des Deutschen Reiches erlaubt ist, kraft 
Reichsgesetzes erlaubt ist, ohne ein Wort des Widerspruchs seitens 
des Bundesraths bei der Behandlung dieses Paragraphen hier im 
Reichstage erlaubt ist, was in den JEineelstaaten dieses mächtigen 
Deutschen Reiches verboten ist 

(hórt! hórt! in der Mitte) 
und, wie wir gehórt haben, verboten bleiben soll so lange, bis nicht 
die Einzelstaaten sich herbeilassen, von sich selbst aus Wandel zu 
Schaffen. Wir haben geglaubt, unser Antrag sei eine gebotene 
Konsequenz 

(sehr richtig! in der Mitte) 
aus der Annahme des 8 10a des jüngsten Schutzgebietsgesetzes. 
Dieses Schutzgebietsgesetz ist dann ja, gemäss der Ermächtigung, 
die ertheilt war, von dem Herrn Reichskanzler neu redigirt heraus- 
gegeben worden, und es ist in der neuen Redaktion der eben ange- 
führte 8 10a als 8 14 wörtlich, wie ich ihn verlesen habe, zu finden. 
Wir halten es für eine unausweichliche Konsequenz, dass die Reichs- 
gesetzgebung nunmehr auch im eigenen Lande den Grundsatz zur 
Geltung führt, den sie für die Schutzgebiete ohne Widerspruch an- 
genommen und eingeführt hat 

(sehr richtig! in der Mitte), 
und so würde auch ohne die Einzelbeschwerden, die die Sache für 
uns brennend gemacht haben, dieser Antrag unserer Meinung nach 
durchaus in der Konsequenz der Entwicklung unserer Reichsgesetz- 
gebung gelegen haben, und wir würden nicht länger haben säumen 
dürfen, nachdem 8 10a bezw. $ 14 des neu redigirten Schutzgebiets- 
gesetzes Aufnahme in das Reichsgesetzblatt gefunden hat. Nun 
kommt der hohe Bundesrath gegenüber dieser wahrscheinlich doch 
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auch von ihm schwerlich zu bestreitenden Folgerichtigkeit unserer 
Forderungen mit der Einrede der Nichtzuständigkeit des Reiches! 

Meine Herren, was enthält unser Antrag? Forderungen, be- 
treffend die Religionsfreiheit der Reichsangehörigen, und Forderungen, 
betr. die Religionsfreiheit der Religionsgemeinschaften. Was den letzten, 
den zweiten Theil unseres Antrages angeht, so ist es zunächst selbst- 
redend, dass wir nicht etwa — wir sind entfernt davon, das zu wollen 
— auf das altererbte Uebel der Staatskirchenhoheit ein neues Uebel, eine 
Reichskirchenhoheit pfropfen wollen. Wenn man aber auch das nicht 
will, so wird man doch anerkennen müssen, dass vor der Reichsgesetz- 
gebung die Religionsgemeinschaften Vereine sind, wie alle anderen 
móglichen und wirklichen Vereine im Reiche auch ; dann kann man den 
Einwand der Nichtzuständigkeit der Reichsgesetzgebung nicht erheben, 
nachdem Art. 4 der Reichsverfassung unter der Ziffer 16 zu der 
Zuständigkeit der Reichsgesetzgebung auch die Bestimmungen über 
das Vereinswesen gezogen hat. Wir haben uns vor noch nicht 
langer Zeit bei Gelegenheit des vielgenannten Verbindungsverbots für 
politische Vereine über diese Frage hier und in den Einzellandtagen 
unterhalten, und es ist als die gemeine Meinung aller Zustándigen 
festgestellt wie auch durch die Aufhebung dieses Verbindungsver- 
bots von Rechtswegen unwidersprechlich dargethan, dass in Sachen 
der Vereinsgesetzgebung die Zuständigkeit der Einzelgesetzgebungen . 
nor so weit noch reicht, als nicht die Reichsgesetzgebung dieser 
Materie sich bemächtigen will und bemächtiget hat. Hat nun die 
Reichsgesetzgebung sich bis heute der Zustündigkeit in Sachen der 
Religionsfreiheit von religiösen Gemeinschaften oder Vereinigungen 
noch nicht bemächtigt, so hindert das doch nicht, den Antrag ein- 
zubringen und auf ihn einzugehen, nunmehr auch diese Materie auf 
Grund der Reichsverfassung zur Reichsgesetzgebung zu ziehen. 

Nun, meine Herren, darf ich aber noch einmal betonen, was 
ich schon vorher durch einen Zusatz anzudeuten für nóthig befunden 
habe. Nichts liegt uns mit unserem Antrag ferner, als eine positive 
Reichskirchenhoheit einführen en wollen. Wir verabscheuen ja die 
Staatskirchenhoheit, das sogenannte jus circa sacra. Nichts muss 
uns daher ferner liegen, als eine neue Reichskirchenhoheit nun noch 
zu dieser bestehenden Staatskirchenhoheit, sodass ein par nobile 
fratrum entstände, dem deutschen Volke als Weihnachtsgeschenk 
unter den Christbaum zu legen. 

(Sehr gut! in der Mitte.) 

Nein, wir wollen von Reichsgesetzgebungswegen die Staatskirchen- 
hoheit beseitigt wissen, soweit es die Reichsverfassung zulässt, also 
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überall da, wo sie die volle Vereinsfreiheit beeintrüchtigt. Der erste 
Theil unseres Antrags, die Religionsfreiheit der einzelnen Heichs- 
angehörigen, ist unserer Auffassung nach ein Ausfluss des durch 
Art. 3 unserer Reichsverfassung gewährleisteten gemeinsamen In- 
digenats mit der davon untrennbaren Freizägigkeit sämmtlicher 
Reichsangehörigen und in Bezug auf sämmtliche zum Reich ver- 
bündeten Einzelstaaten. 

Meine Herren, man macht mir vielleicht den Einwand: ja, die 
Reichsverfassung sagt in Art. 3 ausdrücklich, was durch dieses ge- 
meinsame Indigenat und die Freizügigkeit gewührleistet werden soll: 

das Recht zum festen Wohnsitz, zum Gewerbebetriebe, zu öffent- 

lichen Aemtern, zur Erwerbung von Grundstücken, zur Erlangung 

des Staatsbürgerrechtes und zum Genusse aller sonstigen bürger- 

lichen Rechte — 
sie sagt aber nicht ausdrücklich: das Recht der freien Religions- 
übung, wie wir es in unserm Antrage verlangen. Nun habe ich 
darauf ein Doppeltes zu erwidern. Unter »allen sonstigen bürger- 
lichen Rechten« verstehen meine politischen Freunde das wichtigste 
aller bürgerlichen Rechte, das Recht freier und unbehinderter Re- 
ligionsübung in allererster Linie. 

(Lebhafte Zustimmung in der Mitte.) 

Ich habe aber auch darauf ein Zweites zu erwidern. Der Art. 3 der 
Reichsverfassung nennt auch die Ausnahmen, die nicht unter das 
Indigenat fallen; er sagt: 

Diejenigen Bestimmungen, welche die Ármenversorgung und die 

Aufnahme in den lokalen Gemeindeverband betreffen, werden 

dadurch nicht berührt; 
er sagt ferner: 

Ebenso bleiben bis auf weiteres die Vertráge in Kraft u. s. w. 

wegen der Ausweisungen, wegen der Verpflegung erkrankter und 

Beerdigung verstorbener Staatsangehóriger. 

Die Reichsverfassung nennt also die Religionsfreiheit der einzelnen 
durch das Indigenat berechtigten Reichsangehörigen nicht unter den 
Ausnahmen! Und ich darf mich auf den allgemeinen Auslegungs- 
grundsatz berufen: Ausnahmen zu Ungunsten der Berechtigten sind 
strikte zu interpretiren. Wer hier eine Ausnahme behaupten will, 
muss den Beweis dafür erbringen, dass die Verfassung die Ausnahme 
rechtfertigt. Da die Verfassung die Religionsfreiheit der einzelnen 
Reichsangehörigen unter diesen Ausnahmen nicht aufführt, so wird 
kein Mensch im Stande sein, den Beweis zu erbringen, dass die 
Forderung der Beligionsfreiheit sämmtlicher Reichsangehörigen eine 
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verfassungswidrige, eine nicht zur Zuständigkeit der Reichsgesetz- 
gebung gehórige Sache sei. 

Nun muss ich mich aber doch wirklich wundern über das kurze 
Gedächtniss, mit dem bei dem Einwande von der Nichtzuständigkeit 
der Reichsgesetzgebung vorgegangen wird. Noch war das Deutsche 
Reich nicht zusammengeschmiedet, noch bestand nur erst der 
Norddeutsche Bund, und schon erschien ein Gesetz im Jahre 1869, 
welches für alle im Norddeutschen Bund vereinigten Staaten, auch 
für Mecklenburg, Braunschweig und Sachsen, die Ausübung bürger- 
licher und staatsbürgerlicher Rechte für unabhängig vom religiösen 
Bekenntniss erklärte. | 

(Hört! hört! in der Mitte.) 
Es ist das Gesetz des Norddeutschen Bundes vom 3. Juli 1869, 
dessen einziger Artikel lautet: 

Alle noch bestehenden, aus der Verschiedenheit des religiösen 

Bekenntnisses hergeleiteten Beschränkungen der bürgerlichen 

und staatsbürgerlichen Rechte werden hierdurch aufgehoben. 

Insbesondere soll die Befáhigung zur Theilnahme an der Ge- 

meinde- und Landesvertretung und zur Bekleidung Öffentlicher 

Aemter vom religiösen Bekenntniss unabhängig sein. 

Und kaum war das Deutsche Reich zusammengeschmiedet, als 
man dieses Gesetz des Norddeutschen Bundes auf das ganze Deutsche 
Reich ausdehnte. Was thun wir heute anderes, meine Herren, als 
den Antrag.an Sie zu bringen, die Parallele zu diesem Gesetz von 
1869 zu schaffen, die Unabhängigkeit des religiösen Bekenntnisses 
von allen siaatsbürgerlichen Beschränkungen ? 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 

Aber, meine Herren, ich gehe noch einen Schritt weiter. Mit 
leichtem Herzen, ohne an die Nichtzuständigkeit der Reichsgesetz- 
gebung nur zu denken, vielmehr, wie der damalige Wortführer des 
hohen Bundesraths, der preussische Herr Justizminister Dr. Fried- 
berg, so salbungsvoll erklären konnte: bloss auf das massgebende 
Votum dieses hohen Hauses hin, legte der hohe Bundesrath dem 
Reichstage ein Jeswifengesetez vor 

(sehr richtig! in der Mitte), 
ein Jesuitengesetz, welches einen Paragraphen enthielt, in welchem 
dem Bundesrath die Vollmacht gegeben war, sämmtliche katholische 
Orden für jesuitenverwandt zu erklären, wenn er gewollt hätte. Kein 
Mensch hat die Zuständigkeit der Reichsgesetzgebung zum Erlass 
eines so exorbitanten Gesetzes bezweifelt. Der hohe Bundesrath hat 
ja seinen Zorn schliesslich auf vier solcher religiöser Orden be- 
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schränkt und ist inzwischen so sanft geworden, dass er diese vier 
noch einmal getheilt hat und heute nur noch zwei jesuitenverwandte 
Orden kennt. Vielleicht wächst die Sanftmuth mit den Jahren 
noch mehr. 
(Heiterkeit.) 
Aber, meine Herren, wer so mit rauher Hand in die religiöse Frei- 
heit in den Einzelstaaten eingegriffen hat, der darf heute nicht 
sagen: die Reichsgesetzgebung, — der darf heute nicht sagen: diese 
Klinke der Gesetzgebung darf nicht angerührt werden 
(sehr richtig! in der Mitte), 
wo es sich um den Schutz der Religionsfreiheit handelt. 
(Sehr gut! in der Mitte.) 

Und, meine Herren, wie ging es denn mit dem Gott sei Dank 
inzwischen wieder aufgehobenen Priesterausweisungsgesetz? War das 
keine Einmischung der Reichsgesetzgebung in religióse Angelegen- 
heiten ? 

(Sehr gut! in der Mitte.) 
Zugestanden ist es ja worden, dass dieses Gesetz lediglich ein Ge- 
fälligkeitsdienst gegen Preussen war. Um die preussische Kultur- 
kampfgesetzgebung wirksam zu machen, ist dieses Gesetz erlassen. 

Also ich denke: wer schon so munter darauf losgearbeitet hat 
mit der Reichsgesetzgebung in Sachen der religiösen Freiheit, der 
kommt etwas zu spät, wenn er sich heute darauf besinnt, das Reich 
möchte am Ende nicht zuständig sein für die Annahme und Aus- 
führung unseres Antrags. 

Und schliesslich, meine Herren, was haben wir denn in diesem 
Sommer erlebt! Begreiflicherweise ist nichts in unserer Reichsver- 
fassung mit grösserer Ausführlichkeit geordnet als das Reichsmilitär- 
wesen. In dem betreffenden Abschnitt unserer Verfassung ist mit 
der grössten Sorgfalt Fürsorge für alle möglichen und beinahe auch 
unmöglichen Eventualitäten getroffen. Wir haben die allgemeine 
Wehrpflicht, wir haben das einheitliche deutsche Heer. Es ist 
Art. 63 unserer Verfassung, welcher bestimmt: »Die gesammte 
Landmacht des Reiches wird ein einheitliches Heer bildene; und in 
diesem Sommer sehen wir auf einmal neben unserer auf der ein- 
heitlichen Wehrpflicht aufgebauten Landmacht eine auf das Frei- 
willigkeitsprinzip zugerichtete ostasiatische Armee entstehen, gänz- 
lich verschieden von allem, was die Verfassung in ihrem Abschnitt 
über das Reichskriegswesen kennt und anordnet. Wir sehen sie er- 
stehen, ohne dass auch nur das nöthige Drittel der verbündeten 
Staaten sich findet, um die Berufung des Bundesraths zu verlangen 
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zum Zwecke der Erörterung der wichtigen Frage, ob man denn 
gegenüber den klaren Vorschriften der Reichsverfassung über das 
Reichskriegswesen an der betreffenden Stelle, die die neue freiwil- 
lige ostasiatische Armee gebildet hat, zuständig sei, eine solche 
Armee ins Leben zu rufen oder nicht. Und uns armen Reichstags- 
abgeordneten gegenüber sitzt auf einmal der hohe Bundesrath wieder 
in eorpore auf dem hohen Rosse der Nichtzuständigkeit ! 
(Heiterkeit in der Mitte.) 

Nein, meine Herren, das macht wirklich keinen sehr imponirenden 
Eindruck, 

(sehr gut! und Heiterkeit in der Mitte), 
und ich denke, der hohe Reichstag wird sich die Sache doch noch 
etwas gründlicher ansehen, als es die verbündeten Regierungen zu 
" thun für gut befunden haben. 

Ich habe in dem, was ich vorzutragen mir erlaubte, im wesent- 
lichen das gesagt, was ich jetzt und hier für nóthig gehalten habe 
hinsichtlich der Vereinbarkeit unseres Antrages mit unserer Reichs- 
gesetzgebung zu sagen. Sie gestatten mir vielleicht, rein persónlich 
noch ein Einziges dieserhalb hinzuzufügen. Ich habe sehr häufig 
gegenüber den Einzelstaaten meinerseits die Nichtzuständigkeit der 
Reichsgesetzgebung vertreten. 

(Sehr richtig! rechts. Hört! hört! links.) 
Ich habe es gethan in der Ueberlieferung meiner Partei von Anfang 
an, von der jetzt in gewissen Blättern so schön gesagt wird, sie 
habe sich nur »aufgespielt« als die Schützerin des Föderalismus und 
der Selbstständigkeit der verbündeten Staaten. Ich habe es gethan 
in redlicher Ueberzeugung von der Nichtzuständigkeit des Reichs in 
denjenigen Materien, um die es sich damals handelte. Nichts liegt 
mir ferner, als, wenn ich die feste Ueberzeugung habe, dass das 
Reich nicht zuständig ist, diese Zuständigkeit ausdehnen zu wollen; 
aber, meine Herren, man soll mir persönlich — und ich bin auch 
solchen Anzapfungen schon begegnet — man soll mir persönlich nicht 
vorwerfen, ich hätte aus der Geschichte und Entwicklung des Deutschen 
Reichs nichts gelernt. Die ganze Entwicklung unserer Gesetzgebung 
hat dahin geführt, dass, wo man es für gut findet, man sich über 
die sog. »Kompetenzkompetenz« mit einem leichten salto mortale 
hinwegsetzt. 
(Sehr richtig! aus der Mitte.) 

Nehmen Sie mir nicht übel, wenn ich in den wichtigsten Fragen, 
in denen ich auf dem Boden der Verfassung zu stehen die persón- 
liche Ueberzeugung habe, nun auch den geehrten Herren sage: wenn 
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ihr zuständig seid, wo es die Sklaverei von uns gilt, dann bitte, 
lasset uns die Freude, euch auch für zuständig zu halten, wo es 
unsere Freiheit gilt. 

(Sehr richtig! aus der Mitte. Bravo!) 

Und nun noch ein Wort gegenüber den Vorwurf, unser An- 
trag liege lediglich im Interesse der katholischen Reichsangehörigen. 
Meine Herren, unser Antrag ist durchaus allgemein gefasst und all- 
gemein gemeint, wir haben in unserer Geschichte jahrhundertelange 
schwere Kämpfe zu verzeichnen, iu die ich im einzelnen jetzt nicht 
hineinsteige; sollte es von anderer Seite beliebt werden, so sind wir 
vollauf gerüstet, um gegenüber der Wagschale sogenannter »katho- 
lischer Schandthaten«, gegenüber dieser Wagschale über und über 
geschichtliche Thatsachen zu häufen, die auch für Schandthaten auf 
der anderen Seite Zeugniss ablegen. 

(Sehr gut! — Heiterkeit links.) 
Aber nichts liegt mir, nichts liegt meinen politischen Freanden 
ferner, als einen derartigen rotrospektiven Religionskrieg anfachen zu 
wollen. Nach diesen jahrhundertelangen schweren Kämpfen sind wir 
in Deutschland so weit, dass wir die bürgerliche und die staats- 
bürgerliche Gleichberechtigung der Bekenntnisse als den einzigen 
Boden, auf dem das Deutsche Reich gedeihen und sich gedeihlich 
fortentwickeln kann, anerkennen auch unsererseits. Gewiss, meine 
Herren, reden wir damit nicht der sogenannten dogmatischen Tole- 
rang das Wort; wir an unserem Theil sind der Meinung, es gibt 
überhaupt keine dogmatische Toleranz. 

| (Sehr richtig! bei den Nationalliberalen.) 

Jede Ueberzeugung, die etwas auf sich hält, muss sich für die allein 
richtige halten. Darum handelt es sich nicht. Wir reden der 
dogmatischen Toleranz mit unserem Antrag nicht das Wort; aber 
ich hoffe, wir können uns mit den meisten unserer verehrten Herren 
Kollegen zusammenfinden auf dem vaterländischen Boden der bürger- 
lichen und der staatsbürgerlichen Toleranz. 

(Lebhaftes Bravo in der Mitte.) 

Prüsident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Dr. Graf zu 
Stolberg- Wernigerode. 

Graf zu Stolberg-Wernigerode, Abgeordneter: Meine Herren, 
der Antrag ist ein so weitreichender, ein so umfassender, dass es 
nicht móglich ist, die sámmtlichen Konsequenzen, die sich aus dem- 
selben ergeben oder die sich aus demselben ergeben können und 
kónnten, zu übersehen. Jedenfalls aber liegen gegen denselben er- 
hebliche sachliche und noch weit erheblichere staatsrechtliche Be- 
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denken vor. Es handelt sich um eine Erweiterung der Machtkom- 
petenz des Reiches auf Kosten der Einzelstaaten und verbunden mit 
einer Schmälerung ihrer Hoheitsrechte. 

(Sehr richtig! rechts.) 

Meine Herren, ebenso wie der Herr Reichskanzler widerstreben 
auch wir einer solchen Machterweiterung der Reichskompetenz und 
einer solchen Schmálerung der Hoheitsrechte der einzelnen Staaten. 

(Bravo! rechts.) 
Dieser Standpunkt ist für uns von prinzipieller Natur. 

Aber ich gebe zu, dass es im einzelnen zweifelhaft ist oder 
wenigstens zweifelhaft sein kann, ob und inwieweit dieses principielle 
Bedenken gegenüber allen einzelnen Punkten des Antrages Platz 
greife; und wenn eine grosse Partei dieses hohen Hauses, eine 
Partei, mit der wir erfreulicherweise auf manchen Gebieten zusam- 
menarbeiten können, den Wunsch hat, dass dieser Antrag einer 
Kommission überwiesen werde, so wollen wir dem nicht entgegen- 
treten. Meine Herren, wir vinkuliren uns dabei in keiner Weise; 
wir behalten uns alles weitere vor. Wir betrachten es als die Auf- 
gabe dieser Kommission, zu ermitteln, ob und welche Pankte in 
diesem Antrage enthalten sind, ob und welche Forderungen aus 
diesem Antrag herausgeschält werden können, die der Reichsver- 
fassung nicht zuwiderlaufen. In diesem Sinne stimmen wir für die 
Ueberweisung des Antrags an eine Kommission. 

(Bravo! rechts.) 

Präsident: Das Wort hat der Herr en v. Vollmar. 

v. Vollmar, Abgeordneter: Meine Herren, der Antrag des 
Zentrums ist bei den Parteien und in der Presse im wesentlichen 
abfällig beurtheilt worden. Man hat dagegen Einwendungen aller 
Art erhoben, und das arme Zentrum hat schwere Angriffe erleiden 
müssen. Und es wäre wohl so gut wie allein geblieben, wenn nicht 
wir Sozialdemokraten in alter Treue neben ihm gestanden wären. 

(Grosse Heiterkeit.) . | 
— Ja, meine Herren; denn unser Zusammengehen in diesen Dingen 
ist doch nichts Neues. Wir Sozialdemokraten sind in diesem Hause 
so ziemlich die einzige Partei, welche den wüsten Traum des Kultur- 
kampís nicht mitgetráumt hat, sondern von Anfang an bis zum 
heutigen Tage stets alle Kulturkampfgesetze bekämpft hat. 

Allerdings haben wir für diese unsere Haltung vom Zentrum 
wenig Dank geerntet, den wir freilich als gute Realpolitiker auch. 
gar nicht begehrt haben. Aber was wir wohl hätten verlangen 
kónnen, das war, dass das Zentrum seine Agitation gegen uns etwas 
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mehr mit einer wichtigen Vorschrift des Dekaloges in Uebereinstim- 
mung gebracht und nicht landauf landab die Unwahrheit verbreitet 
hátte, dass wir Sozialdemokraten — die wir allein jenen von Ihnen 
als Verfolgungsgesetze gekennzeichneten Massnahmen nicht zuge- 
stimmt haben, »Verfolger der Kirche« seien.  Indessen, meine 
Herren, — wir denken christlicher als das Zentrum 
(Heiterkeit in der Mitte) 
und erwägen, dass Gewohnheitssünden ausserordentlich schwer ab- 
zulegen sind, dass die Nutzbarmachung religióser Gefühle zu welt- 
lichen Zwecken derart das innerste Wesen der Zentrumspartei aus- 
macht, und dass schliesslich diese, je schwieriger sich mit ihrer 
fortschreitenden Entwicklung ihre Stellung zu den Wählermassen ge- 
staltet, um so schwerer auf dieses bewährte Mittel zu verzichten 
vermag. Deshalb, und da wir unsererseits nicht nach Zu- und 
Abneigung und sonstigen Motiven der Parteisucht zu handeln 
pflegen, sondern ausschliesslich nach festen Grundsätzen handeln, so 
kann das, was das Zentrum gegen uns gethan hat, an unserer 
Stellung in der vorliegenden Frage nichts ändern und hindert uns 
nicht, dass wir »Gutes thun jenen, die uns hassen«. 
(Heiterkeit.) 

Unter den Einwendungen, die in der Presse gegenüber dem 
Antrag des Zentrums erhoben worden sind, sind einige ohne weiteres 
hinfällig. So z. B. die, dass der Antrag einen agitatorischen Cha- 
rakter habe. Meine Herren, wir stehen auf dem Standpunkt, dass 
jeda Partei, welche nicht ohne jede Wurzel im Volke ist, auch in 
ihrer parlamentarischen Thätigkeit sich an das Volk wenden muss, 
und dass gewisse ihrer Anträge naturgemäss um so agitatorischer 
aussehen und wirken müssen, je mehr Widerstände dieselben bei 
den Regierungen und im Parlament selbst bei den Parteien finden. 
Dazu kommt noch, dass das Zentrum heute derlei agitatorische An- 
träge in dem Masse, als es sich immer mehr aus der früheren Op- 
positions- und Volkspartei in eine militárfromme Regierungspartei 
umwandelt, immer dringender und wie das tägliche Brod bedarf, um 
den wachsenden Widerspruch im Lande zu beschwichtigen. 

Nicht besser ist der andere Einwurf, dass der Antrag schon 
darum nicht ernst genommen werden könne, weil ja die Regierungen 
nie und nimmer darauf eingehen würden. Meine Herren, wenn wir 
uns darauf beschränken wollten, nur solche Anträge einzubringen, 
welche den verbündeten Regierungen gefällig sind, d. h. von denen 
wir im voraus annehmen könnten, dass diese geruhen werden, schliess- 
lich zuzustimmen, dann würde der Parlamentarismus nur mehr ein 
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Farce sein, an der sich ein ernster Mensch überhaupt nicht mehr 
betheiligen dürfte. 

(Sehr wahr! links.) | 
Deshalb kann auch die Erklärung, die der Herr Reichskanzler so- 
eben abgegeben hat, auf uns keinerlei Eindruck machen. Derlei und 
ähnliche Aufstellungen sind eben nichts als Verlegenheitseinwände, 
die weiter keine Bedeutung haben, als zu zeigen, dass den Parteien, 
welche sie erheben, die Einbringung eines solchen Antrags unbequem 
ist. Aber ich muss hinzufügen, dass das Zentrum gegen verschiedene 
Anträge, die meine Partei eingebracht hat, seinerseits genau die- 
selben Vorwürfe erhalten hat. 

(Sehr wahr! bei den Sozialdemokraten.) 

Andere Einwände sind zwar nicht ausschlaggebend, aber doch 
nicht ohne Bedeutung. Da ist der ja auch vom Herrn Abgeordneten 
Dr: Lieber behandelte, dass das Zentrum, welches bisher sich stets 
als Vertheidiger der föderativen Grundlagen des Reiches erklärt hat, 
durch den vorliegenden Antrag — namentlich wenn man denselben 
im Zusammenhang mit dem Antrag auf Einrichtung eines Staats- 
gerichtshofes betrachtet, der unter anderem auch über Erbfolge- und 
Regentschaftsstreitigkeiten in den Einzelstaaten entscheiden soll — 
einen Schritt in der Richtung zum Einheitsstaat gethan habe. In 
der That passt der Antrag schlecht zu der ganzen bisherigen Thätig- 
keit des Zentrums, die immer gegen die Ausdehnung der Reichs- 
kompetenz gerichtet war. 

Der Herr Abgeordnete Dr. Lieber hat nun einen Theil seiner 
Ausführungen wesentlich dazu verwandt, die Zweifel an der Ver- 
fassungsmässigkeit des Antrages und an der Zuständigkeit der Reichs- 
gesetzgebung für ihn zu widerlegen. Aber er hat das mit einem 
solchen Aufwande kunstvoller Interpretationen gethan, dass man nur 
sagen kann: auf solche Art kann man alles beweisen, kann jede 
einzelne Aeusserung des deutschen Volkslebens ohne weiteres unter 
die Kompetenz des Reiches gebracht werden. Hierbei hat der Herr 
Kollege Dr. Lieber mit Vorliebe bei dem Satze verweilt: es sei eine 
alte Auffassung seiner Partei, dass das Reich zuständig sein solle 
für die Freiheit, aber nicht zuständig für die Sklaverei. Das hört 
sich recht schön an, aber es stimmt nur keineswegs mit den That- 
sachen überein. Der Herr Abgeordnete Dr. Lieber hat hingewiesen 
auf jenes Gesetz vom Jahre 1869; aber es scheint ihm entgangen 
zu sein, dass jenes Gesetz gegen den Widerspruch des Herrn 
Dr. Windthorst angenommen worden ist. Und dann ein weiteres. 
Der Reichstag hat wiederholt über einen Antraz zu beschliessen ge- 
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habt, in Mecklenburg verfassungsmässige Zustände mit einem allge- 
meinen Wahlrecht einzuführen — zweifellos eine Sache, die sich — 
um den Ausdruck des Herrn Abgeordneten Dr. Lieber zu wieder- 
holen — gegen die Sklaverei und für die Freiheit wandte. Gleich- 
wohl hat das Zentrum jedesmal eine ablehnende Haltung eingenom- 
men, mit der Begründung, dass die Kompetenz der Einzelstaaten 
nicht eingeschränkt werden dürfe. Und jetzt will dieselbe Partei 
nunmehr mit einem Federstrich den Einzelstaaten einen wesentlichen 
Theil des Kirchenwesens wegnehmen und dem Reich übertragen! 
Ich denke, namentlich meine bayerischen Landsleute aus dem Zentrum 
werden wohl auch noch an anderer Stelle über dies Vorgehen zu 
reden haben. Indessen wundert mich dies Vorgehen des Zentrums 
auch nicht besonders. Wissen wir doch nicht erst seit heute, dass 
das Zentrum nur ein einziges festes Prinzip kennt: die konfessionell- 
kirchlichen Interessen, für die es jeden Augenblick jedes andere In- 
teresse preiszugeben und jeden Grundsatz umzumodeln oder fallen zu 
lassen bereit ist, 

Sodann ist das Zentrum ziemlich einhellig bezichtigt worden, 
dass sein Antrag nicht ehrlich gemeint sei, dass er nur eine Maske, 
ein falsches Spiel sei — eine hiesige konservative, von Pastoren be- 
diente Zeitung spricht von »wahren Orgien innerer Unwahrhaftigkeit 
und kirchenpolitischer Heucheleie. Nun will auch ich nicht leugnen, 
dass die Zusammenstellung der Worte »Toleranz« und »Zentrum« auf 
den ersten Blick etwas Verblüffendes hat 

(grosse Heiterkeit) | 
und ein eigenartiger Reiz ist, der dem politischen Feinschmecker 
nicht jeden Tag zu theil wird. Aber anderseits zeigen die Vor- 
würfe, die nach dieser Richtung erhoben worden sind, und die Art, 
wie dies geschehen ist, doch immerhin, dass man die Grundsätze der 
Kirche auf diesem Gebiete ziemlich wenig kennt, 

Meine Herren, es fällt mir nicht ein, etwa auf gewisse ge- 
schichtliche Ereignisse zurückzugreifen. Der Herr Abgeordnete 
Dr. Lieber kann nach dieser Richtung in Bezug auf mich ganz un- 
besorgt sein. Denn derartige weit zurückliegende Ereignisse haben 
in der That eine recht mässige Beweiskraft, weil man eben die 
ganzen Verhältnisse der betreffenden Zeit in Betracht ziehen muss, 
und weil man — auch darin hat der Herr Abgeordnete Dr. Lieber 
recht —, wenn man in dieser Beziehung der katholischen Kirche 
etwas zur Last legen will, man anderen kirchlichen Richtungen 
gegenüber ganz dasselbe thun muss. Aber so viel ist sicher: dass 
nichts der katholischen Kirche nach ihrer ganzen Tradition ferner 
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liegt als eine grundsätzliche Anerkennung des Rechts auf Toleranz, 
geschweige denn auf eine volle Gewissens- und Glaubensfreiheit. Ist 
es doch bekannt, dass ganz im Gegentheil die Aufstellung der Ge- 
wissens- und Glaubensfreiheit als eines idealen Menschenrechts vom 
Lehramt der Kirche ex cathedra als »Wahnwitz« erklärt und ver- 
worfen worden ist. Nach der Auffassung der Kirche liegt die Sache 
S0, dass es eine berechtigte Freiheit gegen göttliche Wahrheits- 
normen nicht gibt. Die göttlichen Wahrheitsnormen aber besitzt 
die katholische Kirche, und zwar ausschliesslich. Da sich die Kirche 
als die alleinseligmachende weiss — der gegenüber alle anderen Re- 
ligionsgemeinschaften lediglich Háresie, Rebellion gegen die kirch- 
liche Autorität, Irr- und Unglauben, Sekten und Verbrechen sind 
— so ist die dogmatische Tolerans der Kirche verwerflich und un- 
sittlich, und die Intoleranz — ich bemerke, dass ich derartige Aus- 
sprüche der Sicherheit wegen nach dem Kardinal Hergenröther 
zitire — die dogmatische Intoleranz, die Unverträglichkeit gegen- 
über allen anderen religiósen Ansichten und Parteien eine Pflicht. 


Aber die Kirche beschrünkt sich nicht auf die dogmatische 
Intoleranz, sondern sie fordert von Haus aus und prinzipiell auch 
die politische Intoleranz. Im Staate der katholischen Glaubensein- 
heit — und dieser Staat ist der Kirche das Naturgegebene, das 
Regelmässige — fordert sie vom Staat prinzipiell die Unterdrückung 
der anderen Religionsmeinungen und wehrt sich, solange sie nur dazu 
im Stande ist, mit allen Mitteln gegen jedes Zugeständniss. So hat 
die Kirche auch bis in die neueste Zeit gegen alle Verfassungen 
und Gesetze, durch welche in den verschiedenen Ländern die Ge- 
wissens- und Glaubensfreiheit festgestellt worden ist, die entschie- 
densten Proteste erhoben. Aber die menschheitliche Entwicklung 
ist stärker gewesen als die Kirchensatzung. Ganze Länder sind von 
der Kirche abgefallen, und in anderen Ländern sind früher unter- 
drückte Religionsmeinungen und Kirchen zu stark geworden, als 
dass man dieselben noch in der früheren Weise behandeln könnte. 
Der autoritative Kirchenschriftsteller, den ich schon genannt habe, 
Kardinal Hergenröther, drückt sich über die Entstehung dieses Zu- 
standes folgendermassen aus: 


Dass der Geist der Duldung in der heutigen Gesellschaft so 

mächtig geworden ist, das hat die Macht der Umstände, die 

grosse Zahl von Religionsparteien, der Unglaube, der Indifferen- 

tismus, die durch Kriege herbeigeführte Erschlaffung, die Mil- 

derung der Sitten, die Vermehrung der Verbindungen und Ver, 
9* 
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kehrsmittel, das Ueberwiegen der materiellen Interessen nach 

und nach herbeigeführt. 

Nicht also der Kirche ist das Aufkommen der Toleranz zu 
danken, sondern sie ist ihr vielmehr gegen ihren Willen aufge- 
zwungen worden. Die Kirche hält den alten Grundsatz von ihrem 
Alleinrecht und von dem Recht auf Unterdrückung anderer Re- 
ligionsmeinungen nach wie vor aufrecht, passt sich aber den gegen 
ihren Willen veränderten Umständen an und »duldet« — wie das 
Wort Toleranz sagt — ein Uebel, da sie es nun einmal nicht än- 
dern kann. 

Unter dieser Voraussetzung kann und darf auch eine katho- 
lische Partei für Toleranz eintreten; ja, sie wird es thun müssen, 
sobald sich die Kirche davon einen Vortheil versprechen kann, wie 
dies in katholischen Ländern in der Regel der Fall sein wird, von 
denen die Kirche als Minorität eine Gleichberechtigung fordert, 
welche sie, wo sie in der Majorität ist, Anderon nicht gibt. 

(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten. Zurufe in der Mitte.) 
— O, bitte, meine Herren, wenn es Ihnen gefällig ist, können wir 
die Sache ja später fortsetzen. 

(Wiederholte Zurufe in der Mitte.) 
— Sie rufen: Bayern; aber Bayern ist doch kein katholischer, son- 
dern ein paritätischer Staat ! 
(Zuruf in der Mitte.) 

Ich habe zu zeigen gesucht, dass eine katholische Partei in 
einem Lande wie Deutschland sehr wohl für Toleranz eintreten kann. 
Immerhin finde ich bei Kirchenschriftstellern Stellen, welche mich 
in Bezug auf die vom Zentrum gewählte Form doch bedenklich 
machen könnten. Es heisst dort nämlich, dass die Gewissensfreiheit 
— nicht nur für die katholische Kirche, sondern auch für andere 
Religionsparteien — nur nothgedrungen zuzulassen sei, dass sie aber 
nicht aus eigener Initiative, durch Zuthun des katholischen Gesetz- 
gebers herbeigeführt werden dürfe. Hieraus wird sich wohl auch 
ein Angriff erklären lassen, welcher in einem katholischen Münchener 
Blatt wegen der Einbringung dieses Antrages gegen das Zentrum er- 
hoben worden ist. 

(Zuruf in der Mitte.) 
— Ja, meine Herren, glauben denn Sie, dass Sie allein katho- 
lisch sind ? 

(Grosse Heiterkeit.) 
Der betreffende Artikel soll, wie mir gesagt wird — die Herren 
können ja der Wahrheit nachfragen — von einem Geistlichen her- 
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rühren. In dem betreffenden Aufsatz des Blattes unseres früheren 
Herrn Kollegen Dr. Sigl wird dem Zentrum Verleugnung der katho- 
lischen Prinzipien vorgeworfen. Es wird gesagt: ob denn die Theo- 
logen und Juristen des Zentrums ihre Studienjahre verschlafen, ver- 
kneipt oder sonstwie verbummelt hätten 

(grosse Heiterkeit links), 
dass sie einen solchen Antrag einbringen könnten und nicht wüssten, 
was das katholische Prinzip in diesen Dingen eigentlich verlange? 
Und schliesslich wird gesagt, dass eigentlich die ganze Zentrums- 
partei wegen ihres Antrages »ohne jede Nachsicht latae sententiae 
dem Kirchenbann verfallen« sei. 
(Lachen in der Mitte und auf der Linken.) 
Ich meinerseits glaube das nun nicht; denn nach meiner Auffassung 
wird eben der Verfasser doch nicht ganz auf der richtigen Höhe der 
kirchlichen Distinktionskunst angekommen sein. Im übrigen geht 
die Sache auch den Reichstag weiter nichts an. Und schliesslich 
wird auch, selbst wenn wirklich eine Sünde unterlaufen sein sollte, 
bei den römischen Konnexionen des Zentrums die Sache nicht be- 
sonders schlimm für Sie ablaufen. 

(Heiterkeit.) 

Meine Herren, aus der Entwicklung, die ich Ihnen gegeben 
habe, geht hervor, dass die Kirche bezw. die Zentrumspartei aller- 
dings eine höchst zweifelhafte Vertreterin der Gewissens- und Re- 
ligionsfreiheit ist, dass sie für dieselbe nicht aus Grundsatz, nicht 
aus eigenem Wollen und innerer Ueberzeugung eintritt, sondern dass 
sie das nur durch die in unserem Lande und in unserer Zeit ge- 
gebenen Umstände, also nur aus Klugheit und wegen des Nutzens 
thut, den sie für sich selbst aus einer solchen Freiheit zu er- 
werben hat. 

Indem man dies wohl festhält und man infolge dessen den 
Herren gebührendermassen auf die Finger sieht, bleibt es aber doch 
eine Thatsache, dass Kirche und Zentrum im Deutschen Reiche mit 
seiner akatholischen Mehrheit durch ihr eigenes Interesse auf die Ge- 
wissens- und Glaubensfreiheit hingewiesen sind. Wem aber dies Mo- 
tiv nicht schón erscheinen mag, den will ich daran erinnern, dass 
in politischen Dingen regelmässig dus Interesse der Eigensucht viel 
verlässlicher ist als die schönsten Grundsätze. Aus diesem Grunde 
nehmen auch wir Sozialdemokraten den Antrag des Zentrums als 
durchaus ernst gemeint und prüfen ihn — da über Motive nicht ab- 
gestimmt wird — ohne jede Voreingenommenheit rein sachlich. 

Nun sind wir Sozialdemokraten — wie Ihnen seit alter Zeit 
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bekannt sein muss — grundsätzliche Vertreter der vollen Gewissens- 
und Glaubensfreiheit, die wir konsequent dahin entwickeln, dass der 
Staat sich überhaupt in keiner Weise in die religiósen Meinungen 
einzumengen, sich in keiner Weise mit Religion und Kirche zu be- 
fassen, sondern diese Dinge ausschliesslich der privaten Aktion der 
einzelnen Bürger und der von ihnen gebildeten Religionsgemein- 
schaften zu überlassen habe, die auf diesem Gebiet völlig frei und 
uneingeschrünkt verfügen sollen. Kurz, wir stehen — um ein be- 
kanntes Wort zu gebrauchen — auf dem Standpunkt der vollen 
Trennung von Kirche und Staat. 

Ich habe schon zu Beginn meiner Ausführungen darauf hin- 
gewiesen, dass wir Sozialdemokraten das Unglück haben, von den 
Herren im Zentrum in religiösen Dingen sehr häufig missverstanden 
zu werden. Eine ganze Reihe von Schriftstellern und Rednern des 
Zentrums hat sich die erdenklichste Mühe gegeben, den Nachweis 
zu liefern, dass die von uns aufgestellte Erklärung der Religion als 
Privatsache — was eben weiter nichts als die vollendete Gewissens- 
und Glaubensfreiheit ist — ein ganz schändliches Ding und nichts 
als Religionsfeindschaft sei. Man hat aus der Menge unserer Lite- 
ratur und unserer Reden hier und dort einige Stellen herausgefunden, 
welche angeblich oder in Wirklichkeit unserem Grundsatz nicht ent- 
sprechen, und dieselben zu einem Bündel vereinigt, das man uns 
dann bei jeder passenden Gelegenheit an den Kopf wirft und damit 
den Beweis für erbracht hält, dass es uns mit dem Satz: Religion 
ist Privatsache — nicht ernst sei. Das ist aber ein ganz vergeb- 
liches Bemühen. Die Sozialdemokratie ist, wie Sie wissen, eine 
grosse Partei; sie besteht aus vielen Hunderttausenden von Mitglie- 
dern mit den allerverschiedenartigsten religiösen Gesinnungen, welche 
mit unseren politischen Bestrebungen in keinerlei Zusammenhang 
stehen und darum auch prinzipiell ihr fern bleiben sollen. Wenn 
das von Einzelnen nicht immer geschieht, so kann und muss ich 
das bedauern; aber dabei möge man auch die Schuld derjenigen 
unserer Gegner nicht vergessen, welche ihrerseits mit Bewusstsein 
Religion und Politik mit einander verquicken, die Religion für ganz 
gewöhnliche weltliche Machtinteressen des Staates und der Partei 
anspannen und damit selbst die Gefahr herbeiführen, dass man auch 
auf unserer Seite die vermengten Gebiete nicht mehr so leicht von 
einander unterscheiden kann. 

Meine Herren, es würde für mich hier nahe liegen, eine An- 
zahl von Beispielen für die Art, wie namentlich das Zentrum reli- 
giöse Motive in den Dienst seiner Parteizwecke zu stellen pflegt, 
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anzuführen. Ich will mich aber auf eine einzige Anführung be- 
schränken. Es betrifft die Schwächung der Arbeiterbewegung durch 
ihre Spaltung nach Konfessionen. Als mein Freund Auer jüngst bei 
einer anderen Gelegenheit nebenbei auf die Thatsache hingewiesen 
hat, ist vom Herrn Abgeordneten Dr. Lieber alsbald erklärt worden: 
in Sachen des bekannten Pastorales der preussischen Bischöfe sei 
alles vollkommen in Ordnung — die Bischöfe hätten der christlich- 
interkonfessionellen Gewerkvereinsbildung absolut nichts in den Weg 
gelegt, und wir sollten nur den Glauben aufgeben, als ob wir von 
den katholischen Arbeitern irgend etwas für die sozialdemokratischen 
Interessen zu hoffen hätten. Aber, meine Herren, in Wahrheit liegt 
die Geschichte doch etwas anders. Sie liegt nämlich so, dass die 
bekannte Erklärung des Freiburger Erzbischofs und die Auslegung 
der Zentrumspresse lediglich ein Uebereinkommen sind, durch das 
man aus einer sehr unangenehmen und heiklen Situation herauszu- 
kommen gesucht hat, und das man wählen musste, um die Em- 
pörung der selbstbewusst gewordenen organisirten katholischen Ar- 
beiter zu beschwichtigen. Kurz nachher aber ist in Mainz eine mit 
dem bischöflichen Imprimatur versehene Schrift von Dr. Kempel er- 
schienen, in welcher ausdrücklich festgestellt wird, dass die Bischöfe 
in Wirklichkeit durchaus Gegner des christlich-interkonfessionellen 
. Gewerkvereinswesens sind, also jede Art kräftiger Arbeiterverbände 
bekämpfen und nur die kraftlosen und leicht leitbaren kleinen ka- 
tholischen Vereine dulden wollen, die zu einem energischen Vor- 
gehen in dem Kampf mit dem Unternehmerthum völlig uufähig sind. 
Dass aber die katholischen Arbeiter eine solche Gängelung gegen ihr 
eigenstes Interesse sich auf die Dauer nicht mehr gefallen lassen, 
dafür ist die Geschichte der letzten Monate und die bis dahin un- 
bekannte Haltung der katholischen Arbeiter ein ausreichender Be- 
weis. Wir können deswegen über die weitere Entwicklung dieser 
Dinge ganz ruhig sein. — Doch dies nur nebenbei. 

Ich wollte also sagen: was immer der einzelne Sozialdemokrat, 
durch solche und ähnliche Dinge von Ihrer Seite veranlasst, etwa in 
Bezug auf Religion äussert, ist lediglich seine persönliche, subjektive 
Meinungsäusserung, welche mit der Partei gar nichts zu thun hat, 
welche die Partei in keiner Weise bindet — ebenso wenig, als jede 
einzelne Aeusserung eines Klerikers oder gar eines einzelnen Kaiho- 
liken die Kirche binden kann. Die Partei befasst sich ausschliess- 
lich mit den rein weltlichen Dingen des wirthschaftlichen, sozialen 
und politischen Emanzipationskampfes; sie fragt keines ihrer Mit- 
glieder, was es in religióser Beziehung glaubt oder nicht, sondern 
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verhält sich gegentiber der Religion vollkommen neutral. Ich möchte 
die Herren vom Zentrum, welche bei jeder Gelegenheit so beleidigt 
thun, sobald man ihnen nicht aufs Wort glaubt, ernstlich ersuchen, 
sich das doch endlich einmal zu merken. 

Meine Herren, was den Gebrauch betrifft, welchen die Kirche 
und überhaupt alle Religionsgemeinschaften von der Freiheit machen 
könnten, so haben wir Sozialdemokraten als prinzipielle Anhänger 
der Gewissens- und Meinungsfreiheit uns durum wenig oder richtiger 
gar nicht zu kümmern. Es wird in der Presse darauf hingewiesen, 
welch ungeheuren Vortheile das Papstthum bezw. die kathol. Kirche 
aus diesem Antrage ziehen würden, welch ungeheure Vortheile durch 
die Beseitigung der jetzt vorhandenen lästigen Fesseln der kirchlichen 
Herrschsucht erwachsen würden. Meine Herren, ich kenne sehr frei- 
sinnige Leute — innerhalb und ausserhalb dieses Hauses — , die 
schon mit Schaudern an die Invasionen von Mónchen und Nonnen, 
Missionsleuten, Brüderschaften, Kongregationen, ja sogar — Herr 
Kollege Rickert! — selbst Jesuiten denken 

(Heiterkeit), 
welche diese Schaaren schon mit Grausen heraustürmen sehen und 
nun kein Mittel aufgeben wollen, das ihnen diese Gefahr vom Leibe 
halten könnte. Gewiss — auch ich bin davon überzeugt, dass die 
Kirche, sobald dieses Gesetz durchgeht, auch alle durch dasselbe ge- 
gebenen Möglichkeiten benutzen wird, um ihre Gesinnung zu pro- 
pagiren, ihre Herrschaft auszudehnen. Und sie wird darin ganz 
recht haben, wie jeder ein Recht dazu hat, von den in einem Ge- 
setze gegebenen Freiheiten einen möglichst umfangreichen Gebrauch 
zu machen. Aber diese Freiheit wird doch nicht nur der katho- 
lischen Kirche, sondern ganz ebenso auch allen anderen Religions- 
gemeinschaften gegeben. Und da meine ich, dass diese anderen 
doch wahrhaftig erbärmlich schwächlich sein müssten, wenn sie 
fürchten sollten, beim freien Wettbewerb mit der katholischen Kirche 
einen Nachtheil zu erleiden, in ihm nicht bestehen zu können. 
| (Sehr gut! in der Mitte.) | 

Sehen denn die Herren gar nicht, dass, indem sie die bestehenden 
Fesseln oder vielmehr Zwirnsfáden — denn viel mehr Bedeutung 
haben sie praktisch nicht — aufrechterhalten wollten, sie sich 
prinzipiell auf denselben Standpunkt des Zwanges und der Intoleranz 
stellen, den sie der katholischen Kirche und dem Zentrum zum Vor- 
wurf machen? Welches Urtheil fállen sie dadurch über den Pro- 
testantismus und die Aufklärung in allen ihren Schattierungen, wenn 
sie glauben, dass dieselben ohne Polizeizwangsmassregeln rettungslos 
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verloren sein würden? Kein schlimmeres Armuthszeugniss des 
Mangels an Vertrauen in die Macht der eigenen Ueberzeugung, als 
ein solcher Appell an die Polizei; und, wenn ich meinerseits so 
denken würde, was ich natürlich nicht thue, so würde ich mich 
höchlich scheuen, es öffentlich einzugestehen! Wir Sozialdemokraten 
sind wahrhaftig die Ersten, welche der Kirche alle weltlichen 
Zwangs- und Machtmittel nehmen wollen, und die Herren und Par- 
teien, die es angeht, mögen uns bei diesem Bestreben nur hier an 
dieser und anderer Stelle gründlich unterstützen. Aber auf dem 
geistigen Gebiete muss der Kampf und alle zu ihm gehörigen 
Mittel ein vollkommen freier sein für jeden, für Freidenker, für 
Protestanten wie für die Katholiken. 

Weit entfernt also, dass uns Sozialdemokraten der vorliegende 
Antrag zu weitgehend wäre, sind wir vielmehr der Meinung, dass 
derselbe noch weiter ausgedehnt werden müsste 

(sehr richtig! bei den Sozialdemokraten), 
dass er wesentlicher Ergänzungen bedarf. Denn der Antrag befreit 
zwar die Kirche vom Staat, während dagegen der Staat nicht von 
der Kirche befreit wird. 
(Sehr richtig! links.) 

Das Zentrum fordert volle Freiheiten und Rechtsgleichheit mit allen 
Anderen, will aber dabei zugleich alle Vorrechte behalten, welche 
die Kirche gegenwärtig hat. Sie will ihrerseits vollkommen frei und 
vom Staate ungehindert sein; aber sie will dabei nach wie vor das 
Geld des Staates haben und seine Macht in der Schule und in der 
Verwaltung für ihre Zwecke weiter benützen. Das ist ein Zwitter- 
zustand, der in sich unhaltbar ist und bald auch praktisch uner- 
träglich würde. 

Hier heisst es einfach, zwischen zwei Prinzipien zu wählen, 
zwischen dem Prinzip des Zwanges und dem der Freiheit. Und die 
richtige Konsequenz des Zentrumsantrags wäre die völlige Aufgabe 
der veralteten und verderblichen Verbindung zwischen Staat und 
Kirche und die Herbeiführung eines Zustandes, wie er z. B. in Nord- 
amerika ist. Es ist noch nicht lange her, dass in der Zentrums- 
presse die Zustánde in Nordamerika auf dem religiósen Gebiet uns 
als Muster vorgestellt worden sind. Ja, ja, warum wollen Sie denn 
dann nicht die Möglichkeit schaffen, einen solch musterhaften Zu- 
stand auch bei uns einzuführen? Warum wollen Sie denn nicht end- 
lich trennen, was nun einmal nicht zusammengehödrt, was sich Jahr- 
hunderte hindurch gerauft und geschlagen hat — natürlich stets 
auf Kosten des Volkes, welches ja alles bezahlen muss? Warum 
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führen Sie nicht auf dem religiósen Gebiet wirklich vollkommene 
Freiheit herbei, bei der die katholische Kirche auch gewiss nicht 
den Kürzeren ziehen würde? Hat doch nirgendwo sonst in unseren 
Zeiten die katholische Kirche einen so ungeheuren Aufschwung ge- 
nommen und auch auf dem politischen und sozialen Gebiet freiere 
Gesinnungen angenommen als in Amerika — was den wahren In- 
teressen der Religion wahrlich nur zum Vortheil gereichen könnte. 
Aber ich weiss wohl, dass Sie das nicht thun werden und nicht 
thun können, da ja eine ausdrückliche lehramtliche Entscheidung 
der Kirche im Wege steht. Und so wird denn die Geschichte so 
kommen, dass Sie einen vollkommen freien Zustand nicht aus eigenem 
Willen herbeiführen, sondern so lange bei dem alten Zustand liegen 
bleiben werden, bis es gar nicht mehr anders geht, bis Zeit und 
Umstände Sie ebenso zwingen werden, wie dieselben Sie zur An- 
nahme der Toleranz gezwungen haben. 

Was aber auf alle Fálle schon jetzt geschehen muss, ist Fol- 
gendes. Nach 8 1 Ihres Antrags soll »jedem Reichsangehörigen in- 
nerhalb des Reichsgebietes volle Freiheit des religiósen- Bekennt- 
nisses, der Vereinigung zu Religionsgemeinschaften, sowie der ge- 
meinschaftlichen häuslichen und öffentlichen Religionsübung« zu- 
stehen. Im $ 5 aber wird dasselbe Recht plötzlich nur »den vom 
Staate anerkannten Religionsgeméinschaften« zu Theil werden. 

(Lebhafte Bewegung.) 

Wenn nun schon die Beschränkung des Rechts der Gewissens- 
und Glaubensfreiheit auf die Reichsanyehörigen falsch ist, weil dies 
Recht ein einfach menschliches ist, welches jedem auf dem deutschen 
Boden Weilenden zu Theil werden muss — man müsste sonst ja 
auch vor den Kirchen und religiósen Versammlungslokalen Polizisten 
aufstellen, welche die Eintretenden nach ihrer Staatsaugehórigkeit 
sortiren —, wenn dies schon eine Verkehrtheit ist, so ist die Unter- 
scheidung zwischen anerkannten und nicht anerkannten Religions- 
gemeinschaften ein offenbarer Widerspruch mit der Idee des An- 
trages. Dass das schon formell der Fall ist, habe ich schon ge- 
zeigt. Aber sachlich ist es erst recht ein Widerspruch. Welchen 
Sinn hat es denn, die Reichskompetenz auszudehnen, den Einzel- 
Staaten einen grossen Theil des Christenrechts zu nehmen, zu dem 
Zwecke, um die Religionsfreiheit von der Gnade des Staates unab- 
hángig zu machen, und dann gleichzeitig denselben Einzelstaaten 
dadurch, dass man ihnen das Recht der Anerkennung oder Nicht- 
anerkennung einer Religionsgemeinschaft geben will, doch wiederum 
das Recht zur Begrenzung und Beeinträchtigung der Religionsfrei- 
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heit zu lassen? Geben Sie doch irgendwo selbst nur einen Ge- 
sichtspunkt an, nach welchem die staatliche Anerkennung geregelt 
werden soll. Heute wird in den einzelnen Bundesstaaten das Aner- 
kennungswesen ganz verschieden gehandhabt. Und wer bürgt dem 
Zentrum auch nur dafür, dass in allen Bundesstaaten die katholische 
Kirche anerkannt wird? 
(Zurufe aus der Mitte. Glocke des Präsidenten.) 

— Dann würden Sie ja wiederum auf dem alten Fleck sitzen und 
zwar auf dem Papier die volle Gewissens- und Religionsfreiheit 
haben, in Wirklichkeit aber in der korporativen Ausübung dieses 
Rechts nach wie vor gestört sein. Im übrigen soll ja nach der 
eigenen Erklärung des Zentrums dieses Gesetz nicht bloss für die 
katholische Kirche gedacht sein, sondern die Freiheit des religiösen 
Denkens und der religiösen Uebung soll allen Richtungen gleich- 
mässig gewährleistet werden. Dieser Grundsatz der vollen Religions- 
freiheit — der in der Zentrumspresse so sehr gerühmt wird — würde 
aber wieder vollständig durchbrochen und vernichtet, sobald man den 
Begriff der anerkannten Religionsgemeinschaften in das Gesetz auf- 
nehmen wollte, 

(Sehr richtig! links.) 
Denn die volle Religionsfreiheit bedingt doch offenbar, dass die Frei- 
heit des religiösen Bekenntnisses, die Bildung von Religionsgemein- 
schaften und die Öffentliche Uebung des Kultus vom Staate und 
seinen Organen gänzlich unabhängig sein muss 

(sehr richtig! links), 
dass diese Dinge jeder Art von Einmengung des Staates und seiner 
Organe entzogen sein müssen. Sobald Sie den Begriff der aner- 
kannten Religionsgemeinschaft gelten lassen, geben Sie es aber zu 
einem nicht geringen Theile in die Hände des Staates, wieweit er 
die grundsätzlich festgestellte  Religionsfreiheit praktisch gelten 
lassen will. Ich habe vergeblich nach einer Erklärung dieses im 
Antrag des Zentrums vorhandenen Widerspruches gesucht. Die 
einzige Erklärung, die ich in kirchlichen Schriftstellern habe finden 
können, ist die Aufstellung, dass bei einer völlig unbeschränkten 
Religionsfreiheit schliesslich auch religiöse Lehren auftauchen könnten, 
welche wider das gemeine Gesetz verstossen. So führt z. B. Hergen- 
röther darauf hin, dass etwa auch Menschenopfer, Wittwenverbrennung, 
Astartekult, Vielweiberei u. s. w. gepredigt werden könnten. Aber, 
meine Herren, eine solche Aufstellung ist doch von selbst hinfällig. 
Denn die Lehre und Uebung der Religion fällt ja selbstverständlich 
unter das allgemeine Strafgesetz. Hiernach kann ich nicht sehen, 


28 
welche halbwegs vernünftigen Gründe man für eine weitere Unter- 
scheidung zwischen anerkannten und nicht anerkannten Religions- 
gemeinschaften noch anführen könnte. 

Nein, wenn Sie uns in der That Religionsfreiheit geben wollen 
— wozu wir von Herzen gern mithelfen werden —, dann muss die- 
selbe eine wirkliche, d. h. vollständige werden. Dann darf dieselbe 
nicht nur der katholischen Kirche oder einer mehr oder minder 
grosssen Anzahl anderer Kirchen zu gute kommen, sondern sie muss 
allen, also auch den jetzt nicht anerkannten Lehren, Sekten und 
Kulten, und nicht minder auch den Dissidenten aller Art zu theil 
werden. Herr Abgeordneter Dr. Lieber hat vorher auseinanderge- 
setzt, wie traurig es in gewissen Einzelstaaten für die Katholiken 
bestellt sei, dass dort der katholische Geistliche, wenn er eine Messe 
lesen oder sonst eine kirchliche Handlung vornehmen will, erst um 
die besondere Erlaubniss nachsuchen muss u. s. w. Wir verurtheilen 
solche Vorgänge ebenso entschieden, und das Zentrum wird, wenn 
es sich darum handelt, dergleichen ein für allemal unmöglich zu 
machen, uns stets an seiner Seite finden. Aber glauben die Herren, 
welche eine solche Behandlung der katholischen Kirche recht schlimm 
empfinden, dass es den Dissidenten weniger weh thut, wenn man 
z. B. — wie es in verschiedenen Staaten, darunter in einem sehr 
grossen, der Fall ist — ihre Kinder zwingt, dem Unterricht in einer 
Religion anzuwohnen, welcher weder sie noch ihre Eltern angehören ? 

(Sehr richtig! links.) 

Darum müssen auch diese Dinge beseitigt werden; es muss mit 
einem Worte — volle Gleichheit für alle geschaffen werden. Und 
weiter betrachten wir es als etwas Selbstverständliches, dass bis da- 
hin, dass der Antrag des Zentrums Gesetzeskraft erbalten wird, 
auch Vorsorge dahin getroffen wird, dass nicht etwa durch künst- 
liche Hindernisse, die man dem Austritt aus der Kirche bereitet, 
und durch andere ähnliche Scherereien polizeilicher und auch geist- 
licher Art die vom 8 2 gegebenen Rechte wieder beeinträchtigt wer- 
den. Ich will heute auf Einzelheiten in Bezug auf solche Dinge 
nicht eingehen, aber darauf will ich doch hinweisen, dass z. B. in 
Sachsen auf den Austritt aus der Kirche eine Taxe von 4 oder 
5 Mark gesetzt ist. Wenn ich aber ein Recht zu etwas habe, so 
darf dieses doch nicht von der Erhebung eines Geldbetrages ab- 
hängig gemacht werden, wodurch vor allem den armen Leuten die 
Verwirklichung ihres Rechtes erschwert wird. Und damit auch mein 
. besonderes Vaterland Bayern nicht vergessen sei, will ich weiter 
darauf hinweisen, dass bei uns, und zwar nach der Verfassung, Re- 
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ligionsfreiheit vorhanden ist, und der Austritt aus der Kirche frei- 
Steht, dass aber gerade die katholischen Pfarrer — wenigstens in 
München, wie dies gelegentlich des Falles Lenbach zu Tage gekom- 
men ist — die Ausstellung eines Austrittszeugnisses verweigern, so- 
bald ihnen nicht der Beweis geliefert wird, dass der Austretende in 
eine andere Kirchengemeinschaft eintritt 

(hört! hórt!), 
wovon, wie gesagt, in der Verfassung nirgends die Rede ist. Also 
in Bezug auf derartige Dinge muss vorgesorgt werden. 

Meine Herren, es ist die Einsetzung einer Kommission zur ein- 
gehenden Berathung des Antrags beantragt worden. Nicht nur, 
dass es üblich ist, einer solchen Forderung stattzugeben, sobald sie 
von einer grösseren Partei erhoben wird, sondern die Wichtigkeit 
des Gegenstandes macht eine genaue Berathung der Sache auch in 
der That nothwendig. Deshalb werden wir Sozialdemokraten der 
Forderung selbstverständlich zustimmen. Ich will aber bereits jetzt 
erklären, dass wir auf alle Fälle zu $ 5 einen Abänderungs- 
antrag stellen werden, der dahin geht, dass in $ 5 das Wort »an- 
erkannten« gestrichen wird, und die dort vorgesehenen Rechte aller 
Religionsgemeinschaften gewahrt werden. Ich sollte denken, meine 
Herren, wenn Sie sich schon mal so hoch, bis zur Gewissens- und 
Religionsfreiheit, aufgeschwungen haben, dann sollten Sie begreifen, 
dass Sie auch ganze Arbeit machen und diese Freiheit ganz und für 
alle geben müssen. 

Wenn Sie das thun, dann werden wir gerne mit Ihnen zu- 
sammengehen, und wir wollen uns dann auch nicht daran stossen, 
wenn uns etwa von Kulturkämpfern, Pfaffenfressern, Jesuitenriechern 
und áhnlichen kurzsichtigen Leuten vielleicht wieder das Wort von der 
»schwarz-rothen Internationale« an den Kopf geworfen werden sollte. 

(Heiterkeit.) 
Denn, meine Herren, an uns Sozialdemokraten und unserem Rufe ist 
schliesslich nichts mehr zu verderben 
(Heiterkeit), 
und hoffentlich wird es auch dem verehrlichen Zentrum nicht etwa 
— bei Hofe schaden ! 
(Heiterkeit und Beifall links.) 

Präsident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Bassermann, 

Bassermann, Abgeordneter: Meine Herren, Herr v. Vollmar 
hat mit Recht hervorgehoben, dass der Antrag der Zentrumsfraktion, 
der in der Presse alsbald als Toleranzantrag bezeichnet worden ist, 
Aufsehen im Lande erregt hat. Das musste mit Nothwendigkeit 
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eintreten, nachdem die leitenden Organe des Centrums den Antrag 
bezeichnet haben als den künftigen Mittelpunkt der politischen Aktion 
des Zentrums und als das Schiboleth derselben. Und in der That, 
wenn man die Ausführungen des Herrn Dr. Lieber vom heutigen 
Tage hört und den Antrag selbst ansieht, dann wird man das eine 
nieht leugnen kónnen, dass er eine weittragende Bedeutung nicht 
nur in der Richtung der Toleranz besitzt, sondern auch namentlich, 
wie dies im zweiten Abschnitt des Antrags zum Ausdruck kommt, 
durch die vollstándige Ausschaltung und Aufhebung der einzelstaat- 
lichen. Kirchenhoheit. 

Meine Herren, es liegt mir fern, dem Herrn Abgeordneten 
v. Vollmar zu folgen und auf die Gründe einzugehen, die voraus- 
sichtlich, wahrscheinlich, vielleicht, das Zentrum zur Einbringung 
des Antrages veranlasst haben. Wir werden den Antrag unserer- 
seits lediglich beurtheilen nach seinem sachlichen Inhalt und werden 
nicht nach den Motiven desselben forschen, wir werden nach seinem 
sachlichen Inhalt Stellung zu diesem Antrag nehmen. 

Ich habe gesagt, der Antrag hat Aufsehen erregt im deutschen 
Volke, in der Presse. Es sind bei der Kritik des Antrages Ueber- 
treibungen unterlaufen, man hat gesprochen von der Gefahr der Re- 
katholisirung Deutschlands. Das heisst doch die Kraft des evangeli- 
schen Glaubens in sehr erheblichem Masse unterschätzen! Man hat 
davon gesprochen: damit zieht in Deutschland die Gegenreformation 
ein. Man hat »wehe Deutschland!« gerufen, auch einen neuen 
Kulturkampf in Aussicht gestellt und prophezeit. Meine Herren, ich 
erachte solche Darlegungen und Ausführungen für Uebertreibungen ; 
angesichts der wirthschaftlichen und socialen Kämpfe unserer Zeit 
wird wohl niemand das Bedürfniss haben, neue religiöse Kämpfe zu 
entfesseln; auch wir wollen den Frieden zwischen Staat und Kirche, 
zwischen den einzelnen Konfessionen. Ob aber dieser Antrag in 
allen seinen Theilen dazu dient, diesen Frieden zu fördern, ob er 
nicht durch den starken Eingriff, wie er hier versucht wird in die 
Kirchenhoheit der Einzelstaaten, durch die Verletzung des Grund- 
satzes: »quieta non movere« und das Rütteln an einem status quo, 
der doch in einer Reihe von Staaten nach langen Kämpfen in be- 
friedigender Weise erreicht ist, Unfrieden erzeugt, wird ja die Zu- 
kunft lehren. 

Das Zentrum proklamirt in seinem Antrag im ersten Abschnitt 
das Prinzip der Toleranz, der Religionsfreiheit der Einzelnen. Das 
sind edle, schöne Grundsätze, Grundsätze edler Menschlichkeit, denen 
wir unsererseits immer gehuldigt haben. 
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(Zuruf.) 

Wir erhoffen, dass auch in allen den Staaten, die in der grossen 
Mehrheit der Bevölkerung einen katholischen Charakter an sich 
tragen, in allen den Staaten, in denen die katholische Kirche in der 
Lage ist, die Gesetze zu diktiren, diese Grundsätze der Toleranz, des 
Schutzes der Minoritäten anerkannt werden. Vielfach stehen ja 
frühere Eimanationen, auch offiziellen Charakters, dem entgegen, 
beispielsweise im Syllabus, wo ausgeführt ist, 

dass es zweckmässig sein könne, die katholische Religion als 

alleinige Staatsreligion mit Ausschluss aller anderen aufrecht 

zu erhalten, 
in welchem das Verbot der öffentlichen Ausübung eines anderen 
Kultus ausgesprochen und in dem gesagt wird, 
dass die bürgerliche Freigebung eines jeden Kultus zur Sitten- 
und Gemütherverderbniss und zur Verbreitung der Pest des In- 
differentismus führt. 

Diese Grundsätze, die in der katholischen Kirche anerkannte Geltung 
hatten, sind in diesem Antrag als unverträglich mit dem modernen 
Staat verlassen; es ist damit verlassen der Boden des ausschliessen- 
den Staatskirchenthums. Wie gesagt, wir wollen hoffen, dass den 
Spuren des Zentrums, die wir in diesem Antrag sehen, auch der 
politische Katholizismus anderer Länder, namentlich der Länder, in 
denen er ausschlaggebend ist, folgen und kräftig eintreten möge für 
den Schutz der Minoritäten ! 

Was nun die verfassungsrechtliche Seite der Frage betrifft, die 
Frage der Kompetenz des Reichs, die der Herr Kollege Lieber heute 
bei Begründung des Antrags dargelegt hat, so ist meines Erachtens 
ia der Reichsverfassung eine Handhabe nicht zu finden, an der Hand 
derer die Ordnung der religiósen Angelegenheiten von Reichs wegen 
erfolgen kann; es enthält die Reichsverfassung weder Bestimmungen, 
die sich dahin aussprechen, dass die Freiheit der Bildung von Re- 
ligionsvereinen gegeben ist, noch ist in der Reichsverfassung die 
Gleichberechtigung in der Religionsübung garantirt. Wir sind da- 
her der Ansicht, dass bei diesem Antrag es sich um eine Erweite- 
rung der Reichsverfassung handelt, und wir stellen fest, dass das 
Zentrum nicht nur die Einfügung gewisser religiöser Grundrechte, 
sondern gleichzeitig die Aufhebung der einzelstaatlichen Landes- 
kirchenhoheit anstrebt und zwar im Wege der Reichsgesetzgebung. 
Das Zentrum wandelt damit auf unitarischen Bahnen dem Einheits- 
staat zu und verlässt sein bisheriges Prinzip. 

Wir haben nun, was den ersten Abschnitt anbelangt, über- 
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schrieben »Keligionsfreiheit der Reichsangehörigen«, an sich gegen 
eine reichsgesetzliche Festlegung gewisser Grundsätze, gegen Auf- 
nahme einzelner Bestimmungen — nennen Sie das Grundrechte oder 
wie Sie das wollen — reiigiösen Inhalts in die Reichsverfassung 
unsererseits nichts zu erinnern; das entspricht unserer ganzen Hal- 
tung in den Jahrzehnten seit Gründung des Reiches. Wir haben 


unsererseits uns nie gewehrt, da, wo es gegolten hat, den Reichs- 


gedanken und die Reichsgewalt zu stärken, und wir werden ganz 
gewiss auf dem Gebiet der Toleranz nicht davor zurückschrecken, 
die bisher eingehaltenen Grundsätze auch hier festzuhalten, auch, 
wenn eg nothwendig sein sollte, die bestehende Verfassung abzu- 
ändern, die Reichsverfassung zu erweitern. Die Materie ist in der 
That wichtig genug, um vor diesen formellen Bedenken nicht zu- 
rückzuschrecken. Das ist auch der Standpunkt, der in unserer 
Presse bei Bekanntwerden des Antrags der Zentrumspartei in den 
leitenden Organen durchweg eingenommen worden ist. 

Meine Herren, wir haben nun heute zu Beginn der Berathung 
die Erklärung des Herrn Reichskanzlers gehört, wonach der Bundes- 
rath ablehnt, die Einschránkungen der Rechte der Einzelstaaten auf 
diesem kirchenpolitischen Gebiete eintreten zu lassen. Wir haben 
auch weiter gehört, dass in den Ausführungen des Herrn Reichs- 
kanzlers zugegeben war, dass Gesetzgebungen in Deutschland be- 
stehen, die auch der Herr Reichskanzler als völlig veraltet bezeich- 
nen muss, und das, meine Herren, ist ja zweifellos der Ausgangs- 
punkt der ganzen Aktion der Zentrumspartei. Wo derartig veraltete 
Einrichtungen bestehen, wo Einrichtungen bestehen, die die Ge- 
wissensfreiheit, die Religionsfreiheit des Einzelnen bedrücken, ein- 
engen, missbilligen wir sie und haben den Wunsch, dass die einzel- 
staatliche Gesetzgebung möglichst rasch Hand anlegen möge, um 
solche Zustände zu beseitigen und veraltete Gesetze aus der Welt 
zu schaffen. Wir missbilligen die Intoleranz, wo wir sie finden, im 
Reiche und in jedem einzelnen Bundesstaat. 

Aber, meine Herren, es ist ja nicht bloss auf kirchlichem Ge- 
biete so, dass veraltete Zustände vorhanden sind. Ich verweise bei- 
spielsweise auf die langjährigen Verhandlungen über die mecklen- 
burgische Verfassung. Der Herr Kollege Büsing hat schon 1871 und 
in den folgenden Jahren die entsprechenden Anträge gestellt, im 


Wege der Reichsverfassung dafür zu sorgen, dass in allen Staaten 


Deutschlands, und damit auch in Mecklenburg, eine zeitgemässe Ver- 
fassung eingerichtet werden möge. Es war aber gerade die Zentrums- 
fraktion, die diesen Anträgen aus der Begründung heraus entgegen- 
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getreten ist, dass die Kompetenz des Reiches hierfür nicht be- 
gründet ist. 

Ich habe hier vor mir Bestimmungen, die mir von einem 
mecklenburgischen Kollegen gegeben sind, um darzulegen, welches 
veraltete Landeskirchenrecht in Mecklenburg herrscht. Es ist der 
Bericht der Justiz-Kommission zur 36. Proposition des engeren Aus- 
schusses vom 13. Dezember 1899. Da ist das geltende Recht fest- 
gestellt. Es heisst hier unter anderem: 

l. Auf dem Landtag zu Sternberg im Jahre 1549 ist einhellig 
beschlossen worden, die römisch-katholische Religionsübung 
in hiesigen Landen ferner nicht zu gestatten. 

2. Die mecklenburgischen Kirchen- und Konsistorialordnungen 
erlauben keine andere christliche Religionsübung als die der 
lutherischen Landeskirche. 

3. Aus den Bestimmungen des westfälischen Friedens wird ge- 
folgert, dass diese Vorschriften sich nicht geändert haben; 
daher ist die Uebung anderer als der landeskirchlichen Gottes- 
dienste in Mecklenburg nur vermöge besonderer landesherr- 
licher Gestattung zulässig u. s. w. 

Also vollständig veraltete Gesetzesbestimmungen, die hier aufrecht- 
erhalten werden! 

Es mögen die Einzelstaaten, in denen sich solche veraltete Be- 
stimmungen finden, sich nicht wundern, wenn aus ihrer Bevölkerung 
heraus ein Anrufen der Reichsgesetzgebung erfolgt; wenn man ver- 
sucht, auf reichsgesetzlichem Wege zu befriedigenderen Zuständen, 
zur Toleranz zu gelangen. 

Ich möchte aus dem Grundsatz der Toleranz heraus im Ein- 
verständniss mit den Ausführungen, die der Herr Kollege v. Vollmar 
gemacht hat, meinerseits auch sagen: wenn man an die Regelung 
der Religionsfreiheit herangeht, dann wird diese sich nicht be- 
schränken können auf solche Personen, die einer in einem Bundes- 
staat anerkannten Religionsgemeinschaft angehören; dann müssen 
wir die Religionsfreiheit auch fordern für Dissidenten, für Altkatho- 
liken und für die anderen Religionsgemeinschaften, wie sie auch 
heissen mögen, angehörenden Personen. Da kann kein Unterschied 
gemacht werden, da müssen wir auftreten gegen Gewissenszwang 
und für die Freiheit der Religionsübung, für Freiheit des Kultus 
auch dieser Gemeinschaften; auch für sie fordern wir den Schutz der 
Minoritäten. 

Es wirft sich nun die Frage auf: ist es möglich, mit einem 
derartigen Gesetzentwurf eine Aenderung der Reichsverfassung her- 
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beizuführen, oder sind dazu andere Wege nothwendig? Ist es insbe- 
sondere nothwendig, eine ausdrückliche Verfassungsänderung herbei- 
zuführen? 

Meine Herren, man könnte ja hier eingehende Ausführungen 
machen über die Streitfrage, die in den Jahren nach Gründung des 
Reichs den Reichstag eingehend beschäftigt hat, die Frage der so- 
genannten Reichskompetenz. Es ist das eine Frage, die insbe- 
sondere von dem Herrn Abgeordneten Windthorst bei verschiedenen 
Gelegenheiten im Gegensatz zur liberalen Seite des Hauses behan- 
delt worden ist. Der Herr Abgeordnete Windthorst stand damals 
auf dem Standpunkt, dass aus eigener Kompetenz heraus das Reich 
überhaupt nicht berechtigt sei, seine Kompetenz zu erweitern, son- 
dern dass zu einer Erweiterung der Reichskompetenz die Einstimmig- 
keit der Bundesstaaten nothwendig ist, dass also nicht im Wege der 
Reichsgesetzgebung, durch Reichstag und Bundesrath, unter der 
Voraussetzung, dass nicht mindestens 14 Stimmen im Bundesrath 
dagegen stehen, die Kompetenz-Erweiterung erfolgen kann, sondern 
nur durch neue Verträge unter allen Bundesstaaten. Wir sind dem 
entgegengetreten und haben den Standpunkt vertreten, dass aller- 
dings das Reich aus eigenem Recht heraus seine Kompetenz erweitern 
kann unter der Voraussetzung, dass die Bestimmungen der Ver- 
fassung aufrecht erhalten bleiben, die sich über das Majoritätsver- 
háltniss bei der Abstimmung im Bundesrath aussprechen. So stehen 
wir auch heute noch; aber es wird nützlich sein, festzustellen, dass 
auch hier eine Wandlung in der Haltung des Zentrums eiagetreten 
ist, und dass die Ansicht Windthorsts, der eine Mediatisirung der 
Binzelstaaten bei Anerkennung solcher Grundsátze befürchtete, ver- 
lassen ist. 

Weniger. wichtig ist die zweite Seite der Frage: kann im Wege 
eines Reichsgesetzes eine Abänderung der Reichsverfassung erfolgen 
unter der Voraussetzung, dass sich im Bundesrath die verfassungs- 
mässige Majorität dafür findet, oder muss an die Seite des Reichs- 
gesetzes die ausdrückliche Erweiterung in der Verfassung selbst 
treten? Ich möchte mich der letzten Ansicht anschliessen und zwar 
angesichts der Präzedenzfälle, die wir nicht nur in unserer Reichs- 
gesetzgebung, sondern auch in dem Verhalten bei Initiativanträgen 
haben, beispielsweise bei dem Antrag wegen Einführung einer Ver- 
fassung in Mecklenburg und anderen Staaten, bei welchem Antrag 
die Aufnahme eines Artikels in die Reichsverfassung beantragt wird, 
der eine Verfassung für alle Staaten vorschreibt. Aber auch wenn 
wir den Art. 4 der Verfassung ansehen, finden wir, dass die Ord- 
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nung der Seeschifffahrtszeichen durch eine vorherige Aenderung der 
Ziff. 9 im Art. 4 der Verfassung ermöglicht wird. Man hat die 
Reichskompetenz erweitert, man hat sie erstreckt auf die Seeschiff- 
fahrtszeichen, auf die Leuchtfeuer, Tonnen u. s. w., desgleichen in 
Ziff. 13, die von der Gesetzgebung über das gesaminte bürgerliche 
Recht, das Strafrecht, über das Strafverfahren spricht. Diese Prä- 
zedenzfälle liegen vor, und es wird bei der Kommissionsberathung 
diese formelle Seite der Frage eingehend zu prüfen sein. Wie gesagt, 
es ist zweifellos eine Verfassungsänderung durch diesen Antrag nach 
unserer Auffassung bedingt; es werden die Angelegenheiten der Kirche, 
der Religion auf das Reich übertragen, die Landeshoheit wird aus- 
geschaltet. Wir haben unsererseits wegen der formellen Seite der 
Sache, soweit die Rechte des einzelnen, die persönliche Religions- 
freiheit, in Frage kommen, kein Bedenken, der ganzen Sache näher 
zu treten. 

Was den zweiten Abschnitt anlangt, nehmen wir dagegen eine 
andere Stellung ein. Auf die Einzelheiten, die im Abschnitt I vor- 
geschlagen werden, will ich näher nicht eingehen. Die Herren Vor- 
redner haben es auch nicht gethan. Aber eins möchte ich doch her- 
vorheben. In 8 2 Abs. 2 heisst es: 

Nach beendetem zwölften Lebensjahr steht: dem Kinde die Ent- 

scheidung über sein religiöses Bekenntniss zu. 

Dieser Vorschlag ist für uns absolut unannehmbar. 

(Sehr wahr! links.) 
Es würde nach unserer Ansicht einer unzulässigen Propaganda und 
Proselytenmacherei damit Thür und Thor geöffnet, und es würden 
bei gemischten Ehen die grössten Misshelligkeiten herbeigeführt 
werden, 

(Sehr wahr! links.) 
Der Vorschlag deckt sich auch nicht mit den Grundsätzen, die in 
unserem bürgerlichen Recht über die Handlungs- und Rechtsfähig- 
keit von minderjährigen Personen gegeben sind. 

Was nun den Abschnitt 2 anbetrifit, so ist derselbe in seiner 
Tragweite äusserst wichtig, weil in der That die Kirchenhoheit der 
Einzelstaaten, das jus circa sacra aufgehoben werden soll. Es wird 
hier vorgeschlagen die Beseitigung der einzelstaatlichen Kirchen- 
hoheit, an deren Stelle treten soll die Einráumung der Stellung eines . 
freien Privatvereins an die óffentlich-rechtlichen kirchlichen Korpora- 
tionen ohne die bisherige staatliche Aufsicht, unter Beseitigung der 
Hoheitsrechte des Staates. Es werden hier die weitgehendsten Aen- 
derungen des Landesrechts vorgeschlagen, beispielsweise die Auf- 
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hebung des Plazet, Aenderungen bezüglich der Errichtung kirch- 
licher Aemter, der Zulassung der Orden, der Freiheit der Missionen. 
Ich will auf alles das, im einzelnen und zu den einzelnen Vorschlägen 
unsere Stellungnahme vorbehaltend, nicht eingehen, unsere Stellung- 
nahme gegenüber dem Jesuitengesetz ist hier schon des öfteren darge- 
legt worden. Auf diesen Weg der Beseitigung der staatlichen Kirchen- 
hoheit beabsichtigen wir nicht zu treten; wir sind nicht damit einver- 
standen, dass die Kirchenhoheit der Einzelstaaten aufgehoben, und an 
deren Stelle reichsgesetzliche vereinsrechtliche Bestimmungen gesetzt 
werden sollen. Das ist ein so starker Eingriff in das Landesrecht, dass 
ich glauben sollte, dass auch das Zentrum davon überzeugt ist, dass 
eine derarlige Gesetzgebung erst nach jahrzehntelangen Kämpfen 
zum Abschluss geführt werden könnte. Zudem haben wir aus den 
heutigen Darlegungen des Herrn Reichskanzlers vernommen, dass 
die Bundesstaaten ablehnen, auf ihre Kirchenhoheit zu verzichten. 
Wir stehen auf dem Standpunkte, dass nach historischer Entwick- 
lung die evangelische und die katholische Kirche óffentlich- recht- 
liche Korporationen sind mit staatlichen Privilegien, denen die voll- 
ständig einseitige freie Regelung ihrer Angelegenheiten nach Art 
eines Privatvereins nicht überlassen werden kann. Wir huldigen 
nicht den Grundsätzen, die der Herr Abgeordnete v. Vollmar vor- 
hin in seinen Ausführungen dargelegt hat. Auf die Rechte der 
Eiuzelstaaten hier einzugehen, liegt nicht in meiner Absicht; es wird 
sich ja auch dazu in langwierigen Kommissionsberathungen Veran- 
lassung und Zeit genug finden. Ich möchte nur darauf hinweisen, 
dass dieses Oberaufsichtsrecht des Staates ja anerkannt ist, beispiels- 
weise in Bayern dureh das Konkordat und das Religionsedikt, das 
sich daran angeschlossen hat, dass in anderen Staaten befriedigende 
Zustände nach langen Kämpfen herbeigeführt worden sind im Wege 
der staatlichen autonomen Gesetzgebung, die ja auch vielfaeh — in 
manchen Staaten sind ja Kämpfe übrig geblieben — als eine be- - 
friedigende von der Kirche anerkannt ist. Wir halten also an dem 
Prinzip fest, dass wir diese grossen kirchlichen Gemeinschaften nicht 
herabdrücken wollen in die Stellung von Privatvereinen. Das wird 
nicht gehen, schon allein in Rücksicht auf die andere Seite der 
Frage, in Rücksicht darauf, dass diesen Korporationen in weitgehend- 
stem Umfange staatliche Rechte, staatliche Privilegien, staatlicher 
Strafschutz, staatliche Dotationen eingeräumt sind, und diesen ein- 
geráumten Rechten gegenüber wird allerdings der Staat nach wie vor 
verlangen müssen, dass ihm auch Aufsichtsrechte, dass ihm Hoheits- 
rechte gegenüber den Kirchen zustehen. Meine Herren, es handelt 
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sich hier nicht um privilegirte Gemeinschaften — das möchte ich 
noch kurz streifen —, sondern gleichzeitig um so mächtige Korpora- 
tionen, um Korporationen, so mächtig an Einfluss, auch theilweise 
ausgestattet mit so reichlichen Geldmitteln, dass hier in der That 
ein vollständiges Ignoriren des Staats, ein Ausschalten des Staats- 
hoheitsrechts nicht ertragen werden kann. 

Wir haben sodann — das möchte ich am Schluss hervorheben 
— Zweierlei unsererseits zu beanstanden. Der 8 7 Absatz 2 be- 
sagt, dass die landesrechtlichen Verbote der, Beschränkungen der 
Verwendung auswärtiger Religionsdiener zu einer seelsorgerischen 
Thätigkeit keine Anwendung finden auf die Religionsdiener aner- 
kannter Religionsgemeinschaften, und wenn ich den Gesetzentwurf 
riehtig verstehe, dann soll auch beseitigt werden jedes staatliche 
Aufsichtsrecht über die Erziehung und Vorbildung der Kleriker. 
Diesen Vorstellungen gegenüber verhalten wir uns ablehnend, Wir 
müssen unsererseits wünschen, dass, was die Ausbildung der Geist- 
lichen anlangt, neben ihrer religiösen Vortrefflichkeit die ganze Er- 
ziehung sich darnach richten muss, dass sie auch gute national- 
gesinnte Staatsbürger sind, und dass das gewährleistet wird da- 
durch, dass vorgeschrieben wird die Erziehung auf deutschen Schulen. 
Wir wünschen aber namentlich nicht, dass durch derartige Bestim- 
mungen, wie sie hier die Zentrumsfraktion vorschlägt, Eingang ver- 
schafft wird der Propaganda ausländischer Elemente, die nicht nur 
für ihre Religion, für ihre Kirche Propaganda machen, wogegen ja 
nichts einzuwenden wäre, sondern die gleichzeitig Propaganda machen 
für ihre Nationalität. 

Meine Herren, es ist seitens des Herrn Abgeordneten Lieber 
Kommissionsberathung beantragt. Ich möchte meinerseits diesem 
Antrage nicht entgegentreten mit Rücksicht darauf, dass eine grosse 
Partei des: Hauses die Kommissionsberathung verlangt wegen der 
Wichtigkeit der ganzen Materie, und weil wir anerkennen müssen, 
dass in der That in einer Reihe deutscher Einzelstaaten Missstände 
bestehen, deren Prüfung auch wir wünschen müssen, und wo wir uns 
der Untersuchung nicht entziehen wollen, ob es möglich sein wird, 
auf dem Wege der Reichsgesetzgebung hier Wandel zu schaffen. 
Wir werden unsererseits uns an diesen Kommissionsberathungen 
in ruhiger und sachlicher, Weise betheiligen und werden uns leiten 
lassen von den Grundsätzen, dass wir auf der einen Seite für die 
volle Religionsfreiheit, für die Toleranz, für den Grundsatz, dass 
jeder nach seiner Façon selig werden möge, eintreten werden, dass 
wir aber auch eintreten werden für die volle Wahrung der Kirchen- 
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hoheit und der Rechte des Staates, und dass wir namentlich auch 

dafür eintreten werden, dass ausländische, antinationale Einflüsse 

von unseren kirchlichen Gemeinschaften fern gehalten werden. 
(Bravo! bei den Nationalliberalen.) 

Vizeprüsident Dr. v. Frege-Weltzien: Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Richter. 

Richter, Abgeordneter: lch muss es mit dem Herrn Abgeord- 
neten Lieber als Fortschritt anerkennen, dass der Bundesrath sich 
diesmal an der Berathung eines Initiativantrags betheiligt. Es ist 
damit die schlechte Praxis durchbrocben worden, welche im letzten 
Abschnitt der Regierung des Fürsten Bismarck eingeführt worden 
ist, sich an solchen Verhandlungen nicht zu betheiligen. Diese Ent- 
haltsamkeit entspricht meines Erachtens nicht dem natürlichen Ver- 
hältniss zwischen Bundesrath und Reichstag, der gemeinsamen Auf- 
gabe, welche beiden Faktoren in der Fortbildung der Gesetzgebung 
obliegen. 

i (Sehr richtig! links.) 
Ich nehme an, dass die verehrten Herren am Bundesrathstisch auch 
weiterhin nieht nur kórperlich anwesend sind, sondern sich auch an 
der Debatte betheiligen. 

Indessen, die Herren sind aus der bisherigen Praxis allzu sehr 
ins Gegentheil verfallen. Der Herr Reichskanzler hat sich an der 
Diskussion betheiligt durch eine Erklärung, noch bevor der Herr 
Antragsteller seinen Antrag begründet hat. Das finde ich auch nicht 
ganz richtig. Meine Herren, ich befand mich beim Beginn der 
Sitzung in den Wandelgángen, und als die Sturmglocke ertónte und 
es hiess, der Herr Reichskanzler würde sofort das Wort ergreifen, 
da nahm man so wenig an, dass der Herr Reichskanzler zu Beginn 
dieser Debatte das Wort ergreifen würde, dass es allgemein hiess: 
aha, er würde vor der Tagesordnung eine Erklärung abgeben wegen 
des Verhaltens gegenüber dem Präsidenten Krüger. 

(Grosse, anhaltende Heiterkeit.) 
Nun, meine Herren, es ist anders gekommen! 

leh unterscheide sehr scharf zwischen der formellen Seite bei 
diesen Erórterungen und dem materiellen Inhalt des Antrags selbst. 
Was die formellen Einwendungen anbetrifft, so halte ich die gänz- 
lieh für unberechtigt und stehe in dieser Beziehung auf dem Stand- 
punkt des Zentrums. Bei der materiellen Seite der Sache ist dies 
nicht in dem Mass der Fall. 

Was die Einwendungen betrifft wegen? der Erweiterung der 
Zuständigkeit des Reichs, so kann man sagen: rechter Hand, linker 
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Hand, alles vertauscht. Früher die Zentrumspartei eifrig gegen 
jede Erweiterung der Zuständigkeit des Reichs und die National- 
liberalen mit uns in mancher Beziehung für die Erweiterung der 
Zuständigkeit. Jetzt ergreift das Zentrum die Initiative zu einer 
erheblichen Erweiterung der Zuständigkeit; die nationalliberale 
Patei, wenn ich den Herrn Abgeordneten Bassermann recht ver- 
standen habe, lehnt nicht gerade grundsätzlich dies ab, erweist sich - 
dod aber schwierig und hat eigentlich nur die frommen Wünsche 
für die Landesgesetzgebung. Vielleicht können die Herren ein Kom- 
proniss mit einander schliessen: das Zentrum unterstützt uns bei 
der Wiedereinbringung des Antrags Büsing, und auf unserer Seite 
läst man die formellen Einwendungen gegen die Erweiterung der 
Zuständigkeit in kirchenpolitischen Sachen fallen. Es ist nicht richtig, 
das eine solche Gesetzgebung, abgesehen vom Inhalt, ich meine in 
der Ausdehnung, wie sie hier beantragt wird, zum Einheitsstaat 
fürt. Nein, ich bin nicht Unitarier, ich bin entschieden Gegner 
de Einheitsstaates; aber ich halte solche grundsätzliche Bestim- 
mingen an sich mit dem föderativen Prinzip durchaus vereinbar. 
Vir haben den Standpunkt zusammen mit der bundesstaatlichen 
bnstitutionellen Fraktion, die das föderative Prinzip im Jahre 1867 
in konstitutirenden Reichstag besonders auf ihre Fahne geschrieben 
ıat, damals bethätigt in der Unterstützung von Anträgen, gewisse 
Artikel der preussischen Verfassungsurkunde über kirchenpolitische 
Dinge in die Reichsverfassung aufzunehmen. 

Meine Herren, man kann sich meines Erachtens auf die Ko- 
lonien in dieser Frage wenig berufen; denn die Regelung der Dinge 
in den Kolonien greift in die Autonomie der Einzelstaaten nicht ein, 
weil diese ja direkt nur der Reichsgewalt unterstellt sind. Es ist 
aber auch unrichtig, zu sagen: wenn das Reich solche Bestimmungen 
trifft, so geht damit die Kirchenhoheit der Einzelstaaten verloren. 
Das ist so wenig richtig, als wenn man aus der wirthschaftspolizei- 
lichen Gesetzgebung des Reiches folgern wollte: die Polizeihoheit 
der Einzelstaaten ist damit aufgehoben. Das Jesuitengesetz, das 
Expatriirungsgesetz haben — das lässt sich nicht leugnen — sehr 
tiefe Einschnitte in kirchenrechtliche Fragen gethan; und wenn man 
auch formell, vielleicht unter Bezugnahme auf das Freizügigkeits- 
gesetz, dies rechtfertigen kann, so ist hier doch thatsächlich ein 
grosser Eingriff in kirchenpolitische Dinge vollzogen worden. 

Aber, meine Herren, das beste Argument für die Zulässigkeit 
gibt das Reichsgesetz von 1869, noch mehr, als der Herr Abgeord- 
nete Lieber das angezogen hat. Wir sind stolz darauf, dass dies 
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Gesetz der Initiative der Fortschrittspartei, namentlich des Abge- 
ordneten Moritz Wiggers aus Mecklenburg, seine Entstehung ver- 
dankt, und ein konsequentes, wiederholtes Beantragen in dieser 
Richtung von 1867 ab hat 1869 einen Erfolg gehabt. Dies Ges:tz 
nimmt ein Stück aus dem Art. 12 der preussischen Verfassung in 
das Reichsrecht hinüber, — ein Stück aus demselben Art. 12, cen 
im übrigen der Antrag des Zentrums in die Reichsgesetzgebung 
übertragen will. Wenn man von einem Eingriff in Autonomie spreclen 
will, so ist der Eingriff der Bestimmung des Gesetzes von 1869 'iel 
stärker, als irgend einer gedacht werden kann; denn dies Gesetz 
ordnet die Gleichstellung in allen bürgerlichen und politiscıen 
Rechten an, und nicht bloss, soweit es sich um bürgerliche ınd 
politische Rechte aus der Reichsgesetzgebung handelt, sondern awh, 
soweit es sich um solche Rechte aus der Landesgesetzgebung hm- 
delt. Also ein praktisches Beispiel: bis zu diesem Gesetz konnen 
in Preussen Juden nicht in den Kreistag gewählt werden; das st 
durch dies Gesetz erst beseitigt worden, — ein Beispiel, dass en 
solches Geselz selbst in die Kreisordnung eines Einzelstaates eingrit. 

Meine Herren, was nun die Frage betrifft, wie weit ein solche 
Antrag mit der Verfassung zu vereinbaren ist, so bin ich in diese 
Beziehung immer für die strengste Auffassung. Ich bin allerding: 
der Meinung, dass man ausdrücklich sagen muss: die Verfassung 
wird dadurch abgeändert, sei es in demselben Gesetz, sei es durch 
ein besonderes Gesetz, welchem die Verfassungsänderung vorher- 
gehen muss. So haben wir es nach meiner Erinnerung auch in den 
meisten Fällen gehalten, und manchmal ist aus der Initiative des 
Reichstags eine solche Verfassungsänderung ausdrücklich zum Aus- 
druck gekommen, wo die Regierung das nicht gethan hat. 

Ich komme daun zu der materiellen Seite des Antrages, und 
da mache ich einen scharfen Unterschied zwischen dem ersten Ab- 
schnitt und dem zweiten Abschnitt. 

Dem ersten Abschnitt, der die individuelle Religionsfreiheit an- 
betrifft, stehen wir durchaus freundlich gegenüber. Dem ersten Pa- 
ragraphen, der aus Art. 12 der preussischen Verfassung herüberge- 
nommen wird, würden wir ohne weiteres zustimmen. Was die fol- 
genden Paragraphen des ersten Abschnitts anbetrifft, so sind die- 
selben von geringerer Bedeutung, sind uns in den Einzelheiten nicht 
völlig klar. Ich glaube, es ist auch falsch, jetzt darauf einzugehen. 
Haben die Bestimmungen über den Austritt, wie es scheint, den 
Zweck, die Formalität zu vereinfachen, die in dem preussischen Ge- 
setz beispielsweise noch vorhanden ist, so würden wir das als einen 
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Fortschritt ansehen. Ich würde vom Standpunkt des Zentrums ver- 
suchen, den ersten Paragraphen zum Gesetz zu erheben, und ich 
zweifle gar nicht, dass Sie, wenn nicht in diesem Jahre, doch als- 
bald ebenso Erfolg erzielen würden, wie dies seiner Zeit der Fall 
gewesen ist bei dem Paragraphen, der die Gleichstellung in den bürger- 
lichen und politischen Rechten durch das Gesetz von 1869 erzielte. 
Was nun den zweiten Abschnitt anbetrifft, so hat der Abgeord- 

nete Lieber die Erwartung ausgesprochen, dass sich daraus keine 
gegenseitigen Hekriminationen in konfessioneller Hinsicht ergeben 
würden, keine religiósen und konfessionellen Gegensátze hier in den 
Verhandlungen zum Ausdruck kämen. Aber, meine Herren, dieser 
zweite Abschnitt zieht alle nur irgend denkbaren kirchenpolitischen 
Streitfragen aus den Einzelstaaten vor den Reichstag 

(sehr richtig! links), 
und die Erfahrung zeigt, dass, wo dies der Fall ist, auch die Ver- 
handlungen sehr leicht einen derartigen Charakter annehmen, wie 
ihn der Abgeordnete Lieber vermeiden wollte. Meine Herren, Sie 
haben dies auch gleich erfahren in der Rede des Abgeordneten 
v. Vollmar, die eine Kritik katholischer Lehren und ‘katholischer 
Einrichtungen enthielt. Ich kann das nicht einmal tadeln, denn es 
ist gewissermassen provozirt worden durch die Art, wie in der 
Zentrumspresse dieser Antrag als ein sogenannter EU eratan MENG 
gefeiert wurde, 

(sehr richtig! links); 
und wenn nun seitens des Zentrums, wie es wahrscheinlich ist, auf 
diese kritischen Ausführungen gegen katholische Lehre und Ein- 
richtungen eine Erwiderung erfolgt, so haben wir sehr bald die heisse 
Temperatur in diesem Saale, deren ich mich erinnere aus den Ver- 
handlungen des preussischen Abgeordnetenhauses in den siebziger 
Jahren. | 

(Sehr richtig! links.) 

Meine Herren, wir erkennen in diesem zweiten Abschnitt keine 

Toleranz, sondern Intoleranz 

(sehr richtig! Jinks), 
aus dem Grunde, weil alle Freiheiten verlangt werden nur für die 
anerkannten Kirchen, und man alles übrige durchaus lassen will, 
wie es ist. Unter »anerkannten« Kirchen sind, soviel ich das ver- 
stehe, die römisch-katholische, vielleicht auch, die altkatholische 
Kirche, die evangelische Kirche und die ‚jüdische Religionsgemein- 
schaft verstanden. 

(Zuruf.) 
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— In Preussen auch die Altkatholiken, anderswo wohl nicht; daraus 
würden schon verschiedene Rechtszustände entstehen. — Was aber 
alle die Abzweigungen aus diesen Religionsgemeinschaften, was alle 
sonstigen religiósen Vereinigungen anbetrifft, so bleibt alles, wie es 
ist; sie bleiben in derselben Rechtlosigkeit, die für sie vorhanden 
ist. Vielfach geniessen sie ja nicht einmal die Vereinsfreiheit in 
vollem Umfange. 

Der Herr Abgeordnete v. Vollmar hat mit Recht darauf hin- 
gewiesen: was wollen alle Ihre Beschwerden aus Bayern, Braun- 
schweig und Sachsen sagen gegenüber der Klage der Dissidenten 
in Preussen, dass ihre Kinder zwangsweise angehalten werden, dem 
Religionsunterricht einer Konfession beizuwohnen, die die Eltern 
verabscheuen! 

(Sehr richtig! links.) 
Und nicht nur das; die Behörde nimmt sich sogar das Recht heraus, 
die Kinder mal abwechselnd dem katholischen oder evangelischen 
Religionsunterricht, je nachdem sie glaubt, dass es richtig sei, zu- 
zuweisen. Meine Herren, die Geschichte der Freireligiósen, der 
Dissidenten ist eine wahre Leidensgeschichte 

(sehr richtig! links), 
und wenn man keinen Titel des Gesetzes findet, den man gegen sie 
gebrauchen kann, so sagt man — und das spreche ich aus den 
Wahrnehmungen der Praxis heraus —: gewiss, es besteht Religions- 
freiheit, aber ihr habt ja überhaupt keine Religion, und deshalb 
kann auch die lteligionsfreiheit für euch nicht gelten. Man kon- 
struirt dabei von Obrigkeits wegen einen Normalbegriff von Religion 
und sagt: alle Bestimmungen von Religionsfreiheit finden auf die- 
jenigen keine Anwendung, deren Bestrebungen sich nicht unter diesen 
Normalbegriff von Religion bringen lassen. 

Wir, meine Herren, wir sind der Meinung, dass, je mehr man 
die Freiheiten der anerkannten Religionsgemeinschaften erweitert, 
dadurch um so mehr herabgesetzt und herabgedrückt werden alle 
diejenigen Gemeinschaften, die nicht zu den anerkannten gehören. 
Dieselben stehen dann gegenüber den Religionsgemeinschaften, die 
schon durch ihre grosse Ausdehnung ein starkes soziales Ueber- 
gewicht haben; das fällt oft mehr ins Gewicht als alle rechtlichen 
Befugnisse, und der Mangel aller rechtlichen Befugnisse drückt sie 
dann noch mehr herunter. Meine Herren, da ist dann von einem 
freien Kampfe der Geister thatsächlich nicht mehr die Rede. 

(Sehr richtig! links.) 
Wir wollen nicht !bloss den freien Austritt aus einer anerkannten 
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Kirche, sondern wollen auch, dass der Ausgetretene sich einer 
Gemeinschaft anschliessen und/darin diejenigen Ansichten bethátigen 
kann, die seinem eigenen Glauben, seiner eigenen Ueberzeugung ent- 
sprechen. Unser Programm geht dahin: gleiches Recht für alle 
Bekenntnisse, nicht bloss für die Bekenntnisse der anerkannten 
Religionsgemeinschaften. 
(Sehr gut! links.) 
Wir wollen nicht, dass die Erlangung von Rechten abhängig !wird 
von einer Anerkennung, d. h. von einer Konzession der Obrigkeit, 
von einer Abstempelung des Bekenntnisses, welches einer Religions- 
gemeinschaft unterliegt. Wir verlangen die volle Vereinsfreiheit; 
denn die polizeilichen Beschränkungen des Vereinswesens sind 
auch ein Hinderniss für alle kleinen Gemeinschaften. Wir verlangen, 
. dass die juristische Persönlichkeit erworben werden kann für alle 
Gemeinschaften, die gewisse Normativbedingungen erfüllen, Normativ- 
bedingungen, die durch den Geist der Toleranz diktirt sein müssen. 
(Sehr richtig! links.) 
Wir verlangen, dass in solchen Korporationen dem wirklichen 
Korporationswillen Geltung verschafft wird, und?dass das einzelne 
Korporationsmitglied auch einen Rechtsschutz gegen den Korporations- 
willen unter Umständen erlangen kann. Wir wollen keinerlei staat- 
liche Zuwendungen für irgend eine Religionsgemeinschaft — denn 
das ist auch mit der Gleichberechtigung nicht verträglich — und 
keine starke Hand des Staates, es sei denn diejenige, die allen Ver- 
einigungen zu theil wird, die sittliche Bestrebungen verfolgen. 
Wir wollen, dass die religiösen Gemeinschaften‘ ihre Thätigkeit 
nicht erstrecken auf solche Gebiete, die ihrer Natur nach in”der 
öffentlichen Fürsorge, ‚dem bürgerlichen Gemeinwesen vorbehalten 
sein müssen. Nur, meine Herren, in dem Masse, wie Sie diese Vor- 
bedingungen erfüllen, wie die Gleichberechtigung aller Bekenntnisse 
zur Wahrheit wird, in dem Masse sind wir geneigt, weitgehende 
Freiheiten in der geschilderten Art gleichmässig allen Bekenntnissen 
zukommen zu lassen. 
(Bravo! links.) | 

Vizepräsident Dr. v. Frege-Weltzien: Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Fürst Radziwill. 

Fürst Radziwill, Abgeordneter: Meine Herren, was die letzten 
Ausführungen des Herrn Vorredners betrifft, die Quästionirung der 
Toleranz in dem zweiten Absatze des vorliegenden Antrags, so glaube 
ich, dass diesem Einwurf mit dem Unterschiede zwischen dogmatischer 
Toleranz und bürgerlicher Toleranz, wie es seitens des Herrn 
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Abgeordneten Dr. Lieber bei Begründung des Antrags vorgebracht 
wurde, begegnet ist. 

Wir, meine Herren, müssen den Antrag begrüssen als ein viel- 
verheissendes, legislatorisches Vorgehen, wir sehen darin ein Postulat 
der Gerechtigkeit, für welches wir sowohl in diesem hohen Hause 
als auch an anderen Stellen, an denen wir Gelegenheit hatten, als 
Vertreter unserer Wähler unsere Stimme zu erheben, stets ein- 
getreten sind. 

Dass dem Antrage seitens des hohen Bundesraths der Vorwurf 
der Inkompetens des Reichstags entgegengehalten würde, war voraus- 
zusehen. Aber wenn ich mich den Ausführungen des Herrn Abgeord- 
neten Dr. Lieber hierüber anschliesse, so móchte ich meinerseits noch 
den Punkt hervorheben, dass, wenu das Deutsche Reich ein bürgerliches 
Gesetzbuch für sich geschaffen hat, diesem Vorgehen doch ent- 
schieden die Annahme des Vorhandenseins eines gemeinsamen Rechts- 
bewusstseins für das ganze Reich zu Grunde lag, — und, meine 
Herren, sollte dieses Rechtsbewusstsein sich nur auf Fragen mate- 
rieller Ordnung, auf Fragen über Mein und Dein, über Obligationen- 
recht, Familienrecht u. s. w. erstrecken dürfen, sollte es Halt machen 
müssen vor denjenigen Fragen, die von jeher die Volksseele am 
tiefsten aufgeregt haben, vor den Fragen der Freiheit der religiösen 
Bethätigung ? 

(Sehr gut! in der Mitte.) 

Nein, meine Herren, das werden Sie mit mir nicht annehmen, und 
wir, die wir eine Bevölkerung vertreten, in der die Wogen der 
nationalen und kirchlichen Gegensätze augenblicklich sehr hoch gehen, 
können mit doppelter Freude diesen Antrag begrüssen als die Mög- 
lichkeit einer Lösung dieser Gegensätze auf politischem Gebiet, die 
wir anstreben und erhoffen, weil wir an diesen Kämpfen in der That 
nicht um des Kampfes willen Freude haben. 

Nun müssen wir zu unserem Bedauern sehen, dass in diesem 
Kampfe, der, wie gesagt, mit besonderer Heftigkeit in dem von uns 
vertretenen Landestheile besteht, die Königliche Staatsregierung in 
Preussen nicht denjenigen erhabenen Standpunkt eingenommen hat, 
der nach unserer Auffassung ihr zukommt. 

(Sehr richtig! bei den Polen.) 
Die Königlich preussische Regierung hat es mit einer Bevölkerung 
zu thun, welche auf Grund staatsrechtlicher Verpflichtungen be- 
sonders darauf hingewiesen war, ihre nationalen ‘und kirchlichen 
Eigenthümlichkeiten mit besonderer Schonung behandelt zu sehen; 
ja ausdrücklich war durch Königliche Verheissungen Schonung der 
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Sprache, aller nationalen berechtigten Eigenthümlichkeiten verheissen 
worden. Wem gegenüber, ist gleichgiltig; aber es war in den 
Wiener Verträgen dieser Bevölkerung ausdrücklich dieser Schutz der 
Krone Preussens zugesichert worden, Die Sachen sind ja im preussi- 
schen Abgeordnetenhause vielfach ausgeführt worden; ich gehe jetzt 
darüber hinweg. 
Aber wenn seitens der Königlichen Regierung in Preussen für 
das absolute und systematische Ignoriren der nationalen Eigenthüm- 
lichkeiten unserer Bevölkerung die Staatsraison angezogen wird, so 
erlauben Sie mir vielleicht ein Beispiel aus der jüngsten Tages- 
literatur vorzuführen, welches eklatant illustrirt, wie in den Köpfen 
Vieler, welche mit besonderer Heftigkeit die deutsche nationale 
Agitation in unseren Landestheilen betreiben, sich die Erfordernisse 
dieser Staatsraison abspiegeln. Ich habe hier vor mir das Blatt 
der »Posener Zeitungs vom 2. Dezember, ein Blatt, welches einige 
Zeit hindurch in wirklich anerkennenswerther Weise für Milderung der 
nationalen Gegensätze in unseren Landestheilen aufgetreten war, 
später aber seinen Charakter wie seine Redaktion wechselte und 
nunmehr wohl unwidersprochen als Moniteur der Agitation jenes 
Vereins mit drei Buchstaben, der ja in der Presse eine grosse Rolle 
spielt, angesehen werden darf. Ich erlaube mir mit Genehmigung 
des Herrn Präsidenten eine ganz kurze Auslassung dieses Blattes 
wiederzugeben. Es handelt sich um eine Polemik mit der »Frei- 
sinnigen Zeitunge, in der die Polenpolitik der BEINE als eine 
verfehlte bezeichnet, und ausgeführt war: 
Die Vereinigten Staaten von Amerika verstehen es, in ihrem 
Bereiche verschiedene Nationalitäten zu einem kraftbewussten 
Staatswesen auf der Grundlage der Gleichberechtigung zu- 
sammenzufassen. Die Schweiz umfasst Bürger deutscher, 
italienischer und französischer Zunge; obgleich für jede 
Nationalität jenseits der Grenze ein grosses Staatswesen vor- 
handen ist, wollen diese Bürger doch nichts anderes sein 
wie Schweizer und wirken einträchtig zusammen in der 
Förderung der öffentlichen Angelegenheiten. Was die 
kleine Schweiz derartig vermag, müsste der preussische 
Staat erst recht können, wenn er besser regiert würde und 
sich nicht von Herrn von Miquel immer tiefer auf Abwege 
führen liesse. 

So weit die »Freisinnige Zeitung«. Nun folgt die Betrachtung der 

»Posener Zeitung«: 
Was Amerika und die »kleine Schweiz« vermag, kann eben 
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Deutschland oder Preussen nicht. Ja, wenn es bei uns 
keinen Luther gegeben hätte... und wenn in gewissen 
Gegenden, wo nach der Meinung unserer Rheinländer die 
Füchse sich gute Nacht zu sagen pflegen, nicht ein paar 
Millionen Menschen von einem selbstständigen Königreiche 
Polen im Jahre 2000 träumten! Das offene Bekenntniss: 
wir sind gleichfalls treue deutsche Reichsbürger und wollen 
auch in religiösen Dingen keinen ausländischen Einflüssen 
gehorchen — und es gäbe keine Polenfrage mehr! 
Meine Herren, Sie sehen, die Wünsche dieses Herrn gehen etwas 
weit. »Auch in religiösen Dingen keinen ausländischen Einflüssen 
gehorehen«, das schmeckt doch sehr nach jener Los-von-Rom- 
Bewegung, 
(sehr richtig! in der Mitte und bei den Polen), 
mit der man ja in Oesterreich so viel Lärm gemacht hat. 
(Heiterkeit.) 

Ich bin nun weit entfernt, die Königliche Staatsregierung etwa 
für Elukubrationen dieser Art verantwortlich zu machen. Auch wir 
verlangen, dass uns nicht jeder hirnverhrannte Hetzartikel, denen 
wir leider auch in der polnischen Journalistik vielfach begegnen 
müssen, in die Schuhe geschoben wird. Aber ich muss doch kon- 
statiren, dass Auffassungen dieser Art: es wird Friede im Lande 
werden, wenn ihr euch sammt eurer geistlichen Obrigkeit von Rom 
lossagt — das ist implicite doch eigentlich in dem Artikel gesagt 
—, dass Anschauungen dieser Art in der Agitation der deutsch- 
nationalen Partei in unseren Landestheilen sehr verbreitet und gar 
nicht selten sind, dass derartige Anschauungen — ich möchte sagen 
— typisch für diese Kreise sind. Wenn wir dann weiter sehen, 
dass die Kónigliche Staatsregierung sich mehr und mehr auf den 
Wogen dieser Agitation treiben lässt, weit ab von dem Kurse, 
welchen nach unserer Auffassung ihr heiligster Beruf ihr vorschreiben 
müsste, über den Parteien zu stehen, Gerechtigkeit walten zu lassen 
für die Bedürfnisse, materielle wie geistige, sowohl der Deutschen 
wie der Polen, dann nehmen die Sachen unter Beleuchtung dieser 
Erscheinungen einen ganz andern Charakter an. 

Und in dieser Beleuchtung nehmen sich auch ganz anders aus 
jene Ruinen aus der Kulturkampfzeit, welche wir leider in unsern 
Landestheilen vielfach vor Augen haben, jene aus Privatmitteln der 
eingesessenen Bevölkerung der Landestheile geschaffenen Einricht- 
ungen, dazu bestimmt, den Töchtern der Familien Gelegenheit zu 
geben, unter der bewáhrten Leitung geistlicher Kongregationen eine 
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ihren religiösen Anschauungen entsprechende Erziehung zu geben, 
welche der Kulturkampf weggefegt hat. Wenn wir sehen, dass 
heute in Posen ein Gebäude den Zwecken eines bürgerlichen Siechen- 
hauses dient, das ursprünglich aus privaten Mitteln der Einwohner 
gegründet für eine Erziehungsanstalt der Salesianerinnen bestimmt 
war, wenn wir ein altes, prachtvolle Räume enthaltendes Kloster 
der Philippiner, die früher vielfach in der Seelsorge aushalfen, in 
Gostyn verwaist sehen, wenn wir sehen, dass von der Staatsver- 
waltung der Abhaltung von Missionen seitens Ordensgeistlicher, der 
Gründung von Ordensniederlassungen in unseren Landestheilen ein 
prinzipielles Nichtgewähren entgegengesetzt wird, ferner, dass für 
die religiösen Bedürfnisse der Kinder systematisch die Erlernung 
der polnischen Sprache in Volksschulen verweigert wird, und auf 
diese Weise der Vorbereitung der Kinder zum Empfang der heiligen 
Sakramente von der Schulverwaltung Schwierigkeiten bereitet werden, 
sodass die betreffenden Geistlichen, wenn sie diese Kinder in den 
Unterricht zur Vorbereitung zur ersten heiligen Kommunion he- 
kommen, erst damit anfangen müssen, den elementaren Unterricht 
in der Grammatik des Lesens und Schreibens in der Muttersprache 
diesen Kinder einzuprägen, 

(hört! hört!), 
weil es die Volksschulen systematisch verweigern, ihnen diesen Unter- 
richt in ihrer Muttersprache zu ertheilen, — so können Sie sich 
unter Zusammenstellung aller dieser Thatsachen ein Bild von der 
Bitterkeit machen, welche in den betreffenden Volkskreisen durch 
dieses Vorgehen der Königlichen Staatsregierung hervorgebracht wird. 

(Sehr wahr!) 
Meine Herren, wir wollen den Kampf zwischen den Nationalitäten 
und den Konfessionen in unseren Landestheilen nicht. Jeder von 
Ihnen wird mir zustimmen, dass in absehbarer Zeit weder eine 
definitive Austragung der Gegensätze zwischen den Konfessionen auf 
politischem Gebiet noch auch eine Ueberwindung, wie Sie selbst zu- 
geben, des Polenthums durch das Germanenthum stattfinden kann, 

(sehr richtig !), 
dass die Königliche Staatsregierung sich mit einem Zustand ab- 
finden muss auf absehbare Zeit, in dem beide Nationalitäten und 
Konfessionen mit paritätischen Rechten neben einander zu leben 
haben, und da müsste es im Interesse aller im Bundesrath ver- 
tretenen Regierungen sein, die Hand dazu zu bieten, damit durch 
eine Entrückung dieser Gegensätze der willkürlichen Behandlung 
der Verwaltungsbehörden und durch eine gesetzgeberische Grundlage 
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für die von uns erstrebte Religionsfreiheit in allen Landestheilen 
des Reichs ein Zustand geschaffen würde, der den Frieden gewähr- 
leistet und nicht dem Krieg Vorschub leistet, nicht Bitterkeit und 
das Gefühl verletzten Rechts in weiten Volkskreisen verewigt. 

In diesem Sinne, meine Herren, bitte ich Sie, stimmen Sie 
alle für den Antrag. 

(Lebhaftes Bravo in der Mitte.) 

Vizeprüsident Dr. v. Frege-Weltzien: Das Wort hat der 
Herr Bevollmächtigte zum Bundesrath, Stellvertreter des Reichs- 
kanzlers, Staatssekretär des Innern, Staatsminister Dr. Graf von 
Posadowsky-Wehner. 

Dr. Graf v. Posadowsky-Wehner, Staatsminister, Staats- 
sekretär des Innern, Stellvertreter des Reichskanzlers, Bevollmächtigter 
zum Bundesrath: Meine Herren, der geehrte Herr Vorredner hat in 
seinen Ausführungen Bezug genommen auf einen Artikel der Posener 
Zeitung. Ich möchte ihn dringend bitten, die Königlich preussische 
Staatsregierung nicht verantwortlich zu machen für diesen Artikel. 
Ich glaube, es liegt der Königlich preussischen Staalsregierung der 
Gedanke vollkommen fern, irgendwie die legitime Verbindung zu 
unterbrechen oder zu behindern, die zwischen der katholischen Kirche 
einerseits und ihrem geistlichen Oberhaupte andererseits besteht. 
Für Gedanken, wie sie der Herr Vorredner aus jenem Artikel 
folgert, kann deshalb die Königliche Staatsregierung unmöglich ver- 
antwortlich gemacht werden. 

Der Herr Vorredner ist ferner auf eine Reihe Gravamina zu 
sprechen gekommen in Bezug auf die Handhabung der Schul- und 
Kirchengesetzgebung in der Provinz Posen. Ich bin selbstverständ- 
lich nicht in der Lage, da ich zwar preussischer Staatsminister, aber 
nicht der Ressortminister bin, auf diese einzelnen Beschwerden, die 
sich gegen die preussischen Kirchen- und Schulverwaltung richten, 
hier im Reichstag zu antworten. Ich muss das meinem Herrn 
Kollegen im Kultusministerium vor dem preussischen Abgeordneten- 
hause überlassen; aber wenn der Herr Abgeordnete gesagt hat, die 
preussische SCARIER IIDE liesse sich treiben von den Wogen der 
Agitation, 

(sehr richtig !), 
so bin ich genöthigt, dem bestimmt zu widersprechen. Die preussische 
Staatsregierung hat indess die Verpflichtung, in einer Provinz, in 
der so ausserordentlich schwierige politische und religiöse Verhält- 
nisse vorliegen, vor allen Dingen darauf zu sehen, dass Ruhe und 
Frieden in dieser Provinz herrschen, und dass dieselbe dauernd in 
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der Lage bleibt, die Aufgaben, die sie der Gesammtheit des preussi- 
schen Staates gegenüber hat, auch zu erfüllen. 
(Zuruf von Seiten der Polen.) 

Vizepräsident Dr. v. Frege-Weltzien: Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Rickert. 

Riekert, Abgeordneter: Meine Herren, Sie werden mit mir 
einverstanden sein, wenn ich es mir versage, auf die Ausführungen 
des hochverehrten Herrn Vorredners näher einzugehen. Er hat, wie 
der Herr Staatssekretär Minister Graf v. Posadowsky schon ange- 
führt hat, nur eine Stelle aus einer deutschen Zeitung vorgelesen. 
Er hat selbst erklärt, dass es uns ein leichtes sein würde, auch 
Stellen aus der polnischen Presse hier zu zitiren, die nach meiner 
Meinung viel schlimmere Dinge enthalten als das, was der Herr 
Vorredner hier zitirt hat. Ich glaube, es ist nicht zweckmässig, 
dass wir diese hochwichtige Angelegenheit mit einer Debatte be- 
lasten, die ihrer ganzen Natur nach ins preussische Abgeordneten- 
haus und ins preussische Herrenhaus gehört. Wir haben dort so 
oft darüber gesprochen, und wir werden noch weiter die Dinge dort 
diskutiren, die der hochverehrte Herr Vorredner berührt hat. 

(Zuruf links.) 
Nur eines möchte ich noch sagen: ich glaube, es ist der Wille der 
grossen Majorität des preussischen Volkes, dass in der Provinz Posen 
unter keinen Umständen ein Kampf gegen die katholische Religion 
geführt wird, und dass man wesentlich und scharf zu unterscheiden 
hat zwischen der katholischen Religion und den polnischen Be- 
strebungen, welche, wie ich überzeugt bin, auch der hochverehrte 
Herr Vorredner nicht billigt. Ich werde im übrigen nicht auf diese 
Sache eingehen; ich kann nur wiederholen, dass meine Freunde und 
ich im preussischen Abgeordnetenhaus immer den Standpunkt ver- 
treten haben und auch in Zukunft vertreten werden, dass wir die 
Bewohner polnischer Zunge als gleichberechtigte Staatsbürger be- 
handelt wissen wollen 

(sehr gut!), 
und dass wir darnach auch in der Gesetzgebung verfahren wissen 
wollen. 

Was nun den Antrag des Zentrums anbetrifit, so ist hier schon 
hervorgehoben worden, dass er überrascht hat; auch mich hat er 
überrascht, aber nicht unangenehm. Ich halte die Gelegenheit für 
erwünscht, eine so hochwichtige, auf das Gebiet des Gewissens des 
Volkes übergreifende Frage auch hier in der Reichsvertretung einmal 
gründlich diskutirt zu sehen; denn vorläufig werden wir einen 
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weiter reichenden Erfolg nach der Erklärung des Herrn Reichs- 
kanzlers namens der verbündeten Regierungen schwerlich haben. 

Meine Herren, es ist bereits mit vollem Rechte hervorgehoben 
worden, dass das Zentrum in der Frage der Kompetenz des Reichs 
eine Wandlung in seinen Anschauungen durchgemacht hat; auch 
das ist mir gar nicht unangenehm, im Gegentheil, ich freue mich 
darüber, dass Sie diese Wandlung durchgemacht haben. Ich sehe 
darin einen erheblichen Fortschritt, welcher der Weiterentwicklung 
des Reichs grosse Dienste leisten wird. Denn ich nehme an, was 
die Herren hier heute sagen auf diesem Gebiete, werden sie spáter 
auf anderen Gebieten nicht verleugnen wollen. Also ich akzeptire 
diesen Fortschritt, und wir wollen alle mit Ihnen arbeiten, dass 
aus Ihrem Antrage etwas wird, was dem Willen der Majorität 
dieses Hauses und zugleich dem Willen der Majorität des deutschen 
Volkes entspricht. Die Frage der Zuständigkeit belastet mich nicht 
sehr; ich könnte darüber auch eine längere Ausführung machen, 
ich begnüge mich aber damit, Herrn Dr. Lieber darin zuzustimmen: 
wenn man für das Gesetz von 1869 zuständig war, ist man auch 
für diesen Gesetzentwurf im ganzen und grossen zuständig. Ob 
nachher die Aenderungen im Wege einer Verfassungsänderung oder 
nicht geschehen, ist für mich eine Frage von mehr untergeordneter 
Bedeutung. 

Herr Dr. Lieber ist auf die Einzelheiten des Antrages leider 
nicht eingegangen. Im Interesse des Friedens ist das vielleicht 
klüger von ihm gewesen; denn es wäre ja unvermeidlich gewesen, 
gewisse preussische Dinge hier aufzurollen. Ich will es daher auch 
vermeiden. Nur ein paar Worte nachher beim zweiten Theil des 
Antrags. 

Was den Theil I anbetrifft, so ist bereits ausgeführt: er ent- 
sprieht dem Wortlaut des Art. 12 der preussischen Verfassuug. 
Wir haben dagegen absolut nichts einzuwenden in Bezug auf $ 1. 
Anders steht die Sache allerdings mit § 2 und mit der von Herrn 
v. Vollmar schon hervorgehobenen Bestimmung, dass nach beendetem 
zwölften Lebensjahr dem Kinde die Entscheidung über sein religiöses 
Bekenntniss zustehe. Diese Bestimmung würde für mich absolut 
unannehmbar sein, es muss hier eine hóhere Altersgrenze eingesetzt 
werden. Sie haben im $ 1 den einen Zwischensatz des Artikels 12 
der preussischen Verfassung ausgelassen: »Der Genuss der bürger- 
lichen und staatsbürgerlichen Rechte ist unabhängig von dem reli- 
giösen Bekenntniss«. Ich setze deshalb voraus, dass Sie das Gesetz 
von 1869, obwohl Sie oder vielmehr Ihre Führer damals dagegen 
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gestimmt haben, bestehen lassen wollen. Dann haben Sie recht, 
dass Sie ihn hier gestrichen haben. 

Nun, meine Herren, was die Frage der Handhabung der 
Gesetze und der Verwaltung in den Staaten Sachsen, Mecklenburg 
und Braunschweig betrifft, so sind wir der Meinung, dass Sie volles 
Recht haben zu Beschwerden, und es ist gut, dass Sie mit diesen 
Beschwerden vor den Reichstag gekommen. Nachdem der Herr 
Reichskanzler erklárt hat, dass er persónlich den Wunsch hat, dass 
diese »Missstánde« — ein milder Ausdruck! ich würde viel schärfer 
darüber urtheilen — beseitigt werden, wird es erst recht gut sein, 
dass in der Kommission, die ja wohl bestellt werden wird, diese 
Dinge einmal speziell klar gestellt werden und nachher auch hier 
vor dem Reichstag genauer erörtert werden. 

(Sehr gut! in der Mitte.) 
Und sollte ein Eingriff der Gesetzgebung nothwendig sein, um der- 
artige schreiende Uebelstände zu beseitigen, ich glaube, diese Seite 
des Hauses (links) würden Sie nicht zaghaft finden, Ihnen dabei mit 
voller Kraft zu helfen. 

Nun aber der Theil II! Da haben wir allerdings erhebliche 
Bedenken. Es ist von allen Rednern dieser Seite schon hervor- 
gehoben: weshalb erwähnen Sie nur die anerkannten Religions- 
genossenschaften? warum wollen Sie nicht auch für die wéchfaner- 
kannten Religionsgesellschaften eintreten? Es ist das eine For- 
derung, die wir unbedingt erheben müssen. Weiter, meine Herren, 
die Bestimmungen des zweiten Theiles Ihres Antrages greifen scharf 
in die preussische Gesetzgebung ein. Sie würden damit einen Theil 
der Gesetze und zwar den wichtigsten Theil der preussischen Gesetze 
aus den Jahren 1873 bis 1876 wegrasiren. Meine Herren, ich bin 
nicht so verliebt in diese Gesetze, dass ich nicht einen Theil davon 
preisgeben möchte; aber Alles mit einem Strich, wie es hier ge- 
schehen, zu beseitigen, ist unmöglich. Sie werden auch in der 
Kommission sehen, dass Sie dabei die ganze Geschichte des Kultur- 
kampfes in Preussen wieder aufrollen müssen. Der Staat hat doch 
auch ein Recht, mitzusprechen, wo er mitzahlt, und für die katho- 
lische Kirche ebenso wie für die evangelische Kirche — neuerdings 
ja auch zum kleinen Theil für die jüdischen Religionsgesellschaften 
— wird ein ganz erhebliches Opfer gebracht. Solange der Staat 
also mit seinem Geldbeutel mitzuthaten hat, können Sie nicht ver- 
langen, dass er ohne weiteres — ganz abgesehen von dem Hoheits- 
recht, welches der Staat hat — sein Recht, mitzubestimmen, aufgibt. 

Nun, meine Herren, ich will auf Einzelheiten ebenso wenig 
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eingehen wie der Herr Abgeordnete Lieber. Ich will nur erklären, 

dass auch wir gerne bereit sind, in der Kommission mit Ihnen alle 

Details zu diskutiren, und dass ich die Hoffnung habe, dass aus 

Ihrem Antrag doch noch etwas wird, was auch auf diesem wich- 

tigsten Gebiete dem Volke einen erheblichen Nutzen schaffen könnte, 
(Bravo! links.) 

Vizepräsident Dr. v. Frege-Weltzien: Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Dr. Stockmann. 

Dr. Stockmann, Abgeordneter: Meine Herren, dem Grund- 
gedanken dieses Gesetzes und auch dem Inhalte des $ 1 steht wohl 
jeder sympathisch gegenüber, der sich die humanistische Bildung 
unserer Zeit angeeignet hat. Aber auch uns hat es in Verwunderung 
gesetzt, dass dieser Antrag gerade von Seiten des Zentrums ein- 
gebracht worden ist, und zwar einmal wegen des Widerspruchs, den 
auch wir hierin gegenüber dem früheren Verhalten des Zentrums 
zu einer Kompetenzerweiterung des Reichs finden, zweitens wegen 
des Widerspruchs, den wir finden zwischen diesen Anträgen und dem 
Verhalten katholischer ultramontaner Mehrheiten in den ausser- 
deutschen Ländern, endlich auch wegen des Widerspruchs, der vor- 
handen ist zwischen geltenden Bestimmungen der katholischen Kirche 
und diesem Antrage. Der Abgeordnete v. Vollmar hat auf diesen 
Widerspruch bereits eingehend hingewiesen. Es ist nicht meine 
Absicht, näher darauf einzugehen, und wenn ich sie gehabt hätte, 
so wäre es dadurch überflüssig geworden. Im übrigen sind auch 
wir der Ansicht, dass dieser Widerspruch uns sehr wenig angeht, 
dass das Sache des Zentrums selbst ist, und dieses ihn mit sich 
selbst auszutragen hat. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 
Für uns ist das wichtigste bei dieser Frage der staatsrechtliche und 
nationale Gesichtspunkt. 

Nun, meine Herren, könnte man diesem Antrage ja einen 
nationalen Gesichtspunkt abgewinnen, insofern, als man den Wunsch 
theilte, dass einzelne deutsche Staaten durch diese Behandlung ver- 
anlasst werden möchten, eine Revision ihrer veralteten überkommenen 
Bestimmungen vorzunehmen, und diesem Wunsche, der ja auch von 
dem Herrn Reichskanzler geäussert worden ist, können auch wir 
nur zustimmen. 

Nach der anderen Seite aber halten wir im nationalen Interesse 
diesen Antrag für bedenklich, weil er einen weitgehenden Eingriff 


in die Staatshoheit der Einzelstaaten enthält. Von dem Herrn - 


Abgeordneten Dr. Lieber ist wiederholt in den letzten Jahren darauf 
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hingewiesen worden, dass das Zentrum durchaus bereit sei, seinen 
Patriotismus zu bekunden, und das Zentrum hat dies gethan bei 
einer grossen Reihe von Vorlagen, insbesondere für die Verstärkung 
der Wehrkraft des Deutschen Reichs zu Land und zu Wasser, und 
es ist uns eine Freude gewesen, hierbei mit dem Zentrum zusammen- 
zuarbeiten. Wenn ich daher das patriotische Verhalten des Zentrums 
durchaus anerkenne, so will ich dadurch doch die Thatsache nicht 
beseitigen, dass in jedem Einzelfalle, wo nationale Interessen und 
Interessen der römisch-katholischen Kirche mit einander in Kolli- 
sion gerathen, für das Zentrum die nationalen Interessen hinter 
dem kirchlichen Interesse zurücktreten müssen. Das haben wir 
jetzt vor kurzem erst wieder gesehen bei der Nachwahl im dritten 
Posenschen Reichstagswahlkreise, 
(Heiterkeit in der Mitte), 

wo der Herr Abgeordnete Dr. Stephan unter ausdrücklicher Berufung 
auf Herrn Dr. Lieber die deutschen Katholiken aufgefordert hat, für 
den polnischen Kandidaten zu stimmen, und auch der Herr Abge- 
ordnete Dasbach ist vor der Stichwahl noch in dem Wahlkreise 
gewesen, um gleichfalls die deutschen Katholiken zu veranlassen, 
für den polnischen Kandidaten zu stimmen. | 

Nun ist zwar von dem Herrn Abgeordneten Dr. Lieber aus- 
geführt worden, dass nach seiner Ueberzeugung eine Zuständigkeit 
des Reichs für das vorliegende Gesetz bestehe. Herr Dr. Lieber 
hat unser Gedächtniss aufgefrischt und hingewiesen namentlich auf 
das Gesetz vom Jahre 1869. Ich glaube aber, es kann kein Zweifel 
darüber bestehen bleiben, wenn wir in der Geschichte zurückblicken, 
dass eine Zuständigkeit des Reichs für den hier vorliegenden Antrag 
nicht vorliegt, und zwar ergibt sich dies daraus, dass der Antrag, 
den das Zentrum jetzt eingebracht hat, ein alter bekannter Antrag 
ist, den das Zentrum bereits im Jahre 1871 bei Berathung der 
deutschen Reichsverfassung gestellt hatte. Damals hat nämlich 
das Zentrum bei Berathung der deutschen Reichsverfassung bean- 
tragt, hinter dem Artikel 1 sechs neue Artikel 2 bis 7 einzufügen, 
und von diesen Artikeln sollte der Artikel 6 lauten: 

Die Freiheit des religiösen Bekenntnisses, der Ver- 
einigung zu Religionsgesellschaften und der gemeinsamen 
häuslichen und öffentlichen Religionsübung wird gewähr- 
leistet. Der Genuss der bürgerlichen und staatsbürgerlichen 
Rechte ist unabhängig von dem religiösen Bekenntnisse. 
Den bürgerlichen und staatsbürgerlichen Pflichten darf durch 
die Ausübung der Religionsfreiheit kein Abbruch geschehen. 
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Und Artikel 7 lautet: 

Die evangelische und die rómisch-katholische Kirche, 
sowie jede andere Religionsgesellschaft ordnet und verwaltet 
ihre Angelegenheiten selbststándig und bleibt im Besitz 
und Genuss der für ihre Kultus-, Unterrichts- und Wohl- 
thátigkeitszwecke bestimmten Anstalten, Stiftungen und 
Fonds. 

Meine Herren, Sie werden nicht bestreiten können, dass in nuce 
diese beiden von dem Zentrum beantragten Artikel bereits das ent- 
halten, was uns gegenwärtig in dem Antrage des Zentrums vor- 
liegt. Nun ist damals aber der Aufnahme dieser Artikel, und zwar 
gerade auch bei Berathung der Nr. 16 des Art. 4 der gegenwärtigen 
Reichsverfassung nicht nur von Seiten der Regierungen, sondern auch 
aus dem ganzen Hause widersprochen worden, und man hat diesen 
Widerspruch damit begründet, dass man gesagt hat, es ist nicht 
zulässig, die sogenannten Grundrechte in die Verfassung des Deutschen 
Reiehs aufzunehmen, weil dadurch die Staatshoheit der Einzelstaaten 
in zu weit gehendem Mass beschnitten werden würde. 
| (Hört! hört! rechts.) 

Das waren die Motive, die die ganz überwiegende Mehrheit des 
Reichstags veranlasst haben, in namentlicher Abstimmung mit 
223 Stimmen gegen 59 Stimmen diesen Antrag des Zentrums ab- 
zulehnen. Meine Herren, es wird von Interesse sein, zu hören, wer 
sich unter den Herren befunden hat und gegenwärtig noch im 
Reichstag sitzt, die damals gegen diesen Antrag des Zentrums ge- 
stimmt haben. Ich habe nur vier Herren feststellen können; das 
sind gewesen der Herr Abgeordnete Bebel, der Herr Abgeordnete 
Dr. Hänel, der Herr Abgeordnete Büsing und der Herr Abgeordnete 
v. Kardorff. Sie sehen daraus, dass alle übrigen Parteien des 
Reichstags damals gegen das Zentrum und dessen Antrag gestimmt 
haben. 

Vergegenwärtigen wir uns den Verlauf dieser Verhandlung, so 
können wir nicht zweifelhaft sein, dass eine Zuständigkeit des Reichs 
für die Behandlung des vorliegenden Antrags nicht vorliegt, und 
dass es zunächst einer Erweiterung der Reichsverfassung bedürfte, 
um diese Zuständigkeit zu schaffen. Meine Herren, ich möchte dann 
aber auch darauf hinweisen, wenn hier Bezug genommen worden 
ist auf das Gesetz von 1869, dass dieses Gesetz ja vorhanden war, 
als die angeführten Verhandlungen hier gepflogen wurden, dass man 
dieses Gesetz also in den Kauf genommen, aber durch den Verlauf 
der Verhandlungen jede Erweiterung dieses Gesetzes ausgeschlossen 
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hat. Ich möchte die Herren auch hinweisen auf den Separatvertrag, 
der mit dem Staate Bayern abgeschlossen worden ist, und auf das 
Schlussprotokoll vom 23. November 1870, in dem bekanntlich die 
bayerischen Reservatrechte festgelegt worden sind. Der Artikel 2 
- dieses Schlussprotokolls würde ebenfalls es ausschliessen, eine Er- 
weiterung der Reichskompetenz in dieser Richtung vorzunehmen. 
In wie weitgehendem Masse der vorliegende Antrag in die Staats- 
hoheit der Einzelstaaten eingreifen würde, das ist ja in Betreff der 
Staaten Königreich Sachsen, Mecklenburg, Braunschweig hier bereits 
angeführt worden. Es sind aber nicht allein diese evangelisch- 
lutherischen Staaten, die in weitgehendem Masse davon betroffen 
werden würden, es ist z. B. auch das Königreich Bayern. Für das 
Königreich Bayern würde das placetum regium durch diesen Antrag 
beseitigt werden, das in $ 9 der Verfassungsurkunde für Bayern 
dahin festgelegt ist, dass keine Verordnungen und Gesetze der kirch- 
lichen Gewalt ohne vorgängige Einsicht und das Placet des Königs 
verkündet und vollzogen werden dürfen. Es würde ferner beseitigt 
werden die Bestimmung, dass die Errichtung geistlicher Genossen- 
schaften und Klöster der landesherrlichen Zustimmung bedürfen. 
Ich will nur diese beiden Punkte nennen, die für das Königreich 
Bayern in Betracht kommen. Es gibt noch mehrere andere, die bei 
der Debatte im Jahre 1871 vom Freiherrn v. Stauffenberg eingehend 
erörtert worden sind. 

Wenn ich dann schliesslich auf Preussen hinweise, so würde 
das Zentrum durch die Annahme dieses Antrages mit einem Schlage 
nicht nur alles das erreichen, wofür es im Abgeordnetenhause seit 
einer Reihe von Jahren Jahr für Jahr gekämpft hat, sondern weit 
über die Wiederherstellung der aufgehobenen Artikel 12 und 15 der 
Verfassungsurkunde hinausgehende Rechte. Das sind so tief ein- 
schneidende Folgen, so grosse Eingriffe in die Staatshoheitsrechte 
der Einzelstaaten, dass wir dieser Absicht des Gesetzes unmöglich 
zustimmen können. Es kommt aber daneben für uns in Betracht, 
dass, wenn dies Gesetz angenommen würde, der Antrag des Zentrums 
wegen Aufhebung des Jesuitengesetzes vollständig gegenstandslos 
sein würde; dieses Gesetz würde viel mehr gewähren als die Auf- 
hebung des Jesuitengesetzes. Der Antrag wegen Aufhebung des 
Jesuitengesetzes würde nur das Reichsgesetz, welches diesen Orden 
aus Deutschland ausschliesst, beseitigen. Daneben aber würden die 
einzelstaatlichen Bestimmungen, welche die Jesuiten betreffen, be- 
stehen bleiben. Wird dieser Antrag Gesetz, so werden auch mit 
einem Schlag alle die einzelstaatlichen Bestimmungen, die gegenüber 
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den Jesuiten gegeben sind, beseitigt werden. Nach der Stellung, 
die wir dem Jesuitenantrage gegenüber bisher eingenommen haben, 
da wir in der Beseitigung dieses Gesetzes eine Gefahr für den kon- 
fessionellen Frieden erblicker, werden wir auch von diesem Gesichts- 
punkt aus der Vorlage nicht zustimmen können. Auch vielen ein- 
zelnen Bestimmungen des Gesetzes stehen wir mit Bedenken gegen- 
über. Ich will aber darauf verzichten, jetzt noch im einzelnen bei 
der vorgeschrittenen Zeit diese Bedenken bei den einzelnen Para- 
graphen hervorzuheben. Wenn wir auch kaum die Hoffnung hegen, 
dass die prinzipiellen Bedenken, die wir gegenüber diesem Antrag 
haben, durch eine Kommissionsberathung beseitigt werden können, 
so haben wir doch den Wunsch, wie das auch von anderer Seite 
ausgesprochen worden ist, jede Schärfe zu vermeiden, und wir haben 
deshalb auch unsererseits nichts dagegen zu erinnern, dass die Vor- 
lage entsprechend dem Wunsche einer so angesehenen Partei zunächst 
an eine Kommission verwiesen wird. 


(Bravo! rechts.) 


Vizepräsident Dr. v. Frege-Weltzien: Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Dr. Pichler. 


Dr. Pichler, Abgeordneter: Meine Herren, meine politischen 
Freunde und ich können mit der Aufnahme, welche unser Antrag 
in diesem hohen Hause gefunden hat, im allgemeinen nach meiner 


Empfindung ganz wohl zufrieden sein. Gegenüber so manchen 


Aeusserungen, welche seit Bekanntwerden unseres Antrags in der 
Presse laut geworden sind, hat ja die Behandlung in diesem hohen 
Hause einen ausserordentlich wohlthuenden Gegensatz gebildet. Man 
hat hier von allen Seiten die Wichtigkeit und die Bedeutung unseres 
Antrags anerkannt und ebenso, dass thatsächlich auf diesem Gebiete 
eine ganze Reihe von berechtigten Klagen in einzelnen deutschen 
Bundesstaaten bestehen. Es hat insbesondere auch der Herr Reichs- 
kanzler in erster Linie dies ausgesprochen und hat mit Bedauern 
seinerseits konstatirt, dass Missstände bestehen, die mit den heutigen 
Anschauungen von religiöser Freiheit nicht vereinbar sind. Ich 
hoffe, dass schon diese entschiedene Konstatirung im hohen Reichs- 
tag einen indirekten und moralischen Einfluss auf die Regierungen 
und die Vertretungen der einzelnen Bundesstaaten ausüben muss, 
in denen derartige Missstände bestehen. Es ist uns ja schon mit- 
getheilt worden, dass die Thatsache allein, dass dieser Antrag in 
diesem hohen Hause eingebracht wird, in einem der bezeichneten 
Länder dahin gewirkt hat, dass eine gewisse milde Praxis in einzelnen 
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Fällen jetzt schon gehandhabt worden ist. Also wir hoffen, dass die 
Wirkungen fortdauern werden. 

Der Herr Reichskanzler hat die Kompetenz des Reichstags und 
der Reichsgesetzgebung in seinen Worten besprochen. Es hat mich 
von meinem Standpunkte als Bayer speziell ausserordentlich gefreut, 
dass der Herr Reichskanzler mit dieser Bestimmtheit die Selbst- 
ständigkeit der einzelnen Staaten betont hat, dass er es als seine 
erste und vornehmste Aufgabe betrachte, den bundesstaatlichen 
Charakter des Reichs zu wahren und aufrecht zu erhalten. Auch 
von verschiedenen Rednern aus dem hohen Hause ist die Kompetenz- 
frage besprochen worden, und dabei wurde hervorgehoben, dass das 
Zentrum in dieser Beziehung eine Wandlung durchgemacht habe, 
die von einzelnen Herren Rednern als eine erfreuliche, von anderen 
mehr als eine bedauerliche bezeichnet worden ist. Meine Herren, 
ich darf aus der Geschichte konstatiren: was die grundsätzliche 
Auffassung der Zentrumspartei betrifft, so ist in Bezug auf diese 
Frage der religiösen, der Gewissensfreiheit eine Wandlung in den 
Anschauungen unserer Partei nicht zu verzeichnen. Ich kann Sie 
ganz kurz erinnern: schon im Jahre 1848 bei Berathung der Bundes- 
verfassung ist in Frankfurt von einer Vereinigung katholischer Abge- 
ordneter eine ganze Reihe von Grundsätzen vorgeschlagen worden, 
welche die religiöse und Gewissensfreiheit sicherstellen sollten. Das- 
selbe ist von Seiten unserer Freunde geschehen im Jahre 1867, das 
Gleiche ist wiederum geschehen im Jahre 1871. Also wir haben 
zu jeder Zeit auf dem Standpunkt gestanden, dass in die Grund- 
gesetze der Reichsverfassung vor allem Aufnahme finden solle der 
Schutz der religiösen Freiheit, der Schutz der Gewissensfreiheit, der 
religiösen Ueberzeugung aller Staatsbürger. Nun sind allerdings 
diese Anträge damals abgelehnt worden; aber man hat doch ver- 
säumt, aus der Ablehnung dieser Anträge auch die Konsequenzen 
in allen Fällen zu ziehen, die nothwendig gewesen wären. Einzelne 
der Herren Vorredner haben schon auf das Gesetz von 1869 hin- 
gewiesen, und der Herr Kollege Rickert hat ganz besonders betont: 
wenn der Reichstag zuständig war zu dem Gesetz von 1869, so 
ist er auch zu diesem Gesetz zuständig. Ich darf aber noch auf 
ein weiteres hinweisen, und da gilt auch der Einwand nicht, den 
der Herr Kollege Stockmann gemacht hat. Ich darf hinweisen auf 
das Jesuitengesetz von 1872. Wenn irgendwie eine Materie sich 
auf dem religiös-politischen Standpunkt bewegte, so war es diese 
Materie 

(sehr riehtig! in der Mitte), 
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und wenn das Reich dazu keine Zuständigkeit hat, so war auch 
der Reichstag und der Bundesrath zu dieser Gesetzgebung nicht 


zuständig. 
(Lebhafte Zustimmung in der Mitte.) 
Meine Herren, wir können da bloss die Hoffnung hegen, dass die 
Konsequenz daraus gezogen wird, dass die Fehler, die man damals 
gemacht hat gegen die Reichsverfassung, wieder gut gemacht werden. 
(Sehr gut! in der Mitte.) 

Meine Herren, ich möchte aber auch noch an etwas weiteres 
erinnern. Der Antrag, der damals im Reichstag und im Bundes- 
rath angenommen worden ist, geht noch viel weiter, als das Jesuiten- 
gesetz selbst gegangen ist. Der Antrag hat nach meiner Auf- 
fassung direkt die ganze hier einschlágige Materie in die Reichs- 
verfassung hineingezogen. Der Antrag war damals von konser- 
vativer und freikonservativer Seite gestellt. Nachdem der Herr 
Kollege Stockmann vorhin einige Abgeordnete erwähnt hat, die im 
Jahre 1871 gegen die Zentrumsanträge gestimmt haben, darf ich 
auch hier erwähnen, dass unter diesem Antrag die Namen von 
zwei Mitgliedern stehen, die jetzt noch dem Reichstag angehóren: 
das sind die Herren Abgeordneten v. Kardorff und Freiherr von 
Stumm. Der Antrag, meine Herren, hat damals gelautet: 

Der Reichskanzler wird aufgefordert, 

l. darauf hinzuwirken, dass innerhalb des Reichs ein Zustand 
des öffentlichen Rechtes hergestellt werde, welcher den 
religiösen Frieden, die Parität der Glaubensbekenntnisse 
u. S. w. sicherstellt. 
(Hört! hört! in der Mitte), 
Meine Herren, was wollen wir anders, als dass dieser Antrag, der 
damals von konservativer und freikonservativer Seite gestellt worden, 
der vom Hause zum Beschluss erhoben worden ist, der auch im 
Bundesrathe keinen Widerspruch erfahren hat, jetzt ausgeführt 
wird. Der Herr Vertreter des Bundesraths, Präsident Dr. Friedberg, 
hat damals ausdrücklich im Reichstag in der Sitzung vom 14. Juni 
 konstatirt, dass der Bundesrath keinen Widerspruch gegen den 
Antrag erhoben hat. 
(Hört! hört! in der Mitte.) 
Der Herr Bundeskommissär hat damals ausdrücklich den ganzen 
Antrag in seiner Rede wiederholt und dabei betont, dass der Bundes- 
rath sich über diese Materie schlüssig gemacht, aber geglaubt habe, 
jetzt anı Ende der Tagung sei nicht mehr die genügende Zeit, um 
die ganze Materie zu verarbeiten 
(hört! hört! in der Mitte); 
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das müsse der Zukunft vorbehalten bleiben 

(hört! hört! in der Mitte); 
jetzt wolle man bloss das Nothgesefíe machen, d. h. die Jesuiten aus 
dem Reiche vertreiben. 

(Hört! hört! in der Mitte.) 
Also ich meine, von denjenigen, die damals diesen Antrag gestellt 
und angenommen haben, kann gegen uns der Einwand der Kom- 
petenz nicht erhoben werden. 

(Sehr gut! in der Mitte.) 

Meine Herren, nach meiner Auffassung wenigstens — ich 
will und kann ja diese Auffassung nicht als eine kompetente hin- 
stellen, da ich nicht zu der privilegirten Zunft der Juristen in dieser 
Beziehung gehöre — bewegt sich unser Antrag in den wichtigsten 
Punkten und in der Hauptsache vollständig im Rahmen der An- 
träge, die damals im Reichstag und im Bundesrath sind angenommen 
worden. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 

Nun, meine Herren, hat der Kollege Stockmann gemeint, auch 
für Bayern solle dieser Antrag schlimme Wirkungen haben, es 
würde z. B. für Bayern das placetum regium aufgehoben werden. 
Meine Herren, es wäre schade darum! Ich habe in den letzten 
Tagen in einem bayerischen Blatte auch schon diese Befürchtung 
ausgesprochen gelesen, es könnte für Bayern das placetum regium 
aufgehoben werden. Dabei ist dann die Bemerkung gestanden: wäre 
das schon Gesetz gewesen, so würen die grossen Kümpfe, welche 
in den siebziger und achtziger Jahren hervorgerufen und im bayeri- 
schen Landtag ausgekämpft sind und die mit einer Niederlage, 
einem Rückzug des Ministeriums geendigt haben, nicht nothwendig 
und nicht möglich gewesen. Ja, meine Herren, wenn diese Kämpfe 
mit einem Rückzug und einer Niederlage des Ministeriums geendigt 
haben, so, meine ich, wáre es im hóchsten Interesse der Regierung 
selbst gewesen, wenn sie nicht die Möglichkeit gehabt hätte, dieser 
Niederlage sich auszusetzen. 

(Sehr gut! in der Mitte.) 

Dann hat Herr Kollege Stockmann auch gemeint — und das 
ist ja auch in der Presse von vielen Seiten als der schrecklichste 
aller Schrecken hingestellt worden —, wenn dieser Antrag ange- 
nommen werden würde, so wäre sogar das Jesuitengesetz aufgehoben. 
Ich meine, es wäre auch nicht schade darum 

(Heiterkeit in der Mitte), 
so wenig wie um das placetum regium. Das Jesuitengesetz ist von 
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unserer Seite von jeher als ein Unrecht gegen die katholische Be- 
völkerung beklagt worden. Der Reichstag hat wiederholt mit Mehr- 
heit den Beschluss dahin gefasst, dass dieses Gesetz aufgehoben 
werden sollte. Wenn man also durch Annahme dieses Antrages 
diesen Beschlüssen des Reichstages endlich einmal gerecht würde, 
so, meine ich, wäre das auch nur als eine erfreuliche Thatsache zu. 
bezeichnen, und der Reichstag hätte damit einen Erfolg bei seinen 
Beschlüssen zu verzeichnen, den er bisher leider nicht erlangen 
konnte. Nun möchte ich aber den Herrn Kollegen Stockmann auch 
in seiner Angst vor der Wiederkehr der Jesuiten trösten. Ich habe 
gehört, dass sogar unsere Juristen in der Zentrumspartei den be- 
gründeten Zweifel haben, ob durch dieses allgemeine Gesetz der 
S des Spezialreichsgesetzes von 1872 in der That abrogirt wäre. 
Also wäre danach doch immerhin wenigstens eine Hoffnung gegeben, 
dass am Ende das doch nicht zu Tage gefördert wird. 

Dann hat der Herr Kollege Stockmann — und vor ihm hat 
es auch der Herr Kollege Bassermann gethan — den Wunsch aus- 
gesprochen, es möchte doch die ultramontane Mehrheit in anderen 
Ländern auch dort den anderen Konfessionsgenossen dieselben Rechte 
geben, die wir für Deutschland verlangen. Meine Herren, ich habe 
auch diesen Einwand vor ein paar Tagen in der Presse gelesen, 
in einem liberalen Blatte, und an demselben Tage habe ich, ich 
glaube, in einer sächsischen Zeitung, eine glänzende Schilderung ge- 
lesen über die Einweihung einer protestantischen Kirche in Mürz- 
zuschlag in Steiermark. Meine Herren, ich versichere Sie: wenn 
ich einmal in irgend einer deutschen Zeitung einen derartigen schönen 
Bericht über die Einweihung einer katholischen Kirche in Mecklen- 
burg zu lesen bekomme, so werde ich für meine Person meine Unter- 
schrift unter diesen Antrag augenblicklich zurückziehen. 

(Heiterkeit.) | 

Dann, meine Herren, muss ich doch dem Herrn Kollegen 
v. Vollmar, der uns mit so vieler Aufmerksamkeit und teilweise 
auch Freundlichkeit behandelte, auch meinerseits ein paar Worte 
widmen. Der Herr Kollege v. Vollmar hat sich bemüssigt gesehen, 
uns starke Vorwürfe zu machen, dass wir seine Partei so schlecht 
behandelten. Er hat sich auch namentlich bemüht, darzulegen, 
dass die Socialdemokratie in religiöser Beziehung gar so häufig und 
so oft missverstanden werde. Der Herr Kollege hat wiederum den 
Parteigrundsatz betont, Religion sei Privatsache, und was der Ein- 
zelne darüber äussere, sei nur eine subjektive Meinungsäusserung des 
Einzelnen. Ja, meine Herren, ich könnte eigentlich dem Herrn 
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v. Vollmar erwidern: die Auslegung, die er diesem Parteigrundsatz 
gegeben hat, ist auch wohl die subjektive Meinungsäusserung eines 
Einzelnen. Ä 
(Widerspruch bei den Sozialdemokraten.) 

— Meine Herren, Sie stellen das in Abrede. 

(Wiederholter Widerspruch bei den Sozialdemokraten.) 
Ich möchte Sie ersuchen; lesen Sie doch das offizielle Protokoll über 
Ihre Parteitage und Sie werden dort so ziemlich das Gegenteil von 
dem lesen, was der Herr Abgeordnete v. Vollmar ausgesprochen hat. 
(Widersprueh und Zuruf bei den Sozialdemokraten.) 

Dann hat der Herr Abgeordnete v. Vollmar auch auf ein 
bayerisches Blatt — dasselbe ist ja bekannt — und auf einen 
Artikel, der dort, wie er meinte, von einem katholischen Geistlichen 
erschienen sei, worin dem Zentrum die schwersten Vorwürfe gemacht 
werden. Es wird dort gesagt, dass wir alle eigentlich bei unseren 
Studien die Zeit verschlafen hätten, es wird uns mit Exkommuni- 
kation u. s. w. gedroht. Nun, Herr Kollege v. Vollmar hat ja selbst 
erklärt, dass der Geistliche, der das geschrieben hat, wohlbekannt 
sei. Mir ist er nicht bekannt, aber ich meine, er wird halt Dr. 
Müller heissen. 

(Heiterkeit und Zurufe links: Nein.) 

Dann möchte ich aber noch weiter darauf hinweisen, duas 
schon im Jahre 1848 und ebenso auch in den Jahren 1867 und 
1871 die angesehensten deutschen Kirchenfürsten sich beteiligt 
haben bei den Anträgen, die ich vorhin genannt habe, in Bezug 
auf die Einführung der Religions- und Gewissensfreiheit. Die Namen 
Diepenbrock, Ketteler u. s. w. werden auch wohl den verehrten 
Herren hier im Hause bekannt sein als die Namen von Männern, 
die von der Kirchenlehre und kirchlichen Disziplin doch wenigstens 
auch einigermassen etwas verstanden haben. 

Dann hat der Herr Kollege v. Vollmar wieder die Gelegenheit 
benutzt, auch die Gewerkschaftsfrage hereinzuziehen, und er hat 
dabei darauf hingewiesen, dass diese Frage eigentlieh entschieden 
sei in authentischer Form — so wenigstens habe ich seine Aeusser- 
ung aufgefasst —; denn es sei in einem Buche, das in Mainz und 
zwar mit bischóflichem Imprimatur erschienen sei, erklärt, dass die 
Bischófe sich überhaupt gegen die Gewerkschaften ausgesprochen 
hätten. Ich möchte Herrn v. Vollmar doch auch in diesem Punkte 
eine kleine Belehrung geben. Er wird mir das nicht übel nehmen, 
nachdem er uns so viele »Wahrheiten« gesagt hat | 

(grosse Heiterkeit) 
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— oder vielmehr so viele Belehrungen. Ich möchte Herrn v. Vollmar 
blos darauf. hinweisen, dass das bischófliche Imprimatur nichts an- 
deres bedeutet als das: in dem vorliegenden Buche ist nichts ent- 
halten, was dem christlichen Glauben und der christlichen Sittenlehre 
widerspricht. Dass irgend ein Buch, welches das Imprimatur eines 
Bischofs hat, als die authentische Interpretation irgend einer Enun- 
ciation einer Kirchenbehürde anzusehen sei, davon kann gar keine 
Rede sein. 

Auf die übrigen Aeusserungen, welche von verschiedenen Red- 
nern gemacht sind, will ich im Augenblick nicht eingehen, insbe- 
sondere bei der weit vorgeschrittenen Zeit. 

Meine Herren, es ist betont worden, dass für unseren Antrag 
triftige Gründe vorliegen; es sind von verschiedenen Rednern berührt 
worden die Klagen, welche auf konfessionellem Gebiet bestehen, 
speziell in Mecklenburg, Braunschweig und Sachsen — diese drei 
Staaten sind in dieser Beziehung ganz besonders genannt worden —; 
man hat wiederholt gesagt, dass dieser Antrag bloss den Zweck 
habe, die Klagen der Katholiken zum Ausdruck zu bringen. Das 
hat uns vollstándig fern gelegen nach dem ganzen Wortlaut unseres 
Antrages und auch nach der Tendenz desselben. Auch von anderer 
Seite werden die lebhaftesten Klagen laut. Ich habe z.B. hier eine 
weitläufige Auseinandersetzung über die Verhältnisse, wie sie bei 
den sogenannten Altlutheranern in Preussen bestehen. Die alt- 
lutheranischen Gemeinden beklagen sich, dass sie in sehr unpari- 
tätischer Weise behandelt würden, und dass speziell in der letzten 
Zeit auch hierin eine scharfe Aenderung der Verhältnisse eingetreten 
sei. Es kommen dort auch manche Dinge vor, von denen ich 
glaube, dass es im Interesse des Staates selbst wäre, wenn dieselben 
beseitigt würden. Wenn z. B. von der Königlichen Regierung in 
Köslin eine Entscheidung dahin ergeht, dass ein Mann, der in der 
evangelisch-lutherischen Gemeinde von Hannover konfirmirt worden 
ist und der sich nach seiner Uebersiedlung nach Pommern der dor- 
tigen evangelisch-lutherischen Gemeinde, also der altlutherischen 
Gemeinde, angeschlossen hat, zur unirten Landeskirche zu rechnen 
sei, da hören doch eigentlich die Begriffe und Vorstellungen auf. 

(Sehr gut! in der Mitte.) | 
Der Mann ist zu den Steuern für die Landeskirche herangezogen 
worden; von Seiten der Regierung ist ihm die Aufklärung zugekom- 
men, dass die hannoverisch-lutherische Landeskirche und die alt- 
preussische evangelische Kirche eine Einheit bilden, sodass also jeder 
Hannoveraner ohne weiteres gezwungen ist, ein Mitglied der Lan- 
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deskirche zu werden, sobald er nach Preussen übergeht. Er muss 
also, sobald er nach Preussen kömmt, seinen Austritt aus der 
evangelischen Landeskirche bewirken, und dann erst kann er zur 
altlutheranischen Kirche gerechnet werden. 
(Heiterkeit.) 
Also ein Mann, der niemals der preussischen Landeskirche ange- 
hórt hat uud niemals angehóren wollte, der soll nach dieser Be- 
stimmung seinen Austritt aus der Kirche erklären, in die er niemals 
eingetreten war, und soll dann in eine Kirche übertreten, in der er 
geboren und erzogen ist. 
(Hört! hört! und Heiterkeit.) 

Und weiter, meine Herren, ist einem Pastor der Altlutheraner 
das Verbot zugegangen, dass er sich evangelisch-lutherischer Pfarrer 
nennen dürfe. Er hat sich von jeher so genannt, er ist als solcher 
in sein Amt sogar eingeführt worden, und auf einmal wird ihm 
nun verboten, sich diesen Titel zu geben, und das ist auch gegenüber 
einer Reklamation aufrecht erhalten worden. 

Meine Herren, ich meine, es ist doch besser, wenn in diesen 
Dingen eine Abhilfe geschaffen wird. 

Aber noch viel schlimmere Klagen bestehen, wie das schon 
betont worden ist, in einer ganzen Reihe von anderen Staaten. Der 
Kollege Dr. Lieber hat in seinem einleitenden Wort schon darauf 
hingewiesen, dass von einem zweiten Redner unserer Partei diese 
Klagen sollten im einzelnen hervorgehoben werden — und diese 
Aufgabe ist nun leider mir zugefallen. Ich hoffe ja, dass im 
Bundesrath diese Klagen bereits bekannt sind. Nachdem der Bundes- 
rath so schnell über unseren Antrag sich schlüssig gemacht und 
darüber auch Berathungen gepflogen hat, so habe ich die Ueber- 
zeugung, dass auch dort schon diesen Klagen Ausdruck gegeben ist, 
und dass die Einzelheiten im Bundesrathe bekannt sind; und sollte 
vielleicht Einzelnes aus meinen Ausführungen noch hervorgehen, was 
damals noch nicht ist behandelt worden, so hoffe ich, dass auch 
diese weiteren Beschwerden die entsprechende Würdigung erfahren 
werden. 

Eine Reihe von Klagen besteht gerade in den kleinen Staaten; 
man kónnte fast sagen: je kleiner, desto kleinlicher werden manche 
Dinge behandelt gerade auf religiósem Gebiet. l 

(Lebhafte Zustimmung in der Mitte.) 
So ist es z. B. in Koburg-Gotha. Da besteht die Bestimmung, dass 
die römisch-katholische Konfession im Staate Gotha darf frei geübt 
werden; dazu hat sich der Herzog von Gotha vertragsmässig ver- 
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pflichtet bei seinem Beitritt zum Rheinbunde, und das gilt ebenso 
bei einer ganzen Reihe von anderen Staaten. Auch durch das 
Gesetz von 1852 ist der Grundsatz zum Ausdruck gekommen, dass 
keine religióse Genossenschaft Vorrechte vor einer anderen in kirch- 
licher Beziehung haben soll. Thatsächlich aber liegt die Sache so, 
dass für die Katholiken eine katholisch geordnete Seelsorge nur in 
der Stadt Gotha selbst besteht; die Katholiken ausserhalb der Stadt 
Gotha werden den evangelischen Pfarreien, in denen sie ihren Wohn- 
sitz haben, zugerechnet. 

(Heiterkeit.) 
Es ist auch jetzt noch die Vorschrift, dass die Katholiken das Recht 
haben, die Parochialhandlungen, wie Taufe, Trauung und Beerdigung, 
vornehmen zu lassen entweder vom evangelischen Pfarrer, 

(Heiterkeit), 
in dessen Pfarrei sie wohnen, oder von einem katholischen Pfarrer. 
Aber der katholische Geistliche muss dabei dem protestantischen 
Ortspfarrer die nothwendige Mittheilung machen zur Eintragung in 
das Kirchenbuch. Das gilt auch jetzt noch, obwohl ja durch die 
Gesetzgebung betreffend das Zivilstandsregister jeder Anlass dazu 
ist beseitigt worden. 

Was dann einen Naehbarstaat, Reuss j. L., anlangt, so be- 
stehen in diesem Staate ganz besondere Missstände in Bezug auf 
die Schulverhàltnisse. In Gera wohnen 2000 Katholiken. Die 
Kinder besuchten früher die protestantischen Schulen, in denen auch 
eine ganze Reihe von protestantischen Lehrbüchern eingeführt war, 
welche zum Theil einen Inhalt hatten, der für die Katholiken aufs 
schwerste verletzend war. Nun hat die Fürstliche Regierung die 
Errichtung einer katholischen Schule in Gera genehmigt; aber es 
ist dabei ausdrücklich betont worden: diese Privatschule darf niemals 
irgend einen Anspruch machen auf einen Zuschuss vom Staate oder 
von der Gemeinde. Die Eltern müssen die Schulsteuern an die 
staatliche Schule auch ferner bezahlen, obwohl sie für ihre Privat- 
schule auch zu bezahlen haben. Weiter: die katholischen Eltern 
dürfen aber für ihre Schule weder ein Schulgeld erheben, noch auch 
dürfen sie Kirchensteuern für diesen Zweck einführen. 

(Heiterkeit.) 
Ja, wödurch soll dann diese Schule erhalten werden ? 

(Heiterkeit.) 
Wenn man den Katholiken das Recht gibt, eine Schule zu gründen, 
aber nachher ihre Existenz unmöglich macht, so muss man doch 
eigentlich sagen: es ist das ein Zustand, den man kaum begreifen 


65 
kann! Meine Herren, ich füge bei, dass diese Schule ungefáhr 200 
. Kinder hat, und dass von der Regierung selbst verlangt worden 
ist, damit diese Schule auch die Ziele so gut erreicht wie andere 
Schulen, dass sofort vier Lehrkräfte angestellt werden. Also die 
Katholiken von Reuss sind darauf augewiesen, bei den Katholiken 
von ganz Deutschland betteln zu gehen, damit sie ihre Schule er- 
halten kónnen! 
(Hört! hört! in der Mitte.) 
Es ist das vom wirthschaftlichen Standpunkt der reussischen Re- 
gierung — das muss ich sagen — ein Meisterstück; auf diese 
Weise kommt Geld in die Kasse, das man sonst nicht bekäme! 
(Grosse Heiterkeit.) 
Auch Sehwarzburg-Sondershausen 
(grosse Heiterkeit) 

hat seine Besonderheiten, nicht bloss im Namen, sondern auch auf 
religiósem Gebiete. "Wie in Schwarzburg-Sondershausen der Seel- 
sorger behandelt wird — das ist eine Behandlung, die oft, meine 
ich, mit den Auffassungen, die wir jetzt haben, in direktem Wider- 
spruch steht. Der Seelsorger in Schwarzburg-Sondershausen wird 
nämlich nur unter gewissen Bedingungen zugelassen, die genau vor- 
geschrieben sind. Es wird ihm im kirchlichen Dekret, das ihm bei 
seiner Anstellung zugestellt ist, ausdrücklich ans Herz gelegt, wie 
genau und gewissenhaft er seine seelsorgerischen Pflichten zu erfüllen 
habe, dass er niemals ohne die Erlaubniss einer Behörde eine von 
ihm selbst ausgegangene Verfügung veröffentlichen dürfe, und es 
wird ausdrücklich noch gesagt: wenn er diesen Bestimmungen in 
irgend einem Punkte zuwiderhandeln oder sonst durch seine Führung 
oder sein Verhalten Anstoss erregen sollte, so werde er auf Verlangen 
des Fürstlichen Ministeriums sofort aus seiner Stellung entfernt. 
Ich meine doch, es wäre nicht schade, wenn auch solche Dinge aus 
den Anstellungsdekreten für Geistliche verschwinden würden! Ein 
solches Dekret ist datirt vom 26. April 1896, gezeichnet vom Fürsten, 
gegengezeichnet vom Minister Peters. 

Weiter besteht eine Verfügung in Bezug auf die Begräbnisse. 
Bei einem Begräbniss darf auf dem Friedhof nur der Ortspfarrer 
eine Rede halten; Geistliche eines anderen Bekenntnisses und über- 
haupt andere Personen dürfen eine Rede nur mit Erlaubniss des 
zuständigen Ortspfarrers halten; aber weiter, es bleibt dem Orts- 
pfarrer überlassen, diese Erlaubniss zu ertheilen oder zu versagen, 
und wenn er Zweifel hat, so wird er wohlthun, auf den Inhalt der 
zu haltenden Rede näher einzugehen. Also der evangelische Orts- 
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pfarrer hat das Recht, von dem Geistlichen eines anderen Bekennt- 
nisses sich dessen Grabrede vorlegen zu lassen; es wird aber doch 
betont — das muss ich konstatiren, um nicht ungerecht zu sein — : 
»wenn Jemand beim Begräbniss ein Vaterunser betet, so gilt das 
nicht als eine öffentliche Rede.« 

(Grosse Heiterkeit). 

Weiter, meine Herren, ist unter dem 23. September 1897 an- 
geordnet, dass die in Ebelingen ständig oder aushilfsweise amtirenden 
Geistlichen vor Beginn ihrer seelsorgerischen Thätigkeit sich dem 
Fürstlichen Landrath in Ebelingen, wie auch dem betreffenden Orts- 
geistlichen regelmässig vorzustellen haben. Also, wenn der katlıo- 
lische Geistliche in Ebelingen Gottesdienst abhalten will, so ist er 
verpflichtet, sich vorher dem evangelischen Ortspfarrer vorzustellen 
und ihm seine Aufwartung zu machen. 

Dann, meine Herren, einen weitereu interessanten Punkt, und auf 
den móchte ich den Herrn Kollegen v. Vollmar aufmerksam machen, der 
vorhin betont hat, dass in einem deutschen Staate für ein Zeugniss 
zum Austritt aus einer Konfession eine Gebühr verlangt wird. Das 
ist nämlich auch in Sehwarzburg-Sondershausen der Fall. Dort ist 
im Gerichtskostengesetz vom 24. Dezember 1899 die Bestimmung 
aufgenommen worden, dass für die Aufnahme einer Verhandlung, 
durch welche eine der Eintragung in das Dissidenten- oder Aus- 
trittsregister zu Grunde liegende Erklärung entgegengenommen wird, 
eine Gebühr von 10 bis 100 Mark erhoben wird. 

(Hört! hört! Heiterkeit.) 

Nun, meine Herren, damit wäre es für Schwarzburg-Sonders- 
hausen genug. 

Ich möchte weiter erwähnen, dass wir in den letzten Tagen 
erst in den Zeitungen gelesen haben, dass aus verschiedenen 
thüringischen Staaten Geistliche czechischer und polnischer Natio- 
nalität ausgewiesen worden seien, welche für ezechische und polnische 
Arbeiter dort Gottesdienst abgehalten hatten. Ja, meine Herren, 
ich möchte diejenigen, welche uns auf die paritätische Behandlung 
in katholischen Staaten verwiesen haben, auch auf dieses Vorgehen 
wiederum verweisen. Wenn irgend einer von den Agitatoren für die 
»Los von Rom«-Bewegung aus Oesterreich ausgewiesen wird, dann 
schreit alles im deutschen Eichenwalde; wenn aber katholische 
Geistliche ausgewiesen werden, die katholischen Arbeitern in czechi- 
scher und polnischer Sprache, ihrer Nationalsprache, gepredigt haben, 
dann schweigen alle Flöten. 

(Sehr gut! aus der Mitte.) 
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Nun komme ich zu Braunschweig. Da muss ich allerdings 
Ihre Geduld ein klein wenig in Anspruch nehmen. Braunschweig 
ist einer von den Musterstaaten, die gerade in dieser Beziehung zu 
den allerschwersten Klagen und mit Recht Anlass geben. Es be- 
stehen da Missstände, die man geradezu für unmöglich halten sollte. 
(Sehr richtig !) 
Es ist dureh Gesetz vom 10. Mai 1867 in Bezug auf die Taufe und 
religióse Kindererziehung bestimmt, dass die Kinder aus gemischter 
Ehe ganz allgemein der Religion des Vaters zu folgen haben, wenn 
nicht der Vater zwischen der Geburt und der Taufe die Anzeige 
macht beim Stadtmagistrat resp. dem Herzoglichen Kreisdirektor, 
dass er sein Kind in einer anderen Religion erziehen will. Nun, 
meine Herren, scheint diese Bestimmung sehr paritätisch zu sein, 
sie sagt ganz allgemein, die Kinder folgen der Religion des Vaters. 
Ich möchte aber zur Illustration folgende Thatsache bemerken. Es 
besteht in Braunschweig zu recht, dass jeder Vater ohne weiteres 
alle seine Kinder in die evangelische Schule schicken, sie dort am 
evangelischen Unterricht theilnehmen lassen und damit der evange- 
lischen Konfession zuführen kann. Wenn aber ein Vater sein Kind 
an dem katholischen Religionsunterricht theilnehmen lassen wollte, 
so ist das natürlich gegen die Bestimmungen des Gesetzes vom 
Jahre 1867; das kann nur dann geschehen, wenn er ausdrücklich 
zwischen der Geburt und der Taufe des Kindes die Erklärung ab- 
gegeben hat, dass er sein Kind der katholischen Konfession oder 
einer anderen ausser der evangelischen Landeskonfession will zuführen 
lassen. Und weiter, meine Herren, wenn nach dem Tode des Vaters 
die Mutter, also die Wittwe, ihre Kinder in einer anderen Kon- 
fession erziehen lassen will, als der Vater bestimmt hatte, hat auch 
sie ohne weiteres das Recht, die Kinder in die evangelische Schule 
zu schicken, dort evangelisch erziehen und dem evangelischen Gottes- 
dienst u. s. w. beiwohnen zu lassen. Das ist eine Behandlung, die 
disparitätisch ist in jeder Weise. Dazu kommt etwas weiteres, meine 
Herren. Es ist im $ 7 dieses berühmten Kirchengesetzes vom 
10. Mai 1867 — also auch glücklicherweise ein Maigesetz! — 
bestimmt: | 
dass an Orten, ausser Braunschweig, Wolfenbüttel und 
Helmstedt, wo mit Genehmigung des Ministeriums eine 
katholische Seelsorge mit katholischem Gottesdienst errich- 
tet wird, in jedem einzelnen Falle die katholische Taufe 
erst bei dem evangelischen Ortspfarrer angemeldet wer- 
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— also auch, wenn beide Eltern katholischer Konfession sind —, 
und dass dieser evangelische Pfarrer darüber eine Be- 
scheinigung auszustellen hat. 

Also wenn ein katholischer Vater sein Kind evangelisch taufen lassen 

will, da gibt es gar keine Beanstandung; aber wenn katholische 

Eltern ihr Kind wollen katholisch taufen lassen, so müssen sie erst 

zum evangelischen Pfarrer gehen und es anmelden und müssen dar- 

über sich eine Bescheinigung geben lassen. 

Erst in den jüngsten Tagen sind Fälle vorgekommen, von 
denen ich meine, dass sie nicht blos die Aufmerksamkeit der braun- 
schweigischen herzoglichen Regierung auf sich ziehen müssen, son- 
dern dass sie auch einigermassen vielleicht die BReichsregierung 
angehen. Bei der leisten Volkszählung — und das ist Reichssache 
— ist in Braunschweig, in Schlewecke bei Harzburg angeordnet 
worden, dass sämmtliche Zählmänner darauf zu achten haben, dass 
bei Familien mit gemischter Konfession, wenn der Vater der luthe- 
rischen Konfession angehört, auch die Kinder als lutherisch einge- 
tragen werden müssen. Nun wohnt in Schlewecke ein Arbeiter 
Namens Julius Schmidt, der Mann ist lutherisch, die Frau katho- 
lisch; der Mann hat seinerzeit bei der Heirat der Frau die katho- 
lische Kindererziehung zugestanden, er hat nach der Geburt des 
ersten Kindes und vor der Taufe desselben die nothwendige Er- 
klärung nach dem Gesetz vor dem Kreisrichter abgegeben, er hat 
also den Bestimmungen des braunschweigischen Gesetzes vollständig 
genügt, seine Kinder sind bisher auch alle katholisch getauft und 
erzogen worden, zwei von denselben besuchten bereits die katholische 
Schule; — und was ist bei der letzten Volkszählung geschehen? Der 
Zählmann, der in das Haus gekommen ist, ein ehrsamer Schuh- 
machermeister, hat im Auftrag seines Ortsvorstandes die Kinder 
dieses Mannes als evangelisch in das Verzeichniss eingetragen. Ja, 
wie kommt denn der Mann dazu, einen solchen Eintrag zu machen? 
Ich glaube, dass da eine direkte Fälschung vorliegt, wie sie doch 
mit den Ermittlungen, die durch die Volkszählung von Reichswegen 
angeordnet sind, und dem Zwecke, den man erreichen will, nicht in 
Einklang zu bringen ist. Der Zählmann hat von der Frau verlangt, 
sie müsse ein Dokument des braunschweigischen Staatsministeriums 
vorlegen, wenn die Kinder katholisch erzogen werden sollen. Wie 
diese Forderung erklárt werden kann, verstehe ich allerdings nicht. 
Die Frau fürchtet nun, es könnte gefordert werden, weil ihre Kinder 
als lutherisch eingetragen sind, dass sie nun auch als lutherisch 
erzogen werden müssen. Ich meine, da wird die herzoglich braun- 


69 


schweigische Regierung dafür sorgen, dass dieses Missverstándniss 
des Ortsvorstehers und Zählmanns bereinigt, und dieser Frau die 
nothwendige Aufklàrung zu Theil wird, damit sie weiss, dass sie in 
ihren Rechten nicht beeinträchtigt wird. 

Weiter wird mir ein anderer Fall mitgetheilt aus demselben 
Schlewecke. Da hat ebenfalls ein lutherischer Mann eine katho- 
lische Frau geheiratet. Dieser Mann — er heisst Breustedt — hat 
nun damals diese Erklärung vor dem Kreisrichter nicht abgegeben 
und bemerkt jetzt, es sei ihm die bezügliche Bestimmung nicht 
bekannt gewesen. Nun hat er, um seiner Frau das Versprechen der 
katholischen Kindererziehung zu halten, an den Regenten von 
Braunschweig ein Gesuch eingereicht, es möge nachträglich der 
nothwendige Dispens vom Landesgesetz ertheilt und ihm die katho- 
lische Kindererziehung gestattet werden. Das Gesuch ist abgelehnt 
worden ohne jede Begründung. 

(Hört! hört! in der Mitte.) 
Dann hat dieser Mann ein zweites Gesuch eingereicht und hat in 
diesem Gesuch darauf hingewiesen, dass seine Frau zeitweise sehr 
tiefsinnig sei, dass er befürchten müsse, wenn seine Kinder nicht 
der Religion der Mutter folgen dürfen, dass seine Frau schliesslich noch 
schlimmer werde, dass also sein ganzes Familienglück dadurch zu 
Grunde gerichtet werde u. s. w. Er hat seinen Landesherrn be- 
schworen, er könne doch ein solches Uebel für seine Familie nicht 
wollen. Auch dieses Gesuch ist abschlägig beschieden worden 

(hört! hört! in der Mitte), 
und der Ortsvorsteher hat den Auftrag erhalten, die Kinder des 
Breustedt nöthigenfalls gewaltsam der lutherischen Kirche zuzu- 
führen. 

(Hört! hört! in der Mitte.) 
Meine Herren, es ist allerdings gesagt, der Mann könnte sich da- 
durch helfen, dass er aus Braunschweig auswandere. Freilich könnte 
er sich dadurch helfen; aber man kann doch einem armen Arbeiter 
nicht zumuthen, dass er sein Haus, das er sich durch mühsamen Ver- 
dienst erbaut hat, einfach im Stiche lässt und desshalb ausser Lan- 
des geht, weil er dort seiner religiósen Ueberzeugung nicht folgen 
kann. 

Dann ist mir ein weiterer Fall mitgetheilt worden. Ein Vater, 
der zum Kreisrichter kam, um die Erklärung nach den Vorschriften 
des Gesetzes abzugeben, hat bei dem Kreisrichter von 10 Uhr Mor- 
gens bis Abends 5 Uhr warten müssen, ehe der Kreisrichter sich 
gnädig bewogen gefunden hat, diese Erklärung entgegenzunehmen, 
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(Hört! hört! in der Mitte.) 
Hoffentlich findet sich im braunschweigischen Landtag jemand, der 
der Regierung die Pflicht ans Herz legt, dass sie die Beamten da- 
rauf aufmerksam macht, dass sie dem Publikum in entsprechender 
Weise entgegenzukommen haben. Es ist ja hier im Reichstag nicht 
unsere Aufgabe, uns damit zu beschäftigen. | 

Weiter darf ich darauf hinweisen, dass in Braunschweig diese 
Bestimmungen nicht etwa bloss auf dem Papier stehen, sondern dass 
auch eine ganze Reihe von schweren Geldstrafen in den einzelnen 
Fällen verhängt werden, wenn eine solche Bestimmung übertreten 
wird. Es haben selbst die liberalen Blätter — ich nenne die »Köl- 
nische Zeitung«, und ich darf ganz besonders auch die »Braun- 
schweigische Landeszeitung« hier nennen — zugegeben, dass die 
Klagen der Katholiken in Braunschweig auf diesem Gebiete als 
völlig gerechtfertigt anzuerkennen sind. 

Dann besteht eine ganze Reihe von Bestimmungen in Braun- 
schweig auch für die katholischen Geistlichen. Der katholische 
Geistliche muss bei Antritt seines Amtes »zu Protokoll angeloben«, 
dass er den Vorschriften des Katholikengesetzes vom 10. Mai 1867 
getreu nachkommen wolle. Weiter gibt das Staatsministerium in 
sehr erfreulicher Vorsorge jedes Jahr am Buss- und Bettage auch 
dem katholischen Geistlichen die Bibeltexte an, welche dem vor- 
mittäglichen und nachmittäglichen Gottesdienst zu Grunde gelegt 
werden müssen. 

(Hört! hört! und Heiterkeit in der Mitte.) 

Meine Herren, ich glaube, dass die katholischen Geistlichen in 
Braunschweig dem Staatsministerium für diese weise Verfügung 
jedenfalls sehr dankbar sich zeigen; sie werden dadurch der Noth- 
wendigkeit überhoben, lange zu überlegen, über welchen Gegen- 
Stand sie am passendsten an dem  Buss- und Bettag zu pre- 
digen haben. 

| (Heiterkeit in der Mitte.) 

Weiter, meine Herren, wenn ein Geistlicher aus irgend einer 
Provinz eines benachbarten Staates, also auch aus Preussen, in 
Braunschweig Aushilfe leisten will, also eine Taufe, ein Sterbe- 
sakrament spenden, eine Beerdigung vornehmen will, so darf er das 
nur, wenn er vom Staatsministerium die Erlaubniss dazu erhalten 
und erklärt hat, dass er den Vorschriften des Katholikengesetzes 
vom 10. Mai 1867 getreulich nachkommen werde. 

(Hört! hört! in der Mitte.) 
Weitere Klagen bestehen in Bezug auf die Schwle. Nach dem 
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Schulgesetz von 1851 obliegt die Unterhaltung der Schule und der 
Lehrer der politischen Gemeinde, aber nur für die evangelischen 
Schulen. Die Katholiken, wenn sie eine Volksschule haben wollen, 
müssen ihre Schulen selbst bauen und auch selbst unterhalten und 
auch ihre Lehrkráfte unterhalten. Seit 1875 haben die Katholiken 
in der Stadt Braunschweig vier neue Schulhäuser gebaut, 20 Lehr- 
kräfle anstellen müssen, und da sie meistens arme Arbeiter sind, 
sind sie gezwungen, in ganz Deutschland milde Beitrüge zu sam- 
meln, damit sie ihre katholischen Schulen für die katholischen Kin- 
der unterhalten kónnen. 

(Hört! hört! in der Mitte) 
Dabei müssen sie Schulsteuer selbstverständlich auch für die evan- 
gelischen Sehulen bezahlen, gerade so wie diejenigen, die ihre Kinder 
in die evangelische Schule schicken. 

(Hört! hört! in der Mitte.) 

Weiter ist in einer ganzen Reihe von Fällen den Katholiken 
nicht gestattet,worden, selbst auf ihre Kosten katholische Schulen 
zu errichten, obwohl eine grosse Zahl von Kindern vorhanden war. 
Meine Herren, wie genau sind da die Bestimmungen z. B. in 
Preussen, wenn es sich darum handelt, für eine bestimmte Anzahl 
von Kindern evangelische Schulen zu errichten! 

(Sehr wahr! in der Mitte.) 
In Braunschweig ist in Schöningen die Erlaubniss zur Errichtung 
einer katholischen Privatschule nicht gegeben worden, obwohl 
90 katholische Schulkinder vorhanden waren. 

(Hört! hört! in der Mitte.) 
In Offleben und Jerxheim muss der katholische Unterricht im 
Wirthshaus gegeben werden, weil das Schulhaus zu diesem geist- 
lichen Unterricht nicht zugängig gemacht wurde. 

(Hört! hört! in der Mitte.) 

Eine weitere Klage in Bezug auf Braunschweig bezieht sich 
auf die katholischen Ordensschwestern. Es ist selbstverständlich, 
dass in dieser Beziehung weise Vorsorge getroffen ist, dass in dem 
Herzogthum Braunschweig ja die Existenz des Staates nicht ge- 
fährdet werde dureh die Einführung von männlichen katholischen 
Ordenspersonen. Es ist nur die einzige Möglichkeit, dahin gehend, 
dass allenfalls Krankenschwestern können eingeführt werden. Nun 
hat der katholische Kirchenvorstand in Braunschweig schon im 
Jahre 1895 an das hohe Herzogliche Staatsministerium ein Gesuch 
gerichtet um Genehmigung einer Niederlassung katholischer Ordens- 
schwestern für die ambulante Krankenpflege. Das Ministerium hat 
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dies Gesuch abgelehnt mit der Begründung: es ist dafür zur Zeit 
ein Bedürfniss nicht vorhanden. 
(Hört! hört! in der Mitte.) 

Die Katholiken haben sich nicht gleich entmutigen lassen, sie haben 
im Jahre 1898 eine grosse Versammlung in Braunschweig abgehalten, 
und da ist von Tausenden katholischer Männer eine zweite Eingabe 
an das Herzogliche Staatsministerium beschlossen und unterzeichnet 
worden, man möge ihnen vier Schwestern erlauben für die Kranken- 
pflege in den armen Arbeiterfamilien. Das hohe Staatsministerium 
hat dieses Gesuch dem protestantischen Kirchenkonvent zugesandt, 
damit derselbe begutachte, ob in der That — nicht etwa ein Be- 
dürfniss vorliege, sondern ob die Niederlassung katholischer Ordens- 
schwestern wünschenswerth sei. Das Gesuch ist vom Ministerium 
später abgelehnt worden, und es ist ganz selbstverständlich, dass 
die Katholiken auf den Gedanken gekommen sind, dass der prote- 
stantische Kirchenkonvent jedenfalls mit seinem Gutachten nicht 
ohne Einfluss gewesen ist auf diese Entschliessung des hohen 
Ministeriums. Ich darf hinzufügen, dass selbst von protestantischer 
Seite darüber geklagt wird, dass schon für die Protestanten die 
Kräfte der evangelischen Krankenpflege unzulänglich seien, und dass 
auch von protestautischer Seite anerkannt wird, dass in der That 
ein dringendes Bedürfniss besteht, dass für die Katholiken eine ge- 
ordnete Krankenpflege herbeigeführt werde. Sogar die protestanti- 
schen »Braunschweiger Neuesten Nachrichtene haben den mini- 
steriellen Beschluss bedauert. 

Meine Herren, ich darf hier vielleicht etwas anfügen, das sich 
nicht auf dem Boden von Braunschweig, sondern auf preussischem 
Staatsgebiete bewegt. In der letzten Zeit ist hier in der Nähe von 
Berlin in Hermsdorf einem Dominikanerpater der Aufenthalt unter- 
sagt worden; er hat vom Ortsvorstand den Auftrag erhalten, die 
Gemeinde zu verlassen. Der Pater hat sich in dieser Gemeinde 
aufgehalten im Interesse seiner Gesundheit, weil er durch seine 
priesterliche Thätigkeit vollständig heruntergekommen und erschöpft 
war. Er wollte also lediglich zur Erholung einige Zeit dort bleiben. 
Der Oberpräsident hat diesen Entscheid des Ortsvorstehers bestätigt; 
ich hoffe aber, dass das Königlich preussische Staatsministerium da 
Wandel eintreten lassen wird. 

Meine Herren, ich habe noch einen braunschweiger Fall, und 
zwar handelt es sich da um einen Fall aus der allerneuesten Zeit, 
um einen katholischen Studentenverein » Cheruscia« an der technischen 
Hochschule in Braunschweig. An diesen Verein ist unter dem 


78 


1. Dezember 1900 folgender Erlass ergangen — der Herr Präsident 
wird mir erlauben, die paar Zeilen vorzulesen: 
An den Herrn Studiosus Johann Marx, Vorsitzenden des _ 
akademischen Vereins »Cheruscia« hier. 
Nach einem Beschlusse von Rektor und Senat vom 
4. Dezember 1899 sind konfessionelle Verbindungen an der 
hiesigen technischen. Hochschule nicht zugelassen. Ia Folge 
dieses Beschlusses ist seiner Zeit die Gründung eines katho- 
lischen Vereins »Cheruscia« an der Hochschule nicht ge- 
stattet, dagegen der akademische Verein »Cheruscia« nach 
Vorlage und Prüfung seiner Satzungen genehmigt worden. 
Nach Ihrer Aussage ist dieser Verein inzwischen Mitglied 
des Verbandes der katholischen Studentenvereine Deutsch- 
lands geworden und hat dadurch den Charakter einer kon- 
fessionellen Verbindung angenommen. Ich muss Sie aus 
diesem Grunde ersuchen, den Austritt des durch Sie ver- ` 
tretenen Vereines aus diesem Verbande sogleich herbei- 
zuführen, widrigenfalls ich zu meinem lebhaften Bedauern 
nicht in der Lage bin, denselben fernerhin als studentische 
Vereinigung an unserer Hochschule zuzulassen. 
Meine Herren, so der Erlass vom 1. Dezember 1900! Ich hoffe, 
dass es den katholischen Studenten gelingen wird, den richtigen 
Ausweg zu finden, damit sie nicht mit den Gesetzen der Herzoglich 
braunschweigischen Staatsregierung in allzu schweren Konflikt kommen. 
Damit kann ich Braunschweig verlassen. 
(Heiterkeit.) 
Ich gehe weiter nach Norden, ich komme nach Mecklenburg. 
(Unruhe,) 
Meine Herren, ich berichte Ihnen hierüber gar nichts besonderes 
Neues. Was ich Ihnen berichte, das sind alles Punkte, welche erst 
im letzten Jahre im Mecklenburger Ständetag selbst vorgetragen 
worden sind. Es ist in Mecklenburg von den Abgeordneten v. d. Lühe 
und Genossen an die Ständekammer ein Antrag gerichtet worden: 
Die Stände richten an die Grossherzogliche Regierung die 
Bitte, den Katholiken Mecklenburgs grösseres Entgegen- 
kommen und weitere Erleichterung ihrer Religionsübungen 
zu bethätigen. 
Also selbst die protestantischen Mitglieder der Ständekammer aner- 
kennen, dass es nothwendig sei, den Katholiken in Mecklenburg 
grösseres Entgegenkommen zu bethätigen. Der Antrag wird damit 
begründet, dass die Katholiken in der letzten Zeit stark zugenommen 
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haben, dass insbesondere im Sommer eine grosse Zahl von katholischen 
Arbeitern in Mecklenburg sich aufhalte aus katholischen Provinzen, 
deren Zahl zeitweise auf 12000 anwachse. Dabei ist im Stände- 
tage eine ganze Reihe von einzelnen Punkten vorgetrageu worden. 
Ich kann mir nicht versagen, ein paar davon hier zu erwähnen; sie 
sind doch zur Kennzeichnung der Verhältnisse in Mecklenburg 
recht interessant. 

Als erster Beschwerdepunkt ist von dem Antragsteller auf- 
geführt worden die Versagung der Erlaubniss zum Bau einer Kirche 
in Wismar. Das betreffende Schreiben des Grossherzoglich mecklen- 
burgischen Ministeriums, das ich mit Erlaubniss des Herrn Prä- 
sidenten auch in diesem Falle wórtlich vorlese, lautet: 

Herrn Uhrmacher Leibinger und Genossen, Wismar. 
Gestattet wird an Stelle des bisherigen Gebäudes auf dem 
neuerworbenen Grundstücke in der Breitenstrasse zu Wismar 
ein Gebáude für die Abhaltung des durch Reskript vom 
3. November 1871 zugelassenen rómisch-katholischen Gottes- 
dienstes aufzuführen und zu benutzen. Dagegen wird nicht 
gestattet die Errichtung einer rómisch-katholischen Kirche 
oder Kapelle uud die Anlage eines Thurms und Geläutes 
auf dem auszuführenden Gebäude. Auch darf dem Gebäude 
im Aeusseren ein kirchenähnlicbes Aussehen nicht gegeben 
werden. 
(Hórt! hórt! in der Mitte.) 

Das audere enthält die Verfügung an den Stadtmagistrat 
von Wismar und an die hiesige rómisch-katholische Geist- 
lichkeit. 

Schwerin, den 6. Januar 1899. 

Ministerium für geistliche Angelegenheiten. 

v, Arnsberg. 

Dann weiter! In dem Badeorte Heiligendamm besteht eine 
römisch-katholische Kapelle. Einem dort zur Kur aufhältlichen 
Geistlichen, der daselbst die Messe lesen wollte, ist das verweigert 
worden. Ferner ist den grauen Schwestern die Zulassung in Schwerin 
versagt worden. Dann wird ausdrücklich in dem Antrag v. d. Lühe 
konstatirt, dass es viele und lange Verhandlungen erfordert hat, bis 
endlich einmal der Gottesdienst in Wismar nicht nur für die Katho- 
liken in Wismar, sondern auch für die Katholiken der Umgebung 
gestattet worden ist. In Parchim und Lübz finden ganz regel- 
mässig monatliche Gottesdienste statt. Nun besteht aber die Be- 
stimmung, dass der betreffende katholische Geistliche in jedem ein- 
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zelnen Falle eine diesbezügliche Eingabe an das hohe Staats- 
ministerium zu richten hat, worauf auch jedesmal eine entsprechende 
Entschliessung des Staatsministeriums erfolgt. Ich habe hier ini 
Original vier derartiger Entschliessungen, nämlich vom 29. April 1899, 
vom 28. April 1900, vom 2. Juni 1900 und vom 28. Juni 1900. 
Es ist ersichtlich, dass das Grossherzogliche Ministerium in Mecklen- 
burg-Schwerin nicht viel zu thun hat; denn sonst würde es eine 
solche Geschichte schon längst abgestellt haben. Was die Rechts- 
lage für die Katholiken in Mecklenburg anbelangt, so hat einer der 
Herrn Vorredner schon darauf hingewiesen — ich glaube, der Herr 
Abgeordnete Bassermann war es —, dass man in der Kommissions- 
verhandlung eingehend dargelegt hat, wie dort die Rechtsverhältnisse 
in Bezug auf die Katholiken liegen, und es ist dabei die Schluss- 
folgerung gezogen: Mecklenburg ist kein paritätischer Staat, sondern 
ein evangelisch-lutherisches Land. Weiter ist die Bitte beigefügt, 
die Grossherzoglich mecklenburgische Regierung möge darüber 
wachen, dass die katholische Propaganda in Mecklenburg sich nicht 
zu sehr breit machen könne. 

Bei Berathung dieses Antrags in dem mecklenburgischen 
Ständehaus ist ganz besonders betont worden, dass eine Milderung 
der bisherigen Praxis im öffentlichen Interesse deshalb geboten sei, 
weil die Zuwanderung katholischer Arbeiter infolge der Arbeiter- 
noth absolut nothwendig sei; es liege im Öffentlichen Interesse, dass 
die katholischen Arbeiter nicht ausbleiben; es ist der Befürchtung 
Ausdruck gegeben worden, die katholische Geistlichkeit móchte die 
Arbeiter von der Auswanderung nach Mecklenburg abhalten. Ich 
möchte meinerseits bemerken, dass ich diejenigen Geistlichen, welche 
einen Arbeiter von der Einwanderung nach Mecklenburg abmahnen, 
nur in jeder Weise loben kann 

(sehr richtig! in der Mitte); 
sie thun nur ihre Pflicht, 

(sehr richtig! in der Mitte), 
solange die mecklenburgische Regierung nicht dafür sorgt, dass auch 
diesen Arbeitern, die den Mecklenburgern so nothwendig sind, das 
Recht ihrer freien Religionsübung ungehindert gewährt wird. 

Dann, meine Herren, möchte ich noch einen anderen einzelnen 
Fall betonen. Ein protestantischer Gutsherr, der selbst Ortsvor- 
steher ist und als Polizeibehörde fungirt, hat in einem Fall begut- 
achtet, dass am 29. Juli d. J. in Altenhof für die katholischen 
Arbeiter, 200 an der Zahl, ein Gottesdienst abgehalten werde. Das 
Ministerium hat dieses Gesuch abschlägig beschieden mit der 
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Begründung, es sei nicht mehr die hinreichende Zeit, um die noth- 
wendigen Erhebungen darüber anzustellen. 
(Hört! hört! und Heiterkeit in der Mitte.) 

Endlich, meine Herren, muss ich noch ein paar Worte sagen 
in Bezug auf das Königreich Sachsen. Die Sachsen könnten sich 
sonst verletzt fühlen, 

(Heiterkeit), 

wenn sie in dieser schönen Trias — Mecklenburg, Braunschweig 
und Sachsen — zu kurz kommen würden. Auch in Sachsen ist 
beim Abschluss des Rheinbundes von der sächsischen Regierung mit 
Napoleon vereinbart worden, dass die katholische Kirche die gleichen 
Rechte haben sollte wie die evangelische Landeskirche. Die säch- 
sische Verfassung hat jedem Einwohner die volle Gewissensfreiheit 
und Schutz in der Gottesverehrung seines Glaubens zugesagt; aber 
es ist Manches anders gekommen. Ich berühre bloss ein paar der 
wichtigsten Punkte. 

Ein Punkt z. B. ist sehr bezeichnend für die Verhältnisse, wie 
sie in Sachsen sind. Man kann natürlich die Katholiken von Sachsen 
nicht direkt aus dem Verbande mit der katholischen Kirche aus- 
schliessen; aber man hat ihre Verbindung mit Rom so viel wie 
möglich aufzuheben gesucht. Keine kirchliche Streitigkeit irgend- 
welcher Art kann, auch nicht in der Berufungsinstanz, nach Rom 
gebracht werden. Es ist ausdrücklich vorgesehen, dass nur das 
sächsische Vikariatsgericht als oberste Instanz zu fungiren habe. 
Nun, meine Herren, wie ist das zusammengesetzt? Die oberste 
Instanz in kirchlichen Streitigkeiten in Sachsen ist das Vikariats- 
gericht. Das hat fünf Räthe, drei weltliche, zwei geistliche. Von 
den drei weltlichen, meine Herren, sind zwei protestantische. 

Das Placet, meine Herren, besteht in Sachsen selbstverständ- 
lich auch. Das Eigenthümliche ist für Sachsen nur, dass das Placet 
hier in einer Weise ausgedehnt ist wie nirgend anderswo, 

Dann sind auch Sammlungen für kirchliche Zwecke u. s. w. 
nicht gestattet. Auch in Bezug auf die Vorbilduna der Geistlichen 
ist natürlich Vorsorge getroffen. Speziell ist die Bestimmung dahin 
getroffen, dass in Sachsen kein Geistlicher zu irgend einem kirch- 
lichen Amte berufen werde, der einem unter der ‘Leitung des 
Jesuitenordens oder einer diesem Orden verwandten religiösen Ge- 
nossenschaft stehenden Seminar seine Vorbildungj verdankt. Die . 
Errichtung von Klöstern ist natürlich verboten — das versteht sich 
von selbst. Es ist aber weiter Vorsorge getroffen, dass auch Mit- 
glieder von Orden und Ordenskongregationen als einzelne Personen 
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in Sachsen keinerlei Thätigkeit ausüben dürfen. Es ist in dieser 
Beziehung nur eine Ausnahme gnädiglich gestattet, die dahin geht, 
dass Angehörige von Frauenkongregationen, welche innerhalb des 
Deutschen Reichs eine Niederlassung haben, und die sich aus- 
schliesslich der Kranken- und Kinderpflege widmen, als einzelne 
Personen — nicht als Kongregation — auch in Sachsen ihre 
Thätigkeit ausüben dürfen. Weiter ist die Bestimmung getroffen, 
dass »neue kirchliche Einrichtungen irgend einer Arte nur mit Ge- 
nehmigung der Staatsregierung vorgenommen werden dürfen. Zu 
diesen »neuen kirchlichen Einrichtungen« gehört die Abhaltung eines 
jeden öffentlichen Gottesdienstes, der neu eingeführt werden soll. 
Wenn also an irgend einem Orte ein katholischer Gottesdienst soll 
eingeführt werden, so muss in jedem einzelnen Fall die Erlaubniss 
und Genehmigung des Staatsministeriums erholt werden. 

Weiter, meine Herren, muss ich eine Bestimmung hervor- 
heben, weil sie am Ende auch für einzelne meiner speziellen Freunde 
aus dem Klerus von Bedeutung sein kónnte, Diesen verehrten 
Herren Kollegen móchte ich bekannt geben, dass in Sachsen nach 
8 26 des Gesetzes vom 23. August 1876 folgende Bestimmung 
besteht : 

Einzelne geistliche Handlungen dürfen nur von Personen 
vorgenommen werden, welche zu einem hierzu ermächtigten 
Amte oder zur Stellvertretung oder Hilfeleistung in einem 
solchen Amte berufen sind. 
Ich muss diese Bestimmung dahin auffassen, dass einem auswärtigen 
katholisehen Geistlichen, auch wenn es ein deutscher Geistlicher ist, 
die Lesung einer heiligen Messe in Sachsen nicht gestattet ist; ich 
móchte also die Herren Kollegen, wenn sie einmal durch Sachsen 
reisen, darauf aufmerksam machen, damit sie nicht am Ende 
mit der Königlich sächsischen Staatsbehörde in Konflikt kommen. 

In der letzten Zeit ist in Sachsen eine bedeutende Zunahme 
der Katholiken eingetreten; durch Zuwanderung von Arbeitern ganz 
besonders ist die katholische Bevölkerung gestiegen, und damit 
macht sich selbstverständlich auch das Bedürfniss immer mehr 
geltend, katholischen Gottesdienst in weiterem Umfange einzurichten. 
Das ist absolut nothwendig, aber die Erlaubniss dazu erfolgt in 
jedem einzelnen Falle nur nach Erhebungen der Regierung, die oft 
die längste Zeit in Anspruch nehmen, und stets muss erst das Be- 
dürfniss vom Ministerium anerkannt werden. Es ist dabei in ein- 
zelnen Fällen vorgekommen, dass diese Erhebungen durch die prote- 
stantischen Kirchenbehórden sind gepflogen worden. 
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Namentlich hat die Zunahme der Katholiken unter dem sächsi- 
schen Adel in der letzten Zeit die grosse Aufmerksamkeit in den 
dortigen Kreisen des evangelischen Bundes auf sich gerichtet. Beim 
letzten Jahresfeste des Landesvereins des evangelischen Bundes für 
Sachsen hat der bekannte Professor Dr. Nippold aus Jena einen 
eigenen Vortrag darüber gehalten mit dem Titel: »Der sächsische 
Adel und der Protestantismus.« Es ist da bitterlich beklagt, dass 
im Laufe der Jahre eine grössere Zahl von Adeligen den väterlichen 
Glauben verlassen habe und zur katholischen Kirche zurückgekehrt 
sei; das sei früher bloss mehr in einzelnen Fällen vorgekommen, 
aber eine grosse Wendung sei in dieser Beziehung eingetreten 
zwischen 1866 und 1870, namentlich im Jahre 1869, wo fast gleich- 
zeitig zwei der bekanntesten Adeligen des Landes, nämlich der Graf 
Karl v. Schönburg und Herr Ernst v. Schönberg zur katholischen 
Kirche zurückgekehrt seien. Insbesondere sei dann eine weitere Ver- 
schlimmerung eingetreten in der letzten Zeit durch das Auftreten 
des Prinzen Max, dadurch sei die Sache erst recht bedenklich 
geworden. Dieser Vortrag ist gedruckt erschienen, und es ist darin 
ganz besonders auf 4 Edelleute protestantischer Konfession hin- 
gewiesen, welche ihre Kinder der katholischen Konfession zuführen. 
Diese Edelleute sind alle mit Namen aufgeführt, und es ist Thnen 
aus der Presse bekannt, dass darunter auch der Name v. d. Planitz 
genannt worden ist, der in den nächsten Beziehungen zum Königlich 
sächsischen Kriegsminister steht. Meine Herren, der Königlich 
sächsische Kriegsminister hat eine Öffentliche Erklärung erlassen 
über diesen Punkt; diese Erklärung ist erschienen im »Dresdener 
Journal«, das bekanntlich das Amtsorgan der Königlich sächsischen 
Regierung ist. Diese Erklärung des Königlich sächsischen Kriegs- 
ministers ist aber nicht in den amtlichen Theil des amtlichen Organs, 
auch nicht in den redaktionellen Theil aufgenommen worden, sondern 
diese Erklärung des Königlich sächsischen Kriegsministers hat auf 
der letzten Seite im bezahlten Inseratentheile ihren Platz gefunden. 

(Heiterkeit.) 
Das ist doch bezeichnend für die Zustände, die im Königreich Sach- 
sen bestehen, dass nicht einmal der Königlich sächsische Kriegs- 
minister in der Lage ist, in einer solchen Angelegenheit, wo er 
öffentlich angegriffen wird, im amtlichen Organe sich amtlich Gehör 
zu verschaffen. 

Dann, meine Herren, sind in der letzten Zeit ganz besonders 
zwei Fälle genannt worden — Thammenhain und Wechselburg. Das 
sind zwei Namen, an die sich eine weite und breite Diskussion ge- 
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knüpft hat, so dass die Sache einem jeden von den Herren bekannt 
sein wird. 

In Thammenhain hat das sächsische Ministerium dem Schloss- 
besitzer Baron v. Schönberg gestattet, in seiner Kapelle, die er in 
seinem Schloss neu gebaut hat, Gottesdienst zu halten, jedoch mit 
der Massnahme, dass der Geistliche diese gottesdienstliche Thätig- 
keit lediglich als Hausgeistlicher auszuüben habe, und unter Be- 
schränkung auf die Angehörigen des Hausstandes einschliesslich der 
in denselben inbegriffenen Dienerschaft, die dem katholischen Glau- 
bensbekenntniss angehóre. Nun, meine Herren, ist ja bekannt, dass 
zur Rübenernte zahlreiche Arbeiter aus Schlesien, aus Polen u.'s. w. 
nach Sachsen kommen, speziell auch in diese Gegend von Tham- 
menhain. Auf Ansuchen hat nun Baron v. Schönberg diesen Arbei- 
tern die Theilnahme am katholischen Gottesdienst in seiner Kapelle 
gestattet. Ich füge bei, meine Herren, dass selbst protestantische 
Nachbarn und Rittergutsbesitzer den Baron v. Schönberg gebeten 
haben, ihren katholischen Arbeitern die Theilnahme an diesem katho- 
lischen Gottesdienst zu gestatten. 

(Hört! hört! in der Mitte.) 
Die Sache ist von dem protestantischen Pastor dem Ministerium 
angezeigt worden; vom Ministerium ist ein Schreiben ergangen, dass 
darin die Einrichtung eines Öffentlichen Gottesdienstes zu erblicken 
sei, und ist verlangt worden, dass diese »Ordnungswidrigkeit« 
schleunigst abgestellt werden müsse. Der Baron hat in seiner Er- 
widerung erwähnt, dass von einem öffentlichen Gottesdienst gar 
keine Rede sein könne. Die Kapelle liegt im dritten Stockwerk 
seines Schlosses; in das Schloss kann natürlich nur derjenige hinein- 
gehen, dem der Schlossherr ausdrücklich den Eintritt gestattet, und 
es kann bei der Beschränktheit des Raumes selbstverständlich auch 
nur eine beschränkte Anzahl von Personen Zutritt finden. Dem 
Schlossbesitzer wurde eröffnet, es habe bei den Bestimmungen des 
Gesetzes von 1876 sein Verbleiben, sonst müssten weitere Massregeln 
in Aussicht genommen werden. Baron v. Schönberg bat sich nun 
wiederum eines Vergehens gegen diese hohe Verfügung schuldig 
gemacht. Der evangelische Pastor Seltmann in Thammenhain be- 
richtet an seine vorgesetzte Behörde, dass in der Schlosskapelle 
öffentlich Gottesdienst gehalten werde, an dem nicht bloss Arbeiter 
des Schlossbesitzers, sondern auch Arbeiter des Steinbruchs einer 
Aktiengesellschaft und sogar Arbeiter eines benachbarten Ritterguts 
theilnáhmen, Die Kircheninspektion von Grimma hat diese Klage 
an das Ministerium gebracht, und, meine Herren, mit der Bericht- 
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erstattung über diese Klage ist der katholische Pfarrer beauftragt 


worden. 
(Zuruf aus der Mitte.) 


— Der katholische Pfarrer ist aufgefordert worden, darüber zu be- 
richten, ob es wahr sei, dass Katholiken die katholische Hauskapelle 
des Baron v. Schönberg besuchen. 

Noch bekannter ist der Fall von Wechselburg. Das Schloss 
hat eine grosse, schöne Kapelle, die ihres kunsthistorischen Interesses 
halber jährlich von Hunderten besucht wird. Im Jahre 1843 — 
und diese Thatsache ist zu bemerken für die Verhältnisse — hat 
der protestantische Graf Alban v. Schönburg aus eigenem Antriebe 
dem katholischen Pfarrer in Chemnitz angeboten, dass jedes Jahr 
zweimal in seiner Schlosskapelle öffentlicher katholischer Gottesdienst 
abgehalten werden dürfe. Das Königlich sächsische Ministerium 
hat das bestätigt. Im Jahre 1866 hat dann die Wittwe des Grafen 
Alban eine protestantische Gedächtnissfeier für ihren Gemahl in 
dieser Kapelle gestiftet, die jedes Jahr am 23. März abgehalten 
werden soll. Im Jahre 1869 ist ein Ministerialreskript ergangen, 
in welchem ausdrücklich genehmigt wurde, dass die Theilnahme 
an dem katholischen Privatgottesdienst in Wechselburg, sowie an 
der Beichte und Kommunion daselbst auch anderen Katholiken nicht 
verwehrt und dem Privatkaplan gestattet sein solle, auch anderen 
als den zum Hausstande des Grafen gehörigen Personen die Sterbe- 
sakramente zu reichen. Weiter ist eine ganz gleiche Entschliessung 
vom sächsischen Kultusministerium auch ergangen im Jahre 1872, 
in welcher ausdrücklich gesagt wird, dass der Gottesdienst ein 
Privatgottesdienst sei mit der Extension auf die Katholiken von 
Wechselburg und Umgebung. Ich muss betonen, dass der Graf 
Schönburg erklärt, er habe niemals anerkannt, dass dieser Gottes- 
dienst in seiner Kapelle nur als ein Privatgottesdienst zu erachten 
sei, aber er habe es allerdings unterlassen, gegen diese Bezeichnung 
seitens der Königlichen Regierung zu remonstriren. Zur Zeit des 
Kulturkampfes in Preussen hat auch in Sachsen ein etwas schärferer 
Wind geweht. Da ist z. B. im Jahre 1874 verfügt worden, das 
Kind eines Bediensteten des Grafen Schönburg dürfe nicht vom 
katholischen Hauskaplan getauft werden, mit der Motivirung, es 
gehöre zwar der Bedienstete zum Hausstande des Grafen, aber nicht 
die Frau des Bediensteten. Weiter ist damals dem Schlosskaplan 
verboten worden, einer erwachsenen Person, einer Konvertitin, privaten 
Religionsunterricht zu ertheilen! 

Eine weitere Verschärfung ist eingetreten im Jahre 1898, 
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Damals ist ein Reskript ergangen an die Kreishauptmannschaft in 
Leipzig, in welehem die bisherige Extension auf die Katholiken der 
Umgebung Wechselburgs direkt eurückgezogen ist. Ich bemerke 
aber: das Königlich sächsische Ministerium hat es nicht der Mühe 
werth gehalten, von dieser seiner Verfügung dem Schlossherrn, dem 
Eigenthümer der Kapelle, oder auch dem Apostolischen Vikariat 
nur mit einem Worte eine Mittheilung zu machen. Es ist die Mit- 
theilung davon lediglich an die Kreishauptmannsehaftin Leipzig ergangen. 
Da ist betont, der Gottesdienst gelte als Hausgottesdienst und dürte 
nur abgehalten werden für die Mitglieder der Familie und der zum 
Hausstande des Grafen gehórigen Personen. Der damalige Haus- 
kaplan des Grafen ist, wie er selbst an die hiesige Zeitung 
»Germania« berichtet hat, vom Amtshauptmann in Rochlitz vier 
Stunden lang einem Verhör unterzogen worden und ist ihm dabei 
ausdrücklich zur Pflicht gemacht worden, vor dem Beginn einer jeden 
Messe nachgusehen in den weiten Räumen der dreischiffigen Kirche, 
ob vielleicht jemand anwesend sei, der nicht zum Hausstande des 
Grafen gehöre, und denselben eventuell auszuweisen. 
(Hört! hört! und Heiterkeit.) 
Es ist ihm auch zur Pflicht gemacht worden, für den Fall, dass 
nach Beginn der heiligen Messe sich ein solcher Eindringling ein- 
stelle, den Gottesdienst zu unterbrechen 
(ach! ach! in der Mitte), 
und den Betreffenden auszuweisen. Mit dieser Drobung — so 
schreibt dieser ehemalige Kaplan — war es bitterer Ernst. Er ist 
in 21 Fällen, wo er diesen Bestimmungen nicht nachgekommen ist, 
zu einer Strafe von jedesmal 50 Mark verurtheilt worden; er 
war 80 schlau, dem Einzug dieser Strafen aus dem Wege zu gehen, 
und hat in Preussen eine bessere Heimath gefunden. 
(Heiterkeit.) 
Weiter bemerkt dieser Kaplan, dass er dreimal in die schlimme 
Lage gekommen sei, diese Verfügung der hohen Regierung anwenden 
zu müssen gegenüber Mitgliedern der katholischen Königlichen 
Familie von Sachsen. 
(Hört! hört!) 
Der Kaplan hat einmal die Königin Carola unter den Anwesenden 
gesehen, ein anderes Mal die beiden Prinzen Friedrich August und 
Johann Georg; es ist erfreulich, dass er für diese Fälle, wo er auch 
die Ausweisung unterliess, nicht ist bestraft worden. Ich möchte 
bemerken, der Graf Schönburg-Glauchau hat zur Gemahlin eine 
Gräfin Oktavia Chotek, ist also der Schwager des österreichischen 
Archiv für Kirchenrecht. LXXXII. 6 
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Thronfolgers; für den Fall, dass vielleicht dem österreichischen 
Thronfolger es einfallen sollte, seinen Schwager Graf Schönburg- 
Forderglauchau zu besuchen, wird hoffentlich die Reichsregierung 
Vorsorge treffen, dass nicht der Kaplan in die Lage kommt, dem 
österreichischen Thronfolger bedeuten zu müssen, dass er nicht zum 
Hausstande seines Schwagers gehóre und deshalb nicht das Recht 
habe, am katholischen Gottesdienst theilzunehmen. 


(Heiterkeit.) 


Ich hoffe, dass die Reichsregierung in dieser Beziehung bei dem 
hohen sächsischen Kultusministerium das Nothwendige vorsehen 
wird. 

Meine Herren, der wichtigste Fall, der das grösste Aufsehen 
gemacht hat, war am Fronleichnamsfest dieses Jahres. Es ist unter 
dem 6. Juni an die Kreishauptmannschaft Leipzig die Verfügung 
ergangen: es müssen die Bestimmungen, die dem Grafen gegeben 
waren, strenge eingehalten werden. Die Kreishauptmannschaft hat 
verfügt, dass vom 12. Juni ab ganz besonders dafür Sorge getroffen 
werden müsse, dass diese Bestimmungen nicht mehr übertreten 
werden — am 14. Juni war das Fronleichnamsfest! Der Graf 
hatte Anordnungen getroffen, dass bei Gelegenheit dieses Fron- 
leichnamsfestes in seinem Schlossgarten solle die Fronleichnams- 
prozession gehalten werden. Nun, meine Herren, Sie wissen, was 
passirt ist. In der Frühe des 14. Juni sind fünf Gensdarmen auf 
dem Plan erschienen. 

(Zuruf von den Sozialdemokraten.) 


— Sächsische Gensdarmen, selbstverständlich ! 
| (Heiterkeit.) 

Die haben vor 6 Uhr früh ganz genan die Latten des Zaunes unter- 
sucht, der den Hof und den Park abschliesst, um sich zu überzeugen, 
dass da niemand durchschlüpfen kann. 

(Heiterkeit.) 
Während des Gottesdienstes sind alle Zugänge des Schlosses besetzt 
gehalten, und alle, die in die Kirche wollten, zurückgewiesen 
worden. Es ist natürlich auch genaue Aufsicht darüber geführt 
worden, dass ja niemand hineinkommt und an dem Gottesdienst 
theilnimmt, der nicht zum Hausstande des Grafen gehört. Ein 
Wächter und der protestantische Hilfsgeistliche haben vom Thurm 
der protestantischen Kirche aus Beobachtungen angestellt 

(Heiterkeit), 
der Hilfsgeistliche mit solchem Eifer, dass er sogar zum Mittagessen 


83 


keine Zeit gefunden und sich das Mittagessen hat auf den Thurm 
herautkommen lassen. 
(Heiterkeit.) 


Der Herr Graf Joachim hat an seinem Schlossthor Plakate an- 
schlagen lassen in deutscher, italienischer und polnischer Sprache, in 
welchen den Gläubigen mitgetheilt war, es sei ihm verboten worden, 
zu dem Gottesdienst in seiner Kapelle Leute zur Theilnahme zuzu- 
lassen. Die Leute haben natürlich die Plakate gelesen, auch der 
Ober-Gensdarm, und es wird berichtet, dass er ganz vergnüglich in 
sich hinein gelächelt habe, ganz besonders, wie er die italienische 
und polnische Ankündigung gelesen habe; wahrscheinlich wird er 
dafür ein besonderes Verständniss entwickelt haben. 
(Heiterkeit.) 

Es ist weiter konstatirt worden, dass während dieses Gottes- 
dienstes eine grosse Zahl von Personen, mindestens 150, meist pol- 
nische, italienische und böhmische Arbeiter, in andächtiger Haltung 
auf dem Platze verharrt und gebetet haben, zum grossen Theil mit 
Thränen in den Augen — das kann man verstehen, wenn diesen 
Arbeitern unmöglich gemacht wird, dem Festtaggottesdienst bei- 
zuwohnen. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 
Bei uns ist es am Fronleichnamsfeste Sitte, dass die jungen Schul- 
mädchen in weissen Kleidern an der Prozession theilnehmen. Die 
katholischen Mädchen der Umgegend sind auch zur Prozession in 
weissen Kleidern gekommen und von den Gensdarmen zurückgewiesen 
worden. 

(Hört! hört! in der Mitte.) 


Sie können sich denken, mit welchen Gefühlen diese Arbeiter- 
bevölkerung einem solchen Zustand zusehen muss, und welchen Ein- 
druck das auf diese Bevölkerung gemacht hat! Am Sonntag nach 
Fronleichnam haben wieder vier Gensdarmen die Zugänge des 
Schlosses besetzt, und sogar den gräflichen Beamten ist für diesen 
Sonntag der Besuch des Gottesdienstes untersagt worden. Das 
hat allerdings das Ministerium rückgängig gemacht; aber es ist 
Thatsache, dass das damals geschehen ist. 


Nun, meine Herren, möchte ich weiter noch bemerken, ist unter 
dem 6. Juni, damit ich recht berichte, also voraus, an den Grafen 
von der Amtshauptmannschaft in Rochlitz die Verfügung ergangen, 
die ich vorhin erwähnt habe, und zwar mit dem Beifügen, dass er 
in eine Ordnungsstrafe verfalle für jede einzelne Person, welche er 
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in seine Kapelle hineinlässt, jedesmal bis zu 100 Mark — für jede 
einzelne Person eine Ordnungsstrafe von 100 Mark 
(hört! hört! in der Mitte) —, 
weiter eine Ordnungsstrafe von 1000 Mark für jeden einzelnen Fall, 
wo gottesdienstliche Handlungen oder Autzüge — damit war die 
Fronleichnamprozession gemeint! — an Orten gehalten werden oder 
Orte berühren, wo ein grösserer oder geringerer Kreis zur Theil- 
nahme nicht berechtigter Personen sichtbar werde. 
(Hört! hört! — Heiterkeit.) 

Darum also hat man diese Vorsorge getroffen, darum hat man auch 
vom Thurm aus diese Beobachtungen angestellt, darum hat man 
den Zaun untersucht, ob nicht jemand durchgucken könnte, dass 
diese Prozession für den Fall, dass sie ausserhalb der Kirche, im 
Schlosshofe, abgehalten würde, von jemand gesehen werden könnte! 

Es ist selbstverständlich, dass der Graf sich darüber beschwert 
hat. Es ist dann eine Entschliessung des hohen Königlichen Kultus- 
ministeriums durch den Kultusminister v. Seydewilz ergangen, worin 
die Verfügung der Amtshauptmannschaft in allen einzelnen Punkten 
bestätigt worden ist. Das Verbot des Abhaltens der öffentlichen 
Gottesdienste ist begründet mit der Rücksicht auf das öffentliche 
Interesse, dass nur die Hausandacht gestattet werden könne; aber 
für jeden einzelnen Fall müsse die Genehmigung nachgesucht werden. 
Das ist in weiteren Ministerialentschliessungen vollständig aufrecht 
erhalten und auch betont worden, es könne zwar davon die Rede 
sein, dass der öffentliche Gottesdienst für Katholiken in Wechsel- 
burg zugelassen werde, aber für diesen Öffentlichen katholischen 
Gottesdienst solle nicht die Schlosskapelle in Wechselburg in Frage 
kommen und nicht der Hausgeistliche des Grafen. Also es hätten 
vielleicht die Katholiken von Wechselburg in irgend einem Gast- 
hause oder sonst wo sich einen Saal miethen sollen, um den Gottes- 
dienst zu halten, während die grosse herrliche Kirche ihnen nicht 
zugänglich gemacht wurde. Dabei hat man betont, es sei eine Frage, 
ob nicht die evangelische Konfession Rechte auf diese Hauskapelle 
habe! Diese Rechte hat man daraus hergeleitet, weil ein prote- 
stantischer Gedächtnissgottesdienst in dieser Kapelle gestiftet worden 
ist, und in früherer Zeit einmal aushilfsweise der Graf, während die 
Ortskirche restaurirt wurde, evangelischen Gottesdienst in seiner 
Kapelle gestattet hat. In diesem Jahrhundert, móchte ich bemerken, 
ist das nicht mehr geschehen. Nun meine ich, dass doch auch 
für einen Nichtjuristen es ganz klar ist, dass aus einem solchen 
precarium, — das ist es im vollsten Sinne des Wortes — ein Recht 
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um so weniger abgeleitet werden kann, nachdem das Königlich 
sächsische Kultusministerium selbst ausdrücklich anerkannt hat, dass 
das Eigenthumsrecht des Grafen v. Schönburg ausser allem Zweifel 
stehe. 

Damit wäre ich auch in Bezug auf die sächsischen Verhält- 
nisse am Schluss meiner Ausführungen angelangt. Ich habe es für 
meine Pflicht gehalten, auch im Namen meiner politischen Freunde 
diese einzelnen Fälle hier näher auszuführen und zwar, um zu be- 
gründen, warum wir diesen Antrag gestellt haben, und warum wir 
ihn jetst gestellt haben. Wir haben es deshalb gethan, weil gerade 
in der letzten Zeit diese Klagen und Beschwerden der Katholiken in 
ganz besonderer Weise hervorgetreten sind. 

Nun ist von unseren Anträgen eine Reihe von Einzelheiten be- 
anstandet und bemängelt worden. Ich gehe auf diese Dinge nicht 
weiter ein; wir werden uns über alle diese Details in der Kommission 
näher zu unterhalten haben. Ich konstatire auch mit Befriedigung, 
dass gegen diese Kommissionsberathung von keiner Seite ist ein 
Widerspruch erhoben worden, und ich hoffe, dass diese Kommissions- 
berathung in jener ruhigen und objektiven Weise geführt werden 
wird, von welcher der Herr College Bassermann gesprochen hat. 
Ich habe aber weiter, meine Herren, die Hoffnung und den ehrlichen 
Wunsch, und ich glaube, in dem können wir uns alle vereinigen, 
dass diese unsere Anregungen und Verhandlungen, die wir im Reichs- 
tag und speziell in der Kommission über diese Verhältnisse pflegen, 
zu einem erfreulichen Fortschritt im Deutschen Reiche und in allen 
einzelnen deutschen Bundesstaaten auch auf diesem Gebiete der Ge- 
wissensfreiheit, der religiösen Freiheit, der Toleranz führen werden. 

(Lebhaftes Bravo in der Mitte.) 

Präsident: Das Wort hat der Herr Bevollmächtigte zum 
Bundesrath, Königlich sächsische Wirkliche Geheime Rath, ausser- 
ordentlicher Gesandte und bevollmächtigte Minister Dr. Graf v. Hohen- 
thal und Bergen. 

Dr. Graf v. Hohenthal und Bergen, }Wirklicher Geheimer 
Rath, ausserordentliche Gesandter und bevollmächtigte Minister, 
Bevollmächtigter zum g$Bundesrath für das Königreich Sachsen: 
Meine Herren,tdie Erklärung, die Sie zu Beginn der heutigen Ver- 
handlung aus dem Munde des Herrn Reichskanzlers vernommen 
haben, und der ich mich namens der von mir vertretenen Regierung 
vollinhaltlich anschliesse, überhebt mich der Nothwendigkeit, zu dem 
materiellen Theil des Antrags, der uns heute bescháftigt, Stellung 
zu nehmen. Ich würde angesichts der vorgerückten Zeit gern über- 
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haupt auf das Wort verzichtet haben, wenn der Herr Vorredner mich 
durch seinen Exkurs auf dem Gebiet des Königreichs Sachsen nicht 
gezwungen hätte, ihm wenigstens Einiges in aller Kürze zu erwidern. 

Gestatten Sie mir zunächst, näher auf die Wechselburger An- 
gelegenheit einzugehen. Diese Frage hat die Oeffentlichkeit in sehr 
ausgedehnter Weise beschäftigt, und ich bedaure, sie etwas ein- 
gehender behandeln zu müssen, da der Herr Vorredner doch über 
die Vorgänge, die zu dem Wechselburger Zwischenfall geführt haben, 
nicht ganz genau unterrichtet gewesen zu sein scheint. Ich muss 
um so höheren Werth darauf legen, die Ausführungen des Herrn 
Vorredners richtigzustellen, als das Vorgehen der Königlich sächsi- 
schen Regierung in dem Wechselburger Fall auch von Parteien und 
Persönlichkeiten verkannt worden ist, die sonst politisch nicht auf 
dem Boden der Herren Antragsteller stehen. 

Nach dem mir vorliegenden Aktenmaterial ist die Wechsel- 
burger Schlosskirche, die zweifellos als zum Privatbesitz des Grafen 
v. Schönburg-Forderglanchau gehörig zu betrachten ist, nachdem sie 
im 16. Jahrhundert in Trümmern gelegen hat, im 17. Jahrhundert 
von einem evangelisch-lutherischen Herrn v. Schönburg wieder aufge- 
baut und dem evangelisch-lutherischen Bekenntniss zugeführt worden. 
Wie der Herr Vorredner bemerkt hat, hat sie im 18. Jahrhundert 
eine Zeit lang als Parochialkirche gedient, da die Ortskirche durch 
Feuer zerstört war. Hiernach steht dem evangelisch- lutherischen 
Bekenntniss zweifellos das Benutzungsrecht an dieser Kirche zu. 

(Widerspruch in der Mitte.) 
Dieses Benutzungsrecht wird dadurch noch mehr akzentuirt, dass in 
der fraglichen Kirche ein von der Grossmutter des jetzigen Besitzers 
des Schlosses Wechselburg gestifteter Gottesdienst zum Gedächtniss 
eines verstorbenen Mitgliedes der Familie Schönburg abgehalten 
wird, und dass dieser Gottesdienst nach den Bestimmungen der 
sächsischen Verfassungsurkunde als stiftungsmässige Einrichtung zu 
Recht besteht. Ungeachtet dieses Verhältnisses und ungeachtet des 
Umstaudes, dass die Königlich sächsische Staatsregierung von jeher 
der Meinung war, dass die Schlosskirche dem evangelisch-lutheri- 
schen Bekenntniss gehört, hat das Ministerium des Kultus und 
öffentlichen Unterrichts den Vater des gegenwärtigen Grafen nach 
seinem Uebertritt zur römisch-katholischen Kirche auf seinen An- 
trag in Uebereinstimmung mit dem apostolischen Vikariat die Ab- 
haltung katholischer Hausgottesdienste in der Schlosskirche gestattet. 
Es ist dabei betont worden, dass dieser Hausgottesdienst der be- 
stehenden geordneten Seelsorge durch die katholische Pfarrgeistlich- 
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keit — ich glaube, es kommt wohl die Chemnitzer und die Zwickauer 
in Frage — nicht vorgreifen sollte. Ausserdem wurde den betref- 
fenden Privatkaplänen des Grafen, die übrigens ziemlich häufig ge- 
wechselt haben, die Erlaubniss jedesmal nur für ihre Person ertheilt. 
1872 ist diese Erlaubniss mit der Ausdehnung ertheilt worden, dass 
auch anderen als den zur Familie und zum Hausstand des Grafen 
gehórigen Katholiken aus Wechselburg und Umgebung die Theil- 
nahme an dengdHausgottesdiensten gestattet sein sollte, sofern sie der 
Graf zulassen wollte: 
Als 1874 für einen aus der Diózese Paderborn stammenden 
Priester Kuhlmann eine áhnliche Genehmigung erbeten wurde, 
entschied das Ministerium des Kultus und öffentlichen Unter- 
richts mittels Verordnung vom 18. Juli 1874 dahin, dass 
dieser Priester sich, da in Bezug auf die seinen Vorgängern 
nachgelassenen amtlichen Verrichtungen des Wechselburger 
Hauskaplans mehrfach Ueberschreitungen vorgekommen seien, 
lediglich auf die Leitung des Privatgottesdienstes und die 
Seelsorge für den Grafen v. Schönburg, sowie dessen Familien- 
mitglieder zu beschránken und sich aller weiteren geistlichen 
Thátigkeit, insbesondere auch der Verrichtung von Ministerial- 
handlungen unter der Verwarnung zu enthalten habe, dass 
ihm anderenfalls alle und jede Funktionirung innerhalb des 
Kónigreichs Sachsen werde untersagt werden. 
Schon im Jahre 1875 hat sich das Kultusministerium bereit erklärt, 
zur Errichtung eines Öffentlichen katholischen Gottesdienstes in 
Wechselburg die Hand zu bieten, aber auf dem geordneten Wege 
durch den zuständigen Pfarrer und nicht auf dem Wege der miss- 
bräuchlichen Ausdehnung der Befugnisse des Hauskaplans. Auch 
hat man sich genöthigt gesehen, seit dieser Zeit mehrfachen An- 
trägen ungeachtet den Schlossgeistlichen keinerlei weitergehende 
Befugnisse mehr einzuräumen. Die Klagen über die Uebergriffe 
dieser Hauskapläne sind aber keineswegs verstummt, und es hat 
wiederholt auch in den Jahren nach 1875 mit Strafandrohung gegen 
diese Herren vorgegangen werden müssen, weil sie, obwohl sie den 
Anforderungen welche das sächsische Gesetz an die Vorbildung der 
Geistlichen stellt — derartige Gesetze bestehen, soviel mir ‚bekannt 
ist, in allen Kulturstaaten — nicht entsprechen , weil sie von den 
katholisch-geistlichen Behörden des Landes unabhängig waren und 
weil sie von dem Besitzer des Schlosses Wechselburg je nach Be- 
lieben angestellt wurden. Von diesen Herren sind also, wie gesagt, 
fort und fort Verrichtungen vorgenommen worden, die nur ordnungs- 
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mässig angestellten und der gesetzlichen Vorbildung entsprechenden 
Geistlichen vorbehalten sind. 

Nun haben im Januar 1900 die Katholiken von Wechselburg 
dem Apostolischen Vikariat, der obersten katholischen Kirchenbehörde 
im Königreich Sachsen, das Gesuch um Errichtung eines regelmäs- 
sigen katholischen Gottesdienstes vorgelegt. Dieses Gesuch ist vom 
Apostolischen Vikariat dem Kultusministerium eingereicht worden, 
und das letztere hat — und hiervon hat der geehrte Herr Vor- 
redner, glaube ich, nichts gesagt — auf dieses Gesuch bedingungs- 
weise beifällige Entschliessung gefasst. Es ist dem Gutachten der 
betreffenden Provinzialbehörde, welche die Einrichtung solcher óffent- 
lichen Gottesdienste nicht für unbedingt erforderlich gehalten hat, 
zuwider vom Kultusministerium mit Allerhöchster Genehmigung 
Seiner Majestät des Königs dem Vikariat eröffnet worden, dass gegen 
die bedingungsweise Einrichtung Öffentlicher katholischer Gottes- 
dienste in der Schlosskirche zu Wechselburg keine Bedenken ob- 
walten. 

Die bezüglichen Verordnungen, die sich auf die Errichtung 
dieser Gottesdienste beziehen, sind, wie den Herren vielleicht be- 
kannt sein wird, noch in den letzten Tagen durch das offizielle 
»Dresdner Journal« veröffentlicht worden. Ich werde mir erlauben 
— die Verordnungen sind sehr lang —, Ihnen nur einige Theile 
aus denselben vorzulesen. Ich glaube, Ihnen hiermit ein vollständig 
genügendes Bild von dem zu geben, was jetzt Rechtens ist. 

Es ist zunächst am 2. Juli 1900 eine Ministerialverordnung 
ergangen, in der es heisst: 

Mit Allerhöchster Genehmigung Seiner Majestät des Königs 
ertheilt das Ministerium zur Abhaltung öffentlicher katholi- 
scher Gottesdienste in Wechselburg in noch weiter festzu- 
setzender Ausdehnung auf Grund des $ 29 des Gesetzes vom 
23. August 1876 hiermit die erbetene Genehmigung mit der 
Massgabe, dass die Versorgung dieser Gottesdienste einem im 
öffentlichen Kirchenamte stehenden, lediglich den katholisch- 
geistlichen Behörden unterstehenden Geistlichen übertragen 
wird, und dass, was die Benutzung der Schlosskirche in 
Wechselburg anlangt, nicht hiergegen rechtlich begründete 
Einwendungen seitens der evangelisch-lutherischen Kirchen- 
behörden erhoben werden. 

Bei Eröffnung dessen will das Ministerium nicht unter- 
lassen, darauf hinzuweisen, dass es im Interesse der Aufrecht- 
erhaltung der geordneten Parochialverhältnisse nicht angängig 


— ich 
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ist, die Versorgung Öffentlicher Gottesdienste im Lande Haus- 
geistlichen zu übertragen, deren Auswahl nicht den verant- 
wortlichen kirchlichen Behörden der katholischen Kirche zu- 
steht, und die auch in disziplineller Hinsicht mit den sächsi- 
schen Kirchenbehörden nur in losem Zusammenhang stehen 
und als Privatbedienstete auch den privaten Weisungen ihrer 
Hausherren zu folgen verpflichtet sind. 

Es handelt sich insoweit um eine, wie dem Apostolischen 
Vikariat hinreichend bekannt ist, vom unterzeichneten Mini- 
sterium von jeher festgehaltene, in der Staatsgesetzgebung 
begründete und mit den kirchlichen Regeln im Einklang 
stehende, überdies auch im eigenen Interesse der katholisch- 
geistlichen Behörde liegende grundsätzliche Auffassung. Ueber 
dieses grundsätzliche Bedenken vermag auch die vom Aposto- 
lischen Vikariat mit vorgelegte Zusicherung Seiner Erlaucht 
des Grafen Schönburg-Forderglauchau vom 2. Januar dieses 
Jahres um so weniger hinwegzuhelfen, als derselbe sich nicht 
bedingungslos, sondern nur, »soweit es immer möglich sei«, 
mache darauf aufmerksam: »soweit es imnıer möglich sei« — 
mit den landesgesetzlichen Bestimmungen über die Quali- 
fikation der Geistlichen im Einklang zu halten versprochen 
hat. Hierzu kommt, dass die dem Apostolischen Vikariat 
hinlänglich bekannten Erfahrungen, die in den letzten drei 
Jahrzehnten gerade bei dem Auftreten und den háufigen Ueber- 
griffen der Hauskapläne in Wechselburg gemacht worden sind, 
darauf hinweisen, dass im Interesse des konfessionellen Frie- 
dens an der grundsátzlichen Fernhaltung aller Geistlichen, 
die nieht ausschliesslich von dem Apostolischen Vikariat und 
den übrigen geordneten óffentlichen katholischen Kirchen- 
behörden abhängig sind, festgehalten werden muss. 


Und nun wird noch angeführt, was die gottesdienstliche Státte 
anlange, so ständen der Benutzung der Schlosskirche in Wechsel- 
burg keine Bedenken im Wege — vorausgesetzt dass das Aposto- 
lische Vikariat sich mit dem Evangelisch-Lutherischen Landeskon- 
sistorium hierüber auseinandersetze. 

Inzwischen hatte das Vikariat sich noch einmal mit einem 
Immediatgesuch an Seine Majestät den König gewendet, und es ist 
ihm hierauf unter dem 6. Juli gleichfalls durch Verordnung des 
Ministeriams für Kultus und öffentlichen Unterricht Folgendes er- 
öffnet worden: 


Auf die an Seine Majestät den König unmittelbar gerichtete 
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Vorstellung des Apostolischen Vikariats vom 20./28. vorigen 
Monats, die auf Allerhóchstem Befehl an das Ministerium des 
Kultus und öffentlichen Unterrichts abgegeben worden ist, und 
deren Beilage anbei zurückfolgt, hat das Ministerium dem 
Apostolischen Vikariat im Anschluss an die Verordnung vom 
2. dieses Monats nur noch zu eróffnen, dass der darin er- 
hobene Vorwurf der Verletzung der Parität seitens der öffent- 
lichen Gewalt insofern unbegründet ist, als die Abhaltung der 
evangelisch-lutherischen Gottesdienste in der Wechselburger 
Schlosskirche zum Gedächtniss Seiner Erlaucht des Grafen 
Alban als stiftungsmässige Einrichtung nach § 60 der Ver- 
fassungsurkunde zu Recht besteht, auch die Benutzung der 
gleichen Kirche zu katholischen Hausgottesdiensten seitens 
des Besitzers von der Kreishauptmannschaft Leipzig in keiner 
Weise eingeschränkt worden ist, der Unterschied in der Be- 
handlung danach nicht auf der Art der Konfession beruht, 
sondern lediglich auf die konkreten Rechte der beiden be- 
theiligten Konfessionen an dem Kirchengebäude zurückzu- 
führen ist. 
Endlich wird dem Apostolischen Vikariat in derselben Verordnnng 
mitgetheilt, dass gegen die Amtirung eines emeritirten sächsischen 
Geistlichen, eines Herrn Nowack, den Herr Graf Schönburg ange- 
stellt hatte, von seiten der Staatsaufsichtsbehörde keinerlei Bedenken 
obwalten. 
Ich bedauere mit dem Verlesenen immer noch nicht zu Ende 
zu sein. 
(Heiterkeit.) 
Es hat das Apostolische Vikariat gegen die vorhin von mir verlesene 
Entschliessung vom 3. Juli 1900 nochmal auf Allerhóchste Ent- 
scheidung provozirt, weil es die Bedingung, es sollte sich mit dem 
Evangelisch-Lutherischen Landeskollegium wegen des Benutzungs- 
rechts der Kirche in Verbindung setzen, für unzulässig hielt. Darauf- 
hin ist unter dem 28. August 1900 Folgendes geantwortet worden: 
Dem Apostolischen Vikariat wird auf den Vortrag vom 
23. vorigen Monats, welcher Seiner Majestät dem Könige zu 
Allerhöchster Entschliessung unterbreitet worden ist, bei Rück- 
gabe der Beilagen Folgendes eröffnet. 
Nachdem durch die Allerhöchste Entschliessung vom 
30. Juni dieses Jahres zu Abhaltung öffentlicher katholischer 
Gottesdienste in Wechselburg grundsätzliche Genehmigung er- 
theilt worden ist, kann der Wunsch des Apostolischen Vika- 
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riats, dass statt dessen den Katholiken in Wechselburg und 
Umgebung gestattet werden móchte, an dem in dortiger Schloss- 
kirche stattfindenden katholischen Gottesdienst ungehindert 
theilzunehmen, doch nur dahin vorstanden werden, dass 
das Apostolische Vikariat die beiden bei der Allerhöchsten 
Entschliessung vom 30. Juni dieses Jahres gestellten Vorbe- 
halte, einerseits hinsichtlich des funktionirenden Geistlichen, 
andererseits hinsichtlich der Benutzung der Schlosskirche in 
Wegfall gebracht zu sehen wünscht. 
Die Regierung hat in dem weiteren Fortgang dieser Verordnung, 
deren Verlesung ich Ihnen ersparen will, erklärt, dass sie von den 
Bedingungen nicht abgehen könne. Sie sehen aber aus dem Mit- 
getheilten, dass es augenblicklich nur noch in der Hand des Aposto- 
lischen Vikariats liegt, ob in der Schlosskirche zu Wechselburg 
öffentliche katholische Gottesdienste staatfinden sollen oder nicht, 
und dass die Behauptung des Herrn Abgeordneten Dr. Pichler, es 
würde eines Einschreitens von Reichs wegen bedürfen, falls der 
österreichische Thronfolger einen derartigen Gottesdienst besuchen 
wolle, unbegründet ist. Es bedarf nur noch eines energischen Vor- 
gehens seitens des katholischen Vikariats und die Sache ist geregelt. 
Das wäre die Wechselburger Angelegenheit. | 
Jetzt komme ich noch mit zwei Worten auf einen Zwischenfall 
zurück, der gleichfalls von dem Herrn Abgeordneten Dr. Pichler 
erwähnt worden ist, und der bei der Fronleichnamsprozession im 
Juni dieses Jahres stattgefunden hat, indem dieselbe auf Anordnung 
der Kóniglichen Kreishauptmannschaft Leipzig unter polizeiliche Be- 
obachtung gestellt worden ist — wenn ich mich einmal so aus- 
drücken darf. Es handelt sich hier um folgendes. Wie schon von 
dem Herrn Vorredner bemerkt worden ist, ist der damalige Schloss- 
kaplan in einer Verordnung vom 14. Dezember 1898 noch ganz be- 
sonders darauf aufmerksam gemacht worden, dass die von ihm ab- 
zuhaltenden Gottesdieuste sich auf die Leitung der Hausandachten 
des Grafen Schönburg und seines Haushaltes zu beschränken hätten, 
und dass er weitergehende gottesdienstliche Funktionen auszuüben 
nicht in der Lage sei. Das war ihm späterhin noch mehrmals in 
Erinnerung gebracht worden; aber trotzdem haben ófters, wenn ich 
recht unterrichtet bin, Prozessionen im Wechselburger Schlosspark 
und im Sehlosshof stattgefunden. Ich gehöre persönlich nicht zu 
denjenigen Leuten, die die Abhaltung einer Fronleichnamsprozession 
für etwas staatsgefährliches halten 
(Heiterkeit) ; 
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aber es lässt sich nicht leugnen, dass eine Fronleichnamsprozession 
im Freien nach den Bestimmungen des sächsischen Gesetzes vom 
23. August 1876, $ 29, als eine »neue geistliche Einrichtung« an- 
zusehen ist. Das war dem Grafen Schönburg und seinem Haus- 
geistlichen bekannt, und es war daher erforderlich, die Staats- 
autorität in diesem Falle geltend zu machen. Wenn dabei von 
untergeordneten Organen etwas zu weit gegangen sein sollte, so 
kann ich das nur bedauern, und wenn sich die Dinge thatsächlich 
so abgespielt haben, wie uns vorhin von dem Herrn Vorredner mit- 
getheilt worden ist, so muss ich allerdings sagen, dass zu scharf 
vorgegangen worden zu sein scheint. 
(Heiterkeit.) 

Es ist jedenfalls nicht im Sinne der Regierung gewesen; denn es 
ist nach diesem Zwischenfalle mit der Fronleichnamsprozession der 
Kreishauptmannschaft ausdrücklich eröffnet worden, dass die Be- 
schränkungen, denen der Hausgottesdienst unterliegt, sich auf die- 
jenigen Personen nicht mehr beziehe, die zum Hausstand des Grafen 
Schönburg gehören. 

Was die übrigen Beschwerden anlangt, die von dem Herrn 
Abgeordneten Dr. Pichler hier vorgebracht worden sind, so muss 
ich ihm zugeben, dass möglicherweise die katholische Kirche in 
Sachsen sich bedrückt fühlt. Es handelt sich aber nicht um Mass- 
regeln der Verwaltung, sondern um Angelegenheiten, die durch die 
sächsische Gesetzgebung geordnet sind. 

(Heiterkeit.) 

Meine Herren, auch ganz abgesehen davon, ob es erwünscht ist, 
diese Gesetzgebung abzuändern, worüber ich mich augenblicklich 
nicht äussern will, werden Sie mir doch selber zugeben, dass es 
ziemlich schwierig ist, alte Gesetze, namentlich ein Gesetz wie dieses, 
das eigentlich weiter nichts ist als eine Kodifikation des seit der 
Zeit der Reformation im Königreich Sachsen geltenden Rechts zu 
modifiziren. Das ist nicht so einfach gemacht, wie die Herren sich 
das vorstellen. 

Präsident: Das Wort hat der Herr Bevollmächtigte zum 
Bundesrath, Grossherzoglich mecklenburgische Geheime Rath, ausser- 
ordentliche Gesandte und bevollmächtigte Minister v. Oertzen. 

v. Oertzen, Geheimer Rath, ausserordentlicher Gesandter und 
bevollmächtigter Minister, Bevollmächtigter zum Bundesrath für die 
Grossherzogthümer Mecklenburgs-Schwerin und Mecklenburg-Strelitz: 
Meine Herren, auch meine Regierungen sind mit der von dem Herrn 
Reichskanzler heute hier abgegebenen Erklärung allen Inhalts ein- 
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verstanden. Ich habe zu derselben nichts hinzuzufügen. Wenn ich 
trotzdem jetzt noch in so später Stunde das Wort ergreife, so ge- 
schieht es, weil der Herr Abgeordnete Pichler über die Verhältnisse 
der Katholiken in Mecklenburg doch manches vorgebracht hat, 
was noch der Berichtigung bedarf. 

Der Bau katholischer Kirchen und die Abhaltung öffentlichen 
katholischen Gottesdienstes in Mecklenburg bedarf allerdings der 
Genehmigung seitens der Regierung. Diese Genehmigung ist aber 
niemals versagt worden, wenn ein Bedürfniss zur Abhaltung der- 
selben nachgewiesen und eine genügende Grundlage 

(Heiterkeit) 
dazu vorhanden war. Die berechtigten Wünsche der Katholiken 
haben stets Gehör gefunden, wenn sie von den in Mecklenburg an- 
gestellten katholischen Geistlichen befürwortet und unterstützt wur- 
den. Es werden aber hier sehr häufig Anträge an die Regierung 
gestellt, die schlechterdings nicht ausführbar sind oder nach Lage 
der Verhältnisse momentan nicht erfüllt werden können. „ Da 
kommen z. B. im Sommer katholische Rübenarbeiter nach Mecklen- 
burg und wünschen, dass für sie Gottesdienste eingerichtet werden. 

(Heiterkeit.) 

"Zur Einrichtung von Gottesdiensten gehört bekanntlich ein 
Lokal und ein Geistlicher. Das sind aber beides nicht Dinge, meine 
Herren, die man nach Bedarf hervorholen und zum Winter wieder 
zurückstellen kann. Lehnt nun die Regierung, weil zur Zeit der 
Gottesdienst nicht einzurichten ist, dies ab, so erhebt sich ein 
grosses Geschrei über Intoleranz, und die klerikalen Blätter warnen 
die katholischen. Arbeiter davor, nach Mecklenburg zu gehen. Wenn 
die Arbeiter dann auf diesen Warnungsruf hören und kommen im 
nächsten Jahre nicht oder nur in geringer Anzahl wieder zurück, 
so sind, wenn die mecklenburgische Regierung inzwischen Einricht- 
ungen getroffen hat, diese vergeblich gemacht worden. 

(Grosse Heiterkeit.) 

Die Regierung ist nicht in der Lage, den Wünschen in allen 
Fällen gerecht zu werden, bemüht sich aber nach Kräften dies zu 
thun. Wie sind nun thatsächlich die kirchlichen Verhältnisse der 
Katholiken in Mecklenburg? Mecklenburg hat ungefähr 600 000 Ein- 
wohner. Davon sind nach der letzten Volkszählung rund 7000 Katho- 
liken, von denen etwa 4000 in den Städten und 3000 auf dem Lande 
wohnen. Für die Befriedigung der kirchlichen Bedürfnisse dieser 
Katholiken ist folgendermassen gesorgt. In Schwerin ist eine katho- 
lische Kirche und die nöthige Geistlichkeit. Es wohnen dort 800 Ka- 
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tholiken. Ludwigslust mit 160 Katholiken hat eine katholische Kirche 
und die nöthige Geistlichkeit. In Rostock mit 580 Katholiken ist 
ein Geistlicher etablirt und hält dort regelmässig Gottesdienst in 
einem daselbst erbauten Gotteshaus ab. In Güstrow, das 240 Katho- 
liken hat, wird für dieselben periodischer Gottesdienst abgehalten. 
Für die 169 Katholiken Wismars hält der katholische Geistliche aus 
Schwerin von Zeit zu Zeit Gottesdienst in einem seit dem Jahre 1877 
bestehenden Bethaus. Der Herr Abgeordnete Pichler hat die Ge- 
schichte dieses Bethauses noch besonders berührt. Die Sache ver- 
hält sich folgendermassen. Im Jahre 1877 richteten die Wismari- 
schen Katholiken ein Bethaus ein, konnten aber die Kosten dazu 
nicht aufbringen und wandten sich an den Grossherzog, der ihnen 
à fonds perdu 3000 Mark gab, zinsenlos und unkündbar, mit der 
Verpflichtung, dies Kapital auf das Bethaus eintragen 2u lassen, und 
falls das Bethaus aufhóren sollte zu existiren, mit der weiteren Ver- 
pflichtung, die 3000 Mark für andere religiöse Zwecke der Katho- 
liken dort zu verwenden. Nun kamen seit einigen Jahren in die 
Nähe von Wismar Rübenarbeiter. Das Bethaus wurde zu klein, die 
Wismarer Katholiken kauften sich ein grösseres Grundstück und 
kamen um die Genehmigung ein, dort ein grösseres Bethaus zu er- 
richten. Die Genehmigung wurde ihnen ertheilt und ihnen aüsser- 
dem die von mir erwähnten 5000 Mark als Schenkung überwiesen. 
Kaum hatten sie die Genehmigung erhalten, so sprachen sie den 
Wuusch aus, dass anstatt desselben eine Kirche gebaut werden 
möchte. Dazu konnte aber die Genehmigung nicht gegeben werden, 
weil es an den nóthigen Unterlagen dazu felilte. 
(Heiterkeit und Zurufe.) 

Den Antrag auf Bau dieser Kirche haben die dortigen Katholiken 
im November d. J. erneuert, die Regierung ist geneigt, darauf ein- 
zugehen, und hat darüber die katholische Geistlichkeit in Schwerin 
zum Bericht aufgefordert. Dieser Bericht steht noch aus. 

Weiter wird in Parchim ungefähr in jedem Monat Gottesdienst 
abgehalten. Dort leben 50 Katholiken. Am Heiligendamm ist eine 
Kapelle gebaut, wo während der Badesaison katholischer Gottesdienst 
abgehalten wird. Der katholische Geistliche aus Schwerin versieht 
daselbst die geistlichen Funktionen. Der Herr Abgeordnete Pichler 
erzählte einen Fall: es sei unter den katholischen Badegästen eben- 
daselbst ein katholischer Priester gewesen, welcher gewünscht habe, 
Messen zu zelebriren, dies sei ihm abgeschlagen worden. Ich kenne 
den Fall nicht; aber ich verrmuthe, dass es deshalb geschehen ist, 
weil schon anderweitig für den Gottesdienst gesorgt worden war. 

(Heiterkeit und Zurufe.) 
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Ferner wird für die Stadt Lübz und Umgegend katholischer 
Gottesdienst abgehalten. Im Lübz wohnen sieben Katholiken. Im 
Landarbeitshaus in Güstrow, in der Landesstrafanstalt sowie im 
Zentralgefángniss zu Bützow sind für die geisthehe Versorgung der 
Katholiken seit dem Anfang der achtziger Jahre Einrichtungen ge- 
troffen. In allen Garnisonorten wird katholischer Gottesdienst ab- 
gehalten. In der Stadt Malchin soll nach einer kürzlich getroffenen 
Bestimmung für die katholischen Rübenarbeiter und die Katholiken 
der Stadt monatlich Gottesdienst abgehalten werden, solange die Ar- 
beiter dort beschäftigt sind. Dasselbe ist bestimmt für die Stadt 
Waren und ihre Umgegend, und zur Zeit schweben noch Ver- 
handlungen über Einrichtung von katholischem Gottesdienst in einer 
zwischen Rostock und Malchin gelegenen Stadt. Wenn Herr Pichler 
die Güte haben will, sich die Lage dieser Städte zu Hause auf seinem 
Globus aufzusuchen, — — 

(Stürmische andauernde Heiterkeit. Glocke des Präsidenten.) 

Präsident: Ich bitte um Ruhe, meine Herren. 

v Oertzen, Geheimer Rath, ausserordentlicher Gesandter und 
bevollmächtigter Minister, Bevollmächtigter zum Bundesrath für die 
Grossherzogthümer Mecklenburg-Schwerin und Mecklenburg-Strelitz : 
— so wird der Herr finden, dass diese Städte zwei, höchstens drei 
Meilen von einander entfernt über das ganze Land zerstreut liegen, 
sodass die Arbeiter, von denen er ja behauptet, dass nicht genügend 
für ihren Gottesdienst gesorgt sei, in der Lage sind, ihr Gotteshaus 
in Zeit von 1 oder 1!/; Stunden zu erreichen. 

Ich glaube, meine Herren, Sie werden aus meinen Ausführungen 
entnehmen, dass man der mecklenburger Regierung mit Unrecht den 
Vorwurf maeht, sie sorge nicht genügend für die Befriedigung der 
kirchlichen Bedürfnisse ihrer katholischen Unterthanen. 

Präsident: Das Wort hat der Herr Bevollmächtigte zum 
Bundesrath, Herzoglich braunschweigische Wirkliche Geheime Rath, 
ausserordentliche Gesandte und bevollmáchtigte Minister Freiherr 
v. Cramm-Burgdorf. 

Freiherr v. Cramm-Burgdorf, Wirklicher Geheimer Rath, 
ausserordentlicher Gesandter und bevollmächtigter Minister, Bevoll- 
mächtigter zum Bundesrath für das Herzogthum Braunschweig: 
Meine Herren, ich bin in derselben Lage wie meine Herren Kollegen 
vom Bundesrath. (Aha! Zuruf. Grosse Heiterkeit. Glocke des 
Präsidenten.) 

Präsident: Meine Herren, ich muss dringend um Ruhe 
bitten ! 
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Freiherr v. Cramm-Burgdorf, Wirklicher Geheimer Rath, 
ausserordentlicher Gesandter und bevollmächtigter Minister, Bevoll- 
mächtigter zum Bundesrath für das Herzogthum; Braunschweig: 
Der Antrag der Herren Abgeordneten Lieber und Genossen würde 
mir keine Veranlassung geben, das Wort zu nehmen, da der Herr 
Reichskanzlerg namens der verbündeten Regierungen, auch namens 
der von 'mir vertretenen Regierung, seine Erklärungen abgegeben 
hat. Die Ausführungen der Herrn Dr. Pichler nöthigen mich aber 
zu einer kurzen Erwiderung. 

Es ist richtig, dass das kirchliche Verhältniss der Katholiken 
im Herzogthum Braunschweig durch das Gesetz vom 10. Mai 1867 
geregelt ist. Der $ 5 dieses Gesetzes scheint mir so paritätisch zu 
sein wie nur möglich. 

(Lachen in der Mitte.) 
Es heisst darin: 

Die aus einer gemischten Ehé hervorgehenden Kinder 
sollen ohne Unterschied des Geschlechts, es sei der Vater 
evangelisch und die Mutter katholisch, oder umgekehrt, in 
der Konfession des Vaters erzogen werden; es sei denn, dass 
der Vater nach der Geburt des ersten Kindes und vor der 
Taufe desselben . . . die abweichende Erklärung abgegeben 
hätte, dass sämmtliche Kinder aus solcher Ehe in der Kon- 
fession der Mutter erzogen werden sollen. 

Meine Herren, wenn im Einzelfall sich Unzuträglichkeiten T 
stellen, so ist das zu bedauern. Das Prinzip, das hier ausgesprochen 
ist, ist meiner Ansicht nach durchaus parilätisch. 

Der § 7 des Gesetzes lautet: 

Kinder, welche an anderen als an den Orten, in denen 
katholische Kirchengemeinden und Kirchen sich befinden, in 
einer Mischehe geboren und nach den Bestimmungen des 
8 5 katholisch zu erziehen sind, hat gleich den in der Ehe 
katholischer Eltern oder von unehelichen katholischen Müttern 
oder an solchen Orten geborenen Kindern der evangelische 
Pfarrer zu taufen, — selbstverständlich ohne Konsequenz für 
ihre religiöse Erziehung. 

Es soll indess den Eltern, beziehungsweise den unehelichen 
Müttern, unbenommen sein, solche Kinder, statt vom evan- 
gelischen Pfarrer der Gemeinde, in der sie geboren sind, von 
einem beliebigen, zu kirchlichen Amtshandlungen im hiesigen 
Lande berechtigten katholischen Geistlichen taufen zu lassen, 
ohne dass sie alsdann verpflichtet sind, Taufgebühren an den 
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evangelischen Pfarrer zu zahlen; jedoch darf die Taufe nicht 

vollzogen werden, bevor nicht den Vorschriften des 8 5 des 

Gesetzes vom 18. Mai 1864 Nr. 26 Genüge geschehen ist. 
Dieser Paragraph bestimmt: 

Von allen durch katholische Geistliche zu vollziehenden 
Taufen . . . haben die Betheiligten dem inländischen ` evan- 
gelisch-lutherischen Pfarrer 
(hört! hört! in der Mitte), 

dessen Parochie sie örtlich angehören, zur Kenntnissnahme 

Meldung zu machen. Es wird von demselben über die 

Meldung schriftliche Bescheinigung ertheilt, und dürfen die 

erwähnten kirchlichen Handlungen vor Beibringung der 

letzteren nicht vorgenommen werden, widrigenfalls sowohl der 

katholische Geistliche als die Betheiligten, und zwar bei 

Taufen die Eltern resp. die Vormünder, . . . der Bestrafung 

nach Massgabe von $ 67 des Polizeistrafgesetzbuches ver- 

fallen. 

(Hört! hört! in der Mitte.) 
Meine Herren, als das Gesetz erlassen wurde, hatte diese Bestimmung 
ihre gute Bedeutung. Es waren damals die Kirchenbücher quasi 
Standesregister, und es war also, wenn ein Kind in einer evangelischen 
Gemeinde geboren wurde, von Interesse, dass dieses Kind in das 
Standesregister eingefügt wurde; mit der Konfession des Kindes 
hatte es weiter nichts zu thun. Da wir aber jetzt Standesregister 
haben, in welche jedes in der Gemeinde geborene Kind eingetragen 
wird, hat die Bestimmung des zitirten Paragraphen ihre Bedeutung 
verloren, und ich kann Ihnen die Mittheilung machen, dass wir den 
Paragraphen auf geseizgeberischem Wege zu beseitigen beab- 
sichtigen. 
(Zurufe aus der Mitte.) 

Ferner hat der Herr Abgeordnete Dr. Pichler erwähnt, dass 
katholische Volksschulen zwar gestattet seien, dass aber die evan- 
gelischen Gemeinden nichts dazu beitrügen, und dass deshalb die 
Katholiken gezwungen seien, ia ganz Deutschland bei ihren katho- 
lischen Mitbrüdern herumzubetteln. Wenn ich das Erstere zugebe, 
so ist das Letztere doch nicht der Fall; die Regierung hat wieder- 
holt erheblich beigetragen zum Bau von katholischen Schulen und 
auch zur Unterhaltung der Lehrer. Ich darf nur mittheilen, dass 
im Jahre 1893 die Genehmigung zur Erbauung einer neuen Schule 
in Braunschweig ertheilt worden ist und dazu ein Staatszuschuss 


von 7500 Mark gewährt wurde, dass ferner in Braunschweig zu 
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den allgemeinen Schullasten seit 1892 als dem Jahre einer neuen 
Organisation der damals in ihren Leistungen unzulänglichen katho- 
lischen Schule anstatt eines Zuschusses von 2825 Mark eine Summe 
von 5000 Mark aus Staatsmitteln bezahlt wird. In Wolfenbüttel 
hat man im Jahre 1894 einem Lehrer bei seiner Pensionirung zu 
der 1800 Mark betragenden Pension einen Zuschuss von 600 Mark 
aus Staatsmitteln gewährt. In Helmstedt ist im Jahre 1894 die 
erbetene Genehmigung zum Neubau einer erweiterten Schule mit 
23 000 Mark Kosten ertheilt, und dazu sind aus Staatsmitteln 
11000 Mark, von der Stadt Helmstedt 8000 Mark, von der katho- 
lischen Gemeinde, beziehungsweise von katholischen Vereinen 4000 
Mark beigesteuert. 

Meine Herren, was die Frage der katholischen Pflegeschwestern 
betrifft, die in Braunschweig nicht zugelassen sind, so wird ver- 
muthlich die Sache so liegen, dass man in Braunschweig fürchtet, 
es móchte Proselytenmacherei dadurch .entstehen. 

(Oho! in der Mitte und links.) 

Meine Herren, ich persönlich habe während meiner Thätigkeit in 
den Kriegen 1866 und 1870 lange Monate mit katholischen barm- 
herzigen Schwestern verkehrt und bin voll Bewunderung der Thätig- 
keit dieser Schwestern. 

(Bravo! in der Mitte.) 
Ich meinerseits habe auch nichts von Proselytenmacherei damals 
gespürt. Indessen bedenken Sie, meine Herren, dass Braunschweig 
bis vor kurzem fast ausschliesslich eine evangelische Stadt gewesen 
ist; zur Zeit allerdings zählt die dortige katholische Gemeinde etwa 
10 000 Mitglieder. Ausserdem sind verschiedene Vorfälle vorge- 
kommen, die in den Reihen der evangelischen Gemeinden grosses 
Missvergnügen und Missstimmung erregt haben, namentlich, wenn 
beim Uebertritt aus der evangelischen Konfession zur römisch-katho- 
lischen Konfession die Taufe von dem Geistlichen noch einmal wieder- 
holt ist. 

(Zurufe aus der Mitte.) 

Meine Herren, was den Punkt anlangt, den Herr Dr. Pichler 
zuletzt vorführte, mit dem Studentenvereine »Cheruscia«, so ist das 
eine Sache, die erst am 1. Dezember d. J., also vor 4 Tagen, passirt 
ist. Darüber habe ich selbstverständlich keine Auskunft erhalten 
können; indessen glaube ich, selbst nach den Ausführungen des 
Herrn Dr. Pichler, dass der Rektor der Technischen Hochschule 
vollkommen in seinem Rechte war und nur seine Pflicht gethan hat. 

(Hört! hört!) 
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Meine Herren, konfessionelle Vereine sind durch das Statut der 
Technischen Hochschule verboten. Einem konfessionell katholischen 
Studentenverein hat man die Genehmigung versagt, hat aber einen 
akademischen Verein »Cheruscia« gestattet. Jetzt tritt dieser selbe 
Verein dem Verbande deutscher katholischer Studentenvereine bei, 
beweist also dadurch klärlich, dass er ein katholischer konfessioneller 
Verein ist, und ich glaube, der Rektor hätte seine Schuldigkeit nicht 
gethan, wenn er nicht so verfahren wäre, wie er verfahren ist. 

Die Fälle, die der Herr Abgeordnete Dr. Pichler aus der Volks- 
zählung — ich weiss nicht, ob es die letzte oder die vor fünf Jahren 
gewesen ist — 

(Zuruf aus der Mitte) 

angeführt hat, glaube ich, kann man wohl schwerlich der braun- 
schweigischen Regierung irgendwie schlecht schreiben. Wenn durch 
den Unverstand eines Schuhmachers katholische Kinder als lutherische 
bezeichnet werden, so ist das eine Sache, meine Herren, über die 
man hier nicht zu reden braucht. 


(Zuruf aus der Mitte.) 


— Auch der Ortsvorsteher ist keine massgebende Persönlichkeit. 
Da muss man sich eben an den Kreisdirektor wenden; in Harzburg 
— Schlewecke gehört ja zu Harzburg — ist ein Kaplän, der gewiss 
in der Lage gewesen wäre, den Mann zu beruhigen, dass die Kinder 
nicht lutherisch erzogen würden, wenn sie fälschlich in das Verzeich- 
niss als lutherisch eingetragen sind. 


Wenn endlich der Herr Abgeordnete Dr. Pichler sich noch 
darüber beschwert hat, dass man einen katholischen Arbeiter eine 
Erklärung nicht hat abgehen lassen wollen über die katholische Er- 
ziehung seiner Kinder, dass man ihn von Morgens 10 bis Nachmit- 
tags 4 Uhr auf der Kreisdirektion hat warten lassen, so kann ich 
mir nicht denken, dass der Kreisdirektor wusste, dass der Mann eine 
Erklärung hat abgeben wollen. Wenn es aber doch der Fall sein 
sollte, und wenn man ihn aus Bosheit so lange hingehalten hätte, 
so möchte ich dem Mann rathen, sich an das Herzogliche Mini- 
sterium zu wenden; das würde gewiss Remedur eintreten lassen. 

Was endlich die Beschwerde betrifft, dass den katholischen 
Geistlichen für den Busstag ein Text vom summus episcopus der 
evangelischen Kirche zugeht, so beruht das auf einer Verordnung - 
von 1759. 

(Heiterkeit und Zurufe aus der Mitte.) 
Der jetzige Kultusminister, der seit dem 1. Januar d. J. im Amt 
7% 
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ist, hat mir davon erzählt, dass ihm zur Zeit, wo die Verfügung 
erlassen wird, das Verzeichniss der Stellen, an welche die Verfügung 
gesandt werden sollte, vorgelegt worden sei, und da hätte er zu 
seinem Erstaunen gefunden, dass auch die katholischen Geistlichen 
den Text zugeschickt erhalten. Er ist der Meinung gewesen, dass 
es unmöglich sei, auch den katholischen Geistlichen den Text 
zuzuschicken; indessen auf der Registratur hätte man gesagt, dass 
das immer so geschehen wäre, und die Zeit war zu kurz, um gründ- 
lieh die Sache zu untersuchen. 
(Grosse Heiterkeit und Zurufe aus der Mitte.) 


Meine Herren, auch das wird nicht wieder geschehen. 
(Bravo !) | 

Präsident: Das Wort wird nicht weiter verlangt; die Dis- 
kussion ist geschlossen. 

Zu einer persónlichen Bemerkung hat das Wort der Herr 
Abgeordnete Dr. Pichler. 

Dr. Pichler, Abgeordneter: Meine Herren, der Herr Bundes- 
ratbsvertreter für Mecklenburg hat betont, dass meine Klagen in 
Bezug auf die Einrichtung des Gottesdienstes nicht begründet seien. 
Ich habe Eingangs meiner Bemerkungen ausdrücklich konstatirt, 
dass alle einzelnen Fälle, welche ich genannt habe, von mir genom- 
men sind aus den Ständeverhandlungen der mecklenburgischen Land- 
tage selbst. Dort sind alle einzelnen Klagen vorgebracht worden, 
und da ist ein Widerspruch gegen dieselben nicht erhoben worden. 

Wenn dann der Herr Bundesrathsvertreter erklürt hat, der 
Fall von Heiligendamm lasse sich dahin erklären, dass durch einen 
anderen Geistlichen für den Gottesdienst gesorgt sei, so müchte ich 
ihm bemerken, dass nach katholischem Brauch — — 


(Glocke des Präsidenten.) 
Präsident: Das ist keine persönliche Bemerkung mehr. 


Dr. Pichler, Abgeordneter: Dann hat der Herr Vertreter für 
Braunschweig in seinen Ausführungen mir gegenüber wiederholt her- 
vorgehoben, dass die betreffenden Personen in ihrem Rechte gewesen 
seien, wenn sie so gehandelt haben. Das ist ein Zustand, den wir 
bedauern. Wenn ein solches Gesetz besteht, so muss es geändert 
werden! 

Präsident: Die Herren Antragsteller verzichten auf das Schluss- 
wort? — Dies ist der Fall. 

Wir haben daher nur über die Kommission noch zu befinden. 
Der. Herr Abgeordnete Dr. Lieber (Montabaur) hat beantragt, den 
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Gesetzentwurf einer Kommission von 28 Mitgliedern zu überweisen. 
Ich glaube, alle anderen Parteien haben diesem Vorschlage zuge- 
stimmt. Ich kann daher, wenn niemand Widerspruch erhebt, an- 
nehmen, dass dies der Beschluss des Hauses ist. — Dies ist der 
Fall, da niemand widerspricht. 

Hiermit is& unsere Tagesordnung erschópft. 

Ich schliesse die Sitzung. 

(Schluss der Sitzung 6 Uhr 46 Minuten.) 


II. 
Bericht 


der 


IX. Kommission 
zum 


Entwurf eines Gesetzes, betr. die Freiheit der Religionsübung. 


Durch Beschluss des Reichstages in der Plenarsitzung vom 
9. Dezember 1900 wurde der von den Abgeordneten Dr. Lieber 
(Montabaur) und Genossen eingebrachte Entwurf eines Reichsgesetzes, 
betreffend die Freiheit der Religionsübung, der 1X. Kommission von 
28 Mitgliedern!) zur Vorberathung überwiesen. Dieselbe wählte in 
der konstituirenden Sitzung vom 7. Dezember zu ihrem Vorsitzenden 


1) Von den 28 Mitgliedern der Kommission entfielen auf die einzelnen 
Fraktionen und zwar: 

Das Centrum 8: Dr. Bachem, Gróber, Lerno, Letocha, Dr. Lieber, 
Dr. Pichler, Dr. Spahn, de Witt; 

Die Deutschkonservativen 4: von Dewitz, Dr. Oertel, von Staudy, von 
Treuenfels ; 
Die Reichspartei 2: Graf v. Bernstorff-Lauenburg, Dr. Stockmann ; 

Die Polen 1: Fürst Radziwill; 

Die Deutschsoziale Reformpartei 1: Dr. Mos 

Die Nationalliberalen 8: Bassermann, Dr. Hieber, Dr. Sattler ; 

Die freisinnige Vereinigung 1: Schrader; 

Die deutsche freisinnige Volkspartei 8: Kauffmann, Dr. Müller (Sagan), 
Dr. Wiemer; 

Die Sozialdemokraten 4: Blos, Kunert, Stolle, v. Vollmar. 

Aus den Reihen der keiner Fraktion angehórenden Abgeordneten war 
noch der Abgeordnete Stócker gewühlt, welcher übrigens nur an einer einzigen 
Sitzung der:Kommission für kurze Zeit theilnahm. 

Im Lauf der Verhandlungen trat ófters eine Aenderung in der Zu- 
sammensetzung der Kommission ein, da einzelne der pond Abgeordneten 
ausschieden und durch andere ersetzt wurden. So betheiligten sich an den 
Berathungen.noch: 

Aus der Centrumsfraktion: Dr. Freiherr v. Hertling, Lurz, v. Savigny, 
Dr. Schädler, Dr. Weissenhagen ; 

Aus der Deutschkonservativen Fraktion: v. Maltzan ; 

Aus der Reichspartei: Dr. Höffel ; 

Aus der deutschen freisinnigen Volkspartei: Bräsike, Dr. Zwick. 

Die deutsche Volkspartei ist die einzige Fraktion, welche an den 
Kommissionsarbeiten gar nicht betheiligt war. 
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den Abgeordneten Lerno, zum Stellvertreter des Vorsitzenden den 
Abgeordneten v. Staudy, zum Berichterstatter den Abgeordneten 
de Witt und nach dessen Ausscheiden den Abgeordoeten Dr. Pichler. 
Vertreter der verbündeten Regierungen haben an den Ver- 
handlungen nicht Theil genommen. 
Die Kommission erledigte ihre Aufgabe in zwei Lesungen mit 
16 Sitzungen. 


A. Generaldebatte. 


Die Generaldebatte nahm zwei Sitzungen (14. und 15. März) 
in Anspruch. Einleitend brachte der Vorsitzende den Wunsch zum 
Ausdrucke, es möchten die Verhandlungen im Geiste der Toleranz 
und Versöhnlichkeit geführt werden und beitragen, dass die im 
deutschen Volke aus der Verschiedenheit der Konfessionen sich er- 
gebenden Gegensätze thunlichst gemildert und jene Hindernisse be- 
seitigt werden, welche in verschiedenen deutschen Staaten der freien 
Religionsübung entgegenstehen. 

Von allen Seiten wurde dieser Wunsch des Vorsitzenden sehr 
sympathisch aufgenommen. Ein Mitglied sprach besonders aus, er 
sei vom Standpunkte des positiven Christen und konservativen Poli- 
tikers ausserordentlich erfreut, dass der Geist der Versöhnlichkeit hier 
betont worden sei, und wünsche, dass dieser Geist bis zum letzten 
Moment über den Verhandlungen walten möge. 

Die Generaldebatte erstreckte sich hauptsächlich auf zwei 


Punkte: 
1. Umfang und Bedeutung des Antrages, 


2. Kompetenz der Reichsgesetzgebung. 
Die hierüber gemachten Ausführungen sollen nachstehend nach 
diesen zwei Gesichtspunkten getrennt vorgetragen werden. 


1. Umfang und Bedeutung des Antrages. 


Die Bedeutung und Tragweite des Antrages wurde wesentlich 
beleuchtet durch nachstehende Erklärung, welche nach Eröffnung der 
Diskussion von einem der Antragsteller [Abg. Gróber]!) Namens 
seiner politischen Freunde verlesen wurde: 

I. Der Antrag beschränkt sich auf die Religionsübung, 
deren staatliche Freiheit er nicht nur für die private und häus- 
liche Andacht des einzelnen Staatsbürgers und seiner Familie, 

1) In den offiziellen Kommissionsberichten des Reichstages werden her- 
kómmlich die Namen der Redner nicht genannt. Wir glauben, zur Erleichterung 


für unsere Leser dieselben hier beisetzen zu sollen, nachdem sie auch durch 
die Tagesblätter bekannt geworden sind. 
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sondern auch für die gemeinsame Öffentliche Bethätigung der 
religiósen Ueberzeugung sichern will. 

Demgemäss gehört nach der Absicht der Antragsteller nicht 
in das Gebiet des von dem Antrag behandelten Gegenstandes: 

1. die Schulfrage. Die Fragen der Konfessionalität der 
Schule, der Schulaufsicht, der Errichtung konfessioneller Schulen 
neben Simultanschulen, sowie der Schulunterhaltungspflicht 
scheiden aus. Wohl bestehen auch hier vielfache und ernste 
Beschwerden in religióser Beziehung, allein eine Regelung dieser 
Fragen bleibt einem eingehenden Schulgesetz und damit der 
Landesgesetzgebung überlassen. Ebensowenig betrifft der Antrag 

2. das kirchliche Vermögen, also etwa die Amortisations- 
gesetze, die gesetzlichen Vorschriften über Kirchenbaulast, Unter- 
halt der Geistlichen u. s. w. Zwar fehlt es auch auf dem 
Gebiet des Vermógensrechts nicht an staatlichen Bestimmungen, 
welehe die Vermógenserwerbung und Selbstverwaltung der Re- 
ligionsgemeinschaften, ihrer Anstalten und Stiftungen in un- 
billiger Weise einschränken und in ihrer Wirkung zu mancherlei 
Einengungen und Erschwerungen der Religionsübung führen 
können. Indessen schliessen diese Vorschriften die Freiheit der 
Religionsübung wenigstens grundsätzlich nicht aus und können 
bei Regelung dieser Freiheit ausser Betracht bleiben, zumal 
die auf die Verwaltung und Verwendung des kirchlichen Ver- 
mögens bezüglichen Vorschriften zusammenhängen mit der 
Privilegirung dieser Kirchen als öffentliche Körperschaften. 

II. Der Antrag richtet sich gegen das Staatskirchenthum, 
welehes dem Staat eine Aufgabe beilegt, die ihm der Natur 
der Sache nach nicht zukommen kann, nämlich die Aufgabe, 
in Glaubenssachen entscheidend einzugreifen und die Religions- 
übung in gewissen Beziehungen zu regeln. Die aus diesem 
falschen Prinzip sich ergebenden unberechtigten Eingriffe des 
Staates in die Religionsfreiheit des Einzelnen und der Gemein- 
schaften will der Antrag beseitigen und für die Zukunft ver- 
hindern. 

Indem der Antrag sich auf die Forderung freier Religions- 
übung beschränkt, will er im Uebrigen die Stellung des Staates 
zu den Religionsgemeinschaften in keiner Weise regeln; er 
begnügt sich mit dem Verlangen einer Beseitigung der staats- 
polizeilichen Schranken der freien Religionsübung und belässt 
es in allen anderen Fragen bei der landesrechtlichen Regelung 
der Beziehungen zwischen Staat und Religionsgemeinschaften. 


105 


Insbesondere verlangt der Antrag nicht eine Gleichstellung 
aller Religionsgemeinschaften in anderen Fragen, als eben in 
der freien Ausübung der Religion; er überlásst es jedem Bundes- 
staat, innerhalb der vom Reichsrecht gezogenen Schranken nach 
seiner geschichtlichen Entwickelung die Stellung der einzelnen 
Religionsgemeinschaften im Staat, die staatsrechtlichen Befug- 
nisse und Pflichten der Religionsgemeinschaften selbständig zu 
regeln, also die Privilegirung einzelner, durch die Zahl ihrer 
Mitglieder hervorragender Religionsgemeinschaften in der von 
jedem Staat für angemessen erachteten Weise beizubehalten und 
die Bedingungen dieser Privilegirung vorzuschreiben, 

Diese Erklärung wurde zur Klarlegung dankbar begrüsst und 
als ausserordentlich wichtig anerkannt. 

Ein Kommissionsmitglied [Abg. Stolle] führte aus, der An- 
trag gehe ihm nicht weit genug. Wenn in $ 1 des Antrages ledig- 
lich von den bürgerlichen und staatsbürgerlichen Pflichten die Rede 
sei, denen durch die Ausübung der Religionsfreiheit kein Abbruch 
geschehen dürfe, so sei hier der »Rechte« nicht gedacht worden. Es 
sei wichtig, dass dieser Zusatz noch gemacht würde. Wenn nach 
der Eingangs erwähnten Erklärung die Schulfrage aus dem Gebiete 
des Antrages und der Erörterung ausscheiden solle, so sei gerade 
diese Frage für ihn und seine Parteifreunde von besonderer Wichtig- 
keit, namentlich unter Berücksichtigung des Umstandes, dass im 
Kónigreich Sachsen die Kinder von Dissidenten gezwungen seien, an 
dem  Religionsunterricht einer anerkannten Religionsgemeinschaft 
theilzunehmen. Das Recht der Eltern, die Religion ihrer Kinder zu 
bestimmen, müsse gewahrt und gesetzlich festgelegt werden. Immer- 
hin bedeute der $ 2 des Antrages nach dieser Richtung hin einen 
Fortschritt. Dasselbe gelte übrigens auch von den 88 3 und 4 des 
Antrages, welche den Austritt aus einer Religionsgemeinschaft regeln 
wollen. Es seien antiquirte Verhältnisse, wenn im Königreich 
Sachsen zufolge des Mandates vom 20. Februar 1827 bei einem 
Uebertritt von einer christlichen Konfession zu einer anderen noch 
eine Bedenkzeit von vier Wochen vorgeschrieben sei. Auch seien 
die Gebühren für den Austritt aus der Religionsgemeinschaft zu 
hoch und müssten daher erniedrigt werden. $ 4 des Antrages gehe 
jedoch noch nicht weit genug. Es müsse insbesondere Vorsorge ge- 
troffen werden, dass auch Dissidenten das Recht zuerkannt würde, 
ihre Angehörigen nach ihrem Ritus begraben zu lassen. Er behalte 
sich mit seinen Parteifreunden vor, den Antrag nach verschiedenen 
Seiten zu amendiren. d. sd 
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Ein anderes Mitglied der Kommission [Abg. Graf Bernstorff- 
Lauenburg] erklärte zunächst: durch die Eingangs verlesene Er- 
klärung über den Zweck und die Tragweite des Antrages seien ver- 
schiedene Bedenken weggeräumt. Dem $ 1 des Antrages stimme 
er zu und sei auch bereit, in eine Diskussion über 88 2—4 einzu- 
treten, jedoch sei es ihm zweifelhaft, ob seine Parteifreunde bereit 
seien, für die letzteren zu stimmen. Anders dagegen sei seine 
Stellung gegenüber den folgenden Bestimmungen, besonders auch An- 
gesichts der ablehnenden Haltung des Bundesrathes, der gegenüber 
der Antrag nur einen Schlag ins Wasser bedeute. Es empfehle sich, 
die Verhandlung auf die SS 1—4 des Antrages zu beschränken, 
zumal doch nicht alle Beschwerden, welche auf dem Gebiete der 
religiösen Toleranz existiren, beseitigt werden könnten. 

Ein anderes Mitglied [Abg. v. Staudy] betont, er müsse auf- 
richtig die Zustände beklagen, welche auf dem Gebiete der reli- 
giösen Toleranz noch in einem Theile Deutschlands bestehen, er 
wünsche vollständig freie Religionsübung. Das sei aber auch nicht 
nur vom Reichskanzler, sondern auch von einzelnen Bundesraths- 
bevollmächtigten iu Aussicht gestellt. Jedenfalls würden die Ver- 
handlungen den Nutzen haben, dass gewisse Ungeheuerlichkeiten 
aufhören. | 

Von einem anderen Redner [Abg. Schrader] wurde betont, 
er begrüsse es mit Freude, dass die vom Antrage berührte Materie 
im Reichstage zur Sprache gebracht sei. Im Deutschen Reiche müsse 
die volle Gleichberechtigung auf religiösem Gebiete für Alle gelten ; 
sie sei um so weniger zu entbehren, da nicht Alle einer Religions- 
gemeinschaft angehören. Er wünsche, dass der Antrag nach allen 
Richtungen hin Freiheit bringen möge. 

Ein weiterer Redner [Abg. Dr. Hieber] bemerkte, die Schul- 
frage müsse hei diesem Antrage ausscheiden. Sie könne jedoch, so- 
fern es sich um die religiöse Erziehung der Kinder handele, nicht 
ganz umgangen werden. Zu dieser Frage, die mit einer allge- 
meinen Regel nicht gelöst werden könne, vielmehr detaillirte Be- 
stimmungen erfordere, behielte er sich das Recht der Amendirung 
vor. Trotz der Eingangs der Generaldiskussion abgegebenen Er- 
klärung werde das kirchliche Vermögensrecht in den 88 4, 5 und 7 
berührt, was freilich nicht zu umgehen sei. Dem Grundgedanken 
und Hauptmotive, von welchem die Partei der Antragsteller wohl 
geleitet sei, die staatspolizeilichen Beschrünkungen der freien Reli- 
gionsübung zu beseitigen, stimme er vollstándig bei. Darüber werde 
es im Reichstage eine Differenz nicht geben. Es handle sich aber 
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auch darum, ob die Formulirung des Antrages eine geeignete sei. 
Nach der Richtung hin, behalte er sich mit seinen politischen 
Freunden vor, die Vorlage durch neue Anträge zu verbessern. 

Von einem Kommissionsmitgliede [Abg. Kunert|, welches aus- 
führte, dass es dem Antrag in seinem ersten Theile zustimme unter 
Vorbehalt der Verbesserung von einzelnen Paragräphen wurde darauf 
hingewiesen, dass der Grundgedanke des zweiten Theiles des An- 
trages, welcher nur von anerkannten Religionsgemeinschaften handle, 
in dieser Beschránkung unannehmbar sei und wesentlich erweitert 
werden müsse. Zur Schulfrage, welche nicht umgangen werden 
dürfe, werde er, um den bisher gegen Dissidentenkinder geübten 
Zwang zu beseitigen, mit seinen politischen Freunden eine Reihe 
von Anträgen stellen nach der Richtung hin, dass den Eltern das 
Bestimmungsrecht zustehen müsse, ob ihre Kinder am Religions- 
unterricht theilnehmen sollen oder nicht. Auch entscheiden die Er- 
ziehungsberechtigten, ob und wie Ersatz für den Ausfall des offiziellen 
Religionsunterrichts zu beschaffen sei. Zur Ertheilung des Religions- 
unterrichtes sollen nur solche Lehrer verwendet werden, welche sich 
freiwillig dazu melden, damit nicht der Heuchelei Thür und Thor 
geöffnet werde. 

Dieselben Gesichtspunkte berührt ein Mitglied der Kommission 
(Abg. Stolle] mit der Ausführung, dass das Erziehungsrecht der 
Eltern das wichtigste Moment in der Schulfrage bilde. Dieses Er- 
ziehungsrecht, welches vom B. G.-B. statuirt sei, würde illusorisch, 
wenn den Eltern das Bestimmungsrecht über die Theilnahme am 
offiziellen Religionsunterrichte genommen würde, wie dies im König- 
reich Sachsen geschehen sei. Dort seien Kinder,E weil ihre Eltern 
sie nicht am offiziellen Religionsunterricht theilnehmen liessen, den- 
selben entzogen und unter Vormundschaft gestellt worden. Auch bei 
Beerdigungen hätten sich in Sachsen Unzutrüglichkeiten ergeben. 
In Sachsen gebe es keine kommunalen, sondern nur konfessionelle 
Friedhöfe, während die Kommune zur Herstellung und Unterhaltung 
der Friedhöfe beitragspflichtig sei; ausserdem müssen die Grab- 
stätten noch besonders bezahlt werden. Es seien da Pflichten be- 
gründet, ohne dass Rechte gegeben seien. Die geschilderten Uebel- 
stände könnten nur durch eine Reichsgesetzgebung beseitigt werden; 
der Druck der öffentlichen Meinung sei gegenüber den gesetzgeben- 
den Faktoren der Einzelstaaten wirkungslos. 

Von Seiten der Antragsteller [Abg. Gróber] wurde gegenüber 
verschiedenen Wünschen bemerkt, in Bezug auf die Formulirung und 
den Inhalt der einzelnen vorgeschlagenen Bestimmungen wolle man 
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sich gegen Verbesserungsvorschläge keineswegs im Voraus ablehnend 
verhalten. Es sei ein Irrthum, wenn angenommen würde, dass mit 
den vorgeschlagenen Bestimmungen des Antrages lediglich Rechts- 
grundsátze ausgesprochen würden. Er und seine politischen Freunde 
seien der Auffassung, dass die Bestimmungen des Antrages unmit- 
telbar anwendbares Recht enthielten, welchem nicht erst noch durch 
die Landesgesetzgebung Inhalt zu geben sei. Zweifellos sei dies bei 
den 88 3 und 4 des Antrages der Fall. Die entgegengesetzte Auf- 
fassung könnte sich auch höchstens auf einen Theil des 8 1 beziehen. 
Freilich mit Unrecht. Auch die geäusserten Bedenken gegen den 
zweiten Abschnitt des Antrages seien nicht begründet, denn durch 
diese Bestimmungen würden berührt und sollten auch berührt werden 
landesgesetzliche Vorschriften, welche durch die Entwicklung unseres 
modernen Rechts längst überholt seien und in innerem Widerspruch 
mit den modernen Rechtsgrundsätzen stehen. Für das gegenwärtige 
Stadium der Berathung genüge es, sich z. B. den Fall zu vergegen- 
wärtigen, dass unlängst im Königreich Sachsen ein katholischer Pri- 
vatgeistlicher deshalb mit einer Ordnungsstrafe von 50 «Æ belegt 
worden sei, weil er einem sterbenden schwerverletzten Arbeiter die 
Sakramente gespendet habe. Darüber herrsche doch kein Dissens, 
dass mit solchen Vorschriften aufgeräumt werden müsse. Von dem 
Drucke der öffentlichen Meinung sei eine Abhülfe nicht zu erwarten. 
Eine Reihe der schreiendsten Missstände in gewissen Bundesstaaten 
sei längst bekannt, in der öffentlichen Presse besprochen, in öffent- 
lichen Versammlungen und zum Theil sogar in gesetzgebenden Ver- 
sammlungen erörtert worden, ohne die geringste Besserung der Zu- 
stände herbeizuführen. So habe in Braunschweig vor einigen Jahren 
auf der Synodalversammlung der ehemalige nationalliberale Reichs- 
tagsabgeordnete und Synodale Kulemann eine Abänderung des Katho- 
likengesetzes hinsichtlich des religiósen Erziehungsrechtes, von dessen 
Anwendung auch unfreiwillig dorthin versetzte Reichsbeamte be- 
troffen würden, in Anregung gebracht, jedoch vergeblich! In Mecklen- 
burg hätten es die Landstände abgelehnt, die Rechtsverhältnisse der 
Katholiken in einer den modernen Auffassungen entsprechenden Weise 
abzuändern ; das Justizkomitee der dortigen Landstände habe erklärt, 
dass die Bestimmungen des westfälischen Friedens noch zu Recht 
beständen, und es sei hiernach die persönliche Aufgabe des Re- 
genten, in Gnade und Huld zu thun, was er für Recht hielte. Der 
beste Druck auf die einzelnen Bundesstaaten, in denen die allseitig 
gerügten Missstände vorhanden seien, wäre die Annahme des An- 
trages und dessen Erhebung zum Gesetz. — Es sei sodann aus der 
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Mitte der Kommission grosses Gewicht auf die Regulirung der 
Schulfrage, insofern dieselbe mit der Frage der religiösen Erziehung 
der Kinder zusammenhänge, gelegt worden. Indessen, wenn es auch 
seinem und seiner politischen Freunde Standpunkte entsprüche, dass 
die Kinder nicht gegen den Willen ihrer Eltern in irgend einen 
anderen Religionsunterricht gezerrt würden, so sei doch die Regel- 
ung des Religionsunterrichts der Dissidentenkinder, die bei der Be- 
rathung des Zedlitz'sehen Volksschulgesetz-Entwurfs einen wesent- 
lichen Differenzpunkt gebildet habe, nach den bei dieser Gelegen- 
heit gemachten Erfahrungen ausserordentlich schwierig. — An- 
langend die Beerdigungsfrage, so müsse den einzelnen Religions- 
gemeinschaften die Móglichkeit eróffnet werden, eigene Friedhófe zu 
haben; dies sei in der Rheinprovinz zur Zeit noch nicht der Fall. 
Indessen auch damit würden nicht alle Sehwierigkeiten beseitigt, die 
entstehen müssten beim Vorhandensein von vereinzelten Dissidenten, 
deren Begrübniss auf einem Friedhof einer konfessionellen Religions- 
gemeinschaft erfolgen müsste. Unbillig sei allerdings die Rechts- 
lage bezüglich der Friedhöfe, wenn, wie vom Königreiche Sachsen be- 
hauptet werde, alle Gemeindemitglieder, gleichviel welcher Kon- 
fession, für die Errichtung und Unterhaltung eines Friedhofs beizu- 
steuern haben, während nur eine Konfession entscheide über den 
Ritus bei Beerdigungen. — Wenn man aus $ 4 des Antrages einen 
Widerspruch mit der Eingangs der Generaldiskussion abgegebenen 
Erklärung konstruiren wolle, derzufolge das kirchliche Vermögen vom 
Antrage nicht berührt worden sei und berührt werden solle, so liege 
ein Irrthum vor. 8 4 des Antrags nehme lediglich die Besteuerungs- 
möglichkeit im Falle des Austritts aus der Religionsgemeinschaft ; 
die Besteuerungsmöglichkeit sei aber kein Vermögen! Auch der $ 5 
Absatz 2 des Antrages involvire keinen Widerspruch mit obiger Er- 
klärung, weil er nur verhindern wolle, dass der Staat Bestimmungen 
träfe in Bezug auf die Verwendung eines kirchlichen Vermögens- 
stückes. Bei der Gründung einer anglikanischen Gemeinde in 
Dresden habe die sächsische Regierung scharfe Bestimmungen hin- 
sichtlich des Glockengebrauches erlassen, den sie nur »ein wenig« 
gestattet habe, um die Gläubigen zur Andacht zu sammeln. Auch 
die in 8 5 Absatz 2 vorgesehene Regelung der Anlage von Kirchen- 
gebäuden berühre keineswegs die Frage der Kirchenbaulast, deren 
Regelung vom Antrage ausgeschlossen sein solle; denn der § 5 
sichere nur den Religionsgemeinschaften die Zulássigkeit, ein Kirchen- 
gebäude ohne besondere Genehmigung der Saatsbehörde zu errichten, 
er treffe aber keine Bestimmung darüber, welche Personen ver- 


110 


pflichtet seien, die Kosten des Baues und der Bauunterhaltung zu 
tragen. Dass der Abschnitt II des Antrages S8 5 bis 10 ein allge- 
meineres Interesse hätte, bewiese die seitens der separirten evangelisch- 
lutherischen Gemeinden in Sachsen eingegangene Petition vom Fe- 
bruar d. J., welche die Ausdehnung der 88 5 bis 7 des Antrages 
auf alle Religionsgemeinden empfehle. 

Von einem Mitgliede der Kommission [Abg. Fürst Radziwill] 
wurde sodann darauf hingewiesen, dass der Antrag  bezwecke, 
Rechtsgebiete zu regeln, die sowohl das Reich als auch die Einzel- 
Staaten berührten. Daraus resultire die logische Berechtigung des 
Antrages. Die Kirchenhoheit der Einzelstaaten solle nach der ein- 
gangs der Debatte abgegebenen Erklärung nicht beschränkt werden. 
Man habe aber zu unterscheiden zwischen der Kirchenhoheit und dem 
Staatskirchenthum, dessen Auswüchse der Antrag zu beseitigen be- 
absichtige. Deshalb bedeute der Antrag eine Durchführung des 
eigentlichen Lebensgedankens der antragstellenden Partei, der man 
eine Inkonsequenz nicht vorwerfen könne. Selbst wenn der Antrag 
ein legislatorisches Resultat nicht hätte, sei dessen Einbringung 
' schon von der grössten Bedeutung. Er habe wie ein Scheinwerfer 
gewirkt und Licht verbreitet auf Verhältnisse, die von der grössten 
Rückständigkeit auf religiósem Gebiete zeugten, deren Beseitigung 
dringend nothwendig sei. Die communis opinio der Vertretung des 
deutschen Volkes müsste den verbündeten Regierungen gegenüber 
in dem Antrage zum Ausdruck kommen. 

. Ein anderes Kommissionsmitglied |Abg. Dr. Sattler| erklärte, 
dass die von einem Redner erwähnte Bestrafung eines katholischen 
Geistlichen, der einem Sterbenden die Sakramente gespendet habe, 
mindestens sehr verwunderlich sei. Man solle doch in Sachsen rasch 
darangehen, solche Bestimmungen zu beseitigen. Bezüglich der 
Friedhöfe sei er mit dem evangelischen Bunde der Meinung, dass 
die Errichtung konfessioneller Kirchhöfe nicht verwehrt werden solle, 
. wobei jedoch den kirchlichen Minoritáten ein anständiges Begrübniss 
zu sichern sei. — Wenn aus der Mitte der Kommission dieser An- 
trag bezeichnet worden sei als die Verwirklichung des Grund- 
gedankens der antragstellenden Partei, so könne er dem beistimmen ; 
dieser Grundgedanke gehe nämlich dahin, die katholische Kirche 
von jedem staatlichen Einflusse zu befreien. Die Behauptung, dass 
der Antrag sich gegen das Staatskirchenthum richte, sei innerlich 
falsch. Die Regelung der Religionsübung in gewissen Beziehungen 
sei nicht eine Sache des Staatskirchenthums, ‚sondern der Staatshoheit, 
also eine Aufgabe, die jeder Staat für sich in Anspruch nehmen 
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müsse. Der Antrag beschäftige sich auch nicht damit, etwaige 
Eingriffe des Staates in Glaubenssachen zurückzuweisen, sondern die 
Frage der Regierungsgewalt gegenüber den anerkannten Religions- 
gemeinschaften zu regeln. Die Regelung der Religionsübung in 
gewissen Beziehungen kónne kein Staat, namentlich kein Staat mit 
konfessionell gemischter Bevölkerung sich aus der Hand nehmen 
lassen. Die diametral sich gegenüberstehenden konfessionellen An- 


schauungen — in manchen protestantischen Kreisen werde noch 
heutigen Tages’ der Papst als Antichrist und die Heiligenverehrung 
als Götzendienst angesehen — verlangten im Interesse des reli- 


giösen Friedens, dass die Religionsübung in gewissen Beziehungen 
vom Staate geregelt werde. Insbesondere könne der Staat die Re- 
gelung der Religionsübung von mächtigen Religionsgemeinschaften 
nicht ausser Acht lassen. Die katholische Kirche sei eine Organi- 
sation von grosser, weltumfassender Macht, deren Leitung nicht der 
Aufsicht des Staates unterstehe, deren Orden ungeheure Vermögen 
besássen oder erwerben kónnten; da müsse der Staat sein Recht 
wahren. Das gelte für alle Organisationen, die sich innerhalb des 
Staatswesens mächtig entwickelten. Aus diesen Gesichtspunkten käme 
er zur Ablehnung des ganzen Abschnitts II des Antrages. Richtiger 
wäre es, sich über die 88 1 bis 4 des Antrages zu einigen. 

Ein anderer Redner |Abg. v. Vollmar| betonte, die Schul- 
frage, welche nach der Eingangs der Generaldebatte abgegebenen 
Erklärung von der Verhandlung ausgeschlossen sein solle, gehöre 
unzweifelhaft zum Toleranzgebiete. Allerdings könne man die ganze 
Schulfrage bei dieser Gelegenheit nicht aufrollen, so die Frage, ob 
die Schule konfessionell oder konfessionslos sein solle, wer die Schule 
zu unterhalten habe u. s. w. Indessen gehöre die Frage des Reli- 
gionsunterrichtes in der Schule hierher. Die Lösung dieser Frage 
möge zwar schwierig sein, jedoch sei sie nicht schwieriger als die 
Lösung anderer Fragen. Implieite sei übrigens diese Lösung bereits 
im 8 2 Absatz 2 des Antrages versucht, der einschneidend in die 
staatliche Gesetzgebung hinsichtlich des religiösen Unterrichts ein- 
greife. Die Zustände, welche auf diesem Gebiete herrschen, seien . 
nicht erquicklicher Natur, wie z. B. die vielen Prozesse beim Ver- 
waltungsgerichtshofe in Bayern bewiesen. Es handle sich bei der 
Wahl der Religion seitens des Kindes insbesondere auch darum, 
dass dasselbe nicht nur zwischen der Religion irgend einer aner- 
kannten oder nicht anerkannten Religionsgemeinschaft wählen dürfe, 
sondern auch befugt sei, gar keine zu wählen. In dieser Richtung 
bedürfe der Antrag noch ergänzender Bestimmungen. Die grösste 
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Gewissensbedrückung werde auf diesem Gebiete verübt. Auch die 
Kirchhofsfrage spiele auf dem Toleranzgebiete eine Rolle. Es müsse 
erreicht werden, dass bei Beerdigungen nicht einzelne Dissidenten 
schlecht behandelt würden. Die Beschlussfassung über den vorliegen- 
den Antrag sei immerhin von Bedeutung, weil hierdurch die óffent- 
liche Meinung beeinflusst würde. Aber wenn der Antrag Bedeutung 
haben sollte, dürfte er kein Stückwerk werden und nicht willkürlich 
im augenblieklichen Interesse einer gewissen Richtung eingeschrünkt 
werden. Die Katholiken würden zweifellos in einer Reihe von wesent- 
lich protestantischen Bundesstaaten schlecht behandelt. Er sei auch 
mit seinen Parteifreunden bereit, den Beschwerden der Katholiken 
abzuhelfen; aber nicht nur diesen allein. Das würde aber der Fall 
sein, wenn der $ 5 des Antrages unverändert lediglich auf die an- 
erkannten Religionsgemeinschaften Anwendung finden sollte. Seine 
Partei stände auf dem Standpunkte der absoluten Gleichstellung, 
der absoluten religiösen Freiheit für Alle. Wenn gesagt sei, dass 
kein Staat auf seine Machtmittel auch im Interesse des religiösen 
Friedens zu Gunsten einer Religionsgemeinschaft verzichten könne, 
so frage er, was kümmere es den Staat, ob die Lutheraner den 
Papst als Antichrist ansehen. Die Aufgabe des Staates sei lediglich 
dafür zu sorgen, dass sich die Angehörigen der verschiedenen Religions- 
gemeinschaften nicht gegenseitig den Schädel einschlagen. In Nord- 
amerika, in der Schweiz kommen die Leute auch ohne die bei uns 
üblichen gesetzlichen Sehranken mit einander aus, obschon dort ein 
hochentwickeltes religiöses Leben pulsiere. Der Staat habe kein 
Recht und kein Verständnis für die Entscheidung religiöser Fragen. 
Er solle sich in diese Dinge nicht einmischen; das wäre das beste 
Mittel, die konfessionellen Gegensätze zu beseitigen oder abzu- 
schwächen. Der Antrag enthalte übrigens noch wesentliche Mängel; 
es müsse Freiheit für alle geschaffen werden. 

Von Seite der Antragsteller [Abg. Dr. Frhr. v. Hertling] 
wurde hervorgehoben: Das Prinzip des Antrages sei ausgesprochen mit 
dem Satze der Eingangs abgegebenen Erklärung: »der Antrag richtet 
sich gegen das Staatskirehentum.« Damit sei nicht das ganze 
Gebiet und der Inbegriff aller bestehenden staatskirchenrechtlichen 
Bestimmungen, wie sich dieselben historisch herausgebildet haben, 
sondern nur das falsche Prinzip als solches gemeint. Es sei aus 
der Mitte der Kommission die Meinung geäussert worden, dass der 
erste Satz sub II der Eingangs verlesenen Erklärung, der Antrag 
richte sich gegen das Staatskirchentum, innerlich falsch und in- 
konsequent sei. Diese Auffassung aber sei irrig, denn der Antrag 
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wolle nicht das ganze jus cirea sacra mit einem Schlage beseitigen, 
sondern lediglich jene aus dem falschen Prinzip des Staatskirchen- 
thums fliessenden  unberechtigten Zwangsbestimmungen aufheben, 
welche die Frage der religiósen Uebungen in gewissen Beziehungen, 
z. B. durch die Regelung des Gottesdienstes, der Gebete, der Predigt 
zu normiren versuchen. Es sei nicht die Absicht des Antrages, 
neue Rechte für die Ausübung der Religion zu erwerben, sondern 
die dem bestehenden Rechte der Freiheit der Religionsübung ent- 
gegeustehenden Sehranken der Gesetzgebung zu beseitigen. Es sei 
allerdings nicht zu leugnen, dass aus dem Antrage sich verschiedene 
Konsequenzen ergeben, die zu einer Abänderung der Landesgesetz- 
gebung führen würden, das sei auch bei dem Reichsgesetze vom 3. Juli 
1869 der Fall gewesen. Der Antrag sei allgemein gehalten im 
Sinne der religiösen Freiheit, seine Annahme würde sicherlich im 
Interesse des religiösen Friedens liegen. Dogmatisch möge Jeder 
seine Ueberzeugung haben. Aber Redner habe den lebhaften Wunsch, 
dass es gelingen möchte, für das Gebiet des Deutschen Reiches 
einen rechtlichen Rahmen zu schaffen, in welchem alle Konfessionen 
sich schiedlich friedlich vertragen könnten. 

Dieser letzteren Ausführung stimmte ein anderes Mitglied der 
Kommission [Abg. Dr. Hieber, natl.| zu. Er betrachtete es als 
sehr erfreulich, dass allgemein der Wunsch vorhanden sei, ein fried- 
liches Vertragen der Konfessionen herbeizuführen. Der Gegensatz 
der Konfessionen habe in Deutschland auch das Gute gehabt, dass 
sie von einander Nutzen gezogen hätten. Er stimme auch dem 
Satze zu, dass der Staat in die Religion nichts dreinzureden habe. 
Aber Religion und Kirche seien auseinander zu halten. Auf gewisse 
Hoheitsrechte gegenüber der Kirche und grossen kirchlichen Organi- 
sationen könne der Staat nicht verzichten. Auch die freie Schweiz 
habe nicht auf solche Hoheitsrechte verzichtet. Was die Bestrafung 
eines katholischen Geistlichen wegen Spendung der Sterbsakramente 
beträfe, so sei dies ein Akt der Intoleranz und des unerträglichen 
Bureaukratismus gewesen. Auch mit der Beseitigung der vorsint- 
fluthlichen Zutände in Braunschweig und Mecklenburg sei er einver- 
standen. Ob aber nicht schon durch den Begriff der »óffentlichen 
Religionsübung« die Landesgesetzgebung alterirt werde, könne 
zweifelhaft sein. Die Herabsetzung des annus discretionis auf das 
zwölfte Lebensjahr, wie es $ 2 Absatz 2 des Antrages bezwecke, 
sei für ihn unannehmbar. 
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2. Kompetenz der Reichsgeselagebung. 


Im Anschluss an die Eingangs erwähnte Erklärung führte 
einer der Antragsteller [Abg. Gróber] aus, dieselbe sei bestimmt, 
etwaige Zweifel und Irrthümer hinsichtlich der Frage zu beseitigen, 
ob die Reichsgesetzgebung zur Regelung der vom Antrage behan- 
delten Materie zustándig sei. 

Was zunächst die in den 88 1—4 des Antrages vorge- 
schlagene Regelung der individuellen Religionsfreiheit betreffe, so 
gründe sich zunächst die Kompetenz der Reichsgesetzgebung zur 
Lösung dieser Frage auf Artikel 3 und 4 der Reichsverfassung vom 
16. April 1871, denen zufolge die Materie des gemeinsamen Indi- 
genais sowie der Freizügigkeit in den Bereich der Reichsgesetz- 
gebung falle. Es würde eine wesentliche Beeinträchtigung des vom 
Reiche garantirten Indigenats sowie Freizügigkeitsrechts bedeuten, 
falls durch landesgesetzliche Bestimmungen die freie Religionsübung 
beschränkt werden könne, wie dies zur Zeit z. B. noch in den beiden 
Mecklenburg der Fall sei, in welchen von Regierung und Ständen 
angenommen werde, dass bezüglich der Religionsfreiheit noch die 
Bestimmungen des Westphälischen Friedens gelten, nach welchem 
mit Ausnahme der allein und ausschliesslich berechtigten evangelisch- 
lutherischen Landeskirche keine andere Konfession ein Recht auf 
freie Religionsübung habe. Solche landesgesetzliche Bechränkungen 
der freien Religionsübung involvirten einen Widerspruch mit den 
Bestimmungen der Reichsverfassung. 

Weiterhin aber gründe sich die Zuständigkeit der Reichs- 
gesetzgebung in dieser Angelegenheit auf die Vorschriften des bürger- 
lichen Rechts, insbesondere des Reichs-Gesetzes vom 3. Juli 1869, 
betreffend die Gleichberechtigung der Konfessionen in bürgerlicher 
und staatsbürgerlicher Beziehung. Dasselbe bestimmt : 

»Alle noch bestehenden, aus der Verschiedenheit des 
religiösen Bekenntnisses hergeleiteten Beschränkungen der 
bürgerlichen und staatsbürgerlichen Rechte werden hierdurch 
aufgehoben. Insbesondere soll die Befähigung zur Theil- 
nahme an der Gemeinde- und Landesvertretung und zur Be- 
kleidung öffentlicher Aemter vom religiösen Bekenntnis un- 
abhängig sein.« 

Das Reichsgericht habe durch Entscheidung vom 11. Juli 1898 
ausgesprochen, es sei im Deutschen Reiche im Allgemeinen der 
staatsrechtliche Grundsatz anerkannt, dass es den Staatsangehörigen 
freistehe, zu neuen Religionsgemeinschaften zusammenzutreten. »Als 
Grundlage des bezeichneten Rechtszustandes kommt in Betracht das 
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Bundes- jetzt Reichsgesetz vom 3. Juli 1869, betreffend die Gleich- 
berechtigung der Konfessionen in bürgerlicher und staatsbürgerlicher 
Beziehung nnd es gehört zu den in diesem Gesetze bezeichneten 
bürgerlichen und staatsbürgerlichen Rechten auch das Recht der 
Religionsübung d. h. das Recht (unter Beobachtung der landesgesetz- 
lichen Bestimmungen über das Vereins- und Versammlungsrecht) 
zum Zwecke der Religionsausübung sich in Gemeinschaft mit Anderen, 
regelmässig durch Vorträge, Gebet und in anderen Uebungen zu 
erbauen.« 

Richter, Lehrbneh des katholischen und evangelischen Kirchen- 
rechts, in 8. Auflage [1886] bearbeitet von Dove und Kahl, sagt 
über das Gesetz vom 3. Juli 1869 S. 319—320: ° 

»Indem für den Norddeutschen Bund und demnächst für 
das Deutsche Reich durch die Bundesgesetzgebung allgemein 
die aus der Verschiedenheit des religiösen Bekenntnisses her- 
geleiteten Beschränkungen der bürgerlichen und staatsbürger- 
lichen Rechte aufgehoben worden sind, ist damit auch die 
individuelle Bekenntmisfreiheit, welche das Recht der häus- 
lichen Goltesverehrung umschliesst, mit einer durch Aus- 
nahmen nicht eingeschränkten Gewähr des gemeinen Rechts 
versehen worden. Das Hobeitsrecht des Religionsbannes 
vermag sich danach im Deutschen Reiche nur noch in Be- 
ziehung auf die (emeinschaftsbildung (die Association zu 

Religionsgesellschaften) und auf die verschiedene Bemessung 

der rechtlichen Stellung der Religionsgesellschaften als solcher 

wirksam zu erweisen.« 

Durch das Reichsgesetz vom 3. Juli 1869 sei nach der Ent- 
scheidung des Reichsgerichts vom 11. Juli 1898 die Kompetenz der 
Reichsgesetzgebung hinsichtlich des § 1 des Antrages ausser Zweifel 
gestellt, während für die Bestimmungen der 88 2, 3, 4 des Antrages 
weiterhin noch die Vorschriften des Bürgerlichen G'esetgbuches be- 
ziehungsweise des Einführungsgesetzes zu demselben in Betracht 
kämen. Lediglich aus Zweckmässigkeitsrücksichten sei im B. G.-B. 
die Regelung der in 88 2, 3, 4 behandelten Materie nicht erfolgt. 

In Bezug auf den zweiten Abschnitt des Antrages betreffend 
die Religionsfreiheit der Religionsgemeinschaften (88 5—10) seien 
zwei Umstände zu erwägen. Zunächst sei die Kompetenz der 
Reichsgesetzgebung begründet, weil dieselbe bezüglich des Vereins- 
wesens (Artikel 4 Nr. 16 der Heichsverfassung) bereits gesetzlich 
festgelegt sei. Insbesondere sei damit auch die Zuständigkeit für 
& 10 des Antrages gegeben. Solange eine Religionsgemeinschaft 
nicht als öffentliche Körperschaft anerkannt sei, könne sie rechtlich 
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nur nach den Grundsützen, welche für Vereine gelten, behandelt. 
werden. Einzelne neu gebildete Religionsgesellschaften hütten sich 
auch in das Genossenschaftsregister eintragen lassen. Zweitens aber 
sei die Reichsgesetzgebung mit dem Erlass des Jesuitengesetzes über 
das Gebiel des Vereinsrechtes hinausgegangen und habe Theile des 
Kirchenrechts in den Bereich ihrer Zuständigkeit gezogen. Zwar 
hätten seine Parteifreunde seiner Zeit bei Gelegenheit der Verab- 
schiedung des Jesuitengesetzes ernste Bedenken gegen die Zustän- 
digkeit der Reichsgesetzgebung geltend gemacht, nachdem bei Be- 
rathung der Reichsverfassung deren Antrag auf Aufnahme der grund- 
rechtlichen Bestimmung über die Religionsfreiheit abgelehnt worden 
war, indessen, nachdem und solange das Jesuitengesetz bestehe, könne 
die Zuständigkeit der Reichsgesetzgebung für die Regelung der 
kirchenstaatsrechtlichen Fragen, welche sich auf dem gleichen Ge- 
biete bewegten, wie das Jesuitengesete, nicht in Frage gestellt werden. 
— Ein grosser Theil staatskirchenrechtlicher Fragen, welche von 
der Landesgesetzgebung geregelt seien, bewege sich auf dem Ge- 
biete des Strafrechts, auf welchem die Reichsgesetzgebung unzweifel- 
haft zuständig sei. 

Der Antrag bezwecke nichte mehr und nichts weniger als die 
Religionsübung von den bureaukratisch-polizeilichen Fesseln zu be- 
freien, mit denen dieselbe von der Landesgesetzgebung gebunden 
sei. Damit sei weder ein Uebergriff der Reichsgesetzgebung noch 
ein Eingriff in die Landesgesetzgebung beabsichtigt. Diese Auffassung 
habe bereits der Bundesrath des norddeutschen Bundes gegenüber dem 
Antrage des Abgeordneten Scherer auf Einfügung des Artikel 12 der 
Preussischen Verfassung in Artikel 3 der Bundesverfassung vertreten. 

Artikel 12 der preussischen Verfassung lautet: 

»Die Freibeit des religiösen Bekenntnisses, der Vereinigung 
zu Religionsgesellschaften (Artikel 30 und 31) und der gemein- 
samen häuslichen und öffentlichen Religionsübung wird gewähr- 
leistet. Der Genuss der bürgerlichen und staatsbürgerlichen 
Rechte ist unabhängig von dem religiösen Bekenntnisse. Den 
bürgerlichen und staatsbürgerlichen Pflichten darf durch die 
Ausübung der Religionsfreiheit kein Abbruch geschehen.« 

Bei Gelegenheit der Berathung dieses Antrages Scherer im 
Norddeutschen Reichstage am 19. März 1867 habe der Bundes- 
kommissar v. Savigny (Sten. Ber. S. 251) Folgendes erklärt: 

»Als wir, d. h. die preussische Regierung, den Verfassungs- 
entwurf unseren mitverbündeten Regierungen vorgelegt haben, wollten 
wir das religiös-sittliche Gebiet der Autonomie der einzelnen Staaten 
entschieden nicht entzogen wissen. | 
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Wir haben im Allgemeinen nur auf den Gebieten die Gesammt- 
kräfte der Nation zusammenzufassen gestrebt, wo sie zu ihrer Ent- 
faltung nach innen wie nach aussen in einer Hand das tüchtigste 
zu leisten vermögen. Auf allen anderen Gebieten dagegen haben 
wir die Antonomie der einzelnen Staaten möglichst wenig beschränken 
wollen. Die Errungenschaften aber, deren wir uns in Preussen er- 
freuen in Beziehung auf religiöse Tolerane und auf die Gleich- 
stellung der Bekenntnisse bei Ausübung von Rechten auf allen bürger- 
lichen Gebieten, sind dabei nicht in Frage gestellt worden und die 
wollen wir auch nicht in Frage gestellt wissen. Wir wollen sie 
bewahren und wir haben ein solches Vertrauen auf die werbende 
Kraft, die in diesen Prinzipien selbst liegt, dass wir nicht daran 
zweifeln, sie baldmöglichst überall adoptirt zu sehen. 

Uebrigens wird es künftig an Gelegenheit nicht fehlen, diese 
Fragen von Neuem anzuregen, wenn Jemand solcher Aufforderung 
nicht nachkommen sollte. Dies bleibt eben der Legislative vorbe- 
halten und gerade ihrer Entfaltuug auf diesem Gebiete. Ich glaube 
damit einige Gründe dafür angeführt zu haben, dass wir gegen- 
wärtig wicht weitergehen sollen.« 

Der Bundesrath des Norddeutschen Bundes habe hiernach den 
Antrag Scherer nicht angebrachtermassen, sondern lediglich pro 
lempore abgelehnt mit dem Vorbehalte, später auf diese Materie zu- 
rückzukommen. Der Abgeordnete Scherer habe zwar damals seinen 
Antrag zurückgenommen, jedoch habe der Abgeordnete v. Mallinckrodt 
denselben wieder aufgenommen. Der Antrag sei vom Reichs- 
tag abgelehnt worden. Konform mit dem Vorgehen v. Mallinkrodt's 
im Jahre 1867 habe der Abgeordnete Dr. Windthorst in der Sitzung 
des Norddeutschen Reichstags am 2. Juni 1869 bei Berathung des 
von den Abgeordneten Wiggers (Berlin) und Genossen beantragten 
Gesetzes betreffend die Gleichberechtigung der Konfessionen in bürger- 
licher und staatsbürgerlicher Beziehung (Sten. Ber. S. 1246) erklärt: 

»Nach Einsicht der Verhandlungen, die am 19. März 1867 
im berathenden Reichstag über Artikel 3 und 4 der Verfassung 
stattgefunden haben und nach dem Ausgange dieser Berathungen, 
welchen ich nicht genug beklagen kann, habe ich in der Form, wie 
der Antrag gestellt ist, Bedenken und kann dieser besonders 
die Kompetenz des Reichstages berührenden Form wegen nicht für 
denselben stimmen. Materiell, in der Sache, bin ich mit dem Herrn 
Antragsteller vollkommen einverstanden. Ich bin der Ansicht, dass 
bei dem Stande der Verhältnisse in Deutschland es unzulässig ist, 
dass das religiöse Bekenntniss irgend welchen Einfluss auf die öffent- 
lichen bürgerlichen und staatsbürgerlichen Verhältnisse hat. Ich 
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bin ferner der Meinung, dass jeder religiósen Ueberzeugung die freie 
und öffentliche Ausübung gestattet werden muss, und ich kann nur 
mein tiefes Bedauern darüber aussprechen, dass es im Norddeutschen 
Bunde noch Staaten giebt, in denen die Staatsangehörigen nicht frei 
und öffentlich ihre Religionsübungen vornehmen können, gane wie 
ihre Religionsüberzeugung dieselben vorschreibt.« 

Konsequent dieselbe Haltung hätten seine Parteifreunde im 
Jahre 1872 gelegentlich der Berathung des Jesuitengesetzes einge- 
nommen. In der Sitzung des Reichstags vom 14. Juni 1872 (Sten. 
Ber. S. 1017, 1018) habe der Abgeordnete Dr. Windthorst erklärt: 

»Ich kann mich in der Hinsicht berufen auf die Autorität 
aller derjenigen Redner, welche, als wir eine Erweiterung der Kom- 
petenz beantragten, ausgeführt haben, es sei die Kompetenz des 
Reichs in solchen Kirchensachen nicht begründet und dürfe nicht 
begründet werden. Namentlich das Letzte ist damals von allen 
gegen uns auftretenden Rednern auf das allerbestimmteste und aller- 
schärfste betont. Gegenüber diesen Autoritäten soll jetzt mit einem 
Male das ganze Kirchenrecht hierher gebracht werden, freilich in 
einer ganz anderen, im Verhältniss zu unseren Anträgen umgekehrten 
Richtung: wir wollten das Kirchenrecht der Freiheit — dafür war 
das Reich nicht kompetent; jetzt soll das Kirchenrecht der Sklaverei 
kommen — dafür ist es kompetent.« 

Nachdem mit der Annahme des Jesuitengesetzes die Reichs- 
gesetzgebung Fragen staatskirchenrechtlicher Natur in den Bereich 
ihrer Kompetenz gezogen habe, könne man gegenüber dem nunmehr 
zur Berathung stehenden Antrage den Einwand der Inkompetenz 
nicht mehr erheben. Bei objektiver Würdigung der vorstehenden 
Aeusserung hervorragender ehemaliger Mitglieder seiner Partei zeige 
sich auch, dass der Vorwurf, seine Partei habe in diesem Falle ihre 
Haltung geändert, unbegründet sei. 

Von einem anderen Kommissionsmitgliede [Abg. Kauffmann} 
wurde ausgeführt, dass der Reichskanzler, als er gegenüber dem An- 
trage die Unzuständigkeit der Reichsgesetzgebung proklamirt habe, 
sich die Sache sehr leicht gemacht habe, da er materiell auf die- 
selbe gar nicht eingegangen sei. Der Antrag enthielte eine ganze 
Reihe von Bestimmungen, bei welchen die Zuständigkeit der Reichs- 
gesetzgebung nicht zweifelhaft sei; der vom $ 1 des Antrages be- 
handelte Gegenstand falle unter das Vereinsrecht. Das B. G.-B. habe 
selbst den Weg eróffnet, auf welchem religióse Vereine dem Ver- 
einsrecht unterstellt werden könnten. Die Bestimmung des $ 2 des 
Antrages über die religiöse Kindererziehung sei privatrechtlicher 
Natur und falle unter das Erziehungsrecht der Eltern, welches vom: 
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B. G.-B. normirt sei. Wenn die Frage der religiósen Kindererzieh- 
ung nach dem Einführungsgesetze zum B. G.-B. der Landesgesetz- 
gebung überlassen sei, so sei dies lediglich aus Zweckmässigkeits- 
gründen geschehen. Der erste Entwurf des B. G.-B. habe in 8 1518 
auch diese Frage regeln wollen. Der 8 4 des Antrages beschäftige 
sich mit der Frage, inwieweit kirchliche Lasten persónlicher oder 
dinglicher Natur seien. Die in S 5 und 7 behandelten Materien 
betreffen die Kirchenbaulast und das kirchliche Vermógensrecht, 
also ebenfalls Fragen privatrechtlicher Natur, welche der Zuständig- 
keit der Reichsgesetzgebung unterliegen. Lebhaft zu bedauern sei 
die ablehnende Haltung des Bundesrathes gegenüber dem Antrage. 

Unter Bezugnahme auf seine Erklärung im Plenum des Reichs- 
tags vom 5. Dezember v. J. führte ein weiteres Mitglied der 
Kommission [Abg. Bassermann] aus, dass die Kompetenz der Reichs- 
gesetzgebung für eine Reihe von einzelnen Vorschlägen des Antrages 
ohne Weiteres als begründet anzunehmen sei, insbesondere gelte 
dies von den Bestimmungen des Antrages, welche das religiöse Er- 
ziehungsrecht und den Religionswechsel betreffen. Andere Bestimm- 
ungen des Antrages erforderten dagegen eine Erweiterung bezw. Ab- 
änderung der Reichsverfassung, welche Vorschriften nicht enthielte, 
die sich unmittelbar auf Religionsangelegenheiten bezögen. Sowohl 
bei Emanation der Verfassung für den Norddeutschen Bund als für 
das Deutsche Reich seien zwar Versuche gemacht worden, auch die Re- 
gelung von Religionssachen der Kompetenz des Bundes bezw. Reichs- 
gesetzgebung zu unterwerfen, insbesondere noch durch den Antrag auf 
Aufnahme religiöser Grundrechte aus der preussischen in die Reichs- 
verfassung. Aber diese Versuche seien gescheitert. Wenn somit 
auch eine generelle Bestimmung über die Zuständigkeit der Reichs- 
gesetzgebung in der Verfassung des Deutschen Reiches nicht ent- 
halten sei, so habe doch unmittelbar wie Kahl (Lehrsystem des 
Kirchenrechts und der Kirchenzwecke S. 183) mit Recht ausführe, 
die Reichsgesetzgebung auf Grund des Artikels 4 der Verfassung 
durch eine Reihe von Spezialgesetzen Materien theils interkon- 
fessionellen, theils konfessionell beschränkten Inhalts in den Bereich 
ihrer Zuständigkeit gezogen. In der Beziehung kämen in Betracht 
die S8. 130a, 155 Absatz 1, 166, 167, 174 Absatz 1, 181 Absatz 2, 
196, 243 Absatz 1, 304, 306, 338, 366 Absatz 1 St.-G.-B.; das 
Reichsgesetz vom 4. Juli 1872 betreffend den Orden der Gesell- 
schaft Jesu; das inzwischen aufgehobene Gesetz vom 4. Mai 1874 
betreffend die Verhinderung der unbetugten Ausübung von Kirchen- 
ämtern, das Personenstandsgesetz vom 6. Februar 1875 in ver- 
schiedenen Bestimmungen, das Gerichtsverfassungsgesetz vom 6. Mai 
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1880 betreffend Ergänzungen und Aenderungen des Reichsmilitär- 
gesetzes u. 8. w. Aus diesen Gesetzen ergebe sich, dass die Reichs- 
gesetzgebung viele Materien kirchenrechtlichen Inhalts geregelt habe. 
Durch den Antrag sei nun eine Erweiterung dieser Bestimmungen 
bezweckt. Soweit diese Erweiterung der Reichsgesetzgebung auf 
der Grundlage der verfassungsmässig bereits bestehenden Zuständig- 
keit erfolge, könne sie sich durch die Uebereinstimmung von Reichs- 
tag und Bundesrath vollziehen. Soweit aber diese Voraussetzung 
nicht zutreffe, könne die Erweiterung der Reichskompetenz nur im 
Wege der Verfassungsänderung erfolgen, welche nach Artikel 78 
der Reichsverfassung erfordere, dass sie nicht 14 Stimmen im Bundes- 
rathe gegen sich hätte. Aus diesem Gesichtspunkte seien verschiedene 
Bestimmungen des Antrages zu beurtheilen. Was die Frage der 
sogenannten Kompetenz-Kompetenz betreffe, so hätten seine Partei- 
freunde diese stets so aufgefasst, dass das Reich aus sich selbst 
heraus die Kompetenz zur Erweiterung seiner Zuständigkeit besitze. 
Auf die sekundäre Frage, ob bei einer Erweiterung der Reichskompetenz 
die Aufnahme einer bezüglichen Bestimmung in der Verfassung des 
Reichs. erforderlich sei, wolle er nicht eingehen. 

Von einem anderen Mitgliede der Kommission [Abg. Sfolle| 
wurde zunächst auf den Wechsel der Anschauungen im Bundes- 
rathe gegenüber der zu regelnden Materie hingewiesen. Bei Ge- 
legenheit der Verhandlung im Reichstage vom 14. Mai 1872 habe 
der damalige Reichskanzler Fürst Bismarck erklärt: 

»Die Regierungen des Deutschen Reiches suchen emsig, suchen 
mit der ganzen Sorgfalt, die sie ihren katholischen, wie ihren 
evangelischen Unterthanen schulden, nach den Mitteln, um in einer 
möglichst friedlichen, in einer die konfessionellen Verhältnisse des 
Reichs möglichst wenig erschütternden Weise ans diesem jetzigen 
Zustand in einen annehmlicheren zu gelangen. Es wird dies ja 
schwerlich anders geschehen können, als auf dem Wege der Gesetz- 
gebung, und zwar auf dem Wege einer allgemeinen Reichsgesetz- 
gebung, zu welcher die Regierungen genötigt werden, die Beihülfe 
des Reichstags in Anspruch zu nehmen. (Bravo, hört, hórt!)« 

Aber der Abgeordnete Dr. Windthorst habe sich damals gegen 
eine Erweiterung der Reichskompetenz gesträubt und ausgeführt: 

»Dann ist gesagt worden von dem Herrn v. Bennigsen, dass 
die Ordnung des Verhältnisses zwischen Kirche und Staat geschehen 
möge in den Einzelstaaten zunächst, und erst dann, wenn man da 
nicht fertig werden könne, im Reiche. Der Herr Reichskanzler 
seinerseits hat, wenn ich ihn richtig verstanden habe, sofort den 
letzteren Weg bezeichnet. Wenn wir zu einer guten Ordnung 
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kommen, so kann es an sich einerlei sein, wo die Dinge gemacht 
werden, vorläufig aber mache ich aufmerksam darauf, dass ich nach 
der Bundes- und Rechtsverfassung das Reich zu der fraglichen 
Ordnung nicht kompetent erachte. (Oh, oh.) Ja, ich weiss sehr 
wohl, dass wir schon sehr weit gekommen sind in Beziehung auf 
die Kompetenzfragen, wir wollen alles Das, was uns angenehm und 
bequem ist, hier zurecht machen, besonders wenn wir zu Hause 
Sehwierigkeiten damit haben.« 

Die trüben Erfahrungen, welche seither auf dem Gebiete der 
Toleranz in manchen Einzelstaaten, insbesondere in Sachsen gemacht 
worden seien, erforderten dringend eine Erweiterung der Reichs- 
kompetenz, weshalb er für den Antrag stimmen werde. 

Ein anderes Mitglied der Kommission [Abg. Graf v. Bernstorff] 
erklärte, dass die 8S 1—4 gegen die Reichskompetenz nicht ver- 
stossen; eine Erweiterung der Reichskompetenz sei an sich nicht 
ausgeschlossen; er kónne aber mit seinen politischen Freunden die 
Ausdehnung auf diesem schwierigen Gebiete nicht für wünschens- 
werth erachten. 

Ein weiteres Mitglied [Abg. v. Staudy| betonte, er sei der 
Auffassung, dass die 88 1—4 des Antrages allerdings die Zuständig- 
keit der Reichsgesetzgebung nicht überschritten. Dies sei aber der 
Fall hinsichtlich der 88 5—10, welche er für zu weitgehend halte. 
Die Partei der Antragsteller, die sich — ob mit Recht, lasse er 
dahingestellt — darauf stütze, dass das Reich beim Jesuitengesetz 
seine Kompetenz erweitert habe, habe in der Kompetenzfrage ihren 
Standpunkt geändert. Er erachte es für einen gefährlichen Weg, 
den die Partei beschritten. Wenn er auch zur Zeit angenehm er- 
scheine, so sei es fraglich, ob er es in der Zukunft bleibe. Hin- 
sichtlich der sogenannten Kompetenz-Kompetenz stelle er sich auf 
den Standpunkt, dass das Reich seine Kompetenz erweitern könne. 
Es handle sich bei der Berathung des Antrages um einen wichtigen 
Gegenstand. Der Umstand, dass den Einzelstaaten wichtige Hoheits- 
rechte genommen werden sollen, mache deren Widerstand erklärlich. 

In der Befürwortung des Antrages wird von einem der Antrag- 
steller [Abg. Dr. Bachem] ausgeführt, dass er mit seinen Partei- 
freunden auf dem Standpunkte stände, dass der Antrag die Kompetenz 
des Reiches nicht erweitere. Seine Partei habe ihren Standpunkt 
nicht geändert, sondern lediglich die bereits gegenwärtig bestehende 
Kompetenz der Reichsgesetzgebung acceptirt. Er lege Werth darauf, 
zu konstatiren, dass er mit seinen Parteifreunden nicht gewillt sei, 
die Zuständigkeit des Reiches, wie sie durch die bisherige Gesetz- 
gebung bezw. durch reichsgerichtliches Urtheil umvrenzt sei, zu 
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erweitern. Demgemäss sei in den Antrag nichts aufgenommen, wo- 
für nicht die Kompetenz des Reichs unzweifelhaft sei. Die Kompetenz- 
frage sei eine Prinzipienfrage dann, wenn es sich um die Erweiterung 
der bishergen Kompetenz des Reiches handele, sie bilde keine Prin- 
zipienfrage mehr, wenn man sich auf den Boden der bisherigen 
Kompeteuz stellend die Konsequenzen für einen einzelnen Fall ziehe. 
Es sei vielmehr Pflicht der Loyalitát, den formell bestehenden 
Rechtsboden der bisherigen Kompetenz zu aeceptiren. Daraus kónne 
nicht der Einwand einer veränderten Stellungnahme hergeleitet 
werden. Die Kompetenzfrage sei zwei Mal gegen die Auffassung 
seiner politischen Freunde entschieden: 1867 und 1871 seien die 
von seinen Parteifreunden gestellten beziehungsweise unterstützten 
Anträge auf Aufnahme der sogenannten Grundrechte in die Reichs- 
verfassung abgelehnt, dann aber sei gleichwohl 1869, 1872, 1874 
die auch vom gegenwärtigen Antrage berührte Materie in den Be- 
reich der Zuständigkeit der Reichsgesetzgebung gezogen und 
weiterhin durch eine ganze Reihe von Reichsgesetzen u. A. das 
Strafgesetzbuch, ^ Personenstandsgesetz, Bürgerliche Gesetzbuch, 
Fragen staatskirchenrechtlicher Natur geregelt. Alle diese Ge- 
setze seien nach der Absicht und Tendenz ihrer Urheber nicht 
Gesetze gewesen, welche die Kompetenz des Reiches erweitern, 
sondern auf Grund der bestehenden Kompetenz des Reichs erlassen. 
Bei keinem dieser Gesetze sei der Artikel 78 der Reichsverfassung, 
welcher die Aenderung der Verfassung normire, beobachtet. Daraus 
müsse die Konsequenz gezogen werden, dass Alles, was auf dem 
gleichen Boden beruhe, wie die bisherigen Gesetze, zur Kompetenz 
der Reichsgesetzgebung gehöre. Der Auffassung könne er beipflichten, 
dass der Schwerpunkt der Entscheidung, ob eine Aenderung der 
Reichsverfassung vorliege, oder nicht, durch Artikel 78 der Reichs- 
verfassung in den Bundesrath verlegt worden sei. Formelle Vor- 
schriften für die Beschlussfassung des Reichstages über eine etwaige 
Verfassungsänderung seien in der Reichsverfassung nicht gegeben. 
— Es entspreche der konsequenten Haltung seiner politischen 
Freunde, wenn sie es ablehnten, bei Gelegenheit dieses Antrages noch 
Gegenstände zu behandeln, die unzweifelhaft nicht zur Zuständigkeit 
des Reiches gehörten, wie z. B. die eigentliche Schulfrage und die 
von anderer Seite angeregte Kirchhofsfrage, deren Regelung Sache 
des Landrechtes sei. Auch seine politischen Freunde in Preussen 
hätten auf dem Gebiete dieser beiden Fragen materiell begründete 
Beschwerden, diese jedoch im preussischen Abgeordnetenhause zur 
Sprache gebracht. Der Antrag richte sich zwar gegen die Ueber- 
griffe des Staatskirchenthums, jedoch nur insoweit als dieselben die 
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persónliche Religionsübung betráfen. Es falle ihm und seinen poli- 
tischen Freunden nicht ein, bei diesem Antrage alle Beschwerden 
über die Uebergriffe des Staatskirchenthums z. B. hinsichtlich der 
Anstellung der Kultusdiener zur Sprache zu bringen, weil hierzu 
die Kompetenz des Reichs nicht begründet sei. Wenn man übrigens 
anerkenne, dass auch auf dem Gebiete der durch 88 5—10 des An- 
trages behandelten Materie der Religionsfreiheit der Religionsge- 
meinschaften Missstánde vorhanden seien, zu deren Abstellung die 
Reichsgesetzgebung kompetent sei, dann liege kein Grund vor, diese 
Materie bei Seite zu lassen. Die ablehnende Haltung des Bundes- 
rathes, der die Tragweite des Antrages anscheinend nicht überschaut 
habe und hoffentlich seine Anschauung nach der Beschlussfassung 
über den Antrag klären würde, falle nicht ins Gewicht. Mit der 
Annahme des Antrages würde immerhin ein Schritt vorwärts in der 
Beseitigung unhaltbarer Zustände gethan. Jedenfalls aber habe 
alsdann der Bundesrath die Verpflichtung, über die Gründe seiner 
Haltung Aufschluss zu geben. 
Gegenüber diesen Darlegungen wurde von einem Kommissions- 
mitgliede [Abg. Dr. Sattler) ausgeführt, dass Zachariae, welcher 
seiner Zeit dem Abgeordneten Dr. Windthorst nicht ganz ferne ge- 
standen habe, bei Schaffung der Reichsverfassung die Ansicht ver- 
treten habe, dass die Reichsgesetzgebung nur inerhalb der Grenzen 
begründet sei, welche durch die Verträge mit den einzelnen Bundes- 
staaten gezogen seien. Wenn allerdings die Partei der Antragsteller 
gegenwärtig ihre Stellung gegenüber der Kompetenzfrage geändert 
habe, so sei das ihr Recht. Er habe um so weniger dagegen etwas 
zu erinnern, als seine politischen Freunde stets die Ansicht vertreten 
hätten, dass allerdings die Kompetenz des Reichs zur Regelung der 
hier in Frage stehenden Angelegenheit begründet sei. Demnach 
lege er der Kompetenzfrage kein grosses Gewicht bei. Die Vor- 
schläge bildeten jedoch eine Ausdehnung der Kompetenz des Reichs 
. auf Gebiete, die es bisher noch nicht behandelt habe. Der Reichstag 
babe aber das Recht, auch andere Materien in die Kompetenz der 
Reichsgesetzgebung hineinzubeziehen, wobei die Frage einer etwaigen 
Verfassungsänderung gemäss Artikel 78 der Reichsverfassung zu 
entscheiden sei. Aber er müsse erklären, dass er einer Ausdehn- 
ung der Reichsgesetzgebung gerade auf dem kirchlichen Gebiet 
auf das Lebhafteste widersprechen werde. Der Antrag bedeute geradezu 
eine Auslösung der Staatshoheit der Einzelstaaten gegenüber den 
anerkannten Religionsgemeinschaften. Durch die 88 5—10 des An- 
trages würde diese Staatsboheit in einschneidender Weise besch:ánkt. 
Nach der historischen Entwickelung der staatlichen Verhältnisse 
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beruhe aber die Regelung der staatskirchenrechtlichen Angelegen- 
heiten besser bei den Einzelstaaten als bei dem Reiche. Anders 
liege die Sache bezüglich der S8 1—4 des Antrages, über welche 
sich reden liesse. In dieser Beziehung könnten wohl gewisse Grund- 
sätze vereinbart werden, um die freie Religionsübung im Reiche 
zur Anerkennung zu bringen. Allerdings sei auch die Annahme 
dieser Paragraphen nicht ohne materielle Bedenken. Es sei hier zu 
erwägen, dass durch dieselben alle entgegenstehenden landesgesetz- 
lichen Bestimmungen aufgehoben würden. Was könne ausserdem 
nicht alles gefolgert werden aus dem Begriffe der »öffentlichen 
Religionsübung?« Zudem könne nach Annahme dieser Bestimmungen 
noch die weitere Kontroverse entstehen, ob nicht zur Durchführung 
derselben noch gesetzliche Massnahmen auf dem Gebiete der Landes- 
gesetzgebung zu treffen seien. Er müsse anerkennen, dass in manchen 
Staaten des Deutschen Reiches noch Unzukömmlichkeiten auf dem 
Gebiete der Religionsübung bestehen. Vielleicht könnte man einen 
Druck auf diese Staaten ausüben, um diese misslichen Dinge zu be- 
seitigen. Es wäre viel erfreulicher, wenn diese sich selbst überzeugen 
wollten, dass ein Theil ihrer Gesetze nicht aufrecht zu erhalten sei. 

Ein anderes Mitglied der Kommission [Abg. Schrader] erklärt, 
dass er mit seinen politischen Freunden bereit sei, über den Antrag 
zu verhandeln. Allgemein sei die Auffassung zum Ausdruck ge- 
kommen, dass die Zuständigkeit der Reichsgesetzgebung bezüglich 
der 88 1—4 des Antrages vorhanden sei; hinsichflich der 88 5 —10 
des Antrages gehen die Anschauungen auseinander. Die ablehnende 
Haltung des Bundesrathes schrecke ihn nicht, da eine Aenderung 
derselben nieht ausgeschlossen sei. Es sei hier Pflicht, die Meinung 
der Volksvertretung darzulegen. 

Weiterhin wird von einem anderen Mitgliede der Kommission 
[Abg. Dr. Hieber| betont, dass sich bisher in der Kompetenzfrage 
ein ziemlich allgemeines Eiuverstindniss herausgestellt habe. Die 
Kontroverse über die Zuständigkeit der Reichsgesetzgebung zur 
Regelung des vom Antrage behandelten Gegenstandes falle nicht ins 
Gewicht. Sie wurde von Friedberg (Leipzig) in Holzendorff’s Jahr- 
buch für Gesetzgebung, Verwaltung und Rechtspflege, Jahrgang 1871, 
»das Deutsche Reich und die katholische Kirche« S. 457 bezeichnet 
als »ein im Grunde nicht sehr bedeutungsvoller Streit, ob das Deutsche 
Reich befugt sei, die Verhältnisse des Staats zur katholischen Kirche 
zu regeln. S:nd Reichstag und Reichsregierung übereinstimmend 
der Ansicht, dass eine solche von Rechtswegen vorzunehmende Grenz- 
regulirung im Interesse des Reiches liege, so bietet die Verfassung 
hinreichende Handhabe, solches Ziel zu erreichen, ohne dass man 
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zu betonen nöthig hätte, dass.. .. es in der verfassungsmässigen 
Kompetenz des Reiches liege, für seine Wohlfahrt zu sorgen.« In 
Uebereinstimmung hiermit sage auch Kahl (Lehrsystem S. 185): 
»Eine staatsrechtliche Schranke besteht für eine derartige Erweiterung 
der Reichskompetenz, welche auf Initiative des Bundesrathes wie 
des Reichstags eintreten könnte, an und für sich nicht.« Die Frage, 
ob die vom Antrage behandelten Gegenstände reichsgesetzlich zu 
regeln seien, sei weniger eine Frage der Kompetenz als der Zweck- 
müssigkeit. Bei einer sachlichen Betrachtung ergebe sich nun, 
dass die Stellungnahme zu den S88 1—4 eine andere sein müsste, 
wie zu den 88 5—10 des Antrages. Die 88 1—4 des Antrages ent- 
hielten Gedanken, die sehr plausibel seien, so dass man sieh wun- 
dern müsse, dass dieselben nicht schon längst in die Verfassung 
aufgenommen seien. Jedoch seien im Antrage mehr Rechtsgrund- 
sätze als Rechtssätze ausgesprochen, die von den einzelnen Staaten 
erst ihre speziellere Deutung erfahren müssten und leicht die Ge-- 
fahr des Eingriffes in die Rechte und die Gesetzgebung der Einzel- 
staaten mit sich brächten. Es sei nur erinnert an das Plazet in. 
Bayern, das württembergische Gesetz vom 30. Januar 1862 und 
das badische Gesetz vom 9. Oktober 1860. Alle diese Gesetze 
würden wesentlich eingeschränkt, wenn nicht beseitigt. Dass die 
Partei der Antragsteller gegenüber der Kompetenzfrage früher eine 
andere Stellung angenommen habe, sei für ihn irrelevant. 

Von einem der Antragsteller [Abg. Gröber] wurde erklärt, 
mehrere Redner hätten anerkannt, dass in einer Reihe von Fällen 
Materien staatskirchenrechtlicher Natur von der Reichsgesetzgebung 
geregelt worden seien, gleichwohl aber hätten dieselben die Ansicht 
vertreten, es könne aus dieser Regelung einzelner Materien eine Zu- 
ständigkeit für das ganze Gebiet des Staatskirchenrechts nicht ge- 
folgert werden; ein solcher Standpunkt sei nicht haltbar. Die 
Regelung einzelner Gegenstände setze voraus, dass die Zuständig- 
keit für das ganze Gebiet überhaupt bestehe. Aus dem Artikel 4 
der Reichsverfassung könne man nicht die Kompetenz zum Erlasse 
des Personenstandsgesetzes und zweifelsohne auch nicht des Jesuiten- 
vesetzes herleiten, welches ursprünglich in einer sich lediglich auf 
dem Gebiete der Freizügigkeit bewegenden Form eingebracht, später- 
hin von der Mehrheit des Reichstages erweitert uud zu einem 
Ordensgesetz gemacht sei. Die gesammte juristische Literatur 
habe auch anerkannt, dass damit die Kompetenz des Reiches er- 
weitert sei. Der Einwand sei nichtig, dass die Kompotenz nur ad 
hoc erweitert sei; dies sei unmöglich. Mit dem Erlass des Jesuiten- 
gesetzes sei das ganze Gebiet des Staatskirchenrechts in den Bereich 
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der Reichskompetenz gezogen. Nachdem aber durch das Jesuitengesetz 
diese Kompetenz des Reiches gegen den Wunsch und Willen seiner poli- 
tischen Freunde begründet sei, in einer Weise, welche die Religions- 
freiheit beeinträchtige, machten dieselben nunmehr von der nun 
einmal begrün-eten Kompetenz zur Sicherung der Religionsfreiheit 
auch ihrerseits Gebrauch. Gegen die S8 1 bis 4 des Antrages seien 
Zuständigkeitsbedenken bisher nicht geltend gemacht. Hinsichtlich 
dieser Bestimmungen scheine somit eine allgemeine Uebereinstim- 
mung hinsichtlieh der Kompetenz zu bestehen. 

Von anderer Seite [Abg. Graf Bernstorff] wurde hervorge- 
hoben, dass der Antrag sich allerdings gegen das Staatskirchenthum 
richte, welches auf alten Einrichtungen sowohl in katholischen wie 
evangelischen Staaten beruhe. Der Antrag würde eine grosse Um- 
wülzung auf diesem Gebiete hervorrufen und in die Staatshoheit der 
Einzelstaaten eingreiten. Die Verhältnisse zwischen Kirche und Staat 
seien sehr verwickelt. Deshalb sei es zweifelhaft, ob es wünschens- 
weith sei, die Frage des Verhältnisses zwischen Staat und Ki'che 
reichsgesetzlich zu regeln. Gewisse Einwirkungen des Staates liesse 
sich die Kirche gefallen als Aequivalent für die ihr seitens des 
Staates gewährten Rechte und Privilegien. Es solle nicht geleugnet 
werden, dass gewisse Missstände auf religiös-konfessionellem Gebiete 
vorhanden seien. Jedoch habe es seine Schwierigkeiten, hier für 
Minoritäten Rechte zu schaffen. Die gerügten Missstände seien 
übrigens nicht so gross als dass nicht deren Abschaffung der Ge- 
setzgebung der Einzelstaaten überlassen bleiben könnte. Das sei 
allerdings keine Frage, dass in Mecklenburg, Sachsen und einzelnen 
anderen Staaten noch Verhältnisse beständen, welche dringend einer 
Aenderung bedürften. Dies würde aber schon allein durch den $ 1 
des Antrages erreicht. 

Von einem anderen Kommissionsmitgliede [Abg. Dr. Sattler | 
wurde sodann erklärt, er wolle mit seinen politischen Freunden 
nicht die Hand dazu bieten, dass die Kompetenz des Reiches auf die 
im zweiten Abschnitte des Antrages behandelten Materien ausgedehnt 
werde. Die frühere staatliche Zersplitterung des deutschen Volkes 
habe politisch zwar einerseits die grössten Nachtheile, andererseits 
jedoch auch auf kulturellem und geistigem Gebiete die grössten Vor- 
theile gezeigt. Deshalb wollte man auf letzterem Gebiete bei der 
Gründung des Reiches die Einzelstaaten möglichst wenig beschränken 
und ihnen die Leitung der auf geistigem und kulturellem Gebiete 
liegenden Fragen, insbesondere das Erziehungsrecht, überlassen. 
Deshalb habe man die Kompetenz des Reiches nur soweit begründet, 
als es die politische und wirthschaftliche Machtentwicklung erfor- 
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derte. Allerdings habe das Reich mif Zustimmung seiner politischen 
Freunde Uebergriffe in das geistige und kulturelle Gebiet gemacht, 
indessen er wünsche nicht eine weitere Ausdehnung der Kompetenz 
des Reichs namentlich auf dem Gebiet der Erziehung der Kinder 
wegen der Verschiedenartigkeit der Bevölkerung. Ein Staat mit in- 
dustrieller Bevölkerung müsse andere Massnahmen auf dem Gebiete 
des Schulwesens treffen als ein Staat mit landwirthschaftlicher Be- 
'vülkerung. Weiterhin falle ins Gewicht, ob verschiedene Nationali- 
täten im Staate vorhanden seien. Die Verhältnisse Preussens seien 
von denen der anderen Bundesstaaten nicht nnwesentlich verschieden 
wegen des Vorhandenseins der polnischen Bevölkerung. Für die 
polnische Frage habe man freilich am Rhein und in Bayern wenig 
Verständniss gezeigt. Aus diesen Erwägungen heraus sei er der 
Ueberzeugung, dass die vom Antrage in Fluss gebrachte Frage 
besser durch die Gesetzgebung der Einzelstaaten als des Reichs ge- 
löst werde. Die preussische Staatshoheit wolle er nicht beschränken. 
Erklärlich sei es, wenn die Parteien der Sozialdemokraten und des 
Centrums den entgegengesetzten Standpunkt einnähmen. Denn die 
Sozialdemokraten hätten in den Landtagen der Einzelstaaten zu 
wenig Einfluss und was das Centrum beträfe, so mächtig es z. B. 
im preussischen Landtage sei, noch mächtiger sei es im Reichstage. 
Es sei daher für diese beiden Parteien eine Machtfrage, wenn sie 
die Kompetenz des Reiches auszudehnen suchten. Auf diesem Gebiete 
könne er mit diesen zwei Parteien nicht zusammen arbeiten. Er 
wünsche nicht, dass der Schwerpunkt der Gesetzgebung über die 
vom Antrage angeregte Frage in das Reich gelegt werde, wo die 
genannten Parteien eine grössere Macht hätten. 

Gegen obige Darlegung wandte sich ein anderes Kommissions- 
mitglied [Abg. v. Vollmar| mit folgenden Ausführungen: Er sei 
zwar kein Unitarier, habe jedoch keine Veranlassung, sich gegen die 
Erweiterung der Reichskompetenz auf dem Gebiete der hier in Frage 
stehenden Materie zu wehren. Der Widerstand, den die Partei des 
Vorredners in dieser Sache leiste, sei um so weniger berechtigt, als 
dieselbe auf anderen Gebieten für die Ausdehnung der Reichskompetenz 
schwärmte. In erster Linie gehöre zu den Grundrechten des Volkes 
Religions- und Gewissensfreiheit, welehe in mehreren Bundesstaaten 
gesetzlich festgelegt sei. Es sei 1848 der Versuch gemacht worden, 
diese Grundrechte gesetzlich zu fixiren, wo man sich die Einigung 
Deutschlands wesentlich auf föderativer Grundlage dachte. Aller- 
dings habe die Partei der Antragsteller gegenüber der hier fraglichen 
Angelegenheit ihre Stellung geändert. Indessen keine grosse poli- 
tische Partei könne sich gegenüber den wechselnden Verhältnissen 
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einer Modifikation ihrer politischen Stellungnahme entziehen. Es 
frage sich im Einzelfalle nur, ob dieselbe sachlich begründet sei. 
Die Stellungnahme der sozialdemokratischen Partei im vorliegenden 
Falle sei nicht durch etwaige Rücksichten auf politischen Machtzu- 
wachs beeinflusst, denn sie dehne hierdurch ihre Macht nicht aus. 
Der Vorredner habe diese ganze Angelegenheit durch die »Macht- 
brille« betrachtet. Er dagegen wolle mit seinen Parteigenossen, 
dass die Religions- und Gewissensfreiheit unantastbar bestehen. 
Religion und Kirche seien nicht von einander zu scheiden. Die 
katholische Kirche, welche in dieser Frage von allen Kirchen allein 
ernstlich in Betracht käme, bekomme allerdings eine grössere Frei- 
heit. Aber sie möge innerhalb ihrer Machtsphäre thun, was sie 
für nöthig erachte, nur solle sie dem Staate auf staatlichem Gebiete 
nichts dreinreden. Der Vorredner habe den Antrag nur vom Stand- 
punkte der preussischen Interessen beurtheilt. Sobald das preussische 
Interesse die Ausdehnung der Reichskompetenz erheische, sei der- 
selbe dafür, im entgegengsetzcen Falle dagegen. Auch auf die 
Polenfrage sei hingewiesen; sollen etwa die Polen keine Religions- 
und Gewissensfreiheit geniessen? 

Der letzten Bemerkung wurde [von Abg. Dr. Sattler| erwidert, 
der Hinweis anf die Polenfrage sei missverstanden worden. Der- 
selbe habe nur besagen wollen, der preussische Staat könne sich 
wegen seiner polnischen Bevölkerung kein Reichsschulgesetz auf- 
zwingen lassen; es solle auch den Polen die Religions- und Gewissens- 
freiheit in keiner Weise verkümmert werden. 

Von einem weiteren Kommissionsmitgliede [Abg. Dr. Frhr. 
v. Heriling| wurde sodann bemerkt, dass er in den letzten Jahren 
mehrfach Veranlassung gehabt habe, gegen eine Erweiterung der 
Kompetenz des Reichs aufzutreten. Eine solche würde aber auch. 
durch den Antrag nicht begründet, der mit den Grundsätzen: der 
antragstellenden Partei völlig im Einklang stehe. Durch die Ein- 
gangs der Debatte abgegebene Erklärung sei klargestellt, dass der 
Antrag nicht auf eine Erweiterung der Reichskompetenz hinauslaufe.. 
Nachdem trotz des Widerspruches seiner politischen Freunde die Zu- 
ständigkeit der Reichsgesetzgebung auf die religiöse Frage ausge- 
dehnt sei, werden mit dem Antrag aus der durch die verschiedenen 
Gesetze bereits gegebenen Kompetenz lediglich die Folgerungen ge- 
zogen, welche sich aus dem kirchlichen und kirchenpolitischen Stand- 
punkt seiner politischen Freunde ergeben. Man könne denselben 
keine Inkonsequenz vorwerfen. Mit dem Antrage würden alle For- 
derungen wiederholt, welche von seinen politischen Freunden seit. 
vielen Jahren in einigen Landesvertretungen erhoben worden seien.. 
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Er sei ganz damit einverstanden, dass die staatliche Zersplitterung 
Deutschlands einen wohlthátigen Einfluss auf die Ausgestaltung 
unseres Geisteslebens und der Kultur gehabt habe. Dementsprechend 
sei auch bei Abgrenzung der Reichs- und Landesgesetzgebung auf 
die berechtigten Eigenthümlichkeiten der Einzelstaaten Rücksicht 
genommen. Zu diesen berechtigten Eigenthümlichkeiten gehöre 
aber nicht die Erhaltung von Gesetzen und Missständen, die dem 
kontessionellen Frieden hinderlich sind, oder der Schutz und die 
Förderung gewisser konfessioneller Vorurtheile. Dies gehe schon 
aus der Erklärung des Bundeskommissärs von Savigny vom 9. März 
1867 hervor, welcher den Wunsch ausgesprochen habe, dass die 
Grundsätze der religiösen Toleranz überallhin verbreitet würden. 


B. Spezialdebatte. 


I. Religionsfreiheit im Allgemeinen. 
8 1 | 


»Jedem Reichsangehörigen steht innerhalb des Reichsgebiets 
volle Freiheit des religiósen Bekenntnisses, der Vereinigung zu Reli- 
gionsgemeinschaften, sowie der gemeinsamen häuslichen und öffent- 
lichen Religionsübung zu. 

Den bürgerlichen und staatsbürgerlichen Pflichten darf durch 
die Ausübung der Religionsfreiheit kein Abbruch geschehen.« 

Zur Begründung dieses Paragraphen führen die Antragsteller 
(Abg. Gróber| aus: Die Bestimmung sei wórtlich aus der preussischen 
Verfassungsurkunde übernommen. Sie enthalte folgende drei Punkte: 
Freiheit des religiösen Bekenntnisses, Freiheit der Vereinigung 
zu Religionsgemeinschaften und Freiheit der gemeinsamen häuslichen 
und öffentlichen Religionsübung. Durch den Antrag solle der Grund- 
gedanke der verfassungsmässigen Freizügigkeit weiter ausgebaut 
werden: Wenn Jemand das Recht hat, sich überall niederzulassen 
ohne Rücksicht auf sein Glaubensbekenntnis, so darf ihm dieses 
Recht nicht durch Erschwerung der Uebung seines Religionsbekennt- 
nisses beeinträchtigt werden. Der Antrag will nur erreichen, was 
in Preussen schon geltendes Recht ist. 

Von anderer Seite [Abg. Graf Bernstorff| wurde betont, diese 
Bestimmung habe in der preussischen Verfassung im Wesentlichen 
befriedigt, man sei damit besser ausgekommen als in manchen anderen 
Staaten mit den dort geltenden Bestimmungen. Durch diesen Para- 
graphen würden gewisse Disparitäten in einzelnen Staaten beseitigt ; 
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eine möglichst einstimmige Annahme sei deshalb erwünscht. Wenn 
dieselbe ohne Aenderung erfolge, würden Schwierigkeiten und Kon- 
flikte ebensowenig sich ergeben, als dies in Preussen der Fall war. 
Man wünsche deshalb, dass diese Grundsátze in ganz Deutschland 
Geltung bekommen; man nehme diesen Standpunkt ein nicht etwa bloss 
aus Freundlichkeit oder Gefälligkeit gegenüber den Antragstellern. 
— Von weiterer Seite [Abg. Schrader] wurde erklärt, dass S 1 Be- 
stimmungen enthalte, welche Jeder, der auf einem liberalen Stand- 
punkte steht, für durchaus nothwendig erachten müsse; es bestehe 
alle Veranlassung, die in Preussen bewährten Grundsätze auch in 
den anderen Staaten einzuführen. — Ein anderer Redner [ Abg. v. Voll- 
mar] hält die Vorschläge des Antrages nicht für das Vollkommenste; 
es würde ihm besser gefallen, wenn unter Beseitigung des ganzen 
Antrages die Paragraphen der »deutschen Grundrechte« zum Gesetze 
würden; er wolle aber für die Anträge stimmen, weil sie gegenüber 
dem geltenden Rechte doch wesentliche Fortschritte enthalten. 

Gegen den Antrag wurde [von Abg. Dr. Hieber| das Bedenken 
erhoben, dass derselbe keine Rechtssätze, sondern mehr Rechtsgrund- 
sätze enthalte, in ähnlicher Weise wie von den Staatsrechtslehrern 
Laband und Meyer das Gesetz vom 3. Juli 1869 aufgefasst werde. 
Es sei mehr ein Programm für die Gesetzgebung der Einzelstaaten, 
welcher damit eine gewisse Schranke gesetzt wird. Zur Durchführ- 
ung dieser Rechtsgrundsátze seien Ausführungsbestimmungen, Ge- 
setzesánderungen in den Einzelstaaten nothwendig; dabei würden 
Forderungen und Ansprüche auftauchen, welche Konflikte der unan- 
genehmsten Art hervorrufen. [Abg. Dr. Sattler fügt bei] Eifrige 
Katholiken würden sicher den Schluss ziehen, dass verschiedene Ge- 
setze in Preussen nicht mehr gelten, welche die häusliche und 
öffentliche Religionsübung beschränken. Man habe in Preussen die 
Erfahrung gemacht, wohin es führe, so allgemeine Grundsätze fest- 
zulegen. Die Vertreter der katholischen Kirche in Preussen seien 
von dem Standpunkte ausgegangen, durch die Verfassungsbestimmung 
seien alle álteren speziellen religiósen Gesetze beseitigt und künftige 
ausgeschlossen, dies habe Zwiespältigkeiten erzeugt, aus welchen der 
ganze Kulturkampf hervorgegangen sei. 

Von den Antragstellern [Abg. Dr. Spahn| wurde letzteres be- 
stritten; der angezogene Zwiespalt habe 1852 unter Minister Laden- 
berg sich abgespielt, dann folgten 20 Jahre des tiefsten Friedens, 
bis der Kulturkampf entbrannte. Was die praktischen Wirkungen 
anbelangt [bemerkt Abg. Dr. Bachem], so müsse man auch bei 
Rechtsgrundsätzen — selbst angenommen, dass es sich hier nur um 
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solche handelte — unterscheiden zwischen den juristischen und 
sonstigen Wirknngen derselben. Selbst wenn ein Rechtsgrund- 
satz keine direkten juristischen Wirkungen bringe, könne er grosse 
und weitgreifende politische Wirkungen haben. Ist ein solcher 
Grundsatz anerkannt, so ist damit die erste und wichtigste Etappe 
gewonnen. In den einzelnen Staaten werden dann die gedrückten 
Religionsgesellschaften ihre Ansprüche erheben und Anstrengungen 
auf Durchführung dieser Grundsätze machen. Hieraus könnten ein- 
zelne Konflikte sich ergeben, aber im politischen Leben sei der Kampf 
oft das einzige Mittel, um überlebte Institutionen zu beseitigen. Der 
Antrag habe aber dieselbe Bedeutung wie das Gesetz von 1869; er 
enthalte keine blossen Grundsätze für die erst noch zu erlassenden 
Gesetze. In erster Linie gelte die Bestimmung als Rechtssatz: was 
derselben offen widerspricht, sei damit aufgehoben; die Recht- 
sprechung habe zu entscheiden, welche speziellen Gesetze eines Ein- 
zelstaates damit beseitigt seien. Wenn z. B. das Recht der freien 
Vereinigung zu Religionsgemeinschaften zugestanden sei, so könne 
eine landesherrliche Genehmigung hierzu nicht mehr gefordert werden. 
Weiter gehe die politische Tragweite; soweit die Bestimmung nicht 
direkt als Rechtsatz wirke, gelte sie als Rechtsgrundsatz, zu dessen 
Durchführung Ausführungsgesetze in den einzelnen Staaten zu schaffen 
seien. — Auch von anderer Seite [Abg. Schrader] wurde bemerkt, 
die Einzelstaaten würden keine Schwierigkeiten machen, das Reichs- 
gesetz anzuerkennen und loyal durchzuführen, wie es 1869 der Fall 
gewesen sei. 

Demgegenüber wurde betont [Abg. Dr. Hieber|, die hier ge- 
plante ganz allgemeine Vorschrift kónne nicht in Parallele gestellt 
werden mit dem Gesetze von 1869, wo die Gleichberechtigung der 
Konfessionen für einen einzelnen, genau bestimmten Fall ausgesprochen 
war. Die vorgeschlagene Bestimmung sei von ausserordentlich 
grosser Bedeutung und Tragweite. Da müsste jedes Wort geprüft 
und überlegt werden. Das erfordere langwierige Berathungen und 
eingehende Verhandlungen. Die Absicht der Antragsteller sei im 
Wesentlichen dahin gerichtet, die drei hauptsächlich angeklagten 
Staaten Braunschweig, Mecklenburg und Sachsen zu zwingen, durch 
Aenderung ihrer Gesetze die Ungehörigkeit und Härte gegen die 
Katholiken zu beseitigen, welche auch er als solche anerkenne. Die 
Antragsteller wollen die Ueberreste des Staatspolizeikirchenthums be- 
seitigen, ganz veraltete Bestimmungen in einzelnen Ländern be- 
seitigen. Man sei zur Mitarbeit bereit und brauche nicht zu ver- 
sichern, dass man in den Gegensätzen der Confessionen nur einen 

O* 


132 


Kampf mit geistigen Waffen wünsche. Die Antragsteller dürften 
wohl eher zum Ziele kommen, wenn unter Verzicht auf die weitere 
Durchberathung des ganzen Antrages eine Resolution angenommen. 
würde, den Herrn Reichskanzler zu ersuchen, auf die Regierungen 
dahin einzuwirken, dass sie eine entsprechende Aenderung ihrer Ge- 
setzgebung herbeiführen. Für eine solche Resolution würde wohl 
ein einmüthiges Votum der Kommission sich ergeben, was von 
grósster moralischer Bedeutung wäre. 

Von Seite der Antragsteller [Abg. Gröber| wurde erwidert, die 
Annahme des $ 1 habe eine viel grössere Bedeutung als eine blosse 
Resolution. In den Landtagen einzelner Staaten würden solche An- 
regungen nicht mit jener ruhigen Objektivität behandelt, wie sie in 
erfreulicher Weise im Reichstage sich gezeigt habe. Im Uebrigen 
habe man mit Befriedigung gehört, dass der Kampf nur mit geistigen 
Waffen zu führen sei; hoffentlich werden .allenthalben die Konse- 
quenzen gezogen. 

Gegen den Antrag wurde ferner [von Abg. Dr. Hieber] ein- 
gewendet, dass aus den im S 1 aufgestellten Prinzipien nur einige 
Konsequenzen — in den 88 2—4 — gezogen seien. Damit seien 
aber die aus dem Prinzip sich ergebendén Konsequenzen in keiner 
Weise erschöpft. Man könnte verlangen, dass gesetzlich verboten. 
werde, Jemand zur Theilnahme am Gottesdienste einer fremden: 
Konfession zu zwingen; ferner dass Niemand Abgaben an eine andere 
Konfession zu leisten brauche oder Beitráge zu Kirchenbauten; es 
ergeben sich weiter Konsequenzen in Bezug auf das Eherecht, den 
Eid, das Begräbnisswesen etc.; man könnte die Aufhebung der be- 
stehenden einschränkenden Bestimmungen gegen die Prozessionen 
verlangen; bezüglich der Schule könnte gefolgert werden, der 
Staat simultane und konfessionslose Schulen einrichten müsse und 
dass Niemand zur Theilnahme am Religionsunterrichte gezwungen. 
werden dürfe. — Es wurde beigefügt (Abg. Dr. Sattler], die 
Erfahrung zeige, dass aus solchen Grundsätzen gern alle möglichen. 
Folgerungen gezogen werden. Nach dem Grundsatze: Reichsrecht 
bricht Landesrecht, könnte man sagen: Die Bestimmungen des 
preussischen Vereinsgesetzes in Bezug auf die Prozessionen sind auf-- 
gehoben und alle Beschränkungen derselben ausgeschlossen. 

Seitens der Antragsteller [Abg. Dr. Bachem| wurde demgegen- 
über Folgendes betont: 

Bezüglich der Theilnahme am Gottesdienste einer fremden 
Konfession dürfte in Deutschland im Allgemeinen ein Grund zur- 
Klage nicht mehr bestehen. Die seiner Zeit in Bayern bestandene- 
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Beschwerde in der sogenannten Kniebeugungsfrage sei längst be- 
seitigt, ebenso in Sachsen die Klage wegen Theilnahme protestan- 
tischer Pagen am katholischen Hofgottesdienste. — Die Frage der 
Leistung kirchlicher Abgaben sei in S 4 des Antrages berührt. Wo 
solche Abgaben, z. B. Kirchenbaulasten, als Reallast auf Grund und 
Boden ruhen, müssen dieselben von jedem Besitzer geleistet werden ; 
das beruhe auf privatrechtlichen Bestimmungen und habe nichts 
mit dem öffentlichen Rechte zu thun. — Die angedeuteten Fol- 
gerungen auf dem Gebiete der Schule ergeben sich nicht. Der 
Staat müsse die Schule so einrichten, wie es der Ueberzeugung der 
Unterthanen gemäss sei, also entsprechend ihrer Konfession. Kon- 
fessionslose sollen von der Theilnahme am Religionsunterricht dis- 
pensirt werden. — Bestimmungen über die religiösen Prozessionen 
seien in Gegenden mit gemischter Bevölkerung, wenn keine Observanz 
bestehe, zu würdigen vom allgemeinen Standpunkte des Verkehres. 
Wenn man Aufzüge eines Vereines zulasse, soll man religiöse Aus- 
züge nicht ausschliessen. Im preussischen Vereinsgesetze bestehen be- 
schränkende Bestimmungen bezüglich der Prozessionen; man habe 
nie behauptet, dass dieselben durch die allgemeine Verfassungs- 
bestimmung über die Religionsfreiheit juristisch ausgeschlossen 
seien. — In Bezug auf die Friedhöfe bestehen Missstände in Sachsen ; 
dise können durch den Antrag nicht beseitigt werden. Wo kon- 
fessionelle Friedhöfe bestehen, müssen Andersdenkende auf das Recht 
des Eigenthümers Rücksicht nehmen, oder sich selbst Kirchhöfe 
schaffen. l 

Von anderer Seite [Abg. v. Staudy] wurde betont, man sei in 
Preussen trotz der Bestimmungen der Verfassungsurkunde nie im 
Zweifel gewesen, dass die Bestimmungen des Vereinsrechtes über 
die Prozessionen Geltung haben. Dieselben haben sich herausge- 
bildet auf dem Gebiete der Verkehrspolizei und stellen fest, dass 
Prozessionen nicht angefochten werden kónnen, soweit sie herge- 
bracht sind, im Uebrigen aber der Verkehrspolizei unterliegen. Selbst 
gegenüber hergebrachten Prozessionen wird gefordert, dass sie den 
Verkehr nicht stören dürfen. — Ein weiterer Redner [Abg. v. Vollmar] 
bemerkte, dass etwaige, für die Prozessionen jetzt geltenden Aus- 
nahmebestimmungen durch den Antrag, wenn er Gesetz werde, ohne 
Zweifel in Wegfall kommen, nieht aber die allgemeinen Bestimmungen 
vom Standpunkte der Verkehrs- und Gesundheitspolizei. Man möge 
Jeden ruhig seine religióse Ueberzeugung offenbaren lassen; wenn 
und wo man Aufzüge von Kriegervereinen etc. gestatte, dürfe map 
Prozessionen nicht beanstanden. 
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Zu 8 1 wurden im Laufe der Berathung folgende 


Abänderungs-Anträge 
gestellt: 

1. [Antrag v. Vollmar:] Im Absatz 1 des S 1 das Wort 
» Reichsangehórigen« zu streichen; 

2. [Antrag Kauffmann :] in S 1 Absatz 1 zwischen »Jeden« 
und »Reichsangehörigen« die Worte einzuschalten: »auch 
nicht« ; 

3. [Antrag Kauffmann :] in der Ueberschrift zu I die Worte 
»der Reichsangehörigen« streichen. 

Die Antragsteller [Abg. v. Vollmar] betonten, die Freiheit der 
Religionsübung müsse Jedermann im Reiche haben, sie dürfe nicht 
auf die Reichsangehórigen beschränkt werden. [Abg. Kauffmann 
fügt bei] Seit Jahrhunderten seien Andersgläubige in den deutschen 
Staaten aufgenommen; man dürfe in einem neuen Reichsgesetze nicht 
einen rückständigen Standpunkt einnehmen. Die Frage sei akut 
u. a. wegen der böhmischen, russischen und italienischen Arbeiter; 
je mehr dieselben an ihrer Religion hängen, desto wichtiger sei es 
für sie zu wissen, dass ihnen in allen deutschen Landen freie Uebung 
ihres Glaubens gewährleistet sei. Welchen Eindruck müsse es auf 
solche katholische Arbeiter machen, wenn sie wegen ihres religiösen 
Bekenntnisses polizeilichen Chikanen ausgesetzt seien. Die Congo- 
akte garantire Gewissensfreiheit gleichmässig für Einheimische und 
Ausländer. Es würde dem Auslande gegenüber einen günstigen 
Eindruck machen, wenn der Reichstag für das Gebiet des deutschen 
Reiches Religionsfreiheit auch gegenüber den Ausländern prokla- 
miren würde. — Auch von anderer Seite |Abg. Fürst Radziwid] 
wurde die Zustimmung zu diesen Anträgen ausgesprochen, nameni- 
lich in Hinsicht auf die Einwanderung zahlreicher katholischer 
Arbeiter. 

Dem entgegen wurde von den Hauptantragstellern [Abgg. 
Gröber und Dr. Bachem] bemerkt, dass man sachlich diesen Stand- 
punkt vollständig theile, man habe sich nur gesetzestechnisch ar 
die Fassung angeschlossen, welche bisher in der gesammten Gesetz- 
gebung des Reiches und der Einzelstaaten üblich war. Wir machen 
unsere Gesetze für die Reichsbürger; wie die Ausländer zu behandeln 
seien, würde in den Handels- und Freundschaftsverträgen geregelt. 
Es liege also ein Gegensatz in der sachlichen Auffassung in keiner 
Weise vor; ein spezielles Bedürfniss zum Abgehen von der bis- 
herigen Uebung sei nicht gegeben. Wo Beeinträchtigungen der 
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religiösen Freiheit von Ausländern vorgekommen seien, wie z. B. in 
Sachsen im Falle von Wechselburg, seien die Heichzangehörigen 
ebenso behandelt worden, wie die Ausländer. 

Von anderer Seite [Abg. Dr. Hasse] wurde hervorgehoben, 
der Hinweis auf die Congoakte sei die beste Kritik gegen den Ab- 
änderungsantrag und zeige, dass diese Dinge auf dem Wege inter- 
nationalen Vertrages geregelt werden müssen; Deutschland würde 
sich gerade der besten Waffen berauben, um die Rechte der Deutschen 
im Auslande zu sichern, wo man vielleicht nicht so human denke, 
Deutschland werde bei Verträgen hinsichtlich freier Religionsübung 
inserhalb seiner Grenzen niemals Schwierigkeiten machen. 

Die Antragsteller [Abg. v. Vollmar| erwiderten, das Recht der 
frden Religionsübung sei ein allgemeines Menschenrecht und dürfe 
nbht zu einem Handelsobjekte gemacht werden. — Dem wurde 
ertgegnet [Abg. Dr. Spahn], es gäbe allerdings gewisse Grundsätze, 
de so hoch stehen, dass wir sie durchführen ohne Rücksicht, ob 
adere Nationen dasselbe thun oder nicht; dazu gehöre die Religions- 
feiheit. Aus den schon erwähnten Erwägungen sei es aber doch 
faktisch richtiger, das Gesetz auf die Reichsangehörigen zu be- 
shränken. 

Die Anträge wurden bei der Abstimmung mit 13 gegen 
i Stimmen [Sozialdemokraten, Freisinn, Pole] abgelehnt. 


Ein weiterer Abänderungs-Antrag [Abg. Dr. Sattler) lautete: 
4.in 1 
a) dem Absatz 1 Folgendes zuzusetzen: 


>, soweit der Inhalt des Bekenntnisses und die Art der 
Religionsausübung nicht die bestehenden Strafgesetze ver- 
letzt, oder nicht zur Beleidigung Andersdenkender, zur 
Erregung von öffentlichem Aergerniss oder zur Störung 
der öffentlichen Ruhe und Ordnung geeignet ist.« 


b) folgenden Absatz 2 beizufügen: 


»Der Erlass von Gesetzen zur Ausführung des vor- 
stehenden Grundsatzes ist Sache der Einzelstaaten.« 

Zur Begründung des Antrages wurde hervorgehoben [Abg. 

Dr. Sattler], es müssten die Grenzen festgelegt werden, wie weit die 
Freiheit der Religionsüäbung gehen soll; es dürfe kein Religions- 
bekenntniss zugelassen werden, dessen Inhalt das allgemeine Strafge- 
setz verletze, eine offene Gotteslásterung enthalte oder die öffentliche 
Wohlfahrt schädige wie nihilistischer Atheismus, Mormonismus u. s. w. 
Es sei nicht klar, welche juristische Wirkungen der in Absatz 1 des 
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S 1 aufgestellte Grundsatz habe; deshalb solle der beantragte Zusatz 
gemacht werden, um Einbrüche in die Gesetzgebung der Einzel- 
staaten zu vermeiden, deren Folgen noch nicht übersehen werden 
können. Der Antragsteller fügte bei, er wäre im Falle der Ab- 
lehnung persönlich nicht in der Lage, für $ 1 des Gesetzentwurfes 
zu stimmen. 

Von anderer Seite [Abg. v. Vollmar| wurde entgegnet, das 
Wesentliche der Religionsfreiheit bestehe gerade darin, dass jede 
Anschauung geduldet werden müsse; sobald man eine Auswahl zu 
machen suche, sei es mit der Freiheit vorbei. Die Schranke ces 
allgemeinen Strafgesetzes sei selbstverständlich. Auch der Mormonis- 
mus könne an sich nicht ausgeschlossen werden, aber er dürfe in 
Deutschland nicht die Vielweiberei predigen, die strafrechtlich Lei 
uns verboten sei. Es sei unrichtig, wenn etwa angenommen werdm 
wollte, dass die Sozialdemokratie sich auf den Atheismus festleg:; 
der Nihilismus sei ein theoretisch schwankendes, in spezifisch ru- 
sischen Zuständen begründetes Gebilde. 

Die Hauptantragsteller [Abg. Gróber| betonen, dass derartig 
Konsequenzen durch Absatz 2 des $ 1 ausgeschlossen seien; diesel 
Bestimmung bestehe in Preussen seit Jahrzehnten, ohne dass ein 
Beanstandung sich ergeben habe. — Es sei doch überraschend, das: 
gerade von national-liberaler Seite beantragt werde, die gesammt« 
Ausführung eines Reichsgesetzes den Einzelstaaten zu überlassen. 
Dass die Einzelstaaten unter Umständen Ausführungsgesetze er- 
lassen müssen, sei bei einem jeden Reichsgesetze selbstverständlich ; 
es gehe aber nicht an, die Durchführung eines Reichsgesetzes ganz 
dem Belieben der  Einzelstaaten zu überlassen; man könnte 
allenfalls eine besondere Frist für das Inkrafttreten des Reichs- 
gesetzes festsetzen. Dazu wurde konstatirt [Abg. Dr. Bachem], 
dass bei Erlass des Gesetzes von 1869 ein solcher Zusatz nicht be- 
antragt worden sei; wäre damals ein solcher Zusatz gemacht worden, 
so würde Alles der Landesgesetzgebung überlassen geblieben sein, 
das Gesetz hätte wenig Wirkung gehabt, während jetzt in allen 
deutschen Staaten aus demselben Konsequenzen gezogen seien. 

Diesen Ausführungen wurde erwidert [Abg. Dr. Hasse], die 
Sache liege doch anders als 1869: die jetzigen Verhandlungen hätten 
gezeigt, dass es nothwendig sei, das Reichsgesetz mehr zu detailliren 
oder in den Gesetzen der Einzelstaaten gewisse Beschränkungen fest- 
zulegen. 

Von anderer Seite wurde bemerkt [Abg. Graf Bernstorff], so- 
bald ein Reichsgesetz erlassen sei, müssten Ausführungsbestimmungen 
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in den einzelnen Staaten erlassen werden; das sei so selbstverstünd- 
lich, dass es im Gesetse nicht ausgesprochen zu werden brauche. 

Abgelehnt mit 16 gegen 2 Stimmen [Nationalliberale]. 

5. [Antrag Stolle| dem zweiten Absatz des $ 1 folgende Fassung 
zu geben: 

»Den bürgerlichen und staatsbürgerlichen Rechten und 
Pflichten darf dureh die Ausübung der Religionsfreiheit 
kein Abbruch geschehen.« 

6. [Antrag Schrader] dem 8 1 folgenden Absatz hinzuzufügen: 

»Die bürgerlichen und staatsbürgerlichen Rechte, ins- 
besondere die Befáhigung zur Theilnahme an den kom- 
munalen und Landesvertretungen und zur Bekleidung 
öffentlicher Aemter sind vom religiösen DBekenniniss un- 
abhängig.« 

Der erste Antragteller [Abg. Stolle] hob hervor, es sei Zweck 
seines Antrages, Missstände zu beseitigen, welche in verschiedenen 
Staaten noch gegenüber dem Gesetze von 1869 bestehen. 

Für den zweiten Antrag [Abg. Schrader] wurde geltend ge- 
macht, derselbe sei nur eine Reproduktion des Gesetzes vom 3. Juli 
1869 ;1) es sei hier beabsichtigt, ein allgemeines Gesetz über die 
Religionsfreiheit zu Stande zu bringen, und es möge hierin auch 
das kleine Spezialgesetz von 1869 aufgenommen werden. Der An- 
trag ändere die Fassung nur, insoweit dieses durch die heutigen Ver- 
hältnisse geboten sei; im Jahre 1869 habe es sich um die Beseitigung 
der entgegenstehenden landesgesetzlichen Bestimmungen gehandelt, 
jetzt sollen positiv die Grundsätze aufgestellt werden. Mit Ableh- 
nung des Antıages würde die Zustimmung zu $ 1 des Entwurfes 
ersch wert werden. 

Von anderer Seite [Abg. v. Staudy] wurde betont, die Anträge 
seien überflüssig und insofern schädlich, als es zu Unklarheiten 
führen müsste, wenn die Bestimmungen eines bereits bestehenden 
Gesetzes in einem neuen Gesetze wiederholt würden; man werde 
gegen $ 1 überhaupt stimmen, wenn Abänderungsanträge ange- 
nommen würden. | 

Von Seite der Hauptantragsteller [Abgg. Dr. Bachem 'und 
Gróber| wurde bemerkt, man habe sachlich gegen die Antráge nichts 


1) Das Gesetz vom 3. Juli 1869 hat folgenden Wortlaut: 


»Alle noch bestehenden, aus der Verschiedenheit des religiósen Bekennt- 
nisses hergeleiteten Beschränkungen der bürgerlichen und staatsbürgerlichen 
Rechte werden hiedurch aufgehoben. Insbesondere soll die Befähigung zur 
Tbeilnahme an der Gemeinde- und Landesvertretung und zur Bekleidung óffent- 
licher Aemter vom religiösen Bekenntniss unabhängig sein.« 
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zu erinnern; man könnte es sogar für eine Verbesserung halten, 
wenn die Bestimmungen über die freie Religionsübung zusammen- 
gefasst würden. Es würde sich aber dann empfehlen, nicht eine 
neue Formulirung zu suchen (nach Antrag Nr. 5), sondern — ent- 
sprechend Antrag Nr. 6 — den schon feststehenden Text des Gesetzes 
von 1869 herüberzunehmen. Nachdem aber von anderer Seite die 
Zustimmung zu 8 1 von der Ablehnung abhängig gemacht werde, 
müsse man aus taktischen Rücksichten gegen die Abänderungsanträge 
stimmen. 

Ein anderes Kommissionsmitglied [Abg. Dr. Hasse| bemerkte, 
die Annahme des erstgestellten Antrages würde einen Konflikt in 
Bezug auf die sächsische Verfassung herbeiführen, wo in $ 11 fest- 
gesetzt ist, dass der Kultusminister der evangelischen Konfession an- 
gehören müsse. Diese Bestimmung sei das Ergebniss einer Jahr- 
hunderte langen Entwicklung und ein Korrelat gegenüber der That- 
sache, dass das Königshaus der katholischen Konfession angehöre; 
es liege darin die wesentlichste Grundlage des religiösen Friedens in 
Sachsen. 

Vom Antragsteller wurde dies lebhaft bestritten. 

Beide Anträge wurden mit 14 gegen 4 Stimmen [Sozialdem. 
und Freis.] abgelehnt. 

7. [Antrag Abg. Schrader) Dem 8 1 beizufügen: 

Niemand ıst verpflichtet, sein Glaubensbekenntniss zu 
offenbaren. Amtliche Befragung nach demselben ist un- 
zulässig. 

8. [Antrag v. Vollmar]: 

Niemand ist verpflichtet, seine oder seiner Angehörigen 
religióse Ueberzeugung oder Zugehórigkeit zu einer Reli- 
gionsgemeinschaft zu offenbaren. Staatliche und gemeind- 
liche Behörden und Beamten dürfen über die religiöse 
Ueberzeugung oder die Zugehörigkeit der Staatsange- 
hórigen, insbesondere auch der Beamten, zu den einzelnen 
Religionsgemeinschaften keine Register führen oder son- 
stige allgemeine Aufzeichnungen vornehmen. 

9. [Antrag Dr. Hasse]: im Falle der Annahme eines dieser 
Anträge als dritten Absatz des $ 1 folgenden Zusatz zu 
machen: 

Die Befugniss des Reiches, der Länder und Gemeinden, 
bei Volkszählungen und ähnlichen allgemeinen Erhebungen 
die Zugehörigkeit zu einer Religionsgemeinschaft zu er- 
mitteln, bleibt jedoch hierdurch unberührt. 
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Zur Begründung des ersten Antrages wurde ausgeführt [Abg. 
Schrader], nach dem Gesetze von 1869 seien diese Anträge selbst- 
verständlich; es habe sich erst jüngst bei einer Debatte im preussischen 
Abgeordnetenhause gezeigt, dass diese Frage von grosser Bedeutung 
sei, dies werde sich noch mehr zeigen, wenn die Zahl der Sekten 
noch grósser werde, worüber jetzt schon auf protestantischer Seite 
Stark geklagt werde. 

Für den zweiten Antrag wurde geltend gemacht [Abg. v. Voll- 
mar), derselbe unterscheide sich im Wesentlichen nicht vom erstge- 
stellten, aber es sei doch nützlicher, eingehendere Vorschriften zu 
treffen. Auf dem Gebiete des preussischen Landtages sei der Antrag 
schon insoweit in Geltung, als Niemand verpflichtet sei, auf die an 
ihn gestellte Frage über seine Konfession Aufschluss zu geben. Diese 
Bestimmung entbehre aber thatsächlich des entsprechenden Schutzes, 
da es den Behórden unbenommen bleibt, solche Fragen zu stellen, 
und in vielen Fällen es schwer falle, die Antwort zu verweigein. 
In einer Reihe von modernen Staaten seien solche Bestimmungen in 
Geltung. In England habe das Parlament nach langen Berathungen 
sogar die Frage, ob bei der Volkszählung eine Frage nach dem 
Religionsbekenntniss gestellt werden solle, verneinend beantwortet. 
In Deutschland seien die bei der Volkszáhlung zu stellenden Fragen 
nicht gesetzlich festgelegt; es könne aber für den Fall, dass man 
sonst keine Einwendungen zu machen hätte, zur Ermöglichung einer 
Religionsstatistik immerhin eine Ausnahme gemacht werden. 

Diesen Ausführungen wurde entgegengehalten [Abg. v. Staudy]: 
Die Annahme dieser, Anträge sei unmöglich; es sei in vielen Fällen 
nothwendig zu wissen, welchem religiösen Bekenntniss Jemand an- 
gehóre; man móge sich nur erinnern an die vielfachen Klagen, 
welche bezüglich der Parität in Preussen bestehen. [Abg. Graf Bern- 
storff|: es sei nicht wünschenswerth, die Zugehörigkeit zu einer Re- 
ligionsgemeinschaft zu verschleiern, der Mensch müsse den Muth 
seiner Ueberzeugung haben gerade in diesen heiligsten Dingen; es 
handle sich auch nur um die allgemeine Frage nach der Zugehörig- 
keit zu einer Konfession, nicht um die Stellungnahme gegenüber 
einzelnen Lehren dieser Konfession. 

Von anderer Seite [Abg. Dr. Hieber| wurde gleichfalls erklärt, 
es sei ganz unmöglich, die amtliche Frage nach der Konfessions- 
angehörigkeit zu verbieten; das deutsche Volk betrachte die Zuge- 
hörigkeit zu einer Konfession nicht als Privatsache; die Kirchen 
haben im Laufe der Jahrhunderte so mannigfache Beziehungen und 
Verwicklungen mit der Geschichte unseres Volkes gehabt, dass in 
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vielen Fällen ein staatliches Interesse vorliege, die Zugehörigkeit zu 
einer Konfession zu erfassen. [Abg. Dr. Sattler]: Man müsse eigent- 
lich erstaunt sein über die Angst vor dieser Frage. Wenn auch in 
Deutschland das Gesetz bestehe, dass Angehörige einer jeden Kon- 
fession öffentliche Aemter bekleiden können, so wäre es doch durch- 
aus verkehrt, wenn die Staatsverwaltung auf die Zugehörigkeit zu 
einer Konfession gar keine Rücksicht nehmen wollte. Der Staat 
müsse wissen, welcher Konfession seine Beamten angehören, sonst 
könnte schliesslich ein Katholik zum Mitgliede eines protestantischen 
Konsistoriums ernannt werden. [Abg. Dr. Hasse| fügt hinzu: Der 
Antragsteller wolle die Volkszählung ausnehmen; gerade hier liege 
die grösste Bethätigung der amtlichen Erforschung der Religions- 
zugehörigkeit vor. In allen Kulturstaaten — England ausgenommen 
— habe man nie Bedenken getragen, nach der Konfessionszugehórig- 
keit zu fragen. Das Glaubensbekenntniss sei Gegenstand des óffent- 
lichen Rechtes und des óffentlichen Interesses. Die Statistiker seien 


. vom wissenschaftlichen und politischen Standpunkte aus immer zur 


Anschauung gekommen, dass die Konfessionszugehörigkeit erhoben 
werden müsse. Bei Annahme des Antrages würden bei der Volks- 
zählung Schwierigkeiten sich ergeben. Deshalb sei der Eventual- 
antrag gestellt für den Fall der Annahme dieser Antráge, die Volks- 
zählung und ähnliche Erhebungen ausdrücklich auszunehmen. 

Von Seite der Hauptantragsteller [Abg. Dr. Bachem] wurde 
betont, die Abänderungsanträge ständen auf dem Standpunkte, als 
ob es für den Staat gleichgültig sei, welcher Konfession seine Unter-. 
thanen und Beamten zugehóren. Man kónne vom sozialistischen 
Standpunkte aus wohl einen Staat denken, in welchem dieses der Fall 
wäre. Der heutige Staat könne die Religion nicht ignoriren, noch 
weniger als die wirthschaftlichen Interessen; dem grössten Theile 
des deutschen Volkes stehe die Religion in erster Linie und über 
alle sonstigen Interessen. Jeder Katholik müsse ehrlich seinen 
Glauben bekennen; denselben Grundsatz betonen die Protestanten; 
von den Angehörigen der kleineren Bekenntnisse dürfe eine minder 
ernste Auffassung auch nicht vorausgesetzt werden. Dazu habe Jeder 
das Recht, aus einer Konfession auszutreten und konfessionslos zu 
bleiben oder einer jeden beliebigen Sekte beizutreten. Die Bedeutung 
dieser Frage für die Statistik sei bekannt, vom politischen Stand- 
punkte gelte dasselbe in noch viel höherem Grade. In der Straf- 
prozessordnung [bemerkt Abg. Gröber| sei die Frage nach dem 
Religionsbekenntniss vorgesehen. Dieselbe könne in einzelnen Fällen 
von hoher Bedeutung sein. In einem Falle zum Beispiel, wo unter 
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religiósen Parteiungen Streitigkeiten oder gegenseitige Beleidigungen 
vorkommen, müsse der Richter zur Beurtheilung der Stellungnahme 
eines Zeugen wissen, welcher Konfession derselbe angehöre. Weiter 
sei die amtliche Kenntniss der Konfession nothwendig, wenn es sich 
um Einführung einer Kultusumlage handle. 

Von den Antragstellern [Abg. Schrader] wurde diesen Ein- 
wänden gegenüber erwidert, dass das offene Bekenntniss der Ueber- 
zeugung auch ihren persönlichen Anschauungen entspreche; aber wenn 
man eine Verpflichtung hierzu schaffe, müsse vor Allem auch Schutz 
gegen Missbrauch geboten werden. Solange der Grundsatz der 
Gleichberechtigung der Konfessionen nicht ehrlich durchgeführt sei, 
könne man Niemand zumuthen, seine religiöse Ueberzeugung óffent- 
lich zu bekennen. [Abg. Stolle betont:] Auch das politische Bekennt- 
niss sei durch das geheime Wahlrecht geschützt, gegen welches 
seiner Zeit von einem preussischen Minister ungefähr dieselben Ein- 
wendungen vorgebracht worden seien. Nach dem Gesetze von 1869 
[bemerkt v. Vollmar| müsse es für den heutigen Staat vollkommen 
gleichgültig sein, welches Religionsbekenntniss Jemand habe, und 
deshalb dürfe selbstverständlich nicht darnach gefragt werden. Im 
Antrag sei auch vorgesehen, die Frage nach der religiósen Ueber- 
zeugung zu verbieten; es sei vor Gericht vorgekommen, dass Sozial- 
demokraten ein förmliches Inquisitorium in der beleidigendsten Form 
über sich ergehen lassen mussten bezüglich ihrer religiösen Auf- 
fassung vom Eide, obwohl derselbe vor Gericht doch nicht als reli- 
giöser Akt, sondern nur als staatliche Einrichtung erscheine. In 
Staat und Gemeinde werde bei Auswahl von Beamten viel gegen die 
Toleranz gesündigt; man solle nur die tüchtigsten Leute wählen, 
ohne nach dem Bekenntnisse zu fragen. 

Dem entgegen wurde zugegeben [Abg. Dr. Bachem], dass aller- 
dings Missbräuche vorkommen, aber deswegen könne man doch nicht 
den legitimen Gebrauch beseitigen. Es sei ein erstrebenswerthes 
Ziel, einem Missbrauch des Fragerechtes entgegenzutreten, aber dieses 
Ziel könne durch ein solches Verbot nicht erreicht werden. Gerade 
solche Stellen, welche bisher eine missbräuchliche Anwendung ge- 
macht haben, werden auf anderem Wege das Gewünschte erfahren. 
Meistens sei es auch mehr darum zu thun, ob und wie Jemand 
von seinem Bekenntnisse praktisch Gebrauch mache, ob z. B. ein 
Katholik an Prozessionen sich betheilige. Dass Register geführt 
werden auch über die religióse Ueberzeugung des Eiuzelnen, sei bis- 
her nicht bekannt geworden. 

Der Eventualantrag (Nr. 9). wurde einstimmig angenommen; 
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die so gestalteten Anträge (7 und 8) mit 14 gegen 4 Stimmen 
[Sozialdem. und Freis.] abgelehnt. 

Schliesslich wurde 8 1 des Entwurfes mit 16 gegen 2 Stimmen 
[Dr. Hasse und Dr. Hieber, natl.] unverändert angenommen. 

In der zweiten Lesung wurde von einem Mitgliede [| Abg. Fürst 
Radziwill] betont, er habe anfänglich das Bedenken gegen den $ 1 
gehabt, ob nach demselben den Geistlichen die Ausübung ihrer 
kirchlichen Aufgaben gegenüber Ausländern hinreichend gesichert 
sei; inzwischen habe er sich aber überzeugt, dass nach dem Wort- 
laut des 8 1 unzweifelhaft einem Geistlichen nicht verboten werden 
könne, priesterliche Funktionen auch an Nichtreichsangehörigen inner- 
halb des Reichsgebietes auszuüben; der Geistliche sei ja ebenso wie 
der Arzt verpflichtet, Jedem auf Verlangen die erbetene Hilfe zu 
bringen. 

Ein anderes Mitglied [Abg. Dr. Sattler| erklärte, seine Be- 
denken gegen S 1 seien durch die erste Berathung nicht beseitigt 
worden; nach Annahme desselben würden einschneidende Eingriffe in 
die Gesetzgebung einzelner Staaten erfolgen; er müsse daher seinen 
Widerspruch gegen $ 1 erneuern und werde eventuell gegen das 
ganze Gesetz stimmen. 

S8 1 wird in zweiter Lesung mit allen gegen 3 Stimmen [Natl.] 
angenommen. ' 


Il. Religiöse Erziehung der Kinder. 


82. 82a. 
Zunächst lag hier vor der Hauptantrag, als $ 2 Abs. 1 fol- 
gende Bestimmung anzunehmen: 

»In Ermangelung einer Vereinbarung der Eltern sind für 
die religióse Erziehung eines Kindes die landesrechtlichen 
Vorschriften desjenigen Bundesstaates massgebend, in dessen 
Bezirk der Mann bei Eingehung der Ehe seinen Wohnsitz hatte. 


Hierzu wurden folgende Abänderungs -Anträge gestellt: 
1. [Antrag Schrader:| den 8 2 Absatz 1 durch folgende Be- 
stimmung zu ersetzen: 


Für die religiöse Erziehung sind allein die Vor- 
schriften des Bürgerlichen Gesetzbuches 88 1626 ff. 
massgebend. Vereinbarungen, welche das elterliche Er- 
ziehungsrecht in Bezug auf die religióse Erziehung be- 
schränken, sind nichtig. 


- 
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2. |Antrag v. Vollmar:| dem Absatz 1 des $ 2 folgende 
Fassung zu geben: 
Die Bestimmung über die religióse Erziehung eines 
Kindes steht ausschliesslich den Eltern, wenn der Vater 
verstorben ist, der überlebenden Mutter oder dem Vor- 
mund zu. 
3. [Antrag Dr. Hieber) an Stelle von $ 2 des Antrags 
Dr. Lieber und Genossen Folgendes zu setzen: 


Entwurf eines Gesetzes, belreffend die Konfession der 
Kinder aus gemischten Ehen. 


§ 1. 

Gemischte Ehe im Sinne diese Gesetzes ist die Ehe 
zwischen Personen eines christlichen und eines nichtchrist- 
lichen, sowie des protestantischen und des katholischen 
Glaubensbekenntnisses, sofern diese Personen einer im 
Reichsgebiete mit Korporationsrechten bestehenden Re- 
ligionsgesellschaft angehören. 


8 2. 

Die Kinder aus einer gemischten Ehe folgen der- 
jenigen Konfession, welcher der Vater zur Zeit der Geburt 
des ersten Kindes angehórt oder, im Falle seines füheren 
Todes, im Zeitpunkte derselben angehórt hat. 


8 3. 

Kraft der gesetzlichen Zuweisung hat das Kind mit 
dem Eintritt ‘der gesetzlichen Schulpflicht den staatlich 
geordneten Religionsunterricht ausschliesslich nach der 
Lehre derjenigen Konfession, welcher es zugetheilt ist, zu 
empfangen. 

Der Zeitpunkt des Eintritts der gesetzlichen Schul- 
pflicht bestimmt sich nach Landesrecht. 


8 4. 

Die Feststellung der Konfession, in welcher auf Grund 
der gesetzlichen Vorschrift das Kind aus einer gemischten 
Ehe zu erziehen ist, erfolgt bei der Anmeldung desselben 
zum Geburtsregister durch Erklärung des Standesbeamten. 
Gegen dessen Erklärung ist binnen vier Wochen der An- 
trag auf gerichtliche Entscheidung zulässig. Zuständig 
ist das Amtsgericht des Ehewohnsitzes. Das zuständige 
Gericht entscheidet endgültig. 
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Ein Antrag auf gerichtliche Entscheidung findet nicht 
mehr statt, wenn die Konfession eines früheren Kindes 
aus dieser Ehe bereits durch Erklärung des Standesbeamten 
oder gerichtliche Entscheidung endgültig festgestellt war. 


8 5. 

Das Alter des religiösen Selbstbestimmungsrechts 
wird für Kinder aus gemischter Ehe ohne Unterschied 
des Geschlechts auf das vollendete sechszehnte Lebens- 
jahr festgesetzt. 

Die landesrechtlichen Vorschriften über den Kon- 
fessionswechsel und den Austritt aus einer Religions- 
gesellschaft werden durch vorstehende Bestimmung im 
Uebrigen nicht berührt. 


S 6. 
Alle landesrechtlichen Vorschriften über die religióse 
Erziehung von Kindern aus gemischten Ehen werden auf- 
gehoben. 

In der Debatte führten die Antragsteller [Abg. Gróber| aus: 
Die landesgesetzlichen Bestimmungen über die religiöse Erziehung 
der Kinder seien in den einzelnen deutschen Staaten ausserordentlich 
verschieden. Zum Theile sei nicht einmal sicher, was Rechtens ist. 
Die Praxis habe sich zudem in einzelnen Gebieten so entwickelt, 
dass man aus der Kenntniss des Wortlautes der Gesetze nicht immer 
ein klares Bild über die thatsächlich bestehenden Verhältnisse ge- 
winnen könne. In einigen Rechtsgebieten sei endlich in den Gesetzen 
selbst eine Dispensationsbefugniss vorgesehen, so dass der Willkür 
Thür und Thor geöffnet sei; z. B. das sächsische Gesetz vom 
18. Juni 1898 sehe vor, dass das Kultusministerium in dringenden 
Fällen ausnahmsweise eine Befreiung von den gesetzlichen Vor- 
schriften eintreten lassen könne. In Lübeck bestimme das Gesetz 
vom 30. Oktober 1899, dass sogar das Vormundschaftsgericht »aus 
wichtigen Gründen« anordnen könne, dass ein Kind in einem anderen, 
als dem gesetzlich bestimmten Bekenntnisse zu erziehen sei. 

Die geltenden Landesgesetze enthalten zweifellos in diesem 
Punkte vielfache Beschränkungen der elterlichen Freiheit, die doch 
einen wesentlichen Bestandtheil der Freiheit der Religionsübung 
darstelle. Am weitesten gehen in der Beschränkung der elterlichen 
Freiheit jene Gesetze, welche die Konfession. der Kinder aus einer 
gemischten Ehe unabhängig vom Willen der Eltern direkt vor- 
schreiben. So bestimmt das Nassauische Edikt vom 22./26. März, 
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1808, dass die Kinder ausnahmslos in der Religion des Vaters zu 
erziehen sind.  Zeitungsnachrichten zufolge müssen in Helgoland 
nach einem Gesetze vom 15. September/19. Oktober 1753 sämmt- 
liche Kinder aus einer gemischten Ehe, sobald ein Ehetheil evan- 
gelisch-lutherischen Bekenntnisses ist, in der evangelisch-lutherischen 
Religion erzogen werden, auch wenn beide Eltern einig würen, es in 
einer anderen Konfession zu erziehen. Wieder andere Landesgesetze 
bestimmen, dass alle Kinder aus derselben Ehe in derselben Kon- 
fessıon erzogen werden müssen; so in Sachsen-Weimar und Schwarz- 
burg-Sondershausen. — In den meisten Landesgesetzen ist die Be- 
stimmung der Religion des Kindes dem Vater überlassen. Dabei 
wird aber im Einzelnen vorgeschrieben, dass der Vater die einmal 
getroffene Bestimmung nicht mehr ändern kann, so in Braunschweig, 
Sachsen-Weimar, Schwarzburg-Sondershausen, In anderen Gesetzen 
ist die Abänderung der einmal getroffenen. Bestimmung an er- 
schwerende Voraussetzungen geknüpft, z. B. in Reuss ältere Linie 
von der Genehmigung des Vormundschaftsgerichtes abhängig gemacht. 
In Kurhessen ist eine Abänderung der vom Vater getroffenen Be- 
stimmung nur zulässig, wenn der Vater selbst zu einer anderen Kon- 
fession übertritt. | 

Eine weitere Beeinträchtigung der elterlichen Freiheit finde 
sich in vielen Landesgesetzen dahingehend, dass kirchliche oder 
staatliche Behörden, namentlich Schulbehörden, das Recht haben, 
die Durchführung dieser Gesetze zu überwachen und deren Durch- 
führung auch gegen den Willen der betheiligten Eltern zu erzwingen. 

Diesen Beschränkungen der elterlichen Freiheit in der religiösen 
Erziehung ihrer Kinder gegenüber sei das Wichtigste, die Freiheit 
der Eltern in der Vereinbarung über die Konfession der Kinder 
sicher zu stellen. Ein Theil der Landesgesetze erkennt die Rechts- 
gültigkeit solcher Verträge über die Konfession der Kinder aus ge- 
mischten Ehen an; so in Bayern, Sachsen, Württemberg, Mecklenburg- 
Schwerin, Lippe-Detmold, Waldeck und einzelnen Theilen der 
preussischen Monarchie (Schleswig, Frankfurt a. M. und die Gebiete 
der Amtsgerichte Orb, Hilders und Weyhers); dagegen erklären an- 
dere Landesgesetze solche Verträge für ungültig, so namentlich das 
Preussische Allgemeine Landrecht nach der Deklaration vom 21. No- 
vember 1803, Hannover, Nassau, Kurhessen, Baden, Hessen, Braun- 
schweig, Sachsen-Weimar, Oldenburg, Holstein, Sachsen-Meiningen, 
Sachsen- Altenburg, Sachsen-Coburg-Gotha, Schwarzburg-Rudolstadt, 
Schwarzburg-Sondershausen, Reuss ältere Linie, Lübeck, Elsass- 
Lothringen. Freilich komme ein Theil der Landesgesetze, welche 
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solche Vertrage für nicht zulässig erklären, der vertragsmässigen 
Regelung thatsächlich doch ziemlich nalıe, wie das Preussische All- 
gemeine Landrecht, nach welchem, »solange Eltern über den ihren 
Kindern zu ertheilenden Religionsunterrichf einig sind, ein Dritter 
kein Recht hat, ihnen darin zu widersprechen.« 

In den Rechtsgebieten, welche Verträge der Eltern über die 
religiöse Kindererziehung zulassen, sei eine Verschiedenheit insoferne 
zu beobachten, als in einzelnen derselben für die Gültigkeit solcher 
Verträge die Einhaltung einer bestimmten Form gefordert werde, 
wie in Bayern notarielle, in Sachsen, Württemberg und Waldeck 
gerichtliche Beurkundung. Dagegen lassen die Gesetze von Mecklen- 
burg-Schwerin, Lippe-Detmold und Schleswig formlose Verein- 
barungen zu. — Eine weitere Verschiedenheit zeige sich darin, dass 
in Mecklenburg-Schwerin solche Verträge nur vor Eingehung der 
Ehe abgeschlossen werden können. 

Neben der Freiheit der Eltern in der Abschliessung solcher 
Verträge kommt in zweiter Linie in Betracht der Schutz der einınal 
getroffenen Bestimmung über die Religion der Kinder, wenn die 
Eltern ihren Wohnsitz wechseln und in ein anderes Rechtsgebiet ver- 
ziehen. 

Die Frage über die räumliche Geltung der bezüglichen Landes- 
geselze ist nur in zwei Landesgesetzen ausdrücklich entschieden, 
nämlich in Sachsen und Braunschweig. Im Uebrigen ist sie Sache 
der richterlichen Auslegung und sehr bestritten. Gerade die Landes- 
gesetze von Sachsen und Braunschweig führen aber zu äusserst miss- 
lichen Eingriffen in rechtsgültig begründete Verhältnisse. Zum Bei- 
spiel ein Reichspostbeamter protestantischer Konfession heirathet in 
Köln ein katholisches Mädchen und vereinbart rechtsgültig katholische 
Kindererziehung. Nachdem ihm zwei Kinder geboren, katholisch 
getaufl und erzogen sind, wird er nach Braunschweig versetzt. Das 
dortige Gesetz bestimmt, dass auf Eheleute gemischter Religion, 
welche nach Braunschweig hereinziehen, das brannschweigische 
Landesgesetz Anwendung findet, wonach die Kinder in der Konfession 
des Vaters zu erziehen sind, wenn nicht innerhalb acht Wochen 
nach der Uebersiedelung bei der Kreisdirektion der Nachweis ge- 
liefert wird, wie es bezüglich der religiösen Erziehung der Kinder 
zu halten ist. Der Postbeamte versäumt die Frist aus Unkenntniss 
und verfällt der Vorschrift des braunschweigischen Gesetzes, dass 
nicht nur die schon vorhergeborenen, sondern auch die später aus 
der Ehe hervorgehenden Kinder in der Konfession des Vaters zu er- 
ziehen sind. Diese Bestimmung gilt auch, wenn beide Eheleute 
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über die Erziehung unter sich einig sind und ihre bisher katholisch 
erzogenen Kinder auch ferner in der katholischen Religion erhalten 
wollen. — Ein anderer Fall. Ein aus Sachsen stammender Protestant 
verheirathete sich in Bamberg mit einer Katholikin und vereinbarte 
nach bayerischem Recht durch notariellen Vertrag katholische Kinder- 
erziehung. Nachdem ihm mehrere Kinder geboren und katholisch 
getauft waren, zieht er nach Sachsen und will seine Kinder in die 
katholische Schule schicken. Das sächsische Kultusministerium ent- 
scheidet, dass die Kinder als protestantisch zu behandeln und in 
die lutherische Schule zu schicken sind, weil nach sächsischem Ge- 
setz der Vertrag über religiöse Kindererziehung nicht vor dem Notar, 
sondern nur vor dem Amtsgericht geschlossen werden kann, der 
bayerische Vertrag sonach ungültig sei. Der Ehemann will nun 
einen neuen Vertrag vor dem sächsischen Amtsgericht abschliessen, 
muss aber erfahren, dass dies nicht mehr möglich ist, weil die 
beiden schulpflichtigen Kinder schon mehr als sechs Jahre alt sind 
und nach sächsischem Gesetz eine Vereinbarung über die religiöse 
Erziehung von Kindern über 6 Jahre nicht mehr getroffen werden 
kann. Die Eltern sind also gezwungen, diese zwei Kinder, welche 
sie, wie bisher, katholisch erziehen wollen, in die lutherische Schule 
zu schicken. Bezüglich des dritten Kindes, welches noch nicht 
6 Jahre alt war, schlossen die Eltern später nach sächsischem Recht 
einen Vertrag über die katholische Erziehung. Mit Rücksicht auf 
die Religion dieses dritten Kindes ist es endlich den Eltern ge- 
lungen, von der Gnade des Königs Dispensation von der gesetzlichen 
Vorschrift über die religiöse Kindererziehung für die beiden älteren 
Kinder zu erhalten. 

Um solche Unzuträglichkeiten aus der Welt zu schaffen, er- 
scheint es nothwendig, reichsgesetzlich vorzuschreiben, dass die elter- 
liche Vereinbarung jederzeit massgebend ist und in deren Ermangelung 
das Landesgesetz, unter dessen Herrschaft die Ehe abgeschlossen 
worden ist.‘ Wenn der Antrag weitere Punkte nicht behandle, so sei 
das deshalb geschehen, weil sich die Antragsteller auf das absolut 
Nothwendige beschränken wollten. 

Von anderer Seite [Abg. v. Vollmar] wurde bemerkt, diese 
Darlegungen hätten ein gutes Bild gegeben über das Durcheinander, 
welches in Deutschland in Bezug auf diese Frage herrsche. Dieser 
jetzt bestehende Zustand sei auf die Dauer unerträglich. Daraus 
erfolge die Nothwendigkeit, das ganze Gebiet der religiösen Kinder- 
erziehung reichsgesetzlich zu regeln und die verschiedenen Landes- 
gesetze aufzuheben. Hierin liege der wichtigste Punkt des ganzen 
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Antrags. Mit dem ganzen Wust der bisherigen Gesetze müsse auf- 
geräumt werden. Es sei eine prinzipielle Regelung dahin zu treffen, 
dass die Eltern allein zu entscheiden haben, in welcher Konfession 
ihre Kinder erzogen werden sollen. Der Abänderungsantrag sub Nr. 1 
regelt die Sache einfach nach Massgabe des B. G.-B. Diesem An- 
trage sei der Vorzug zu geben. Dazu müsse aber die Bestimmung 
kommen, dass kein Kind gegen den Willen der Eltern zur Theil- 
nahme an einem Religionsunterricht gezwungen werden soll. Diese 
Bestimmung sei absolut nothwendig, weil in einzelnen Staaten ent- 
gegenstehende Vorschriften bestehen, z. B. in Preussen hinsichtlich 
der Dissidentenkinder. Mit dem Abänderungsantrage sub Nr. 3 
könne Redner nichts anfangen; man dürfe einen staatlichen Zwang 
nicht einführen. 

Der Abänderungsantrag sub Nr. 2 [v. Vollmar] wird zurück- 
gezogen. | 

Der Abänderungsantrag Nr. 3 verlangt, dass alle Kinder aus 
Mischehen in der Konfession des Vaters zu erziehen sind, In der 
Begründung betont der Antragsteller [Abg. Dr. Hieber] die Noth- 
wendigkeit der Beseitigung des Chaos der bisher geltenden Gesetze 
und der reichsgesetzlichen Regelung der ganzen Materie. In dieser 
Frage stehen zwei Prinzipien einander gegenüber, das freie Bestim- 
mungsrecht der Eltern (als volle Vertragsfreiheit, als formlose frei- 
willige Uebereinstimmung, als einseitige zunächst väterliche Er- 
ziehungsgewalt) auf der einen, und die gesetzliche Zuweisung zu 
einer Konfession auf der anderen Seite durch objektive Rechtsord- 
nung, sei es in der Form der Theilung nach dem Geschlechte, sei 
es als gesetzliche Nachfolge aller Kinder aus gemischter Ehe in der 
Konfession des Vaters. Er entscheide sich für letztere Art, zumal 
dies im weitaus grössten Theile des deutschen Rechtsgebietes mangels 
Vertrags, also subsidiär, bestehendes Recht sei. Redner erläutert die 
einzelnen Bestimmungen seines Antrages und fügt bei: wenn man 
die Vertragsfreiheit einführen wolle, komme man nicht hinaus über 
den Widerspruch, dass der eine Theil seine Pflichten gegen seine 
Kirche verletze. Deshalb haben manche Staaten solche Verträge als 
unsittlich und nichtig erklärt. 

Von einer weiteren Seite [Abg. Kauffmann] wurde hervorge- 
hoben, aus den trefflichen Darlegungen über die bestehenden Ge- 
setze ergebe sich von selbst, dass die jetzt geltenden Absonderlich- 
keiten gründlich beseitigt werden müssten durch ein umfassendes 
Reichsgesetz. Die Antragsteller gehen viel zu wenig weit, wenn sie 
die Landesgesetze noch erhalten wollen, soweit die Eltern keine 
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Vereinbarung getroffen haben. In Norddeutschland seien Verein- 
barungen nicht häufig; man überlasse die Bestimmung über die 
Konfession der Kinder einfach dem Gesetze. Die Frage der reli- 
giósen Erziehung sei eine Frage des Erziehungsrechtes und deshalb 
müssen auch hier die Bestimmungen des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
über die Erziehung Platz greifen. Der Abänderungsantrag Nr. 3 
sei ein bedeutender Rückschritt gegenüber dem Preussischen Land- 
recht und dem Bürgerlichen Gesetzbuch. Redner stehe prinzipiell 
auf dem Standpunkt, dass die Vereinbarung der Eltern immer 
massgebend ist; auch das Recht einer gläubigen Frau müsse ge- 
wahrt werden, für welche es ein unerträglicher Gedanke sein müsse, 
zu sehen, dass die Kinder, welche sie unter dem Herzen getragen 
habe, einer anderen Konfession angehören sollen. Die Fassung des 
Hauptantrages scheine nicht glücklich zu sein; es soll darin aus- 
drücklich der Rechtssatz ausgesprochen werden, dass die Verein- 
barung entscheidend sei. 

Von einem weiteren Redner derselben Seite [Abg. Schrader] 
wurde dem beigefügt, dass bei Erlass eines neuen Gesetzes die alten 
Verhältnisse nicht konservirt werden sollen. Wenn es jetzt schon 
schwierig sei, in einzelnen Ländern festzustellen, was rechtens ist, 
wie solle ein Gericht eines fremden Staates entscheiden, welches 
Recht im anderen Staat bestehe? Die Bedeutung des Haupt- 
antrages sei durch die Debatte erst hervorgetreten: die Hauptantrag- 
steller wollen an erste Stelle die Vereinbarung der Eltern setzen. 
Aber auch in diesem Falle werde es manche Schwierigkeiten geben, 
wie die Gültigkeit einer Vereinbarung zu beurtheilen sei. Deshalb 
sei es besser, gründlich Abhülfe zu schaffen und sich ganz auf den 
Boden des Bürgerl. Gesetzbuchs zu stellen. Der Abänderungsantrag 
sub Nr. 3 sei unmöglich; das wäre der schwerste Konfessionszwang, 
. welcher das Bestimmungsrecht der Eltern vollständig ausschliesst, 
selbst für den Fall, dass der Vater später seine Konfession wechseln 
und die bisher gemischte Ehe zu einer ungemischten würde. Redner 
wünsche, dass alle Vereinbarungen nichtig seien; das sei beanstandet 
worden. Vom moralischen Standpunkt sei ja kein Zweifel, dass 
gelten solle, was die Eltern untereinander vereinbart haben. Aber 
es müsse auch gesetzliche Entscheidung möglich sein für den Fall, 
wenn ein Einvernehmen zwischen den Eltern nicht zu Staude kommt, 
oder zu bestehen aufhört. Die katholische Kirche bestehe strenge 
darauf, dass alle Kinder in der katholischen Religion erzogen wer- 
den, unter schweren kirchlichen Strafen; diese Strenge bringe der 
Kirche selbst nur Nachtheil und entfremde ihr viele Glieder. 
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Seitens der Hauptantragsteller [Abg. Dr. Bachem] wurde er- 
widert: für die Stellungnahme der katholischen Kirche in dieser 
Frage kónne nicht ein etwaiger augenblicklicher Vortheil entscheidend 
sein, sondern es müssen die Konsequenzen aus der Glaubenslehre ge- 
zogen werden; hier aber handle es sich nicht um die Schaffung eines 
Kirchengesetzes, welches den Glaubenslehren einer einzelnen Reli- 
gionsgemeinschaft entspreche, sondern um die Schaffung eines Reichs- 
gesetzes, welches allen Religionsgemeinschaften im Reich gerecht zu 
werden suchen müsse. Beim Abänderungsantrage sub Nr. 1 sei der 
Hauptpunkt übersehen, der in Folgendem liege: Bei der Kinder- 
erziehung kann und muss im Allgemeinen angenommen werden, dass 
die Bestrebungen und Interessen der Eltern gleich laufen; Differenzen 
in einzelnen Dingen haben keine besondere Tragweite, da keine direkt 
widerstrebenden Interessen gegeben sind. Anders liege die Sache 
bezüglich der religiósen Kindererziehung bei einer gemischten Ehe; 
hier bestehe zwischen den Eltern das direkt entgegengesetzte In- 
teresse, also kónnen die allgemeinen Bestimmungen des Bürgerlichen 
Gesetzbuches über das Erziehungsrecht hier nicht ohne Weiteres 
Anwendung finden. Bei Annahme des Abänderungsantrages Nr. 1 
würde sich vom katholischen Standpunkte ergeben, dass wohl ein 
katholischer Mann eine Mischehe mit einer Protestantin eingehen 
könnte, nicht aber ein katholisches Mädchen mit einem protestanti- 
schen Manne. Die beiden Abänderungsanträge sub Nr. 1 und 3 
stehen prinzipiell ganz auf demselben Boden, dass nämlich der Staat. 
die Norm zu geben habe, wie es mit der Kindererziehung zu halten 
sei. Dazu sei der Staat iu keiner Weise legitimirt, am wenigsten 
der paritätische Staat. Das erste Bestimmungsrecht über die Kinder 
stehe den Eltern zu, welche die Verantwortung für ihre Kinder 
haben. Solange die Eltern einig sind, haben sie allein über die re- 
ligióse Erziehung der Kinder zu bestimmen. Wir verlangen, dass 
jede solehe Vereinbarung giltig sein soll, ob sie vor oder nach der 
Eingehung der Ehe geschlossen wird. Diese Vereinbarung kann 
natürlich nur aufgehoben werden, wenn beide Theile etwas Anderes 
vereinbaren; sie soll auch nach dem Tode des einen Theiles fortbe- 
Stehen. Wenn die Eltern vor Eiugehung der Ehe eine Vereinbarung 
nicht getroffen haben und während der Ehe sich nicht mehr einigen 
können, dann haben beide Theile gleiches Recht, und hat der Staat 
Bestimmungen zu treffen, um den Streit zu beendigen. Die Antrag- 
steller gehen mit dem zweiten Abänderungsantrag insoweit vollständig 
zusammen, als derselbe die Bestimmung über die religióse Erziehung 
ausschliesslich den Eltern zuweist. Das Weitere dieses Antrages 
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können sie nicht annehmen, dass nach dem Tode des Einen der 
Ueberlebende entscheiden kann, oder sogar der Vormund nach dem 
Tode beider Eltern. Sie seien bereit, eine andere Formulirung an- 
zunehmen und allenfalls auch eine weitergehende gesetzliche Regel- 
ung vorzunehmen. Voran müsse das Prinzip des Naturrechts stehen, 
dass über die religiöse Erziehung der Kinder die Eltern zu eutschei- 
den haben. 

Diesen Ausführungen wurde von derselben Seite [Abg. Dr. Pichler] 
beigefügt, die beiden grossen Konfessionen in Deutschland seien in 
Bezug auf die Mischehen übereinstimmend der Grundanschauung, 
dass dieselben nicht zu wünschen seien. Ein Redner habe ganz mit 
Recht betont, dass der eine Theil dabei seine sittliche Pflicht ver- 
letze und seine religiöse Ueberzeugung verleugne. Daraus haben 
einzelne Staaten die Konsequenz gezogen, dass Verträge über die re- 
ligiöse Kindererziehung in der Konfession des einen Ehetheiles un- 
sittlich und nichtig seien, und haben gesetzlich die Konfession fest- 
gelegt. Diese Konsequenz sei vollständig irrig, denn ein solches 
Gesetz zwinge dann einen Ehetheil direkt, seine religiöse Ueber- 
zeugung zu verletzen, was gerade der Theil schwer empfindet, der 
seine religiöse Ueberzeugung hochhält. Es sei ganz richtig bemerkt 
worden, der Abänderungsantrag Nr. 3 enthalte den grössten Ge- 
wissenszwang, welcher gerade die Frauen und Mütter schwer treffe. 
Das einzig Richtige sei, die religiöse Kindererziehung der freien 
Vereinbarung der Eltern zu überlassen, denen allein das Erziehungs- 
recht zusteht. Nur dies entspreche der im $ 1 statuirten Gewissens- 
freiheit, nur dies könne Aufgabe des Staates gegenüber diesem Ge- 
wissenskonflikte sein. — Wenn die katholische Kirche bloss den 
Utilitätsstandpunkt einnehmen wollte, wäre es für sie vortheilhafter, 
wenn der dritte Abänderungsantrag zur Annahme käme; nach der 
Statistik waren 1895 in Preussen 150 365 Mischehen, in welchen 
der Mann katholisch war, gegen 128 069, in denen der Mann pro- 
testantisch war. Die Statistik bestätigt, wie Schneider, Kirchliches 
Jahrbuch 1899 S. 279 sagt, »dass evangelische Mädchen leichter 
zur Mischehe schreiten als evangelische Männer, dass aber die 
evangelische Braut darnach eher die Trauung in ihrer Kirche und 
Bewahrung der Kinder in ihrem Glauben durchsetzt als der evan- 
gelische Mann, der leichter abfállt.« Dieser Zustand werde noch 
verstärkt durch die zahlreiche Einwanderung katholischer Arbeiter 
in protestantischen Gegenden. Welche Konsequenzen die einzelnen 
Kirchengesellschaften aus der Eingehung einer Mischehe für ihre 
Mitglieder ziehen, sei Sache der inneren Kirchendisciplin, welche 
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den Staat nicht berührt. Die katholische Kirche verhängt Kirchen- 
strafen gegen den Katholiken, welcher bei einer Mischehe den katho- 
lischen Standpunkt verletzt, dasselbe thun die protestant. Kirchen- 
gesellschaften, wenn auch nicht mit derselben Konsequenz. So sei 
1879 schon auf der protestantischen Generalsynode für die Pfalz be- 
antragt worden, folgende Kirchenstrafen festzusetzen: Verlust des 
Wahlrechtes, Unfähigkeit zu einem kirchlichen Amte, Verlust des 
Taufpathenrechtes, Nichtzulassung zum Abendmahle, Versagung der 
kirchlichen Trauung. Auch im preussischen Kirchengesetz vom 
27. Juli 1880, betr. die Trauungsordnung, sei im § 12 Ziffer 4 be- 
stimmt, die Trauung solle nicht stattfinden bei 

4. »gemischten Ehen, vor deren Eingehung der evangelische 

Theil die Erziehung sämmtlicher Kinder in der römisch- 
katholischen oder in einer anderen nichtevangelischen Reli- 
gionsgemeinschaft zugesagt hat.« 

In den Motiven dieses Gesetzes sei ferner noch ausgeführt, dass 
mit dieser Bestimmung »selbstredend die Möglichkeit nicht ausge- 
schlossen werde, dem evangelischen Theil auch in sonstigen Fällen 
wegen eines durch sein Verhalten bei Eingehung der Ehe durch 
Zugeständnisse zum Nachtheil der eigenen Kirche gegebenen Aerger- 
nisses die Trauung zu versagen« (Kirchl. Gesetz- und Verordnungs- 
blatt 1879, S. 170, 204; 1880 S. 112). Die Behandlung dieser 
Frage sei Sache der betreffenden Konfession, der Staat möge sich 
nicht einmischen, 

Zur Rechtfertigung des sub Nr. 3 gestellten Abänderungsan- 
trages führt der Antragsteller [Abg. Dr. Hieber] gegenüber den er- 
hobenen Bedenken noch aus: Er habe seinen Antrag einem Entwurfe 
von Prof. Kahl entnommen, es sei ein Versuch zur Regelung dieser 
schwierigen Frage. Den Begriff der gemischten Ehe habe er be- 
schränkt auf die Angehörigen der öffentlichen Religionsgesellschaften. 
Die staatliche Einwirkung solle nur beginnen von der Zeit der Schul- 
pflicht an, nicht aber eingreifen in die häusliche Erziehung. Er gebe 
zu, dass besonders in den ersten Jahren die Mutter im weitesten - 
Umfange die religiöse Erziehung übernimmt; er babe aber doch ge- 
glaubt, den Vater als Haupt der Familie als massgebend hier an- 
nehmen zu sollen. 

4. Die Hauptantragsteller [Abgg. Gröber u. Gen.] ziehen $ 2 
Absatz 1 ihres ursprünglichen Antrages zurück und ersetzen den- 
selben durch folgende Vorschläge: 

8 2. 
Für die Bestimmung des religiösen Bekenntnisses, in 


158 


welchem ein Kind erzogen werden soll, ist die Verein- 
barung der Eltern massgebend, welche jederzeit vor oder 
nach Eingehung der Ehe getroffen werden kann. Die 
Vereinbarung ist auch nach dem Tode des einen oder 
beider Elterntheile zu befolgen. 


8 2a. 


In Ermangelung einer Vereinbarung der Eltern gelten 
für die Bestimmung des religiósen Bekenntnisses, soweit 
nicht nachfolgend ein anderes vorgeschrieben ist, die 
Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuches über die 
Sorge für die Person des Kindes. 

Steht dem Vater oder der Mutter das Recht und die 
Pflicht, für die Person des Kindes zu sorgen, neben einem 
dem Kinde bestellten Vormund oder Pfleger zu, so geht 
bei einer Meinungsverschiedenheit über die Bestimmung 
des religiösen Bekenntnisses, in welchem das Kind zu 
erziehen ist, die Meinung des Vaters oder der Mutter vor. 

Das religiöse Bekenntniss des Kindes kann weder von 
dem Vormunde noch von dem Pfleger geändert werden. 

5. Von anderer Seite [Abg. Dr. Oertel] wurde beantragt, an 
Stelle des 8 2a folgende Bestimmung zu setzen: 


S 2a. 


In Ermangelung einer Vereinbarung sind für die re- 
ligióse Erziehung eines Kindes die landesrechtlichen Vor- 
Schriften desjenigen Bundesstaats massgebend, in dessen 
Bezirke der Mann bei der Eingehung der Ehe seinen 

Wohnsitz hatte. 
In der Begründung führten die Hauptantragsteller [ Abgeordneter 
Dr. Bachem) aus, sie seien zur Aenderung des ursprünglichen An- 
trages bewogen worden durch den Verlauf der Debatte, welcher er- 
geben habe, dass eine weitergehende Aenderung der Landesgesetze 
nicht zu vermeiden sei. Nach dem ersten Antrage würde sich die 
Schwierigkeit ergeben haben, dass z. B. bei Auswanderung einer 
Familie von Bayern nach Sachsen das sächsische Gericht entscheiden 
müsste, in welcher Konfession das Kind nach bayerischem Rechte zu 
erziehen sei. Es habe sich gezeigt, dass es am besten sei, subsidiär 
die Bestinnmungen des Bürgerlichen Gesetzbuches gelten zu lassen. 
Das Bürgerliche Gesetzbuch habe den Begriff der »Sorge für die 
Person« auf die religiöse Erziehung nicht erstreckt. Dieses solle 
jetzt geschehen. Daraus ergebe sich: Wer die Sorge für die Person 
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des Kindes nach dem Bürgerlichen Gesetzbuche habe, bestimmt auch 
das religiöse Bekenntniss, soweit eine Vereinbarung der Eltern nicht 
besteht. Dabei seien aber zwei Ausnahmen nothwendig: 1. Bei 
einer Meinungsverschiedenheit zwischen dem Vormunde und dem 
überlebenden Elterntheile über die Konfession des Kindes soll nicht 
der Vormund, sondern der überlebende Elterntheil zu entscheiden 
haben; 2. wenn beide Eltern gestorben sind, geht die Sorge für die 
Person des Kindes auf den Vormund über; derselbe solle aber nicht 
eine Aenderung der Konfession herbeiführen dürfen. Offen bleibe 
nur die Frage über die Findlinge; für diesen seltenen Fall erübrige 
sich eine Vorschrift. Würde der Antrag angenommen, so bekommen 
wir übereinstimmendes Recht auf einem wiehtigen Gebiete. 

Von dem Antragsteller des Abänderungs-Antrages Nr. 5 
[Abg. Dr. Oertel] wurde erwidert, man sei einverstanden, dass die 
Bestimmung über die religióse Kindererziehung in erster Linie den 
Eltern überlassen bleibe. Das entspreche der Freiheit der Bethei- 
ligten und schliesse sieh der bei den verschiedenen Konfessionen 
herrschenden Auffassung an; dies solle thunlichst berücksichtigt 
werden. Die evangelische Kirche stehe hier auf einem ähnlichen 
Standpunkte wie die katholische. Jede Kirche müsse die Mischehen 
bedauern. Wenn die katholische Kirche ihre Zuchtmittel anwende, 
um Mischehen möglichst zu beseitigen, so thue sie nur ihre Pflicht; 
er wünsche, dass es auf evangelischer Seite mit demselben Ernste 
geschehen möchte. Der Abänderungs-Antrag Nr. 3 sei ihm unan- 
nehmbar. Er sei für den ursprünglichen Antrag der Hauptantrag- 
steller, welcher nach der elterlichen Vereinbarung die Landesgesetz- 
gebung bestehen liess. Dieser ursprüngliche Hauptantrag schaffe 
neues Recht durch die grundsätzliche Festlegung der freien Verein- 
barung der Eltern. In diesem Punkte müsste eine Aenderung der 
bisherigen Gesetze eintreten. Ferner war es durchaus nothwendig, 
jene Bestimmungen der Landesrechte zu beseitigen, welche bei zu- 
gewanderten Familien eine Aenderung der Konfession der Kinder be- 
dingten. Im Uebrigen sollte man nicht eingreifen. Deshalb bean- 
trage er, den $ 2a durch die von ihm vorgeschlagene Fassung zu 
ersetzen. 

Von dritter Seite Abg. [Graf Bernstorff] wurde bemerkt, man 
halte auch die Mischehen für bedauerlich. In Bezug auf die Kinder- 
erziebung sei es nothwendig, die Freiheit der Eltern zu ihrem Rechte 
zu briogen. Man stimme deshalb dem gestellten Antrage bei und 
habe keine Bedenken gegen eine durchgreifende reichsgesetzliche 
Regelung. 
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Von weiterer Seite [Abg. Fürst Radziwill] erklärte man seine 
Befriedigung, dass der neue Antrag den ganzen Wust der alten 
Gesetzgebung aus der Welt schaffe. Es sei Aufgabe der Gesetz- 
gebung, möglichst Alles ferne zu halten, was der Gewissensfreiheit 
der Einzelnen und den Anschauungen der Religionsgemeinschaften 
widerstrebe. 

Ein anderes‘ Kommissionsmitglied [Abg. v. Vollmar] betonte 
ebenfalls seine volle Befriedigung; dieser Antrag habe Vorzüge vor 
dem früher von ihm selbst gestellten und befürworteten Antrage; 
er könne für denselben stimmen. Dasselbe erklärte der Vertreter 
einer anderen Partei [Abg. Kauffmann], wenn man die Zusammen- 
stellung der Landesgesetze betrachte, könne man nicht den Wunsch 
empfinden, alle diese Verschiedenheiten aufrecht zu erhalten. 

Von den Hauptantragstellern [Abg. Gróber| wurde den wegen 
Beseitigung der Landesgesetze geäusserten Bedenken entgegenge- 
halten: Wenn man einverstanden sei, dass die Vereinbarung der 
Eltern entscheiden solle, und dass Vorsorge getroffen werden müsse 
für den Fall der Ueberwanderung in ein anderes Rechtsgebiet, dann 
bleibe vom Landesrecht praktisch so wenig übrig, dasselbe werde in 
so seltenen Fällen angewendet werden, dass mah kein Bedenken 
tragen könne, mit dem Partikularrecht völlig aufzuráumen, umso- 
mehr, als ja die Eltern jeden Augenblick eine Vereinbarung treffen 
kónnen, sobald ihnen das Partikularrecht in den Weg trete. Dazu 
sei in diesen Gesetzen eine so willkürliche Verschiedenartigkeit, dass 
innere Gründe für deren Beibehaltung nicht bestehen. Dazu komme, 
dass in ziemlich umfangreichen Rechtsgebieten absolut nicht sicher 
angegeben werden kónne, was eigentlich Rechtens ist, z. B. in Hohen- 
zollern. Der einfachste Weg sei, die beiden grossen Rechissätze 
festzulegen: 1. die Vereinbarung der Eltern entscheidet, 2. wo eine 
solche nicht besteht, gelten die Vorschriften des Bürgerlichen Ge- 
setzbuches über die Sorge für die Person des Kindes. 

Diesen Ausführungen wurde vom Vertreter des Abänderungs- 
antrages Nr. 5 [Abg. Dr. Oertel] erwidert, er sei dureh die Dar- 
legungen nicht völlig überzeugt. Aus dem vorgelegten Material er- 
gebe sich, dass die Landesgesetze ausserordentlich verschieden, 
manche Bestimmungen dunkel und recht seltsam seien, aber dies 
habe keine so grosse Bedeutung mehr, wenn künftig primär die 
elterliche Vereinbarung yelten solle. Es dürfte im Interesse des 
Zustandekommens des Gesetzes gut sein, sich auf seinen Standpunkt 
zu stellen. Wie aus der Erklärung des Herrn Reichskanzlers bei 
der ersten Berathung sich ergibt, haben die verbündeten Regierungen 
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Bedenken gegen den Entwurf wegen zu grosser Eingriffe in die 
Gesetze der Einzelstaaten. Diese Bedenken würden erheblich durch 
seinen Antrag gemildert, der subsidiár die Geltung der Landesgesetze 
aufrecht erhalten wolle. Sachlich habe er gegen die vom Centrum 
vorgeschlagene Regelung gar kein Bedenken, er sei nur von tak- 
tischen Erwägungen geleitet, um das Zustandekommen des Ganzen 
zu erleichtern. 

Dieser taktischen Erwägung wurde von anderer Seite [Abg. 
Dr. Sattler) entgegengehalten, die vom Herrn Reichskanzler er- 
hobenen Bedenken hätten sich gegen den Entwurf als Ganzes ge- 
richtet; wenn ein Theil herausgeschált werde, würden die Regier- 
ungen vielleicht nochmals erwägen, ob sie niclit zustimmen könnten. 
Redner halte den zuerst sub Nr. 1 gestellten Abänderungsantrag für 
das Richtigere, wonach die religiöse Erziehung nach den Vorschriften 
des Bürgerlichen Gesetzbuches zu regeln sei; eventuell könne er für 
den neugestellten Antrag (SS 2 und 2a) stimmen, wenn auch nicht 
alle Bedenken beseitigt seien. 

Ein weiterer Redner [Abg. Schrader] betonte, die Konservirung 
dea Landrechtes sei absolut unpraktisch. Ein Recht, das so ver- 
Schiedenartig und vielfach zweifelhaft ist, werde ganz und gar un- 
brauchbar, wenn es nur mehr in seltenen Fällen zur Anwendung 
komme, denn da höre die juristische Arbeit völlig auf. Nach ein 
paar Jahrzehnten werde kein Mensch mehr etwas davon wissen. Er 
stehe auf dem Standpunkte, dass es am besten sei, sich rein auf den 
Boden des Bürgerlichen Gesetzbuches zu stellen; sollte sein Antrag 
abgelehnt werden, wolle er für den neuen Antrag der Hauptantrag- 
steller stimmen. Auch er wolle, dass die Vereinbarung der Eltern 
gültig sein solle, und ziehe deshalb den zweiten Satz seines Antrages, 
dass solche Vereinbarungen nichtig seien, zurück. 

Von Seiten eines der Hauptantragsteller [Abg. Dr. Bachem] 
wurde betont, der Vorredner sei im Irrthum über die Tragweite 
seines eigenen Antrages. Er sage selbst, es liege im Wesen der 
Ehe, dass die Eltern sich vereinbaren und ihre Vereinbarung mass- 
gebend sei. Sein Antrag sage das Gegentheil, hiernach solle der 
Vater zu entscheiden haben; ihm stehe das Bürgerliche Recht 
an erster Stelle, nach dem Vorschlag der Hauptantragsteller nur 
subsidiär an zweiter Stelle. Der Anschauung, von welcher der neue 
Abänderungs-Antrag zu $ 2a ausgehe, könne er sich nicht an- 
schliessen. Der grösste Eingriff in die Landesgesetzgebung liege in 
der Anerkennung der elterlichen Vereinbarung. Wenn die ver- 
bündeten Regierungen das acceptiren, kann ihnen das Kleinere keine 
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Schwierigkeiten machen. Die Position für den Antrag sei viel besser, 
wenn derselbe gleich eine befriedigende Regelung der Materie biete. 
Es sei sehr zu bedauern, dass keine Vertreter des Bundesrathes in 
der Kommissionsberathung zugegen seien, sie würden sieh auch von 
der Nothwendigkeit einer Aenderung überzeugt haben. 


Endlich bemerkte ein Redner [Abg. Stolle], die Beseitigung der 
bezüglichen Landesgesetze sei dringend nothwendig, damit den un- 
erträglichen Verhältnissen in Sachsen ein Ende gemacht. werde. 


Im .Einzelnen wurde über die Tendenz und Tragweite des 
Antrages Folgendes konstatirt: 


1. Ein Redner [Abg. Kauffmann] bemerkte, der gestellte 
Antrag beziehe sich nach dem Wortlaute nur auf die ehelichen 
Kinder. Er bitte zu konstatiren und als Anschauung der Kommission 
festzustellen, dass bei unehelichen Kindern das Bestimmungsrecht. 
über die Religion der Mutter zustehe. Dies wurde als zutreffend 
anerkannt; die uneheliche Mutter habe Elternrechte über ihr Kind, 
also auch das Recht der Bestimmung über die religióse Erziehung 
desselben. 


| 2. Derselbe Redner [Abg. Kauffmann] erklärte, er halte es für 
selbstverständlich, dass in Fällen, wo eine staatliche Behörde die 
Stelle des Vormundes zu vertreten habe, auch diese nur die dem 
Vormunde zugewiesenen Rechte haben solle. Auch dieses wurde 
als selbstverständlich anerkannt. 


3. Von mehreren Seiten [Abg. Dr. Sattler] wurde als bedenk- 
lich erklärt, dass die von den Eltern getroffene Vereinbarung auch 
über den Tod des einen Elterntheiles hinaus bindend sein solle. Es 
erscheine doch als zu weit gehend, dass der überlebende Ehetheil 
gehindert sein solle, die Kinder in seiner Konfession zu erziehen 
[Abg. Schrader]; es liege doch unter Umstánden sehr im Interesse. 
der Erziehung, eine frühere Vereinbarung nach dem Tode nicht auf- 
recht zu halten, z. B. wenn aus einer zweiten Ehe Kinder vor- 
handen seien, die in einer anderen Konfession erzogen werden. 


. Dem wurde erwidert [Abg. Dr. Bachem], es sei selbstverständ- 
lich, dass ein Vertrag über die Kindererziehung auch über den Tod 
hinaus zu gelten habe ebenso wie alle sonstigen Verträge. Wenn 
man einmal eine Vereinbarung als massgebend erkläre, folge von 
selbst, dass dem überlebenden Ehetheil nicht zugegeben werden 
kann, nach dem Tode des Gatten die Konfession zu ändern. Es, 
mag dem Ueberlebenden hart sein, aber eine andere Lösung gibt es. 
nicht; es bliebe doch auch dem sterbenden Gatten die schwerste 
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Sorge für die Zukunft seines Kindes. Gewisse Härten sind in einer 
Mischehe nicht zu vermeiden. 

Ein anderer Reiner [Abg. v. Vollmar] bemerkt, auch er halte 
es nicht für gut, dem überlebenden Ehetheile die Bestimmung der 
Konfession des Kindes zu überlassen; das dürfe nicht zur Sache der 
Laune gemacht werden. Er trete jederzeit für die Freiheit ein, aber 
eine gewaltsame Aenderung in der religiösen Erziehung schliesse 
einen solehen Sehaden in sich, dass dem gegenüber das durch die 
vorgeschlagene Bestimmung eventuell eintretende Uebel das kleinere sei. 

4. Es wurde die Anfrage gestellt (Abg. Kauffmann], ob auch 
eine mündliche Vereinbarung der Eltern genügen solle. Dem wurde 
erwidert [Abg. Dr. Bachem], es solle jede formlose Vereinbarung 
gelten; die meisten Ehen werden geschlossen ohne jede schriftliche 
Vereinbarung, weil die Leute sich begnügen mit den allgemeinen 
Bestimmungen. Es solle jede beweisbare Vereinbarung gültig sein, 
der Beweis sei nach den gewöhnlichen Regeln des Civilprozesses zu 
führen. | 

Weun eine Vereinbarung [Abg. Dr. Sattler] nicht ausdrück- 
lich mündlich oder schriftlich bestehe, so werde sie aus gewissen 
Thatsachen gefolgert werden können, wenn z. B. ein Kind bei Leb- 
zeiten beider Eltern freiwillig von denselben einer Konfessionsschule 
zugewiesen worden sei. 

Für Ehevertráge [Abg. Dr. Spahn] sei die schriftliche Form 
vorgeschrieben, weil dieselben sieh auf das Vermógen der Ehetheile 
beziehen und auch dritten Personen gegenüber ihre Wirkung haben. 
Hier solle man [Abg. Gröber] von der schriftlichen Form absehen 
und überhaupt eine bestimmte Form nicht vorschreiben, zumal die auf 
anderen Gebieten mit solchen Formvorschriften gemachten Erfahr- 
ungen nicht verlockend seien. Es könne die schriftliche Form so- 
gar eine Gefahr bringen, wenn die Fassung ungenau oder unvoll- 
ständig ist; es könnten Zweifel über die Unterschriften entstehen, 
wenn man nicht die gerichtliche oder notarielle Beglaubigung ver- 
langt; dies veranlasse Kosten, welche die kleinen Leute scheuen. 

Im Laufe der Diskussion wurden die zu $ 2 sub Nr. 2 und 3 
gestellten Abáuderungsantráge zurückgezogen; ebenso der zweite Satz 
des Abänderungsantrages sub Nr.1; zur Abstimmung standen hier- 
nach: 1. 88 2 und 2a in der von den Hauptantragstellern neu be- 
antragten Fassung; 2. der zu § 2a gestellte Abänderungsantrag ; 
9. der erste Satz des zu 8 2 sub Nr. 1 gestellten Abänderungs- 
antrages. 

Zuerst wurde über letzteren Antrag [Abg. Schrader] abge- 
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stimmt und derselbe mit 17 gegen 4 Stimmen abgelehnt. § 2 wurde 
hierauf einstimmig angenommen. Der Abänderungsantrag [Abg. 
Dr. Oertel] zu 8 2a wurde mit 18 gegen 3 Stimmen abgelehnt 
und sodann $ 2a mit 18 gegen 3 Stimmen angenommen. 

In der zweiten Lesung wurde angeregt [Abg. Dr. Spahn], in 
8 3 Zeile 3 das Wort »jederseit« als überflüssig und selbstverständ- 
lich zu streichen. — Von anderer Seite [Abg. v. Vollmar] wurde 
betont, dass auf Beibehaltung dieses Wortes doch grosser Werth zu 
legen sei; gegenüber den in einzelnen Staaten geltenden Bestim- 
mungen solle damit zum Ausdruck gebracht werden, dass die Ver- 
einbarung mit beiderseitigem  Einverstándnisse jederzeit abgeändert 
werden kónne. 

Von mehreren Seiten wurden gegen S 2 Bedenken erhoben 
nnd Abänderungsvorschläge für die Plenarberathung in Aussicht 
gestellt. 

Ein Redner [Abg. Graf Bernstorff] bemerkte, die hier vor- 
liegende Frage sei von ausserordentlich weittragender Bedeutung. 
Es habe sicher Vieles für sich, bei Mischehen die Bestimmung über 
die religióse Erziehung der Kinder der freien Vereinbarung der Eltern 
zu überlassen; dieses sei naturgemäss und bestehe in einem Theile 
von Deutschland bereits zu Recht. Er hoffe, dass auch die ver- 
bündeten Regierungen dazu kommen werden, die bisher auf diesem 
Gebiete bestehende grosse Verschiedenheit durch ein einheitliches 
Reichsgesetz zu beseitigen. Wenn eine solche allgemeine Regelung 
erfolgen solle, werde man keinen anderen Weg finden kónnen, als 
die freie Vereinbarung der Eltern. Er habe aber doch Bedenken 
gegen die jetzige Fassung. Es sei gar keine Frage, dass auf katho- 
lischer Seite bei Mischehen der Vereinbarung über die religióse 
Kindererziehung grosse Bedeutung beigelegt werde; es lasse sich 
nicht bestreiten, dass dem katholischen Geistlichen für diese Ein- 
wirkung kräftigere Mittel zu Gebote stehen als dem evangelischen. 
Es seien Stimmen laut geworden, dass die in erster Lesung be- 
schlossene »formlose« Vereinbarung der evangelischen Kirche zum 
Nachtheile gereichen werde; auch werde hinterher ein formlos ge- 
gebenes Versprechen angezweifelt werden können, es werde schwer 
Sein, dasselbe nach dem Tode des einen Ehetheiles nachzuweisen. 
Es dürfte das Richtigste sein zu verlangen, dass die Vereinbarung 
gerichtlich beurkundet werde. Damit wäre jeder Zweifel ausge- 
schlossen ; die Parteien ständen einem unparteiischen Beamten gegen- 
über, worin ein gewisser Schutz für die Freiheit der Willenserklärung 
liege, — Er erkenne selbstverständlich an, dass dem Seelsorger eine 
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Einwirkung nicht verboten werden könne. Dem Prinzipe des An- 
trages stimme er vollständig zu, aber es werde sehr schwer sein, 
in dieser äusserst schwierigen Frage die richtige Form zu finden. 
Künftig solle die Vereinbarung mehr als bisher in den Vordergrund 
treten; es werde also auch mit grösserer Energie als bisher auf den 
Abschluss solcher Vereinbarungen hingewirkt werden. 

Ein anderer Redner [Abg. Dr. Hieber) betonte, es bestehe in 
dieser Frage ein grosser Unterschied zwischen der evangelischen und 
katholischen Kirche. In der evangelischen Kirche sei der Geistliche 
verpflichtet, gegen einen einmal abgeschlossenen Vertrag über die 
religiöse Erziehung der Kinder keinen Widerspruch mehr- zu er- 
heben und sich jeder Einwirkung zu enthalten. Anders in der 
katholischen Kirche, welche aus einer Mischehe viel schärfere 
Konsequenzen ziehe, wie z. B. Verweigerung der Absolution und 
Ausschluss aus der Kirche. So heisse es in einem zu Ostern er- 
schienenen Kirchenanzeiger eines katholischen Sprengels seiner 
Heimath — und es sei dies, wie er zugebe, korrekt katholisch — 
wörtlich: »Jene Katholiken, die in einer gemischten Ehe mit prote- 
stantischer Kindererziehung leben, mögen, ehe sie beichten und 
kommunizieren wollen, folgende Anweisung aus unserem Diözesan- 
katechismus zu Herzen nehmen und ernstlich erwüágene: »»Wer eine 
gemischte Ehe eingeht und die Kinder in einer anderen Religion 
taufen und erziehen lässt, sündigt sehr schwer und kann giltig nur 
dann von dieser Sünde absolvirt werden, wenn er den begangenen 
Fehler aufrichtig bereut und nach Kräften wieder gut zu machen 
entschlossen ist.«« Wer sich diesen Bedingungen nicht unterwerfen 
will, hat dem Sakramentsempfaug fern zu bleiben.« Die evange- 
lische Kirche habe nicht die Beichte und die übrigen Mittel und 
sei deshalb), wenn man sich auf den Standpunkt der Hein Ver- 
einbarung stelle, ausserordentlich im Nachtheile. | 

Von einem andern Redner [Abg. Dr. Sattler| wurde betont, 
dass er immermehr zu der Anschauung komme, man solle einfach 
die Bestimmungen des Bürgerlichen Gesetzbuches über die Sorge 
für die Person des Kindes gelten lassen; damit würde dem Vater 
eine grössere Einwirkung auf die Bestimmung des religiösen Be- 
kenntnisses gegeben, wenn auch der Einfluss der Mutter nicht aus- 
geschlossen sei. In manchen Kreisen werde es schwer empfunden, 
wenn die freie Vereinbarung in dieser Weise als Grundsatz konsti-- 
tuirt würde. Aus den gemischten Ehen habe jetzt die evangelische- 
Kirche mehr Vortheile, als die katholische; dies ergebe sich daraus, 
dass die duldsamere Art der evangelischen Kirche mehr geeignet sei, 
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ein friedliches Zusammenleben der Ehegatten zu ermöglichen, als die 
unduldsamere Art der katholischen Kirche. 

Ein weiterer Redner [Abg. v. Staudy] bemerkte, auch er müsse 
wünschen, dass bei einer neuen Gesetzgebung eine bestimmte Form 
für die Vereinbarung vorgeschrieben werde, da sonst eine zu viel- 
fache Einwirkung stattfinden oder wenigstens behauptet werden kónne. 

Diesen Bedenken gegenüber wurde hervorgehoben (Abg. 
Dr. Bachem], dass in manchen Rechtsgebieten jetzt schon derartige 
Vereinbarungen formlos abgeschlossen werden können, ohne dass bis- 
her Schwierigkeiten sich ergeben haben; es bestehe kein Grund, 
Besorgnisse für die Zukunft zu hegen. Der Beweis für eine solche 
Vereinbarung sei zu liefern nach den Bestimmungen der Civilprozess- 
ordnung; wenn derselbe nicht geliefert werden könne, kommen die 
Vorschriften des B. G.-B. zur Anwendung. Der behauptete Vortheil 
für die katholische Kirche bestehe nur theoretisch; praktisch habe 
sich gezeigt, dass weit mehr als die Hälfte der Kinder aus Misch- 
ehen der evangelischen Konfession zugeführt werde. 

Ein anderer Redner [Abg. Gröber] betonte, es sei nicht richtig, 
in dieser Frage den Standpunkt des Vortheiles für die eine oder 
andere Konfession zu betonen. Damit komme man auf eine schiefe 
Ebene. Der einzig richtige Standpunkt sei, die Sache so zu regeln, 
dass Streitigkeiten beseitigt und ein staatlicher Zwang möglichst 
ferne gehalten werde. Die protestantische Konfession habe übrigens 
schon bisher numerischen Vortheil aus Mischehen gezogen und sie 
werde auch künftig, gleichviel welche rechtliche Regelung getroffen 
werden möge, den numerischen Vortheil aus den Mischehen ziehen; 
das liege in verschiedenen Umständen, deren Erörterung für die Be- 
rathung des vorliegenden Gesetzentwurfes keinen Zweck habe, jeden- 
falls liege der Grund nicht in der behaupteten grösseren Duldsam- 
keit des protestantischen Theils. Es sei ausgesprochen worden, dass 
den protestantischen Geistlichen verboten sei, hinterher auf Ehe- 
gatten, welche eine solche Vereinbarung getroffen haben, noch ein- 
zuwirken; ihm seien solche Vorschriften nicht bekannt, und er habe 
den Eindruck, dass sie auch, wenn sie bestehen, jedenfalls nicht strenge 
durchgeführt werden. Die Geistlichkeit beider Kirchen bemühe sich 
bei Mischehen, die Kinder für ihre Konfession zu gewinnen; es sei 
nicht Aufgabe des Staates, hier sich einzumischen. 

Bei der Abstimmung wurde $ 2 mit allen gegen 3 Stimmen, 
§ 2a einstimmig angenommen, 
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III. Zwangsweise Theilnahme am Religionsunterrichte. 


8 2b. 
Hierzu waren folgende Anträge gestellt, welche nach der Zeit- 
folge ihrer Einbringung aufgeführt werden: 

1. [Antrag Schrader]: Gegen den Willen der Erziehungs- 
berechtigten dürfen Minderjährige nicht zur Theilnahme 
an einem Religionsunterricht herangezogen werden. 

2 [Antrag v. Vollmar]: Kein Kind darf wider den Willen 
der Eltern zur Theilnahme an einem Religionsunterricht 
oder Gottesdienst angehalten werden. 

3. [Antrag Gróber u. Gen.]: Gegen den Willen der Er- 
ziehungsberechtigten darf ein Kind nicht zur Theilnahme 
an dem Religionsunterrichte oder Gottesdienste einer an- 
deren Religionsgemeinschaft angehalten werden, 


Im Laufe der Diskussion wurde [von Abg. Dr. Hieber) bean- 
tragt, dem dritten Antrage beizufügen: 
»als den in $ 2 und S 2a getroffenen Bestimmungen ent- 
spricht.« 
Der Antrag sub Nr. 1 wurde gleich nach Beginn der Diskus- 
sion zu Gunsten des zweiten Antrages zurückgezogen. 


Zur Begründung des dritten Antrages führten die Antragsteller 
[Abg. Gróber] aus, sie seien erst durch den Verlauf der Debatte 
und die von zwei anderen Seiten gestellten weitergehenden Anträge 
zur Einbringung ihres Antrages veranlasst worden; ihr Antrag be- 
schränkte sich darauf, die Frage des Religionsunterrichtes insoweit 
heranzuziehen, als dieses durch die Gewissensfreiheit gefordert werde. 
Der Antrag wolle die Frage der Theilnahme am Religionsunterrichte 
der eigenen Konfession ganz aus dem Spiele lassen; das sei eine 
Schulfrage, welche von den Einzelnstaaten zu regeln ist. Der An- 
trag wolle nur jene Gesetze beseitigen, welche ein Kind zur Theil- 
nahme am Gottesdienste und Religionsunterrichte einer fremden 
Konfession zwingen. So z. B. sehe das sächsische Gesetz vor, dass 
ein Kind, wenn nach Ansicht der Behörde für den religiösen Unter- 
richt desselben nicht in ausreichender Weise gesorgt sei, zur Theil- 
nahme am Öffentlichen Religionsunterricht der andern z. B. pro- 
testantischen Konfession gezwungen werden kónne; wenn es diesen 
dann über gewisse Jahre hinaus besucht habe, gilt es einfach als 
protestantisch. Damit werde auf dem Umwege eines Schulgesetzes 
zwangsweise in die Konfession eingegriffen. 

Vom Vertreter des zweiten Antrages [Abg. v. Vollmar] wird 
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bemerkt, der dritte Antrag beseitige zwar den direkten Gewissens- 
zwang, der in der Nöthigung zur Theilnahme an einem fremden 
Religionsunterricht liegt, aber er gehe nicht weit genug: der staat- 
liche Zwang müsse aus dem ganzen religiösen Leben entfernt wer- 
den. Die Kirche möge ihre geistlichen Mittel hier anwenden. Wenn 
man den Zwang beibehalte, köunte ein Junge einfach mit zwölf 
Jahren, falls der bezügliche Antrag angenommen werde, aus der 
Kirche austreten, um vom Religionsuntericht los zu kommen. 

Von anderer Seite [Abg. Schrader] wird der zweite Antrag 
ebenfalls befürwortet: Nach den bestehenden Gesetzen könne Nie- 
mand sein Kind vom Religionsunterrichte befreien, auch wenn er 
konfessionslos bleiben wolle. Es sei ein pädagogischer Fehler, ein 
Kind gegen den Willen der Eltern zum Religionsunterrichte zu 
zwingen; die Folge sei eine ständige Kritik der Schule durch das 
Haus. 

Der Vertreter einer anderen Seite [Abg. Dr. Sattler] hält die 
Frage für sehr schwierig, namentlich wenn als Unterscheidungsjahr 
das zwölfte Lebensjahr angenommen werden sollte, Das preussische 
Kultusministerium habe in der letzten Zeit den Standpunkt einge- 
nommen, dass Dissidentenkinder auch gegen den Willen der Eltern 
zum öffentlichen Religionsunterrichte herangezogen werden sollen; 
seine Partei habe dies immer entschieden bekämpft. Seiner persón- 
lichen Anschauung entspreche am meisten der Antrag unter Nr. 2, 
so sehr er die Schäden würdige, wenn ein Kind an gar keinem Re- 
ligionsunterricht theilnehme. 

Von anderer Seite [Abg. Fürst Radziwill] wird betont, wer 
zu einer Konfession gehöre, müsse auch deren Verpflichtungen nach- 
kommen. Seitens der Hauptantragsteller [Abg. Dr. Bachem] wird 
bemerkt, man kónne den Standpunkt des preussischen Kultusmini- 
steriums nicht billigen. Der dritte Antrag beschränke sich auf den 
Schutz der Religionsfreiheit, der Antrag unter Nr. 2 greife in das 
Schulgebiet ein. Solange der staatliche Schulzwang bestehe, ent- 
scheide der Staat auch über die zu lehrenden Fächer, dazu gehöre 
nach den geltenden Gesetzen die Religionslehre. Ueber diese Frage, 
ob vom Standpunkte des Schulrechtes der Zwang zur Theilnahme 
am Religionsunterrichte ausgeschlossen werden solle, wollen wir hier. 
nicht entscheiden. Wenn das Kind das Unterscheidungsalter er- 
reicht hat, kann es seinen Austritt aus der Konfession erklären; 
diese Konsequenz lässt sich nicht ümgeuony der Fall wird selten 
eintreten. 

Ein anderer Redner [Abg. Schrader] bemerkt, der Eingriff in, 
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das Schulrecht sei so unbedeutend, dass er kein Bedenken habe; es 
soll nur unter Umständen die Möglichkeit gegeben sein, das Kind 
vom Religionsunterricht ferne zu halten. Es könne ja vorkommen, 
dass der Religionsunterricht des Geistlichen der eigenen Konfession 
nicht der Gewissensüberzeugung der Eltern und dem Sinne der 
Kirche entspreche, z. B. ein orthodox-gesinnter Vater werde nicht 
wünschen, dass sein Kind den Religionsunterricht eines protestanten- 
vereinlichen Geistlichen besuche. Der Vater könne deswegen doch 
nicht gleich aus der Landeskirche austreten, umsoweniger, da dieser 
Widerspruch vielleicht nur in einer Klasse bestehe und bald be- 
hoben sein könne. 

Der Vertreter des zweiten Antrages [Abg. v. Vollmar] stimmt 
diesen Bemerkungen zu; gerade vom positiv-gläubigen Standpunkte 
aus müsse es bedenklich sein, Jemand wegen einer Differenz über 
den Religionsunterricht gleich zum Bruche mit dem ganzen Kirchen- 
thum zu treiben. In der katholischen Kirche komme ja das bei 
ihrer Geschlossenheit wenig vor. Aber es gebe da auch andere 
Fälle, wenn z. B. der Religionslehrer sich gehässig zeige, die Eltern 
in der Schule fortgesetzt beleidige ete. In anderen Ländern sei der 
Religionsunterricht in den Schulen frei und werde doch von den 
meisten Kindern besucht. Gerade vom katholischen Standpunkte 
aus könne er einen Widerspruch nicht verstehen gegen Freiheit 
auch in diesem Punkte; keine Kirche werde dabei weniger Schaden 
haben als die katholische. 

Ein weiterer Redner [Abg. v. Staudy] betont, er und seine 
politischen Freunde stünden allen Anträgen ablehnend gegenüber 
und sie würden denselben entschieden widersprechen. Sie seien mit 
den Vertretern des ersten Antrages darin eins, dass der Regel nach 
der Religionsunterricht im Glauben der Eltern ertheilt werden solle; 
aber auch die Kinder religionsloser Eltern müssen Religionsunter- 
richt erhalten und an den Schulandachten theilnehmen. 

Von einem anderen Redner [Abg. Dr. Hieber| wird erklärt, 
dass vom Standpunkte der württembergischen Verhältnisse aus ein 
Anlass zu einem derartigen Antrage nicht vorliege. Die Fälle, wo 
wirkliche Konflikte eintreten, seien dort sehr selten und meistens sei 
es gelungen, Differenzen wieder friedlich zu beseitigen. Praktisch 
werde auch von Seite der Eltern der Besuch des Religionsunterrichts. 
kaum verweigert, Der Antrag Nr. 2 würde zu der Konsequenz 
führen, dass ein Vater aus irgend welchen privaten Gründen dem 
Kinde den Besuch des Religionsunterrichts verbieten könnte, wenn 
z. B. der Vater Streit mit dem Pfarrer habe. Der Staat anerkenne 
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gewisse Verpflichtungen der Angehörigen einer Religionsgemein- 
schaft gegen ihre Konfession, also sei es kein Gewissenszwang, wenn 
solchen Eltern, die ihre Kinder nicht in den Religionsunterricht ihrer 
Konfession schicken, gesagt werde, sie mögen aus ihrer Keligions- 
gemeinschaft austreten. Dann haben sie ja vollste Freiheit. Er sei 
geneigt, dem dritten Antrage zuzustimmen. 

Von anderer Seite [Abg. Fürst Radeiwil| wird betont, dass 
der im ersten und zweiten Antrage eingenommene Standpunkt der 
absoluten Religionsfreiheit zur Konsequenz haben müsste, dass auch 
der Lehrer das unbeschränkte Recht hat, vorzutragen, was seiner 
persönlichen Anschauung entspricht; daraus würde die grösste Kon- 
fusion in der Schule entstehen; die theoretische Freiheit würde 
praktisch zur grössten Tyrannei führen, es könnte in der Schule ge- 
lehrt werden, es bestehe für den Menschen eine sittliche Pflicht der 
Religionsgleichgültigkeit. Den im Reiche praktisch bestehenden Ver- 
hältnissen werde entsprochen, wenn wir vorsorgen, dass jene Gesetze 
beseitigt werden, welche die Religionsfreiheit des Einzelnen verge- 
waltigen. 

Diesen Ausführungen wird [von Abg. v. Vollmar] erwidert, 
der dritte Antrag bringe zwar eine Besserung der Verhältnisse, gehe 
aber nicht weit genug. Wenn in Württemberg jetzt faktisch und 
praktisch keine Schwierigkeit bestehe, so könne die Praxis auch 
wieder eine andere werden. Der erste Antrag habe zur Folge, dass 
ein Zwang geübt werden könne zum Besuche des Religionsunter- 
richts der eigenen Konfession. In der Gewerbeordnung sei die Mög- 
lichkeit gegeben, für die Lehrlinge bis zum 18. Jahre obligatorische 
Fortbildungsschulen einzuführen; für diese könnte also auch zwangs- 
weise Religionsunterricht eingerichtet werden. Die Folge würde viel- 
fach sein, dass solche junge Leute dem Zwange sich zu entziehen 
suchen durch direkten Austritt aus der Kirche. Diese Folge träfe 
die katholische Kirclıe weniger als die protestantische. Der Pro- 
testantismus schliesse die verschiedenartigsten dogmatischen Auf- 
fassungen in sich, in einzelnen Ländern werde ein dogmatisches Be- 
kenntniss überhaupt nicht mehr gefordert. Solle nun ein orthodoxer 
Vater genöthigt sein, seine Kinder in den Religionsunterricht eines 
freigeistigen Predigers zu schicken? Auch in nationaler Beziehung 
sei der Religionsunterricht schon missbraucht worden: gerade auf 
dem Gebiete des Religionsunterrichtes wirke ein solcher Kampf gegen 
eine Nationalität am bittersten. Wenn bemerkt werde, die Religions- 
freiheit müsse auch Lehrern gegeben werden, so bestehe in Bayern 
die Einrichtung, dass der Lehrer überhaupt nicht gezwungen werden 
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kann, Religionsunterricht zu ertheilen, das sei dort Sache der Geist- 
lichkeit. Nicht an die Lehrer sei der Auftrag ergangen, hinauszu- 
gehen in die Welt und alle Völker zu lehren, sondern an die Geist- 
lichkeit. 

Von weiterer Seite führt ein Redner [Abg. Dr. Oertel] aus, 
seine politischen Freunde müssten beide Anträge ablehnen. Der An- 
trag Nr. 3 enthalte zwar die Beschränkung, dass ein Zwang zum 
Besuche des Religionsunterrichtes einer fremden Konfession nicht 
stattfinden dürfe; aber die Entwicklung werde mit zwingender Kon- 
sequenz zu der im Antrage Nr. 2 verlangten Beseitigung jeden 
Zwanges führen. Es könne der Fall vorkommen, dass ein Vater 
einem religiösen Bekenntnisse angehöre, für welches eine Gemein- 
schaft am betreffenden Orte nicht bestehe, oder der Vater könne 
sich als Atheist oder als konfessionslos erklären und so sein Kind 
von jedem Religionsunterricht fern halten. Innerhalb jeder Religions- 
gemeinschaft — mit Ausnahme der katholischen — können derartig 
tiefgreifende Meinungsverschiedenheiten bestehen, dass der Vater Be- 
denken trage, sein Kind einem solchen Religionsunterricht anzuver- 
trauen. Ein orthodoxer Vater müsste das Recht haben, sein Kind 
von einem Religionsunterricht fernzuhalten, der in seinem ganzen 
Wesen seiner religiösen Ueherzeugung vielleicht noch ferner stehe, 
als die Lehre einer anderen Konfession; einem orthodoxen Vater 
werde ein freigeistiger Religionsunterricht vielleicht mehr antipathisch 
sein als der katholische Religionsunterricht. Der Religionsunterricht 
bilde jetzt einen organischen Bestandtheil des gesammten Schul- 
unterrichtes, er solle den ganzen Unterricht durchdringen. Im ersten 
Schuljahre bestehe in vielen Schulen kein abgegrenzter Religions- 
unterricht, derselbe bilde einen Theil des allgemeinen Anschauungs- 
unterrichtes. In den höheren Schulen sei die Kirchengeschichte ein 
Theil des Geschichtsunterrichts überhaupt. Die Schulandachten wer- 
den nicht bloss vom Religionslehrer, sondern auch von anderen 
Lehrern gehalten. Die Erziebung könne nicht auskommen ohne 
einen Unterricht in der Moral. Bei Annahme der vorliegenden 
Anträge würden viele Kinder ohne Religionsunterricht heranwachsen, 
also ein religionsloses Geschlecht! Er könne keine Moral anerkennen, 
die nicht auf dem Boden der Religion stehe: ohne Religionsunter- 
richt bekommen wir ein Geschlecht, das die tiefsten Grundlagen der 
Sittlichkeit nicht kenne. Um dies abzuwenden, haben mauche Staaten 
bestimmt, dass staatlicherseits die Kinder einem Religionsunterrichte 
zugewiesen werden, wenn die Eltern dies nicht thun. Er spreche 
seine Bedenken mit dem gróssten Ernste aus, da er von jeher das 
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Bedürfniss gehabt habe, in allen diesen Fragen mit der Partei der 
Hauptantragsteller Hand in Hand zu gehen. 

Einer der Hauptantragsteller [Abg. Gröber] erwiderte: man 
sei diesen ernsten Erwägungen mit vollster Aufmerksamkeit gefolgt 
und anerkenne, dass es sich um eine Frnge von der allergrössten 
Bedeutung handle. Die Anschauungen stehen im direkten Gegen- 
satz zu einander. Unter diesen Verhältnissen könne man sich nur 
auf dem Boden der Allen gemeinsamen Freiheit verständigen und 
vertragen. Der Standpunkt des Vorredners würde zum schlimmsten 
Gewissenszwange führen. Derselbe wolle nicht, dass ein religions- 
loses Volk heranwachse, er wolle auch keine Moral gelten lassen 
ohne Religion und verlange deshalb einen konfessionellen Religions- 
unterricht. Danach könne der Staat alle Kinder in diesen kon- 
fessionellen Religionsunterricht zwingen; daraus ergebe sich in der 
äussersten Konsequenz mit Nothwendigkeit die Konfessionalität des 
Staates. Das würde unter den gegenwärtigen Verhältnissen in 
D-utschland zu den schwersten Verwicklungen führen. Vom Stand- 
punkt des modernen Staates aus könne es einen solchen Zwang in 
Religionssachen nicht geben und da müsse man auch die schmerz- 
liche Konsequenz hinnehmen, dass Leute religionslos aufwachsen. 
Der moderne Staat habe nicht das Recht, atheistischen Eltern ihre 
Kinder wegzunehmen und sie in einen Religionsunterricht zu zwingen, 
damit ihnen die tiefsten Grundlagen der Moral eingepflanzt werden. 
Thatsächlich wäre auch ein solcher vom Staat gegen die Kinder 
ausgeübter Zwang zum Besuch des Religionsunterrichts einer Kon- 
fession, zu welcher das Kind und dessen Eltern nicht gehören, 
wirkungslos; denn wenn einem solchen Kinde zu Hause das gerade 
Gegentheil von dem vorgetragen werde, was es in der Schule hörte, 
vielleicht die schärfsten Ausdrücke gegen den in der Schule vorge- 
tragenen Unterricht gebraucht werden, sei ein pädagogischer Erfolg 
nicht zu erwarten. Der Religionsunterricht solle nicht bloss Kennt- 
nisse vermitteln, sondern auch auf das Herz und den Willen ver- 
edelnd einwirken; das sei unmöglich, wenn das Kind zu Hause das 
Gegentheil höre; das Kind werde vielleicht gerade mit Hass gegen 
die Religion erfüllt. Ein solches Kind werde auch verderblich auf 
die in derselben Schule befindlichen Kinder gläubiger Eltern ein- 
wirken, wenn es mit Hohn und Spott die Religion behandelt. Der 
Antrag Nr. 2 gehe weit über das Gebiet des Entwurfes hinaus. Es 
sei mit der Schulordnung nicht vereinbar, wenn ein Kind aus jedem 
privaten Grunde aus dem Unterricht weggenommen werden könnte. 
Wenn ein Religionslehrer unpassende Aeusserungen mache, so können 
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Beschwerden eintreten, aber doch nicht sofort die ganze Ordnung 
aufgekündet werden. Wenn ein Religionslehrer im Einzelnen von 
der Lehre der betreffenden Religionsgemeinschaft abweiche, so müsse 
die Religionsgemeinschaft gegenüber der Schule das Recht haben, 
sich zu schützen; sie müsse das Recht des Einspruches haben, dass 
der Religionsunterricht durch eine solche Person weiter noch er- 
theilt werde. Diese Frage könnte nur im zweiten Abschnitt des 
Gesetzentwurfes behandelt werden. Die Schwierigkeiten können ver- 
mindert werden, wenn bei abweichenden Meinungen der Austritt aus 
der Kirche und der Zusammenschluss solcher abweichenden Richt- 
ungen zur Religionsgemeinschaft erleichtert werde, was durch die 
verschiedenen Bestimmungen des Antrags erreicht wird. — Redner 
betont des Weiteren seine Freude, dass man von Seite der national- 
liberalen Partei sich für den Antrag Nr. 3 ausgesprochen habe, ent- 
sprechend der Haltung, welche dieselbe Partei seiner Zeit im preussi- 
schen Abgeordnetenhause gegenüber dem Zedlitz’schen Schulgesetz- 
entwurfe eingenommen habe. Dieser Entwurf habe in S 17 Abs. 2 
vorgeschlagen: »Zur Theilnahme an einem andern Religionsunter- 
richt dürfen Kinder, welche einer vom Staate anerkannten Religions- 
gemeinschaft angehören, nur auf Antrag der Eltern oder deren 
Stellvertreter zugelassen werden.« In der Kommission sei damals 
gerade von der genannten Partei beantragt worden, den Relativsatz 
zu streichen, welchen auch der Gossler’sche Volksschulgesetzentwurf 
nicht enthalten habe. Mit der hieraus sich ergebenden Bestimmung 
stimme der jetzt eingebrachte Antrag Nr. 3 inhaltlich vollständig 
überein. — Man habe eingewendet, dass bei Annahme dieses Antrages 
auf protestantischer Seite sich mehr Schwierigkeiten ergeben würden 
als auf katholischer Seite, da auf protestantischer Seite innerhalb 
derselben Kirchengemeinschaft die tiefsten Gegensätze beständen 
zwischen orthodoxer und freigeistiger Richtung. Wenn in einer und 
derselben Religionsgemeinschatt eines Landes Leute beisammen seien, 
welche an die Gottheit Christi glauben, und solche, welche dieselbe 
leugnen, so sei freilich durch ein Gesetz nicht zu helfen. Wenn so 
extreme Gegensätze in einer Gemeinschaft bleiben, sei es nicht mög- 
lich, einen Religionslehrer zu finden, der es beiden Richtungen Recht 
machen könne. Wenn ferner in der unirten protestantischen Landes- 
kirche Gegensätze in Bezug auf die Abendmahlslehre bestehen, so 
sei es nicht möglich, dass der Religionslehrer einen Unterricht gebe, 
der den Anschauungen der Eltern nach beiden Richtungen entspreche. 
Wer durch Anschluss an die unirte Landeskirche oder durch Ver- 
bleiben in derselben solche Verschiedenheiten in der Abendmahls- 
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lehre für nebensüchlich erkláre, der habe keinen rechten Grund, sich 
darüber zu beschweren, wenn der Religionslehrer der unirten Kirche 
im Unterricht diese Verschiedenheit auch als nebensächlich behandle 
oder wenn die unirte Kirche Religionslehrer zulasse, von welchem 
ein Theil auf dem Boden der lutherischen Lehre stehe, ein anderer 
Theil aber die kalvinische Auffassung vertrete. Halte jemand die 
bestehenden Unterschiede aber für wesentlich, so müsse er auch aus 
dem Verbande mit einer solchen Gemeinschaft austreten. Das Gesetz 
müsse sich au die Zugehörigkeit zur äusseren Gemeinschaft halten; 
man kónne nur bestimmen, dass kein Kind gezwungen werde, den 
Gottesdienst und Religionsunterricht einer anderen, äusserlich ge- 
trennten Gemeinschaft zu besuchen. 

Von anderer Seite spricht ein Redner [Abg. Schrader] sein 
lebhaftes Bedauern aus, dass die hochinteressanten Verhandlungen 
innerhalb der engen Mauern einer Kommission vor sich gehen; sie 
würden für die breite Oeffentlichkeit eine grosse Klärung bringen. 
Der dritte Antrag entspreche vollständig den Bedürfnissen der katho- 
lischen Kirche, wo es keine Verschiedenheit gebe. In der prote- 
stantischen Kirche gebe es die grössten Differenzen. Wenn ein 
orthadoxer Vater an einem Orte wohne, wo nur freigeistiger Religions- 
unterricht ertheilt wird, müsse er die Möglichkeit haben, seine 
Kinder diesem Öffentlichen Religionsunterricht zu entziehen. Diese 
Schwierigkeit würde nicht so stark hervortreten, wenn im Religions- 
unterricht weniger die Unterscheidungslehren als das Einigende be- 
tont würde. Leider sei dies nicht immer der Fall; vielfach werden 
die Gegensátze mit aller Schárfe vorgetragen. Der Lehrer müsse in 
seinem religiósen Bekenntnisse frei sein; dagegen der Religionslehrer, 
welcher einem bestimmten Bekenntniss angehöre, müsse selbstver- 
ständlich die Lehre der Konfession vortragen. Wenn man die 
Kinder verschiedener Richtungen der protestantischen Konfession 
zwinge, denselben Religionsunterricht zu besuchen, so müsse dieser 
möglichst farblos eingerichtet werden. 

Ein weiterer Redner [Abg. Graf Bernstorff] schliesst sich den 
Bedenken an, welche gegen alle vorliegenden Anträge geäussert 
wurden. Ein praktisches Bedürfniss der Regelung dieser Frage liege 
nicht vor, da es doch Niemanden einfalle, ein katholisches Kind zum 
Beispiel dem protestantischen Religionsunterricht zuzuführen, und 
wenn solche Fälle vorkommen, könnten sie in den einzelnen Ländern 
geordnet werden. Die beiden grossen Konfessionen haben ihren ge- 
trennten Religionsunterricht ; die Meinungsverschiedenheiten in einer 
Konfession kónnten wohl nicht in einem Gesetze gefasst werden; 
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aber die Atheisten kónnen nicht so behandelt werden, wie die An- 
gehörigen einer christlichen Konfession. In der heutigen Gährung 
kónne man nicht zugeben, dass Kinder ohne Religionsunterricht auf- 
wachsen. Es sei ja bedauerlich, wenn Konflikte zwischen Schule 
und Haus entstehen, aber es sei besser, wenn Kinder von Atheisten 
doch wenigstens einen Religionsunterricht erhalten und so zum 
Christenthum erzogen werden, als wenn sie garnichts vom Christen- 
thum hören. 

Von einem anderen Redner [Abg. Dr. Oertel] wurde aus- 
geführt, man habe es für unvereinbar erklärt, dass Leute innerhalb 
einer Konfession beisammen bleiben, von denen der Eine an die 
Gottheit Christi glaube, der Andere nicht. Ihm für seine Person sei 
dies auch unverständlich; aber die evangelische Kirche habe die 
beiden Richtungen in sich: die Orthodoxen, welche sich an die 
Bekenntnissschriften halten und die freie Forschung nur im Rahmen 
der Bekenntnissschriften gestatten, welche als unantastbar gelten; 
die andere Richtung mache auch vor den Bekenntnissschriften nicht 
Halt; sie legt auch an diese den Massstab der freien Forschung und 
prüfenden Vernunft. Beide Riehtungen kónnen den Anspruch machen, 
als Bekenner des evangelischen Glaubens betrachtet zu werden. Er 
für seine Person kónne es allerdings nicht für logisch halten, wenn 
Leute einem evangelischen Bekenntniss anzugehóren meinen, welche 
die Grundlagen dieses Bekenntnisses leugnen. Was der Vertreter 
des dritten Antrages gegen die vom Redner gemachten Darlegungen 
ausgeführt habe, führe in der Konsequenz nothwendig zur Be- 
seitigung jeglichen Zwanges zum BReligionsunterricht. Man habe 
bemerkt, es sei ein Gewissenszwang, wenn ein Kind in den Re- 
ligionsunterricht einer anderen Konfession gezwungen werde und da 
Dinge lerne, welche zu Hause in den Koth gezogen werden. Das 
kónne auch beim Religionsunterricht in der eigenen Konfession vor- 
kommen, In der katholischen Kirche liegen freilich die Verhált- 
nisse günstiger. Als der Zedlitzsche Schulgesetzentwurf eingebracht 
wurde, habe man in demselben im Allgemeinen eine glückliche 
Lósung gesehen. Dort war bestimmt, dass ein Vater, welcher einer 
anerkannten Religionsgemeinschaft angehóre, das Recht haben solle, 
sein Kind vom Religionsunterricht einer andern Religionsgemein- 
schaft fern zu halten; wenn er keiner anerkaunten Religionsgemein- 
schaft angehört, so müsse er nachweisen, dass das Kind einen 
Religionsunterricht erhalte, der den staatlichen Vorschriften genüge. 
Wenn der Staat das Recht zum Schulzwang habe, könne er auch 
religiöse Unterweisung fordern. Wenn  dissidirende Eltern nicht 
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selbst für solchen Unterricht sorgen, kónne der Staat die Kinder 
einem Unterricht zuweisen. Diese Bestimmung trage den bestehen- 
den Verhältnissen Rechnung und verhindere, dass ein religionsloses 
Geschlecht heranwachse. 

Seitens der Hauptantragsteller [Abg. Dr. Bachem] wurde er- 
widert, es sei die Bedürfnissfrage in Bezug auf die vorliegenden 
Anträge gestreift worden. Im ursprünglichen Entwurf war die Frage 
des Religionsunterriehts nicht berührt; nachdem aber von anderer 
Seite hierzu Anträge gestellt waren, konnte man die Behandlung der 
Materie umsoweniger ablehnen, da thatsächlich ein Bedürfniss zur 
Regelung derselben gegeben sei. Es werde erinnert an 1871, wo am 
Gymnasium in Braunsberg der Staat versucht habe, die katholischen 
Schüler zu zwingen, den Religionsunterricht des zum Altkatholizis- 
mus übergetretenen Religionslehrers zu besuchen. Erst jüngst sei 
ein ähnlicher Fall durch die Presse gegangen. In Misburg bei 
Hannover leben etwa 2000 Katholiken mit 156 schulpflichtigen 
Kindern; diese besuchen die am Orte bestehende evangelisch- 
lutherische Schule, nehmen am evangelischen Religionsunterricht 
Theil, sie müssen sogar die evangelisch- lutherischen Religionsbücher 
anschaffen. Von katholischer Seite habe man Antrag auf Errichtung 
einer katholischen Privatschule in Misburg gestellt, dieser Antrag 
wurde abgelehnt. Es handle sich um polnische Arbeiter; das 
preussische Kultusministerium habe die Nationalitätenfrage über die 
religiöse Frage gestellt. Auch auf protestantischer Seite bestehe ein 
Bedürfniss für die Dissidenten; noch vor wenigen Jahren hätten Be- 
schwerden nach dieser Richtung regelmässig das preussische Abge- 
ordnetenhaus beschäftigt. In dieser Frage sei es unmöglich, eine 
Lösung zu finden, welche gleichmässig den Standpunkt der Katho- 
liken, der Protestanten und der Dissidenten befriedige; der Staat 
selbst stehe nicht auf dem Boden einer einheitlichen christlichen An- 
schauung, er habe Unterthanen verschiedener Konfession und auch 
solche, welche an keine Konfession sich halten. Von diesem Stand- 
punkte aus müsse man die erreichbare Mittellinie suchen und sich 
beschränken, den Religionszwang zu beseitigen. Wenn man von 
irgend einem Standpunkte aus die Prinzipien auf die Spitze treiben 
wollte, käme man zu den unerträglichsten Zuständen. Wer dem 
Staate das Recht gebe, einzelne Kinder in einer andern Religion zu 
erziehen, als die Eltern wollen, müsse ihm auch das Recht geben, 
alle Kinder in einer bestimmten Konfession zu erziehen oder etwa 
einen religionslosen Moralunterricht einzuführen. Deshalb recht- 
fertige sich der Antrag, nur den absolut unhaltbaren Gewissenszwang 
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hier zu beseitigen, das Uebrige aber der Regelung der Einzelstaaten 
zu überlassen, deren Sache es sei zu entscheiden, ob sie einen Zwang 
zum Besuche des Religionsunterrichtes der eigenen Konfession bei- 
behalten wollen oder nicht. Werde ein solcher Zwang beibehalten, 
so sei allerdings die Lage für den Katholiken günstiger als für den 
Protestanten. Der Katholik sei durch seine Kirche geschützt, dass 
Seine Kinder keinen Religionsunterricht erhalten, der vom positiven 
Glauben abweichend wäre. Auf protestantischer Seite liege die 
Sache anders; dort bestehen die Unterschiede subjektiver Auffassung, 
welche im Geiste eines jeden Einzelnen sich verschieden gestalten 
könne. Aber selbst für diesen Standpunkt sei im dritten Antrage 
die riehtige Mittellinie gegeben. Ein befriedigender Religionsunter- 
richt für Angehörige verschiedener Richtungen sei nur möglich, wenn 
die Religionslehrer die trennenden Punkte möglichst zurückstellen. 
Ein solcher Unterricht könne selbstverständlich nicht bis zum letzten 
Punkte der Glaubensmeinung der einzelnen Eltern vollständig ent- 
sprechen. Der Vater werde sich dabei zu fragen haben, ob der vom 
Religionsdiener seiner Religionsgemeinschaft ertheilte Unterricht seiner 
Ueberzeugung. nach soweit adáquat sei, dass er dabei über das Dif- 
ferenzielle hinwegsehen kónne. Solange er bei der Religionsgemein- 
schaft bleibe, müsse man annehmen, dass dies der Fall sei, und sei 
der Staat berechtigt, ein Kind dieses Vaters zum Besuche des Re- 
ligionsunterrichtes dieser Gemeinschaft anzuhalten. — Redner be- 
merkt weiter, er und seine Freunde könnten nicht auf den Stand- 
punkt treten, dass man auch den staatlichen Zwang zum Unterrichte 
in der eigenen Konfession beseitigen müsse. Es wäre das grösste 
Unglück für Deutschland, wenn die Kinder nicht mehr in der christ- 
lichen Religion erzogen würden. Es sei sicher erwünschter, dass 
Kinder in irgend einer christlichen Denomination erzogen werden, 
als dass sie überhaupt keinen christlichen Unterricht mehr erhalten ; 
aber leider bestehe die Thatsache, dass es in Deutschland Leute 
gibt, welche weder Katholiken noch Protestanten sein wollen. Des- 
halb müsse man sich verständigen auf einen Antrag, welcher der 
bestehenden praktischen Verhältnissen entspreche. 

Von anderer Seite [Abg. Dr. Hieber| wurde bemerkt, man 
könne dem grössten Theile dieser Ausführungen wohl beistimmen. 
Wenn der Fall in Misburg so gelagert sei, müsse auch er erklären, 
dass ein Gewissenszwang vorliege, der mit den heutigen Verhält- 
nissen unvereinbar sei. Für den weitergehenden Antrag Nr. 2 könne 
Redner nicht stimmen, da derselbe zu sehr in die historisch ge- 
wordenen Schulverhältnisse der deutschen Staaten zu tief eingreife; 
dagegen erscheine der Vorschlag Nr. 3 acceptabel. 
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Von Seite der Hauptantragsteller [Abg. Dr. Spahn] wurde noch 
hervorgehoben, die Bedürfnissfrage für vorliegenden Antrag sei nicht 
zu verneinen. In Preussen sei lange Zeit für zulässig erachtet. 
worden, dass der Vormund ein Kind in den Religionsunterricht einer 
anderen Konfession schicke. Das Kammergericht habe zuletzt eine 
andere Entscheidung getroffen, aber es sei die Möglichkeit gegeben, 
dass dasselbe wieder einmal auch zu einer anderen Entscheidung 
kommen könnte. Der Antrag Nr. 3 sei mit dem Zedlitz’schen- 
Schulgesetzentwurfe wohl vereinbar. Bei dem Schulgesetze stehe an 
erster Stelle der Satz: »Das Kind muss einen Religionsunterricht 
besuchen«; weiter: »es darf nicht in den Religionsunterricht einer 
anderen Konfession hineingezwungen werden«. Das stehe mit dem 
Antrag in Einklang. Inwieweit der Religionsunterricht Gegenstand. 
des Schulunterrichtes sein solle, sei Schulfrage und von der Unter- 
riehtsverwaltung der einzelnen Staaten zu entscheiden. Hiernach. 
habe der weitergehende Antrag Nr. 2 auszuscheiden. 

Hiermit war die Diskussion geschlossen. 

Bei der Abstimmung wurde der Antrag sub Nr. 2 mit 13 
gegen 5 Stimmen [Sogialdem. u. Freis.) abgelehnt, hierauf der An- 
trag Nr. 3 mit dem hierzu vorgeschlagenen Zusatze mit 15 gegen 
3 [konserv.| Stimmen angenommen. 


IV. Unterscheidungsalter. 
8 2c. 
Nach beendetem zwölften Lebensjahre steht dem Kinde- 
die Entscheidung über sein religiöses Bekenntniss zu. 


Hierzu waren folgende Abänderungsanträge gestellt, es sei an. 
Stelle der Worte »zwölften Lebensjahre« zu setzen: 


a) [Antrag Dr. Oertel] 14. Lebensjahre, 


b) [Antrag Dr. Hieber] 16. š 
c) [Antrag Bassermann] 18. 5 
d) [Antrag Schrader) 21. 5 


Einer der Hauptantragsteller [Abg. Gröber] führte in der Be- 
gründung aus, dass die meisten deutschen Staaten ausdrückliche gesetz- 
liche Bestimmungen haben, mit welchem Lebensjahre ein Kind über die 
Wahl seines Glaubensbekenntnisses selbst entscheiden könne; in ein- 
zelnen anderen Bezirken, z. B. Hohenzollern, Schleswig-Holstein, Rügen, 
Homburg vor der Höhe, fehlen solche ausdrückliche Bestimmungen ; 
in anderen Ländern fehlen zwar direkte positive Bestimmungen, aber 
e3 habe sich eine gewisse Praxis herausgebildet, z. B. in Württem- 
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berg für. das 14. Lebensjahr. — Die Mehrzahl der deutschen 
Staaten nehme das 14. Lebensjahr an, nämlich das Gebiet des 
Preussischen Allgemeinen Landrechts, die Rheinprovinz, Nassau, 
Hannover, Württemberg (in der Praxis), Hessen, Mecklenburg- 
Schwerin, Oldenburg, Braunschweig, Schwarzburg-Rudolfstadt, Lippe; 
— auch Oesterreich in seinen interkonfessionellen Gesetzen von 1869 
halte dieses Jahr fest. Das 16. Lebensjahr ist in. Baden, Frank- 
furt a. M., Schwarzburg-Sondershausen und Lübeck festgesetzt; das 
18. Lebensjahr hat Kurhessen, Sachsen-Weimar, Sachsen-Coburg- 
Gotha und Waldeck, das 21. Jahr Bayern, Sachsen und die beiden 
Reuss. Dabei bestehe in Sachsen eine Milderung dahin, dass in ar- 
ticulo mortis der Religionswechsel gestattet ist. Bei dem Antrage, 
unter das jetzt meist geltende 14. Lebensjahr auf das 12. Jahr 
herabzugehen, sei lediglich der Gedanke massgebend, möglichst früh 
alle Eininischung des Staates in diese Frage abzuschneiden. Dabei 
komme auch zur Erwägung, dass z. B. in verschiedenen Diözesen 
der katholischen Kirche schon vor dem 12. Lebensjahr die Zulassung 
zum Kommunionunterrichte stattfinde, das Kind also für religiös reif 
erklärt wird. Im alten Deutschen Reiche habe ein langer Kampf 
über die Frage des Unterscheidungsalters stattgefunden, namentlich 
auch darüber, ob die individuelle Reife entscheidend sei oder ob eine 
objektive Grenze fixirt werden solle. Ersteres wäre das eigentlich 
Richtige, wie auch Richter in seinem Lehrbuche des Kirchenrechts 
zugibt, aber es sei schwierig, im einzelnen Falle dies festzustellen. 
Man könnte vielleicht erwägen, die individuelle Beife hier insoweit 
zu berücksichtigen, dass ein Kind zur Entscheidung über seine Kon- 
fessionszugehörigkeit staatlich mit dem Zeitpunkte für befähigt er- 
achtet wird, wo es von seiner Konfession zur Theilnahme am Kom- 
munion- oder Konfirmationsunterricht für reif erachtet wird. Eine 
gewisse objektive Grenze müsse gesetzlich festgelegt werden, um 
Streitigkeiten und Vorwürfen gegen Behörden vorzubeugen. 

Zur Begründung des Abänderungsantrages a) führt Antrag- 
steller [Abg. Dr. Oertel] aus, er halte die Festsetzung des 14. Lebens- 
jahres für richtig. Mit dem 14. Lebensjahre werde das Kind durch 
die Konfirmation befähigt, die Rechte des evangelischen Christen zu 
übernehmen, wie z. B. die Pathenstelle bei Taufen. Wenn die evan- 
gelische Kirche ein Kind mit diesem Jahr für reif hält, dass es als 
Pathe die Verantwortung und Sorge für die christliche Erziehung 
einer anderen Person übernehme, müsse es auch reif sein, in Bezug 
auf die eigene Konfession sich zu entscheiden. 

Ein anderes Mitglied [Abg. Dr. Hieber] bemerkt in Motivirung 
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des Antrages b), er erachte eine reichsrechtliche Regelung dieser 
Frage für sehr zweckmässig und nothwendig. In Württemberg sei 
das 14. Lebensjahr nicht allgemein anerkannt; so habe Prof. Gaupp 
in Tübingen den gesetzlichen Thatbestand dahin festgestellt, dass 
man Knaben mit 16, Mädchen mit 14 Jahren den Uebertritt ge- 
statten solle. Schon im alten Reiche sei darüber gestritten worden; 
die katholische Kirche habe daran festgehalten, dass schon mit 
7 Jahren die Entscheidung getroffen werden könne: das corpus 
Evangelicorum habe das 18. Lebensjahr, dann 1752 das 14. Lebens- 
jahr proponirt, das corpus Catholicorum das 10. Lebensjahr. Er 
halte für richtiger, das 16. Lebensjahr festzusetzen; es sei im In- 
teresse des konfessionellen Friedens und, um kindlichem Leichtsinn 
und jugendlicher Schwärmerei nicht zu grossen Spielraum zu lassen, 
nicht gerathen, den Termin weiter herabzusetzen. Aus diesem Grunde 
sei für ihn das 12. Lebensjahr unannehmbar. Er schliesse sich auch 
den Ausführungen des Rechtslehrers Schmidt in Giessen an, der be- 
merkt, dass ein l14jähriger Mensch in keinem Falle die nothwendige 
Reife erlangt haben könne; er kenne noch nicht das Leben und die 
Bedeutung der Lehren und Einrichtungen seiner Kirchengemeinschaft 
für das praktische Leben. Wenn in der evangelischen Kirche das 
Konfirmationsalter auf das 14. Lebensjahr festgesetzt ist, so sei 
daraus noch nicht zu folgern, dass ein Kind damit auch das volle 
klare Bewusstsein für den grossen Schritt des Religionswechsels 
habe. Auf das 16. Lebensjahr sei auch die Eidesmündigkeit und 
die Ehefähigkeit der weiblichen Personen festgesetzt. 

Ein weiterer Redner [Abg. Bassermann] betont, er halte auch 
eine reichsgesetzliche Regelung für wünschenswerth. Er stimme den 
Hauptantragstellern darin bei, dass die Berücksichtigung der indi- 
viduellen Reife eigentlich das Richtige wäre, aber diese sei sehr 
schwer festzusetzen. Das zwölfte Lebensjahr halte er für unannehm- 
bar. Das Alter für den Konfirmationsunterricht könne hier nicht 
massgebend sein; es seien unter der grossen Zahl von Schülern 
sicherlich solche, welche die vorgetragene Lehre im vollen Umfange 
begreifen und ein selbständiges Urtheil darüber bekommen, aber für 
die grosse Mehrzahl sei dies nicht der Fall. Gegen das 16. Lebens- 
jahr spreche das Bedenken, dass damit gar kein eigentlicher Lebens- 
abschnitt gegeben sei. Mit dem 14. Lebensjahre trete das Kind aus 
der Volksschule; mit dem 18. Jahre erlange der junge Mensch eine 
gewisse Selbständigkeit, da trete der Jüngling aus der Mittelschule 
in die Hochschule, der Lehrling wird zum Gesellen. Auch im Bürger- 
lichen Gesetzbuche sei das 18. Lebensjahr in der Art berücksichtigt, 


176 


dass nach 8 3 unter gewissen Verháltnissen die Wirkungen der Voll- 
jährigkeit mit dem 18. Lebensjahre eintreten können. Es sei auch 
zu verweisen auf 8 56 und 8 57 des Strafgesetzbuches. Die Mög- 
lichkeit einer strafrechtlichen Verfolgung tritt mit dem 12. Lebens- 
jahre ein, es müsse aber bis zum 18. Lebensjahre gerichtlich fest- 
gestellt werden, ob auch die nothwendige Einsicht zur Erkenntniss 
der Strafbarkeit einer Handlung vorhanden gewesen sei. 

Der Vertreter des Autrages d) [Abg. Schrader] führt aus, man 
sei wohl einig, dass ein Unterscheidungsalter reichsgesetzlich fest- 
gesetzt werden solle. Die Frage liege heute wesentlich anders als 
früher; früher sei darauf gesehen worden, wann die Kirche ihren 
religiösen Unterricht als abgeschlossen erachtete; mit diesem Jahre 
habe man das Kind auch für reif erklärt zur Entscheidung, ob es 
in dieser Kirche bleiben wolle. Die Sache habe sich wesentlich ge- 
ändert, je mehr wir eine gemischte Bevölkerung, gemischte Ehen 
haben. Es handle sich jetzt nicht bloss um die Frage, ob das Kind 
reif sei, die Religion, in welcher es erzogen worden, selbständig zu be- 
kennen, sondern um die Frage der Entscheidung zwischen zwei verschie- 
denen Religionen. Die einzig richtige Grenze für diese Entscheidung 
sei das Alter der Volljährigkeit; diese Entscheidung sei wichtiger, 
als die meisten Entscheidungen über bürgerliche Rechtssachen. Man 
solle deshalb keine Ausnahme von der allgemeinen Bestimmung des 
Bürgerlichen Gesetzbuches machen. Für das 14. Lebensjahr liege 
ja eine gewisse Berechtigung darin, dass hiermit die Volksschul- 
pflicht aufhöre; aber auch da sei jetzt das Bestreben, den obligatori- 
schen Schulbesuch für die Fortbildungsschulen noch weiter auszu- 
dehnen. 

Von Seite der Hauptantragsteller [Abg. Dr. Bachem] wurde 
erwidert, man werde für das 14. Lebensjahr stimmen, wenn der ur- 
sprüngliche Antrag abgelehnt werden sollte. Die Anträge c und d 
seien als ausgeschlossen zu erachten durch die Abstimmung über 
8 2, wonach die freie Vereinbarung der Eltern über die religiöse 
Erziehung der Kinder zu entscheiden habe. Nach 8 1303 sei die 
Frau mit 16 Jahren ehemündig, sie ist also auch mit diesem Jahre 
fähig, durch Vereinbarung Bestimmungen zu treffen über die Kon- 
fession ihrer Kinder; es wäre eine Diskrepanz, zu verlangen, dass 
sie bis zum 18. oder 21. Lebensjahre warten solle, um über die 
eigene Konfession sich zu entscheiden. Für das 14. Lebensjahr 
lassen sich allerdings gute Gründe anführen: das Kind wird aus der 
Schule entlassen, es wird aus den bisherigen Verhältnissen hinaus- 
geführt in das Leben; in der Fabrik, in der Lehre komme es mit 
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jungen Leuten von verschiedenen Konfessionen zusammen und fange 
au, Sich eine eigene Meinung zu bilden, deshalb müsse man ihm 
spätestens mit diesem Lebensabschnitt, wenn nicht schon früher, 
auch die Möglichkeit geben, aus seiner selbständigen Meinung die 
Konsequenz zu ziehen. — Ein anderer Redner derselben Seite 
[Abg. Dr. Spahn] fügt bei, diese Frage habe schon vor Jahrhunderten 
die Reichsgesetzgebung beschäftigt, wenn die katholische Kirche nicht 
auf dein 7. Lebensjahr bestanden hätte, würde damals schon das 
12. Lebensjahr als Unterscheidungsjahr festgesetzt worden sein. 

Von dem Antragsteller, welcher das Unterscheidungsalter auf 
das 14. Lebensjahr festgestellt wissen wollte [Abg. Dr. Oertel], 
wurde betont, das 18. Jahr stelle eigentlich keinen Lebensabschnitt 
dar; der Lehrling werde mit dem 17. Jahre regelmässig Geselle, der 
Abgang von der Mittelschule falle durchschnittlich auf das 19. Lebens- 
jahr, das 18. Jahr sei also kein Lebensabschnitt, sondern nur ein 
arithmetisches Mittel. Gegen seinen Antrag sei eigentlich wenig 
eingewendet worden. Es sei richtig, dass in der evangelischen Kirche 
jetzt vielfach Bestrebungen im Gange sind, das Konfirmationsalter 
hinaufzusetzen, bisher habe es zu keinem Ergebnisse geführt. Die 
Bestimmung des 14. Jahres greife in die jetzt bestehenden Verhält- 
nisse am wenigsten hinein, in den meisten Staaten werde nichts ge- 
ändert. | ! 

Ein weiterer Redner [Abg. Graf Bernstorff] bemerkt, man 
werde sich wohl auf das 14. Jahr einigen kónnen. Es sei ja gewiss 
eine grosse Härte, wenn Eltern ihre Konfession gewechselt haben 
und ihre Kinder nicht zu ihrer neuen Konfession hinüberziehen kón- 
nen, oder wenn bei einer Mischehe nach dem Tode des einen Ehe- 
theiles der überlebende fortdauernd das Kind in der andern Kon- 
fession erziehen soll. Es müsse die Freiheit der Entschliessung für 
das Kind möglichst gewahrt werden. 

Ebenso hält ein anderer Redner [Abg. Dr. Zwick] die Wahl 
des 14. Jahres für zweckmässig und durch die Verhältnisse geboten. 
Gerade im Alter von 12 bis 14 Jahren mache das Kind eine wich- 
tige Entwicklung durch und zeige sich ein erheblicher Fortschritt 
in Bezug auf die geistige und sittliche Reife: der Knabe bekomme 
in diesem Alter eine gewisse Selbstständigkeit, schon im letzten 
Schuljahre müsse er überlegen, welchem Berufe er sich zuwenden 
wolle. Es sei zwar richtig, dass die jungen Leute etwa mit 13 Jahren 
von der Mittelschule abgehen, aber hier müsse man die grosse Zahl 
derjenigen berücksichtigen, welche mit 14 Jahren von der Volks- 
schule ins praktische Leben übertreten. 
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Der Vertreter des Antrages c) [Abg. Bassermann] gibt zu, dass 
die Ehemündigkeit der Frauen zu berücksichtigen sei. Man habe 
hierfür das 16. Lebensjahr gewühlt mit Rücksicht auf die wirth- 
schaftlichen Verhältnisse, welche eine Menge von Frauen schon früh- 
zeitig in den Kampf des Lebens hinaustreiben; er würde Festsetzung 
eines hóheren Alters für besser halten. Es sei zuzugeben, dass ein 
Kind schon mit Eintritt in die Lehre zu einer andern Ueberzeugung 
kommen könne, es sei aber kein Schaden, wenn es längere Zeit zur 
Ueberlegung habe, bevor es seine Entscheidung treffen kónne. 

Auf die Anfrage [des Abg. Bassermann], ob die bestehende 
Gesetzgebung Missstánde hervorgerufen habe, wird von mehreren 
Rednern [Gröber, Vollmar] ausgeführt, dass Beschwerden sich in 
der That ergeben haben. Speziell in Sachsen seien Fälle vorgekom- 
men, dass Religionsdiener gestraft worden seien, weil sie Leute in 
eine Religionsgemeinschaft aufnahmen, bevor sie das Alter der Voll- 
jährigkeit erreicht hatten. Solche Fälle seien in der Broschüre des 
Baptistenpredigers Mascher mehrere ausgeführt. 

Bei der Abstimmung wurde der Antrag auf Festsetzung des 
12. Lebensjahres mit 12 gegen 8 Stimmen abgelehnt; ebenso Ab- 
änderungsantrag b, mit 18 gegen 2 Stimmen, die Abánderungsantrüge c, 
und d, mit je 19 gegen eine Stimme abgelehnt, dagegen Abánderungs- 
antrag a, Festsetzung des 14. Lebensjahres als Unterscheidungsalter, 
mit 16 gegen 4 Stimmen angenommen. 

In zweiter Lesung wurde 8 2e mit allen gegen 1 Stimme an- 
genommen. 


V. Entfernung des Religionsunterrichtes aus der Schule. 


Die Diskussion giug über zu einem weiteren Antrage [des 
Abg. Kunert), es sei hinter $ 2c einzuschalten die Bestimmung: 
»Die Religionsunterweisung kommt in allen Schulen des 
Deutschen Reiches als Unterrichtsgegenstand ausnahms- 
los in Fortfall.« | 
Der Antragsteller (Abg. Kunert] führt in Begründung seines 
Antrages aus, durch die bisherige Debatte über die religiöse Er- 
ziehung der Kinder sei ein Theil des hier einschlägigen Materials 
schon erledigt. Der jetzt angenommene Antrag schliesse die zwangs- 
weise Theilnahme am Religionsunterricht nicht vollständig aus und 
wahre nicht entfernt den Gedanken der Toleranz: es müsse auch die 
in einzelnen Staaten bestehende Bestimmung beseitigt werden, dass 
der Vater für entsprechenden Ersatz sorgen muss, wenn er sein Kind 
vom Öffentlichen Religionsunterricht wegnehmen will. Auch für die. 
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Lehrer müsse gesorgt werden, dass nur jene zum Religionsunterricht 
herangezogen werden, welche sich freiwillig dazu melden. Man müsse 
jeden Gewissenszwang für den Religionsunterricht und Gottesdienst 
ausschliessen. Wenn man den Religionsunterricht in den Schulen 
als fakultativ erklären wollte, würde eine Reihe von Eltern in ab- 
hängiger sozialer Stellung doch dem Zwange sich nicht entziehen . 
können. Auch wenn die Simultanschule vollständig durchgeführt 
würde, wäre die Gewissensfreiheit nicht ausreichend gewahrt. Des- 
halb dieser Antrag, welcher allein volle Parität, volle Toleranz und 
Gewissensfreiheit garantire. Unter die vorgeschlagene gesetzliche 
Bestimmung sollen alle Schulen, auch die Privatschulen fallen, da- 
mit nicht durch ein, Hinterthürchen wieder einschleiche, was man 
hier beseitigen wolle. Der Antrag sei für den Reichstag neu; die 
Frage sei aber im preussischen Abgeordnetenhause und auch im 
bayerischen Landtage schon angeschnitten worden. Auch die Lehrer- 
erziehung müsse konfessionslos sein und den Geistlichen die Schul- 
aufsicht in Konsequenz des Antrages genommen werden. Man habe 
den Antrag als intolerant bezeichnet. Dies würde nur zutreffen, 
wenn auch der private Religionsunterricht verboten würde. Die Ge- 
schichte der Dissidentenschulen in den letzten Jahrzehnten zeige 
grósste staatliche Intoleranz und sei vielfach eine Geschichte des 
Martyriums; alle móglichen Strafen wurden über die Lehrer dieser 
Schulen verhángt. Nach dem sozialdemokratischen Programm sei 
die Religion Privatsache, die Schule aber nicht; die Volksbildung 
stehe der Partei so hoch, dass man in jeder Weise dafür sorgen 
müsse. Die besten Vertreter der wissenschaftlichen Pádagogik seien 
in dieser Frage zu demselben Resultate gekommen. Im Religions- 
unterrichte müsse viel auswendig gelernt werden, was bald wieder 
vergessen werde. Jetzt habe dieser Unterricht eine centrale Stellung, 
er dominire im Geschichts- und Sprachunterrichte, greife sogar auf 
den technischen und Gesangsunterricht über; selbst andere Stunden 
würden oft für den Bibelunterricht, den religiósen Memorirstoff und 
ähnliche Dinge in Anspruch genommen. Naturwissenschaft und Re- 
ligion , Darwin und Moses stehen sich gegenüber als unvereinbare 
Gegensätze. Der Kern der Religion liege im Dogma, dieses könne 
aber weder dem Willen oder Gemüthe nach dem Verstande assimilirt 
werden und sei deshalb für den Unterricht unbrauchbar. Im englisch- 
amerikanischen Sprachgebiete sei der Ausschluss der Religion als 
Lehrgegenstand schon durchgeführt, dasselbe sei in Belgien, Italien 
und Frankreich geschehen mit ausgezeichnetem Erfolge, ebenso in 
Schweden und Holland; in Oesterreich sei wenigstens die Schulavf- 
12* 
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sicht den Geistlichen entzogen. In der Schweiz sei in der Bundes- 
verfassung die Fakultativität vorgesehen. Im Interesse der Einheit- 
lichkeit des Unterrichtes und der Erziehung müsse alles Trennende, 
also das Religiöse und Konfessionelle im Unterrichte wegfallen. Die- 
Kirche trete immer als ecclesia militans auf, sie sei deshalb unge-- 
eignet, irgendwie segensreich in der Schule zu wirken. 

Von einem der Hauptantragsteller [Abg. Dr. Bachem) wurde 
erwidert, der Antrag greife weit über den Rahmen des Entwurfes 
hinaus; es liege das nothwendige Material zur Beurtheilung der 
Frage nicht vor. Der Antrag sei auch materiell unanehmbar. Der-- 
selbe stehe auf dem Boden absoluter Scheidung zwischen Kirche und 
Staat. Das entspreche nicht der Ueberzeugung der grossen Ma- 
jorität des deutschen Volkes, welche ein freundschaftliches Hand in 
Handgehen zwischen Staat und Kirche wünscht. Der Staat dürfe- 
sich den religiösen Anschauungen des Volkes nicht entziehen. Der 
Antrag verlange, dass der grossen Mehrheit der Wille einer kleinen: 
Richtung aufgedrängt werde; das sei auch vom politischen Stand- 
punkte absolut nicht zu rechtfertigen und in Widerspruch gegen 
alle Freiheit umsomehr, da selbst in Privatschulen der Religions- 
unterricht ausgeschlossen werden solle. Wenn man eine Privat- 
schule zulasse, müsse man dieser die volle Freiheit lassen zu lehren, 
was die Eltern wünschen, Wenn jetzt in Preussen Beschwerden be- 
züglich der Dissidentenkinder vorkommen, so liege dies nur darin, 
dass die gesetzlich garantirte Freiheit nicht richtig in allen Fällen 
durchgeführt werde; diesen Beschwerden kónne auf dem Boden des. 
bestehenden Gesetzes abgeholfen werden. 

Ein anderer Redner [Abg. Dr. Hieber] ist entschieden gegen: 
den Antrag vom Standpunkte der Schule und der Volksbildung aus, 
ganz abgesehen vom kirchlichen Standpunkte. Er müsse entschieden. 
widersprechen, dass die tüchtigsten Pädagogen Ausschluss des Re- 
ligionsunterrichtes verlangen. Selbst der liberale Dittes habe im. 
Statute seines Pädagogiums vorgeschrieben, dass jeder Zögling sich 
über entsprechenden Religionsunterricht auszuweisen habe. Ein pro-- 
testantischer Prediger habe neuerdings die Forderung erhoben, man. 
solle die »Religion um der Religion willen« aus der Schule aus- 
schliessen; gerade Schulmänner haben aber auf einer Konferenz von: 
Gymnasiallehrern Widerspruch dagegen erhoben, sie als Scehulmánner 
könnten eine derartige Forderung sich nicht gefallen lassen. Der: 
Geschichtsunterricht sei undenkbar, wenn man nicht über die Ein- 
führung des Christenthums, die Reformation ete. dabei sprechen. 
solle. Man würde dem Lehrer die Einwirkung auf das Gemüth un- 
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möglich machen, wenn der Lehrer bei solchen Punkten nicht seine 
persönliche Ueberzeugung im Unterricht ausdrücken dürfte; das wäre 
der härteste Gewissensdruck. Selbst Rosegger habe ausgesprochen, 
dass die Religionsstunden, in welchen das Evangelium vorgelesen 
and besprochen wurde, die schönsten Stunden der Schule für ihn 
gewesen seien, wahre Oasen in der Wüste des Rechnens und der 
Sprachlehre. Redner verstehe nicht, wie gerade vom Standpunkte 
der Arbeiter aus man den armen Leuten diese Erhebung über den 
Staub des alltäglichen Lebens rauben wolle. Vollends auch in Pri- 
vatschulen den Religionsunterricht nicht zu gestatten, das wäre der 
intoleranteste Standpunkt und der schwerste Eingriff in die Ge- 
wissensfreiheit, wogegen einzelne Beschwerden der Dissidenten feder- 
leicht wiegen. Der Gegensatz zwischen Religion und Naturwissen- 
schaft bestehe nicht; es gebe viele gelehrte Naturforscher, die ganz 
auf christlichem Boden stehen. In Amerika würde man sich be- 
danken, wenn der Religionsunterricht in Privatschulen verboten 
würde; auch in modernen Kreisen sei man nicht so entzückt über 
die Schulzustände in Italien und Frankreich. Ein Hauptvertreter 
der sozialdemokratischen Partei habe den Satz »Religion ist Privat- 
sache« dahin erklärt, dass dieselbe ein neutrales Gebiet sei und nicht 
in die Klassenkämpfe hereingezogen werden dürfe; er dürfe an- 
nehmen, dass derselbe dem Lehrer nicht verbieten wolle, seine per- 
sönliche Weltanschauung in den Unterricht hineinzutragen. 

Von Seite eines Kommissionsmitgliedes, welches für den An- 
trag eintrat [Abg. v. Vollmar], wurde betont, diese Frage hänge 
mit dem Gebiete der Beligionsfreiheit enge zusammen. Der Antrag 
sei eine Konsequenz des Standpunktes, dass der Staat nach keiner 
Richtung in das religiöse Gebiet einzugreifen habe; daraus folge 
Scheidung von Kirche und Schule Es sei eine unbeweisbare Be- 
hauptung, dass eine Mehrheit des deutschen Volkes den Religions- 
unterricht in der Schule wolle; eine grosse Zahl kümmere sich über- 
haupt nicht um diese Fragen. Der Schule sei das weltliche Wissen 
vorzubehalten, die Kirche solle Freiheit haben, Religionsunterricht 
zu ertheilen, so viel und wie sie wolle. Aber als schulplanmässiger 
Gegenstand müsse der Religionsunterricht ausscheiden. Auch in 
anderen Ländern werde dieser Standpunkt getheilt; Erzbischof Ireland 
in Nordamerika habe Pfarrschulen aufgelöst und die Kinder der 
konfessionslosen Staatsschule überwiesen. Die Privatschulen ziehe 
er bei diesem Antrage nicht in Betracht, ihm sei es vor allem um 
die öffentliche Staatsschule zu thun. Er habe den Antrag verstanden 
zunächst von den bayerischen Verhältnissen aus, wo Privatschulen. 
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thatsächlich fast nicht existiren. Der Religionsunterricht durchdringe 
jetzt den ganzen Unterricht; er habe in der Schule immer eine kon- 
fessionelle Seite, deren Hervorheben als Gewissensdruck empfunden 
werde von solchen, welche dieser Konfession nicht angehören. 

Auf diese Ausführungen wurde von anderer Seite konstatirt 
|Abg. Gröber], dass zwischen den beiden Vertretern des Antrages 
eine wesentliche Differenz in der Auffassung bestehe; in Bezug auf 
die Privatschulen habe der letzte Redner die Ausführungen des ersten 
Vertreters direkt desavouirt, welcher ausdrücklich betont habe, dass 
der Religionsunterricht selbst aus den Privatschulen entfernt werden 
müsse; hierdurch würde es den einzelnen Konfessionen und den 
christlichen Familien direkt unmöglich gemacht, Privatschulen ein- 
zurichten, in denen der ganze Unterricht einheitlich von religiöser 
Grundlage aus ertheilt werden könnte. 

Die beiden Vertreter des Antrages [Abg. Kunert und v. Vollmar} 
bestritten entschieden, dass ein Widerspruch in ihrer Auffassung 
bestehe, von einer Desavouirung könne keine Rede sein. Der gegen- 
theiligen Annahme liege eine Verwechselung der Privatschule mit 
der Religionsschule zu Grunde. Die sozialdemokratische Partei wolle 
den Religionsunterricht aus dem Unterrichtsplan aller Schulen, auch 
der Privatschulen, ausscheiden; sie stelle aber die Einrichtung von 
Religionsschulen oder Religionsstunden völlig frei, in denen Religions- 
unterricht ertheilt werden könne, ähnlich wie dies jetzt in Frank- 
reich geschehe. Eine Differenz der beiderseitipen Anschauungen 
bestehe höchstens in Bezug auf die ganz nebensächliche Frage, ob 
dieser ausserhalb der lehrplanmässigen Stunden stattfindende Religions- 
unterricht im Schulgebäude oder ausserhalb desselben gehalten werden 
solle. Die Partei verlange, die Kirche solle keinen Einfluss auf den 
Staat haben, innerhalb ihres Gebietes solle sie absolut frei sein. 

Von anderer Seite [Aby. Schrader] wurde bemerkt, der vor- 
liegende Antrag passe nicht in den Rahmen des Entwurfes; es sei 
Sache der Einzelstaaten, über die Unterrichtsgegenstände in ihren 
Schulen Bestimmungen zu treffen. Die Annahme des Antrages wäre 
ein Schwerer, taktischer Fehler, da die verbündeten Regierungen 
diese Forderung sicher ablehnen; damit wäre das Schicksal des 
ganzen Entwurfes gefährdet. 

Von Seite der Hauptantragsteller [Abg. Dr. Pichler| wurde 
betont, dass die Ausführungen eines Vorredners über die Nothwendig- 
keit des Religionsunterrichts in der Schule ausserordentlich sym- 
pathisch berührt haben und man denselben vollständig beistimme. 
Derselbe habe mit Recht bemerkt, die konsequente Durchführung 
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dieses Antrages würde zur grössten Intoleranz führen. Wenn man 
den Religionsunterricht aus allen Schulen ausscheide, dann müsse 
man auch die theologischen Fakultäten aufheben, ebenso die kirch- 
lichen theologischen Lehranstalten, die kirchlichen Seminarien. Der 
Darwinismus sei eine unbewiesene und unbeweisbare Hypothese, kein 
Resultat der exakten Forschung. Die sicheren Resultate der Natur- 
wissenschaft stehen mit der christlichen Glaubenslehre in vollem 
Einklange. Gerade die religiösen Dogmen wirken am tiefsten auf 
Verstand und Herz des Kindes und auf das ganze Leben des Volkes; 
es gebe keine Erwägungen, die tiefer den Willen ergreifen, als z. B. 
das Dogma von der Verantwortlichkeit des Menschen vor einem 
allwissenden Gotte und von der Vergeltung im Jenseits. Wenn man 
auf das Beispiel der Länder hinweise, welche den Religionsunterricht 
aus den Schulen entfernt haben, dürfe man doch auch nicht über- 
sehen, welche Früchte diese Schulen gezeitigt haben; in Frankreich 
haben die angesehensten Richter dringend die Wiedereinführung des 
Religionsunterrichtes verlangt, um der Zunahme der jugendlichen 
Verbrecher zu steuern. Die kirchlich gesinnten Familien haben dort 
unter den grössten Opfern Privatschulen errichtet, welche mehr 
Schüler zählten als die Staatsschulen. Man müsse sich doch auch 
fragen, ob man über Deutschland wegen dieser Frage die schweren 
politischen Kämpfe heraufbeschwören wolle, zu welchen die Ent- 
christlichung der Schule in anderen Ländern geführt habe. 

Von Seite des Antragstellers [Abg. Kunert] wurde erwidert: die 
zur Begründung des Antrages gemachten Ausführungen seien nicht 
erschüttert worden. Die Geschichte des Schulwesens in den englisch- 
amerikanischen und romanischen sowie in einigen germanischen 
Làndern zeige, dass man dort bereits in Wirklichkeit besitze, was 
hier beantragt wird; auch angesehene deutsche Autoritäten sprechen 
sich anerkennend über das französische Schulwesen aus. Die schweize- 
rischen Lehrertage haben sich wiederholt für Entfernung des Religions- 
unterrichts ausgesprochen und erklärt, die Schule habe absolut keinen 
Religionsunterricht zu ertheilen, man habe dabei die dogmatische, 
nicht die konfessionslose Religion im Auge gehabt. Die angesehensten 
Pädagogen wie Pestalozzi, Basedow, Diesterweg, Dittes u. s. w. seien 
für blossen Moralunterricht in der Schule. Wenn ein Redner den 
Religionsunterricht als Centrum des Schulunterrichts habe hinstellen 
wollen, so sei das nicht das Urtheil des Pädagogen, sondern des 
Theologen. Rosegger sei ein Mann, der Alles kann, er wechsele von 
Tag zu Tag seine Ansicht, man finde bei ihm das konfessionslose 
altkatholische Christenthum, als Autorität aber könne er nicht 
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herangezogen werden. Die sozialdemokratische Partei wolle dem 
Volke durchaus nicht die Religion nehmen; sie gebe dem Proletariat 
die Zuversicht, dass die Entwickelungsfäbigkeit des Menschenge- 
schlechtes eine unbegrenzte ist, und damit pflanze sie Ideale in die 
Brust des Menschen. Für abhängige Leute sei es schwer, ihre 
Ueberzeugung immer offen zu bekennen. Darwiu habe auch äusser- 
lich mit seiner Kirche nie gebrochen. Erst nach seinem Tode habe 
sich der Bruch aus hinterlassenen Dokumenten evident herausgestellt. 
Copernikus und Moses seien unvereinbar, eins sei eins und drei bleibe 
drei; nieht aber sei eins — drei und umgekehrt; wer glaubt, 
Dogma und Naturwissenschaft zusammenreimen zu können, täusche 
sich selbst, Unter hundert Lehrern finde man vielleicht zehn positiv- 
gláubige; es kónne für die Schule kein Vortheil sein, wenn solche 
Lehrer Religionsunterricht ertheilen. Die Freiheit der theologischen 
Wissenschaft wolle er in keiner Weise beschränken. Die in der 
Religion steckenden Moralgrundsätze wolle er nicht aus der Schule 
ausscheiden, sondern die rein menschliche Moral für die Schule 
gerne auch als Unterrichtsgegenstand übernehmen. Er leugne durch- 
aus nicht, dass die Religion auf das Gemüthsleben des Volkes Ein- 
fluss habe. Die Zunahme der Anarchie in Italien komme aus dem 
wirthschaftlichen Elend. Die aus der Entfernung des Religions- 
unterrichtes sich vielleicht ergebenden politischen. Kämpfe müssten 
eventuell mit in den Kauf genommen werden. — Von derselben 
Seite wurde beigefügt, die Naturwissenschaft wende sich hauptsäch- 
lich an den Verstand, die Religion an das Gefühl; daraus erkläre 
sich, dass Manche Beides für vereinbar halten. Wer durch ein 
Gymnasium gegangen sei, solle doch nicht sagen, dass eine Sittlich- 
keit ohne Religion unmöglich sei, man möge z. B. an Sokrates 
denken. Der Antrag wolle nur den gegenwärtigen Gewissensdruck 
beseitigen und Verhältnisse herbeiführen, bei welchen andere Länder 
sich sehr wohl befinden. 

Von anderer Seite [Abg. Dr. Hieber] wurde erwidert, die an- 
gesehensten Vertreter auch der Gymnasialpädagogik seien für Bei- 
behaltung des Religionsunterrichtes eingetreten, z. B. Ziegler-Strass- 
burg, Paulsen-Berlin, Jáger-Kóln. Eine grosse Menge von hoch- 
angesehenen Naturforschern seien gläubige Christen gewesen. 

Bei der Abstimmung wurde der Antrag mit allen gegen 3 Stim- 
men [Soezialdem.] abgelehnt. 
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VI. Form des Austrittes aus einer Religionsgemeinschaft. 


8 3. 


»Der Austritt aus einer Religionsgemeinschaft mit 
bürgerlicher Wirkung erfolgt durch ausdrückliche Er- 
klärung des Austretenden gegenüber der Religionsgemein- 
schaft. 

Die Erklärung ist an das Amtsgericht des Wohnortes 
abzugeben; das Amtsgericht hat die zuständige Behörde 
der Religionsgemeinschaft hiervon in Kenntniss zu setzen. 
Die Erklärung kann schriftlich in öffentlich beglaubigter 
Form abgegeben werden. 

Ueber den Empfang der Erklärung ist eine Bescheinig- 
ung zu ertheilen.« 

Hierzu liegt vor der Antrag |v. Vollmar|, dem $ 3 folgenden 
Absatz 4 hinzuzufügen: | 

»Für die Austrittserklärungen dürfen keinerlei Ge- 

bühren oder Stempel erhoben werden.« 


Zur Begründung wurde seitens der Antragsteller [Abg. Gróber] 
ausgeführt, in den deutschen Staaten bestánden jetzt verschiedentlich 
Vorschriften, welche dahin zielen, von Staatswegen gewisse er- 
schwerende Formen für den Austritt aus der Kirche anzuordnen,. 
insbesondere auch eine Art von amtlicher Gewissensprüfung vorzu- 
schreiben, welcher der Austretende sich noch unterziehen müsse. 
Die Restimmungen der verschiedenen Staaten seien meist einander 
ziemlich ähnlich; leider sei es nicht möglich gewesen, dieselben voll- 
ständig in den vorgelegten Materialien zu sammeln. Man könne 
zum Beispiel noch hinweisen auf eine Verordnung von Reuss älterer 
Linie vom 13. Februar 1837, welche vorschreibe, dass im Staate 
Reuss der Uebertritt für einen Ausländer nur dann gestattet sei, 
wenn derselbe in seinem Heimathsstaate kein Domizil mehr besitze 
und ein schriftliches Zeugniss vom Pfarrer der bisherigen Konfession 
beibringe, dass er seine Willensmeinung vor diesem erklärt und 
trotz der erfolgten Belehrung nach Ablauf der vierwöchentlichen 
Bedenkfrist an seinem Entschlusse festgehalten habe, und dass er 
aus der bisherigen Religionsgemeinschaft entlassen sei. — Zweck 
des Antrages sei eine möglichst gleichmässige und einfache Form 
für die Austrittserklärung zu finden, welche die bürgerlichen Wirk- 
ungen des Austritts begründe. Der Regierungsentwurf zum preus- 
sischen Gesetz vom 15. Mai 1873 habe vorgeschlagen, dass die ein- 
facbe Erklärung zu gerichtlichem Protokolle genügen sollte. In 
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der Begründung war darauf hingewiesen, dass die seelsorgliche Ein- 
wirkung nicht ausgeschlossen werden solle, aber es bestehe kein 
genügender Grund, desshalb die Rechtswirkung der Austrittser- 
klárung zu suspendiren. Die bisher in einzelnen Staaten z. B. in 
Sachsen bestehenden Gesetze haben zu Missstánden geführt. Die be- 
stehenden Bedenkfristen sollten beseitigt werlen. Wenn man auch 
von kirchlicher Seite vielleicht eine solche Frist wünsehen kónne, 
praktisch trete oft nur der Erfolg ein, dass Einer recht erbittert 
werde; auch sei es nieht Aufgabe des Staates, solche Bestimmungen 
für die bürgerlichen Wirkungen des Austrittes zu treffen. In àhn- 
licher Weise haben im preussischen Abseordnetenhause seiner Zeit 
die Abgeordneten Klots und Richter sich ausgesprochen, ähnlich 
Dr. Bruel. lm preussischen Gesetze bestehe insofern ein gewisser 
Widerspruch, als der Austritt aus den nicht anerkannten Religions- 
gemeinschaften formlos erfolgen könne, während bei den aner- 
kannten Gemeinschaften die Einhaltung gewisser Formen nothwendig 
sei; zu einer solchen Unterscheidung bestehe kein Anlass. Dem 
Antrag, dass keine Gebühren und Stempelabgaben erhoben werden, 
könne man zustimmen. 

Der Vertreter einer anderen Seite [Abg. Dr. Hieber] erklärt, 
er stimme den beiden Anträgen bei und könne so ziemlich Alles 
annehmen, was der Vorredner gesagt habe. Das Centrum habe 
gegenüber dem Jahre 1873 insofern seine Stellung geändert, als es 
damals gegen das Gesetz über den Austritt aus der Kirche stimmte. 
Er nıüsse aber zugeben, dass bei der Berathung die Abgeordneten 
Reichensperger und v. Mallinckrodt sich für Einführung der vor- 
geschlagenen Erleichterungen ausgesprochen haben. Abgeordneter 
v. Mallinckrodt habe damals am 21. Januar 1873 erklärt: »Das Be- 
dürfniss zu einer derartigen Gesetzesvorlage ist in keiner Weise 
dargethan; ich habe den Eindruck, als wenn dieses Gesetz eigentlich. 
ausgearbeitet wäre so aus dem gesetzgeberischen Drange heraus, 
einmal das Verhältniss von Staat und Kirche in einer möglichst 
erschöpfenden und ästhetisch völlig befriedigenden Weise gesetzlich 
festzustellen. Ich und meine Freunde haben auch nicht das Mindeste: 
dagegen zu erinnern, dass man den Austritt aus irgend welcher 
kirchlichen Genossenschaft so leicht als möglich macht. Wir halten 
das für ganz selbstverständlich; in einem Staate, wo Gewissensfrei- 
heit verfassungsinássiges Recht ist, da kann man denn doch in aller 
Welt nicht daran denken, durch irgend ein staatliches Gesetz den 
Austritt aus einer Kirche erschweren zu wollen. Freilich die Be-. 
dürfnissfrage bleibt schliesslich übrig, und da ich nicht die Absicht 
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haben kann, ohne alles Bedürfniss, blos aus Vergnügen an der Ge- 
setzesmacherei, neue Gesetze zu geben, so bin ich schliesslich nicht 
in der Lage, für das Gesetz zu stimmen.«  Aehnlich Dr. Reichen- 
sperger: »Ich bin der Ansicht, dass man möglichst dahin wirken 
soll, diejenigen aus der Kirchengemeinschaft wegzubekommen, welche 
nicht mit Leib und Seeie zu derselben gehóren, welche ihren Grund- 
gedanken, ihre Zwecke und ihre Gesetze nicht anerkennen. Dass 
diese Leute gehen, dagegen habe ich gar nichts zu erinnern, auch 
nicht dagegen, dass man ihnen das Weggehen möglichst erleichtert.« 
— Seiner Zeit habe Dr. Gneist als Berichterstatter Bedenken ge- 
äussert wegen Beseitigung der vorgeschriebenen Frist gegenüber 
allenfallsigen Agitationen zum Massenaustritte. 

Ein weiterer Redner [Abg. Stolle] befürwortet lebhaft die An- 
träge, welche für Sachsen eine wesentliche Besserung bringen. Jetzt 
müsse ein »Sühnversuch« stattfinden, wo ganz merkwürdige Dinge 
vorkämen; man suche junge Leute zu kódern oder sie einzuschüch- 
tern. Mancher werde bei seinem Arbeitgeber vom Prediger als ge- 
fährlicher Atheist denunzirt. 

Wieder ein anderer Redner |Abg. Graf Bernstorff) meint, die 
bisher bestehenden Bestimmungen hätten zu keiner Beeinträchtigung 
der Gewissensfreiheit geführt, ausser etwa in Sachsen. Es sei auch 
bedenklich, in die Finanzgesetze der Einzelstaaten einzugreifen; 
auch für andere Gerichtsverhandlungen in der freiwilligen Gerichts- 
barkeit bestehen Gebühren. Die vorgeschriebenen Bedenkfristen solle. 
man nicht beseitigen; der Religionswechsel sei einer der wichtigsten 
Schritte im Leben, die Einer nicht ohne längere Ueberlegung thun 
solle. 

Von anderer Seite [Abg. Schrader] wird ausgeführt, man könne 
beiden Anträgen zustimmen. Ein Bedenken könnte allenfalls er- 
hoben werden, was unter »bürgerlicher Wirkung« zu verstehen sei. 
Man habe dabei wohl zunächst an die Verpflichtung zu Kirchen- 
umlagen, den Zwang zur Theilnahme am Religionsunterricht etc. 
zu denken. Nach dem bereits angenommenen Antrage habe auch 
ein junger Mensch von 14 Jahren das Recht, seinen Austritt aus 
der Kirche zu erklären; es sei aber doch fraglich, ob das Gericht 
eine solche Erklärung entgegennehmen werde von einem Jungen, 
der noch nicht rechtsfáhig sei; es dürfte sich daher empfehlen, in 
irgend einer Weise im Gesetze förmlich auszusprechen, dass diese 
Erklärung auch von einem Minderjährigen selbstständig abgegeben 
werden könne. 

Seitens der Hauptantragsteller [Abg. Gróber] wird erwidert, 
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der Wortlaut des Antrages sei dem preussischen Gesetze nachgebildet; 
der Ausdruck »bürgerliche Wirkungen« treffe zunächst die vermögens- 
rechtliche Seite, aber auch alle anderen Angelegenheiten, in welchen 
für den Staat die Zugehörigkeit zu einem Glaubensbekenntnisse in Frage 
kommen könne, z. B. die Vormundschaft. Gegenüber dem vom Vor- 
redner geäusserten Bedenken halte man es für selbstverständlich, 
dass ein 14jähriger Mensch die Austrittserklärung vor Gericht ohne 
jegliche Assistenz rechtsgültig abgeben kann. [Abg. Dr. Bachem 
fügt bei:] Wenn im Gesetze festgelegt sei, dass Jemand selbständig 
mit dem 14. Jahre aus der Kirche austreten könne, so ergebe sich 
von selbst, dass er auch selbständig die betreffende Erklärung vor 
Gericht abgeben dürfe. Das Bürgerliche Gesetzbuch stehe auf dem 
Standpunkte, dass Verträge im Allgemeinen erst mit 21 Jahren ab- 
geschlossen werden dürfen; es lasse aber mannigfache Ausnahmen 
zu, z. B. Ausnahmen für den Abschluss von Arbeits- und Dienst- 
verträgen durch Minderjährige; man könne vor 21 Jahren ein 
Testament machen, eine weibliche Person könne mit 16 Jahren 
heirathen, den Ehevertrag schliessen, bei gemischter Ehe die Ver- 
einbarung über die religiöse Erziehung der Kinder treffen. Redner 
betont, dass es gerade vom kirchlichen Standpunkt erwünscht sei, 
wenn die jetzt bestehenden Erschwerungen beseitigt werden, da die- 
selben oft nur zu gehässiger Agitation gegen die Kirche missbraucht 
werden. Die Gebühren seien in Preussen sehr mässig gewesen — 
50 Pfg. (jetzt sind dieselben auf 3 -Æ erhöht); in Schwarzburg- 
Sondershausen betragen sie zwischen 10 und 100 .#. Es sei nur 
zu begrüssen, wenn diese Gebühren hier ganz wegfallen. 

Das angezogene preussische Gesetz von 1873 sei damals ein- 
gebracht worden im Zusammenhang mit drei anderen Kampfgesetzen 
gegen die katholische Kirche, und zwar lediglich zu dem Zwecke, 
um den Altkatholiken den Austritt aus der katholischen Kirche zu 
erleichtern. Deshalb habe das Centrum das Bedürfniss für ein zu 
solchem Zweck vorgelegtes Gesetz verneint und gegen das Gesetz 
gestimmt, obwohl es mit dem Inhalt der einzelnen Bestimmungen 
des Entwurfes einverstanden gewesen sei. Für die Schlussabstim- 
mung der Centrumspartei des preussischen Abgeordnetenhauses im 
Jahre 1873 kónne übrigens auch in Betracht gekommen sein, dass 
die Regierungsvorlage in Folge der Kommissionsbeschlüsse durch 
Einführung von mancherlei Erschwerungen verschlechtert worden sei, 
so dass die den Kommissionsantrágen entsprechenden schliesslichen 
Beschlüsse des Abgeordnetenhauses für grosse Theile Preussens ge- 
radezu einen Rückschritt bedeuteten. Wenn die nationalliberale 
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Partei heute nicht mehr für die Erschwerungen des Austritts aus. 
einer Kirche eintrete, welche sie im Jahre 1873 beantragt und . 
durchgesetzt habe, so sei dies nur zu begrüssen. Heute handle es. 
sich zudem um ein Gesetz für ganz Deutschland und um Beseitigung 
aller der Chikanen, welche sich an die landesrechtlichen Vorschriften: 
über den Austritt angeknüpft haben. — [Weiter bemerkt Abg. Gró- 
ber:] Ein Vorredner habe Bedenken vom religiösen Standpunkte- 
geltend gemacht; es sei zu bemerken, dass jetzt schon in Preussen. 
der Austritt aus der Kirchengemeinde für den religiósen Bereich 
ohne jede Form erfolgen könne, die im Staatsgesetze vorgeschriebene 
Form berühre nur die bürgerliche Wirkung. Der Staat wolle nur 
Streitigkeiten abschneiden, welche etwa in Bezug auf Kirchenumlagen 
und andere Leistungen entstehen könnten; in diesen Beziehungen 
werde Jeder als zur betreffenden Kirche gehórig erachtet, so lange 
er die vorgeschriebenen Austrittsformalitäten nicht erfüllt habe. — 
Der Zusatzantrag müsse wohl eine andere Fassung erhalten. 

Der Antragsteller [Abg. v. Vollmar] bemerkt, er habe gegen 
eine andere Fassung seines Zusatzantrages nichts zu erinnern, die- 
selbe kónne wohl am besten in zweiter Lesung erfolgen. 

Um die Bedenken abzuschneiden, welche bezüglich Abgabe der 
Austrittserklärung seitens eines Minderjährigen angeregt waren, 
wurde [von Abg. Dr. Bachem] der Antrag gestellt, in $ 3 Absatz 1 
hinter den Worten »bürgerlicher Wirkung« einzuschalten: 

»steht Jedem zu, welcher die Entscheidung über sein 
religiöses Bekenntniss treffen kann, unde. 

'Es wurde aber einmüthig von den übrigen Kommissionsmit- 
gliedern anerkannt, dass dieser Zusatz rein deklarativer Natur und 
unnöthig sei; der Antrag wurde deshalb zurückgezogen. 

Bei der Abstimmung wurde $ 3 mit dem hierzu beantragten 
Absatz 4 mit allen gegen 2 Stimmen angenommen. 

In zweiter Lesung wurde [von Abg. Dr. Spahn] beantragt, den 
ersten Satz in Absatz 2 des $ 3 zu fassen, wie folgt: 

»Die Erklärung ist dem Amtsgerichte des Wohnortes 
gegenüber abzugeben; von diesem ist sie der zuständigen 
Behörde der Religionsgemeinschaft mitzutheilen.« 

Zur Begründung wurde bemerkt, die beantragte Aenderung sei 
rein redaktioneller Natur, um die Uebereinstimmung mit der 
Terminologie des B. G.-B. herzustellen. Die Kommission sei einig 
in der Auffassung, dass die Wirkung der Austrittserklärung erst. 
eintrete, wenn die Mittheilung des Amtsgerichtes an die zuständige 
Religionsgemeinschaft erfolgt sei. 
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Der Antrag wurde mit allen gegen 1 Stimme angenommen. 

Ferner wurde beantragt, den Absatz 4 des $ 3 zu fassen, 
wie folgt: . 
»Das Verfahren ist kosten- und stempelfrei.« 

Der bisherige Wortlaut decke die Sache nicht ganz, da der- 
selbe sich nur auf die Erklárung, nicht auf das ganze Verfahren 
erstrecke. 

Dieser Antrag wird gegen 3 Stimmen angenommen. Der so 
gestaltete 8 3 fand Annahme mit allen gegen 3 Stimmen. 


VII. Rechtliche Wirkungen des Austritis aus einer Religions- 
gemeinschaft. 


8 4. 

Die Abgabe der Austrittserklärung bewirkt, dass der 
Ausgetretene zu Leistungen, welche auf der persónlichen 
Zugehórigkeit zur Religionsgemeinschaft beruhen, nicht 
mehr verpflichtet wird. 

Leistungen, welche nicht auf der persönlichen Zuge- 
hörigkeit der Religionsgemeinschaft beruhen, insbesondere 
Leistungen, welche kraft besonderen Rechtstitels auf be- 
stimmten Grundstücken haften oder von allen Grund- 
stücken des Bezirks oder doch von allen Grundstücken 
einer gewissen Klasse in dem Bezirk ohne Unterschied 
des Besitzers zu entrichten sind, werden durch die Aus- 

— trittserklàrung nicht berührt. 
Hierzu lagen folgende Abänderungsanträge vor; 

a) [Antrag Kauffmann] den $ 4 des Entwurfs durch folgende Be- 
stimmung zu ersetzen: 

»Die Abgabe der Austrittserklärung bewirkt, dass 
auch die vermögensrechtlichen Rechte und Pflichten des 
Ausgeschiedenen hinsichtlich der betreffenden Religions- 
gemeinschaft, soweit dieselben nicht auf besonderen 
Rechtsgeschäften beruhen, aufhören.« 

b) [Antrag Dr. Hieber] in 8 4 des Antrags Dr. Lieber und Ge- 
nossen nach dem ersten Absatz folgende zwei Absätze ein- 
zufügen: 

»Diese Wirkung tritt mit dem Schlusse des Kalender- 
jahres, in welchem die Austrittserklärung erfolgt ist, ein. 

Zu den Kosten eines ausserordentlichen Bauwesens, 
dessen Nothwendigkeit vor seiner Austrittserklärung fest- 


191 


gestellt ist, hat der Ausgetretene bis zum Ablauf des 
der Austrittserklärung folgenden Kalenderjahres ebenso 
beizutragen, wie wenn der Austritt nicht erfolgt würe.« 
c) [Antrag Stolle] dem 8 4 folgenden Absatz 3 hinzuzufügen: 

»Leistungen, welche von allen Einwohnern eines Orts 
oder eines Bezirks, oder von allen Grundstücken, ohne 
Unterschied des Besitzers, zu entrichten sind, geben auch 
den Steuerpflichtigen das Recht, in den durch ihre 
Steuerbeiträge errichteten Friedhófen und Kirchen ihre 

religiösen, ethischen Gebräuche ausüben zu können.« 
Namens der Antragsteller [Abg. Gröber] wurde ausgeführt, der 
vorliegende Antrag unterscheide sich vom preussischen Gesetze von 
1873 in zwei Punkten: zunächst darin, dass keine Frist für den 
Eintritt der Rechtswirkungen des Austrittes gesetzt sei, und dann 
darin, dass die besondere Bestimmung über die nach dem Austritte 
noch fortdauernde Verpflichtung der Beitragsleistung zu »ausser- 
ordentlichen Bauten« in den Antrag nicht aufgenommen wurde. 
Für den Antrag sei massgebend die Erwägung, dass die Zugehdrig- 
keit zu einer Religionsgemeinschaft nicht in derselben Weise behan- 
delt werden solle, wie die Zugehörigkeit zu einer Erwerbsgesell- 
schaft. Bei letzteren ist es erklärlich, dass ein Austretender noch 
eine gewisse Zeit für die Verbindlichkeiten der Gesellschaft einzu- 
treten habe, weil sonst die grössten Verwirrungen entstehen würden. 
Es handle sich hier nicht um die Aufgabe, Geld zu erwerben; die 
Verpflichtung zu Leistungen und Beiträgen sei nur eine sekundäre 
Folge der Zugehörigkeit zu einer Religionsgemeinschaft, und wenn 
diese Zugehörigkeit wegfállt, so solle auch die Verpflichtung zu 
Umlagen wegfallen. Es sei weder vom Standpunkte der Religions- 
gemeinschaft selbst, noch von Seiten des Staates richtig, von einem 
Ausgetretenen eine Steuer zu erheben; die Kirchengemeinschaft 
schaffe sich damit nur ein grosses Odium. Der Austretende werde 
sich in der Regel einer anderen religiösen Gemeinschaft anschliessen 
und es wäre unbillig, ihm doppelte Leistungen aufzubürden. In den 
Motiven zur Regierungsvorlage sei beim preussischen Gesetze von 
1873 anerkannt worden, dass diese vorübergehende Fortdauer der 
Verpflichtung zu Umlagen lediglich begründet sei durch die Bezug- 
nahme auf die Vorschriften des Allgemeinen Landrechtes über das 
Ausscheiden aus Corporationen überhaupt. Inzwischen seien durch 
das Bürgerliche Gesetzbuch die Verhältnisse dahin geändert, dass 
bei rechtsfähigen Vereinen mit dem Ausscheiden auch die Verpflich- 
tung zu ferneren Beiträgen erlischt. Cosack sage in seinem Lehr- 
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buch des deutschen bürgerlichen Rechtes (II. Aufl. Bd. I S. 110) in 
Bezug auf den Austritt aus einem rechtsfáhigen Verein: »Das aus- 
scheidende Mitglied wird von allen Beitragspflichten gegenüber der 
Körperschaft frei, soweit die Pflichten sich nicht auf die Zeit vor seinem 
Ausscheiden beziehen.« Ferner sagt er über die juristische Person 
des óffentlichen Rechtes (l. c. S. 120): »Die juristischen Personen des 
öffentlichen Rechtes werden, wenn sie in privatwirthschaftlichen Verkehr 
treten, grundsätzlich behandelt wie privatrechtliche Körperschaften 
und Stiftungen (S. 121).« Für Gemeindeschulden haftet nur das Ge- 
meindevermógen, nicht das Privatvermögen der einzelnen Bürger, 
denn die Gemeinden sind ebensowenig identisch mit der Summe 
ihrer Einwohner oder Ortsbürger wie eine privatrechtliche Körper- 
schaft mit der Summe ihrer Mitglieder identisch ist. — Wenn man 
beim Ausscheiden eines Mitgliedes noch Beiträge verlangen könnte, 
könnte man zur Consequenz kommen, dass in einem Erbfall auch 
die Erben noch für einige Zeit Leistungen zu machen haben, oder 
dass einer beim Wegzug aus einer Gemeinde noch Umlagen tragen. 
müsste. Die Gesetzgebung sei in den einzelnen Staaten verschieden. 
Nach den Gesetzen von Bayern, Sachsen, Coburg-Gotha höre eine 
Beitragsleistung sofort mit dem Austritt auf, während die andern 
Staaten sich ans preussische Gesetz angeschlossen haben. Im 
preussischen Gesetz sei eine fortdauernde Leistung nur vorgeschrieben 
zu Gunsten der privilegirten Kirchengemeinschaften ; innere Gründe, 
hier die privilegirten Kirchengemeinschaften anders zu behandeln, 
als die nichtprivilegirten, seien nicht gegeben. — Was die Aus- 
nahmebestimmung für »ausserordentliche Bauten« betreffe, so sei 
dieselbe in der damaligen Regierungsvorlage nicht enthalten gewesen. 
Die Motive haben betont: 

1. Die Motive des Austritts entziehen sich dem menschlichen 
Urtheil, und eine gesetzliche Vorschrift gegen den Miss- 
brauch der Freiheit des Unterrichts müsste sich nothwendig 
auch gegen die Freiheit selbst richten, d. h. gegen die- 
jenigen, welche nicht aus áusserlichen verwerflichen Gründen, 
sondern um des Gewissens willen ihre kirchliche Gemein- 
schaft aufgeben. 

2. Eine solche Ausnahmebestimmung kann, sie möge gefasst 
werden, wie sie wolle, mit der grössten Leichtigkeit um- 
gangen werden, indem der Austritt unmittelbar vor dem 
für die Heranziehung zu kirchlichen Beiträgen entscheiden- 
den und im Gesetz nothwendig zu fixirenden Termin erklärt 
wird. 
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3. Es fehlt an einem inneren Grunde, zwischen laufenden und 

ausserordentlichen kirchlichen Beiträgen zu unterscheiden. 

Auch aus Abgeordnetenkreisen habe man damals sich gegen 
eine solche Bestimmung ausgesprochen. Abgeordneter Dr. Brüel 
habe erklärt, ihm seien nie Fälle vorgekommen, dass Leute wegen 
bevorstehender grösserer Bauten aus der Kirche ausgetreten seien. 
Abgeordneter v. Mallinckrodt habe den Grundsatz, dass Jemand, der 
nach erfolgtem Beschluss über einen Kirchenbau austritt, nun doch 
mitzahlen müsse, für ganz unrichtig erklärt; es baue die Corporation 
und nicht der Einzelne, Wer aus der Corporation austrete, habe 
mit derselben nichts mehr zu thun. Man wolle hier in die veral- 
teten Grundsátze zurückfallen, wonach die politische Gemeinde die 
Bedürfnisse der herrschenden Kirche trug. In neuerer Zeit sei das 
Prinzip konstruirt; Nur Angehörige der Gemeinde zahlen für die 
Bedürfnisse derselben. Es sei Unrecht, einen, der aus Gewissensbe- 
denken ausgeschieden sei, mit Verpflichtungen seiner früheren Reli- 
gionsgesellschaft zu belasten. Wenn eine Gemeinde sich spalte und 
aus einer Corporation zwei entstünden, dann sei vermögensrecht- 
liche Auseinandersetzung geboten, wenn ein  Einzelner austrete, 
nicht. Stark belastete Städte würden gern bereit sein, reiche 
Ausziehende nachträglich heranzuziehen; sie dürfen es aber nicht. 
(19. Februar 1873.) 

In der gleichen Weise habe Abgeordneter Dr. Reichensperger 
erklärt, man müsse präsumiren, dass Jemand nur aus Gewissens- 
rücksichten austrete, und deshalb dürfe man den Leuten nicht un- 
gerecht Lasten auf lange Zeit aufladen und ihnen durch dieses Ge- 
setz den durch ihr Gewissen gebotenen Uebertritt nicht erschweren. 
Die vorgeschlagenen kleinen Fristen nützten zu nichts; wer über- 
haupt aus Geldrücksichten austrete, ahne einen Bau lange vorher 
und könne auch lange vorher austreten. Die Heranziehung eines 
Ausgetretenen zu den Kosten eines Kirchenbaues laufe auf eine 
Geldstrafe für den Austritt hinaus. 

Aehnlich habe der freisinnige Abgeordnete Klotz betont, die 
Kirche sollte zu stolz sein, von Leuten etwas anzunehmen, die aus 
Geldrücksichten austreten. Es sei auch zu bemerken, dass dieser 
Zusatz damals bei namentlicher Abstimmung nur mit 160 gegen 
139 Stimmen angenommen wurde. — Der Antrag unterscheide zwischen 
persönlichen Leistungen und dinglichen Lasten; dies sei geschehen 
aus der Ueberzeugung, dass es in diesem Augenblicke nicht möglich 
sei, die dinglichen Lasten ohne Weiteres zu beseitigen; das bedeute 
einen Eingriff in bestehende Rechtsverhältnisse, welchen die An- 
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tragsteller nicht mitmachen kónnten. Diese dinglichen Lasten seien 
zum Theil privatrechtlicher Natur; die Regelung dieser Frage müsse 
der Landesgesetzgebung überlassen bleiben. 

Von anderer Seite betonte ein Vertreter [Abg. Kauffmann], 
er stimme den Ausführungen des Vorredners, welche wohl nicht 
widerlegt werden können, in allen Punkten bei, abgesehen von der 
Unterscheidung zwischen persönlichen und dinglichen Lasten. Es sei 
selbstverständlich, dass mit dem Austritt aus einer Kirchengemein- 
schaft auch die Rechte und Pflichten aufhören, natürlich mit der 
Einschränkung, dass bereits entstandene und fällige Lasten auch 
den Austretenden noch verpflichten. Dieses Prinzip entspreche auch 
dem alten kanonischen Rechte, welches alle Parochiallasten aus der 
Zugehörigkeit zur Parochie folgerte; dieser Grundsatz finde sich 
bereits in den Kapitularien der fränkischen Könige und sei auch 
im Tridentinum festgehalten, welches bestimmt, dass nur die Pa- 
rochianen zu den Lasten heranzuziehen sind. — Die Hauptantrag- 
steller machen aber, dem preussischen Gesetze von 1873 folgend, 
eine Unterscheidung zwischen persónlichen und dinglichen Lasten 
und wollen letztere bestehen lassen. Es sei selbstverstándlich, dass 
Lasten bestehen bleiben, welche auf einem besonderen Rechtstitel 
beruhen. Die Unterscheidung zwischen persönlichen und dinglichen 
Parochiallasten sei wissenschaftlich nicht aufrecht zu erhalten, sie 
beruhe bei näherer Untersuchung auf einer grossen Anzahl von 
Missverständnissen, wie dies z. B. Rechtsanwalt Westrum in seiner 
Broschüre »Das Märchen von dinglichen Kirchenlasten, Celle 1895« 
nachgewiesen habe. Wenn die angeblich dinglichen Lasten fortbe- 
stehen, werden durch den Antrag gerade jene Zustände nicht ge- 
troffen, welche in ländlichen Bezirken zu den erheblichsten Be- 
schwerden führen. In früherer Zeit wurden die Parochiallasten 
vielfach von den Hofbesitzern eingezogen; sie waren die einzigen 
leistungsfähigen Leute. Daraus habe sich der Gedanke entwickelt, 
dass nur die Hufenbesitzer als solche beitragspflichtig seien, sie 
werden jetzt noch in einzelnen Gebieten beigezogen selbst zu Kirchen- 
bauten für fremde Konfessionen; das Rechtsgefühl der Leute sträube 
sich gegen solche Leistungen und sie fühlen sich tief verletzt, wenn 
bei einem solchen Prozess eine Verurtheilung erfolge. Die evan- 
gelische Kirche habe jetzt das Besteuerungsrecht und das Recht 
Anleihen aufzunehmen und damit die volle Möglichkeit, ihre Be- 
dürfnisse zu decken. Die katholische Kirche sei noch besser daran, 
da sie die strenge Scheidung des Sondereigenthums der einzelnen 
Kirchen nicht kenne und deshalb noch freier disponiren könne. Die 
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Anschauungen darüber, welche Lasten dinglicher und persönlicher 
Natur seien, gehen weit auseinander. Der Zustand der Rechts- 
quellen sei in Bezug auf diese Frage ausserordentlich mangelhaft, 
es bestehe die grösste Rechtsunsicherheit. Die Kirchenbaulasten 
können nicht mit den gewöhnlichen Reallasten verglichen werden. . 
Unsere neuere Gesetzgebung habe die Reallasten wegen ihrer volks- 
wirthschaftlichen Verwerflichkeit aufgehoben, es sei nicht einzusehen, 
warum man darunter nicht auch die Kirchenlasten inbegriffen habe. 
Kein Mensch werde diesen Bestimmungen eine Thräne nachweinen. 

Von einem anderen Redner [Abg. Stolle] wurde ausgeführt, 
die Zustände in Sachsen seien am allerschlimmsten und führten dort 
zu den grössten Widerwärtigkeiten. Es bestehe nach dem Gesetze 
über die Parochiallasten oft eine Menge von Pflichten gegenüber 
einer Kirchengemeinschaft, gegen welche dem Verpflichteten irgend- 
welche Rechte nicht gewährt würden. Jeder Angehörige der Gemeinde 
müsse bezahlen zur Errichtung eines neuen Friedhofes; wenn er bei 
einer Beerdigung ein religiöses Lied singen lassen wolle ohne Zu- 
stimmung der herrschenden Konfession, werde er wegen groben 
Unfugs bestraft. Für jedes Grab müsse wieder eine Gebühr bezahlt 
werden; es sei aber nicht gestattet, am Grabe ein Wort des Trostes 
zu sprechen. Es sei vorgekommen, dass auf Anzeige der Kirchen- 
gemeinde Leute bestraft wurden, weil sie bei einer Beerdigung keine 
schwarze Kleidung trugen. In verschiedenen Gemeinden seien Grund- 
stücksbesitzer gezwungen worden, zu den Kosten einer Kirchen- 
renovation beizutragen, obgleich sie der Kirche nicht angehören. 
Wenn Einer austritt, müsse er noch ein Jahr nachbezahlen. In 
vielen politischen Gemeinden komme es vor, dass sie den Beitrag 
zur Erhaltung der Kirche einfach ins Budget der Gemeinde ein- 
setzen und ohne jede Ausscheidung von allen Bürgern die Steuer 
einheben. Mit solchen Bestimmungen müsse gründlich aufgeräumt 
werden. Wenn man aber die Lasten nicht aufheben will, müsse 
man wenigstens Rechte gewähren. Sein Antrag sei ein Eventual- 
antrag ; wenn Hoffnung bestünde, dass der Antrag der Hauptantrag- 
steller durchgeführt würde, kämen die meisten Beschwerden in 
Wegfall. Die Hülfe könne nur durch die Reichsgesetzgebung kommen ; 
im sächsischen Landtag sei von sozialdemokratischer und konser- 
vativer Seite schon wiederholt der Antrag gestellt worden, $ 11 des 
.Parochialgesetzes aufzuheben, aber vergebens. 

Demgegenüber wurde von Seite der Hauptantragsteller [Abg. 
Dr. Bachem) betont, man müsse sich mit den Anträgen aufs Er- 
reichbare beschränken. Redner müsse zugeben, dass die anligen 
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Reallasten ursprünglich nur im Öffentlichen Recht wurzelten, es war 
die Steuerform der damaligen Zeit, wo man alle Leistungen für 
öffentliche, also auch kirchliche Zwecke einfach auf die Grundbe- 
sitzer umlegte. Im Verlaufe der historischen Entwickelung habe 
dieses öffentliche Recht sich vielfach in ein Privatrecht verwandelt. 
An dieser Entwickelung könne man nicht vorbeigehen. Im Gebiete 
des französischen Rechtes kenne man diese Schwierigkeiten nicht. 
Die Verhältnisse lägen in den verschiedenen  Laudestheilen ver- 
schieden. Im Bergischen Gebiet sei die Baulast so geordnet, dass 
die Kirche von der Kirchengemeinde, der Thurm von der politischen 
Gemeinde gebaut werde. — Der Antrag lit. c stehe auf einem ganz 
anderen Boden. Nach demselben sollen positive Rechte erworben 
werden, während der ursprüngliche Antrag bezwecke, bisher be- 
stehende Verpflichtungen abzuschneiden. Die Schaffung neuer posi- 
tiver Rechte müsse der Partikulargesetzgebung überlassen bleiben, 
da die Verhältnisse zu verschieden seien. Die Zustände in Sachsen 
seien nach der gegebenen Schilderung allerdings höchst bedauerlich 
und rückständig. 

Ein weiterer Redner [Abg. Dr. Hieber] fügte bei, der Antrag 
lit. c. sei unannehmbar. Es würde sich aus demselben ergeben, dass 
z. B. im Berliner Dom, zu welchem aus Staatsmitteln erhebliche 
Beiträge gegeben wurden, am Ende auch die Andersgläubigen Gottes- 
dienst halten könnten. Redner begründet den Abänderungsantrag 
lit. b. Er sei zu dessen Stellung durch die Erwägung veranlasst 
worden, dass mit Annahme desselben für eine Reihe von Staaten die 
Zustimmung zum ganzen Gesetzentwurf erleichtert werde. Es sei 
nicht seine Absicht, damit den Austritt aus der Kirche irgendwie 
erschweren zu wollen. Das preussische Gesetz von 1873 enthalte 
den Passus, dass die Leistungen erst mit dem auf den Austritt 
folgenden Jahre in Wegfall kommen. Dieselbe Bestimmung bestehe 
in den Gesetzen von Sachsen-Meiningen, Reuss ältere Linie, Hessen 
usw. Ebenso im württembergischen Gesetz von 1887. In den 
Motiven zu letzterem Gesetze sei ausgeführt, man wolle die Kirchen- 
gemeinden dagegen schützen, dass jemand vorübergehend austrete, 
um sich einer grösseren Leistung zu entziehen. In den Verhand- 
lungen des Landtages sei ein Einwand dagegen nicht erhoben wor- 
den. Es sei ja sicher den Grundsätzen der Gewissensfreiheit ent- 
sprechend, dass der Staat an die aus einer Kirche Austretenden 
keine pekuniären Forderungen stelle. Andererseits aber müsse man 
zugeben, dass der Staat die vermögensrechtlichen Interessen der 
grossen Kirchengemeinschaften zu wahren habe und Vorsorge treffen 
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müsse, dass nicht eine solche Kirchengemeinschaft durch plötzliche 
Massenaustritte gefährdet werde. Auch der Kirchenrechtslehrer 
Hinschius spreche sich in ähnlicher Weise aus, sonst sei eine ge- 
ordnete Budgetaufstellung unmöglich, da jeder Austritt eine Ver- 
minderung der Steuerkraft herbeiführe. Deshalb sei die Einhaltung 
einer bestimmten Frist gerechtfertigt. 

Von anderer Seite [Abg. Kauffmann] wurde gegen Antrag 
lit. b bemerkt, es sei doch ausserordentlich selten, dass Jemand aus 
der Kirche austrete, blos um einer Geldleistung zu entgehen; einen 
so sonderbaren Christen müsste jede Konfession in Gottes Namen 
ziehen lassen. Bei Erlass des Gesetzes von 1873, in der Siedehitze 
des Kulturkampfes, habe man an solche Schreckgespenster, wie 
Massenaustritt etc. denken können. Die Rechtsverhältnisse des 
Patronates dürfen mit den Pflichten der Parochianen nicht vermischt 
werden. Es wäre übrigens sehr wohl zu erwägen, ob nicht auch 
das Patronat zu beseitigen wäre. Man werde nicht leugnen können, 
dass gerade das aus dem Patronat fliessende Vorschlagsrecht bei 
Stellenbesetzung die Religionsfreiheit der Gemeinde einschränken 
könne, zumal wenn es von einem Angehörigen einer fremden Con- 
fession ausgehen werde. Er habe von Stellung eines bezüglichen 
Antrages lediglich aus dem Grunde Abstand genommen, um den 
Entwurf nicht mit Schwierigkeiten zu belasten. 

Von einem weiteren Redner [Abg. Gröber] wurde betont, man 
müsse bei der Gesetzgebung sich an die regelmässigen Verhältnisse 
halten und könne auf abnorme Fälle keine Rücksicht nehmen. Im 
Patronate liegen uralte, sehr komplicirte Verhältnisse vor, die man 
nicht mit einem Schlage beseitigen könne, so sehr man auch die 
Mängel empfinde. 

Ein anderer Redner [Abg. Dr. Schädler] bemerkt, der Antrag 
lit. c. sei undurchführbar. Man müsste: dabei z. B. auch regeln, in 
welchem Verhältnisse ein Mitbenutzungsrecht stattfinden solle; man 
könne doch nicht verlangen, dass ein einziger Dissident Rechte in 
demselben Umfange erhalte, wie eine ganze Parochie von etwa 1000 
Seelen. 

Zu Abänderungsantrag b wurde [von Abg. Placke] beantragt, 
statt der Worte »des Kalenderjahres« zu setzen: 

»des Etatsjahres der betreffenden Kirchengemeinschaft«. 

Bei der hierauf erfolgten Abstimmung wurde zunächst Abän- 
derungsantrag a mit allen gegen 5 Stimmen abgelehnt: der Modi- 
ficationsantrag zu b gegen 5 Stimmen angenommen; Antrag b Ab- 
satz 1 mit allen gegen 5 Stimmen, Antrag b Absatz 2 mit allen 
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gegen 3 Stimmen abgelehnt; der Hauptantrag zu $ 4 mit allen 
gegen 4 Stimmen angenommen; Abänderungsantrag c wurde gegen 
2 Stimmen abgelehnt. 

In zweiter Lesung wurde [von Abg. Kauffmann] beantragt, in 
$ 4 Absatz 1 Zeile 2 das Wort »persónlich« zu streichen. 

Der Antragsteller bemerkte, das Wort enthalte einen Pleonas- 
mus; weder nach katholischem noch nach protestantischem Kirchen- 
rechte könne durch die Lage eines Grundstückes innerhalb einer 
Parochie eine Zugehörigkeit zu derselben bedingt werden. 

Der Antrag wird gegen 1 Stimme angenommen. 

Weiter wird [von Abg. Kauffmann] beantragt, in Absatz II 
die ersten zwei Zeilen »Leistungen« . . . bis »insbesondere« zu 
streichen. 

Es wurde betont, dass auch diese Aenderung nur redaktionelle 
Bedeutung habe. 

Der Antrag wird gegen 3 Stimmen ohne Debatte angenommen. 

Ferner lag ein Antrag [Abgg. Placke—Dr. Hieber) vor, in 
8 4 Absatz II einzuschalten: 

»Die Verpflichtung zur Entrichtung bei der Austritts- 
erklärung fälliger Umlagen bleibt bis zum Schlusse des 
Etatsjahres der betreffenden Religionsgemeinschaft be- 
stehen«. | 

Hierzu wurde [von Abg. v. Vollmar] der Eventualantrag ge- 


stellt: 
die Worte »des Etatsjahres« zu ersetzen durch die Worte 


»des laufenden Kalendervierteljahres«. 


Zur Begründung wurde ausgeführt [Abg. Placke], dieser Zu- 
satz sei rein deklarativer Natur, um Zweifel und Streitigkeiten ab- 
zuschneiden. Es solle klargestellt werden, dass die beim Austritte 
bereits fälligen Leistungen auch von den Ausgetretenen noch ge- 
tragen werden müssen. Jede religiöse Gemeinschaft habe auch eine 
wirthschaftliche Seite mit vermögensrechtlichen Beziehungen. 

Ein anderes Mitglied [Abg. v. Vollmar] betonte, dieses Gesetz 
habe ausschliesslich den Schutz der Gewissensfreiheit zum Zwecke; 
es sei Sache der Kirchengemeinschaften, wie sie ihre Vermögens- 
verhältnisse ordnen. Wenn man aber diese Frage aus praktischen 
Gesichtspunkten hereinziehen wolle, müsse man sich auf das Aller- 
nothwendigste beschränken ; von diesem Gesichtspunkte sei der Even- 
tualantrag gestellt. 

Von anderer Seite wurde hervorgehoben [Abg. Dr. Spahn], der 
Wortlaut des gestellten Antrages entspreche nicht ganz den Inten- 
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tionen der Antragsteller. Man kónnte hieraus abnehmen, dass Einer 
seiner Verpflichtungen ledig sei, sobald es ihm gelungen wáre, deren 
Leistung über das Etatsjahr hinaus zu verzögern. 

Die Kommission fixirte [dureh Abg. Gröber] ihre übereinstim- 
mende Auffassung dahin, dass nach erfolgtem Austritte aus der 
Kirchengemeinschaft vermögensrechtliche Verpflichtungen nicht mehr 
begründet werden kónnen, dass aber Verpflichtungen, welche vor dem 
Austritte schon begründet waren, auch nach dem Austritte bestehen 
bleiben. Welche Lasten im einzelnen Falle als fällig zu erachten 
sind, sei eine quaestio facti und im einzelnen Falle zu entscheiden. 
— Auf Grund dieser Konstatirung wurden beide Anträge zurückge- 
zogen. 

8 4 wurde mit allen gegen 3 Stimmen angenommen. 


VIII. Leistungen für eine andere Religionsgemeinschüuft. 
8 4a. 


Im Laufe der Berathung über $ 4 wurde der Antrag einge- 
bracht [Abgg. Gröber u. Gen.], hinter $ 4 folgenden Paragraphen 
einzuschalten: 

»Niemand ist verpflichtet, zur Befriedigung der Be- 
dürfnisse von Kirchen und Schulen einer Religionsgemein- 
schaft, zu welcher er nicht gehört, mittels Umlagen bei- 
zutragen, wenn nicht ein gemeinschaftlicher Genuss oder 
ein besonderes Rechtsverhältniss besteht.« 


Zur Begründung wurde seitens der Hauptantragsteller [Abg. 
Gröber] ausgeführt: $ 4 treffe nur den Fall des Austrittes aus einer 
Gemeinschaft, aber nicht jenen Fall, wo Personen zu Umlagen heran- 
gezogen werden, welche niemals der betreffenden Kirchengemein- 
schaft angehört haben, wie dies in einer Reihe von deutschen 
Staaten der Fall sei. Die Fassung dieses Antrages sei dem bayri- 
schen Gesetze entnommen. Im Antrag sei vorgesehen eine Aus- 
nahme »für gemeinschaftlichen Genuss« ; es sei selbstverständlich, 
dass für Unterhaltung einer Simultankirche auch beide Kirchenge- 
meinden beitragen. Mit der Bezeichnung besonderer Rechtsverhält- 
nisse sei namentlich das Patronatsrecht gemeint. Der Patron sei 
verpflichtet zu Leistungen, welche auf seinem Grund und Boden 
ruhen, gleichviel, welcher Konfession er angehöre. 

Von mehreren Seiten wurde angeregt, die Worte »von Kirchen 
und Schulen« zu streichen. Die Antragsteller erklärten sich damit 
einverstanden und zogen diese Worte zurück, da allerdings eine allzu 
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enge Auslegung zu befürchten würe, welche Ausgaben für Pfarrge- 
bäude, Messnerwohnung u. dergl. ausschliessen würde. 

Bei der Abstimmung wurde der Antrag mit allen gegen zwei 
Stimmen angenonimen. 

In zweiter Lesung wurde beantragt [Abg. Schrader], in Zeile 3 
die Worte »mittels Umlagen« zu streichen. Von anderer Seite wurde 
beantragt [Abg. Dr. Spahn], dem $ 4a folgende Fassung zu geben: 

»Niemand kann zu Leistungen an eine Religionsge- 
meinschaft, zu welcher er nicht gehört, herangezogen 
werden, wenn nicht ein gemeinschaftlicher Genuss oder 
ein besonderes Rechtsverhältniss besteht. 

Der Abänderungsantrag soll rein redaktionelle Bedeutung haben. 

Gegen 8 4a wurde von einer Seite angewendet [Abg. v. Staudy], 
es gebe auf diesem Gebiete eine Menge von Lasten, welche nur auf 
Gewohnheitsrecht beruhen; diese Verpflichtungen, könnten ange- 
fochten werden. 

Dem wurde erwidert [Abg. Gróber], dass ein »Rechtsverhält- 
niss« nicht bloss dann bestehe, wenn ein nachweisbares Rechtsgeschäft 
vorliege; der Grund desselben könne auch die Observanz sein. 

Antrag 4a wird in der vorstehend vorgeschlagenen Form mit 
allen gegen 3 Stimmen angenommen. 

* * 
* 

Nach Abschluss der ersten Lesung über die SS. l bis 4a 
wurde von Seite der Hauptantragsteller [Abg. Gróber| unter Hin- 
weis auf die im Laufe der Diskussion von verschiedenen Seiten ge- 
machten Aeusserungen augeregt, bei diesem Punkte die Berathungen 
abzubrechen und über den ersten Abschnitt einen Sonderbericht und 
einen Theilantrag an das Plenum des Reichstages zu bringen. Da- 
mit wäre die Möglichkeit gegeben, im Laufe der Session noch zu 
einem positiven Beschlusse zu kommen. 


Von anderer Seite [Abg. Dr. Sattler| erklärte man sich mit 
diesem Vorgehen einverstanden, aber unter der ausdrücklichen Be- 
dingung, dass Abschuitt II des Gesetzentwurfes entweder von den 
Antragstellern zurückgezogen oder in einer Gesammtabstimmung 
von der Kommission abgelehnt werde. — Angesichts dieses geschäfts- 
ordnungsmássig erhobenen Bedenkens erklärten die Antragsteller 
[Abg. Dr. Bachem], dass sie den zweiten Abschnitt des Antrages 
für diese Session zurückziehen, da die Geschäftslage eine Durch- 
berathung der 88 5—10 nicht mehr gestatte. 

Ein Mitglied der Kommission [Abg. Dr. Sattler] führte aus, 
dass durch die Zurückziehung der SS 5 bis 10 der Kommission die 
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Unterlage für deren Durchberathung entzogen sei, wenn dieselben 
nicht von irgend einer Seite wieder aufgenommen würden. Eine 
Wiederaufnahme fand nicht statt. 

Die aus der Mitte der Kommission vorgelegten Materialien zu 
dem vorliegenden Gesetzentwurfe sind in der Beilage mitgetheilt 
und mit einem besonderen Register am Schlusse versehen. 

Die Kommission beantragt hiernach: 

Der Reichstag wolle beschliessen : 


1: dem von den Abgeordneten Dr. Lieber (Montabaur), 
Gröber, Dr. Pichler, Dr. Spahn, Dr. Bachem einge- 
brachten Entwurfe eines Reichsgesetzes, betreffend die 
Freiheit der Religionsübung in der aus der ange- 
schlossenen Zusammenstellung ersichtlichen Fassung die 
verfassungsmässige Genehmigung zu ertheilen; 

2. die zu dem vorgedachten (Gesetzentwurf eingegangenen 
Petitionen durch die Beschlussfassung über denselben für 
erledigt zu erklären. 


Berlin, den 10. Mai 1901. 


Die IX. Kommission. 


Lerno, Vorsitzender. Dr. Pichler, Berichterstatter. Dr. Bachem. 
Graf v. Bernstorff (Lauenburg. Blos. Bräsicke v. Dewitz. 
Gróber. Dr. Hieber (Württemberg). Dr. Hoeffel. Kauffmann 
(Liegnitz). Kunert. Lurz. Freiherr v. Maltzan. Dr. Oertel. 
Placke. Fürst Radziwill. Dr. Sattler. v. Savigny. Schrader. 
Dr. Spahn. v. Staudy. Stoecker. Stolle. Vogel. v. Vollmar. 

Dr. Weissenhagen. Dr. Zwick. 


Zusammenstellung 


des 


von den Abgeordneten Dr. Lieber (Montabaur), Gróber, Dr. Pichler, 
Dr. Spahn, Dr. Bachem eingebrachten 


Entwurfs eines Reichsgesetzes, betr. die Freiheit der 
Religionsübung 


mit 


den Beschlüssen der IX. Kommission. 


Antrag Dr. Lieber (Montabaur) 
und Genossen 


Entwurf 
eines 
Reichsgesetzes, betreffend die Frei- 
heit der Heligionsübung. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gna- 
den Deutscher Kaiser, König 
von Preussen etc. 

verordnen im Namen des Reichs, 

nach erfolgter Zustimmung des 


Bundesraths und des Reichstags, 
was folgt: 


I. Religionsfreiheit der Reichs- 
angehörigen. 
$ 1. 

Jedem Reichsangehörigen steht 
innerhalb des Reichsgebiets volle 
Freiheit des religiösen Bekennt- 
nisses, der Vereinigung zu Re- 
ligionsgemeinschaften, sowie der 


Beschlüsse der Kommission. 


Entwurf 


eines 
Reichsgesetzes betreffend die Frei- 
heit der Religionsübung. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gna- 
den, Deutscher Kaiser, Kónig 
von Preussen etc. 

verordnen im Namen des Reichs, 

nach erfolgter Zustimmung des 


Bundesraths und des Reichstags, 
was folgt : 


$ 1. 


Unverändert. 


Antrag Dr. Lieber (Montabaur) 
und Genossen. 


gemeinsamen häuslichen und öffent- 
lichen Religionsübung zu. 

Den bürgerlichen und staats- 
bürgerlichen Pflichten darf durch 
die Ausübung der Religionsfrei- 
heit kein Abbruch geschehen. 


S 2. 

In Ermangelung einer Verein- 
barung der Eltern sind für die 
religióse Erziehung eines Kindes 
die landesrechtlichen Vorschriften 
desjenigen Bundesstaates massge- 
bend, in dessen Bezirk der Mann 
bei der Eingehung der Ehe seinen 
Wohnsitz hatte. 

Nach beendetem zwölften Le- 
bensjahre steht dem Kinde die 
Entscheidung über sein religiöses 
Bekenntniss zu. 
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Beschlüsse der Kommission. 


9.2. 

Für die Bestimmung des re- 
ligiósen Bekenntnisses, in wel- 
chem ein Kind erzogen werden 
soll, ist die Vereinbarung der 
Eltern massgebend, welche je- 
derzeit vor oder nach Ein- 
gehung der Ehe getroffen wer- 
den kann. Die Vereinbarung 
ist auch nach dem Tode des 
einen oder beider Elterntheile 
zu befolgen. 


S 2a (Neu.) 

In Ermangelung einer Ver- 
einbarung der Eltern gelten für 
die Bestimmung des religiósen 
Bekenntnisses, soweit nieht 
nachfolgend ein anderes vor- 
geschrieben ist, die Vorschrif- 
ten des Bürgerlichen Gesetz- 
buches über die Sorge für die 
Person des Kindes, 

Steht dem Vater oder der 
Mutter das Recht und die 
Pflicht, für die Person des 
Kindes zu sorgen, neben einem 
dem Kinde bestellten Vormund 
oder Pfleger zu, so geht bei 
einer Meinungsversebiedenheit 
über die Bestimmung des re- 
ligiósen Bekenntnisses, in wel- 
chem das Kind zu erziehen ist, 
die Meinung des Vaters oder 
der Mutter vor. 

Das religiöse Bekenntniss 
des Kindes kann weder von 
dem Vormunde noch von dem 
Pfleger geändert werden. 
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Antrag Dr. Lieber (Montabaur) 
und Genossen. 


8 3. 


Der Austritt aus einer Re- 
ligionsgemeinschaft mit bürger- 
licher Wirkung erfolgt durch aus- 
drückliche Erklärung des Austre- 
tenden gegenüber der Religions- 
gemeinschaft. 

Die Erklärung ist an das Amts- 
gericht des Wohnortes abzugeben ; 
das Amtsgericht hat die zustän- 
dige Behörde der Religionsgemein- 
schaft hiervon in Kenntniss zu 
setzen. Die Erklärung kann schrift- 
lich in öffentlich beglaubigter Form 
abgegeben werden. 

Ueber den Empfang der Er- 
klärung ist eine Bescheinigung zu 
ertheilen. 


8 4. 


Die Abgabe der Austrittser- 
klàrung bewirkt, dass der Aus- 
getretene zu Leistungen, welche 
auf der persönlichen Zugehörigkeit 
zur Religionsgemeinschaft beruhen, 
nicht mehr verpflichtet wird. 


Beschlüsse der Kommission. 


S 2b (Neu.) 


Gegen den Willen der Erzieh- 
ungsberechtigten darf ein Kind 
nicht zur Theilnahme an dem Re- 
ligionsunterricht oder Gottesdienst 
einer anderen Religionsgemein- 
schaft angehalten werden, als den 
in $ 2 und 8 2a getroffenen Be- 
stimmungen entspricht. 


8 2c (Neu) 


Nach beendetem vierzebnten 
Lebensjahre steht dem Kinde die 
Entscheidung über sein religióses 
Bekenntniss zu. ; 


8 3. 


Der Austritt aus einer Re- 
ligionsgemeinschaft mit bürger- 
licher Wirkung erfolgt durch aus- 
drückliche Erklärung des Austre- 
tenden gegenüber der Religions- 
gemeinschaft. 

Die Erklàrung ist dem Amts- 
gerichte des Wohnorts gegenüber 
abzugeben; von diesem ist sie 
der zustándigen Behórde der Re- 
ligionsgemeinschaft  mitzuthei- 
len. Die Erklärung kann schrift- 
lich in öffentlich beglaubigter 
Form abgegeben werden. 

Ueber den Empfang der Er- 
klärung ist eine Bescheinigung zu 
ertheilen. 

Das Verfahren ist kosten- 
und stempelfrei. 


8 4. 


Die Abgabe der Austrittser- 
klärung bewirkt, dass der Aus- 
getretene zu Leistungen, welche 
auf der Zugehörigkeit zur Re- 
ligionsgemeinschaft beruhen, nicht 
mehr verpflichtet wird. 


Antrag Dr. Lieber (Montabaur) 
und Genossen. 


Leistungen, welche nicht auf der 
persönlichen Zugehörigkeit zur Re- 
ligionsgemeinschaft beruhen, ins- 
besondere Leistungen, welche kraft 
besonderen Rechtstitels auf be- 
stimmten Grundstücken haften 
oder von allen Grundstücken des 
‚Bezirks oder doch von allen Grund- 
stücken einer gewissen Klasse in 
dem Bezirk ohne Unterschied des 
Besitzers zu entrichten sind, wer- 
den durch die Austrittserklärung 
nicht berührt. 


II. Religionsfreiheit 
der Religionsgemeinschaften. 


8 5. 


Religionsgemeinschaften, welche 
in einem der Bundesstaaten vom 
Staate anerkannt sind (anerkann- 
ten Religionsgemeinschaften), steht 
innerhalb des Reichsgebiets die 
freie und óffentliche Ausübung 
ihres Kultus zu. 

Dieselben sind insbesondere be- 
fugt, überall im Deutschen Reich 
ohne staatliche oder kommunale 
Genehmigung Gottesdienste abzu- 
halten, Kirchengebäude mit Thür- 
men zu erbauen und auf denselben 
Glocken anzubringen. 

Ihre Religionsdiener dürfen die 
Religionshandlungen bei allen Mit- 
gliedern der Religionsgemeinschaft 
ausüben. 
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Beschlüsse der Kommission. 


Leistungen, welche kraft be- 
sonderen Rechtstitels auf bestimm- 
ten Grundstücken haften oder von 
allen Grundstücken des Bezirks 
oder doch von allen Grundstücken 
einer gewissen Klasse in dem 
Bezirk ohne Unterschied des Be- 
sitzers zu entrichten sind, werden 
durch die Austrittserklärung nicht 
berührt. 


S 4a (Neu.) 


Niemand kann zu Leistungen 
an eine Religionsgemeinschaft, zu 
welcher er nicht gehórt, heran- 
gezogen werden, wenn nicht ein 
gemeinschaftlicher Genuss oder ein 
Docs Rechtsverhältniss be- 
steht. 


(88 5 bis 10 für diese Session 
zurückgezogen.) 


206 


Antrag Dr. Lieber (Montabaur) 
und Genossen. 


S 6. 

Der Verkehr der anerkannten 
Religionsgemeinschaften mit ihren 
Oberen ist ungehindert. 

Vorschriften und Anordnungen 
einer anerkannten  heligionsge- 
meinschaft, welche sich auf die 
Religionsübung beziehen, bedürfen 
zu ihrer Gültigkeit weder einer 
Mittheilung an die Staatsbehórde, 
noch einer Genehmigung von Sei- 
ten der Staatsbehörde. 


87 

Anerkannte Religionsgemein- 
schaften können innerhalb des 
Reichsgebiets Religionsgemeinden 
oder geistliche Aemter, sofern für 
solche staatliche Mittel nicht in 
Anspruch genommen werden, ohne 
staatliche Genehmigung errichten 
oder abändern. 

Landesrechtliche Verbote oder 
Beschränkungen der Verwendung 
auswärtiger Religionsdiener zu 
einer seelsorgerlichen Thätigkeit 
finden keine Anwendung auf die 
Religionsdiener anerkannter Re- 
ligionsgemeinschaften. 


S 8. 


Die Aufnahme in eine aner- 
kannte Religionsgemeinschaft, die 
Zulassung zu deren Religionshand- 
lungen, sowie die Vornahme einer 
Taufe, einer kirchlichen Trauung 
oder eines kirchlichen Begräb- 
nisses ist von einer Mitwirkung 
der Behörden des Staats oder einer 
anderen Religionsgemeinschaft oder 
von einer Anzeige bei solchen Be- 
hörden unabhängig. 


8 9. 


Die Abhaltung von Missionen 
der anerkannten Religionsgemein- 


Beschlüsse der Kommission. 


Antrag Dr. Lieber (Montabaur) 
und Genossen. 


schaften unterliegt keinerlei ge- 
setzlicher Beschränkung noch Hin- 
derung. 


$ 10. 


Religiöse Genossenschaften, Ge- 
sellschaften und Vereine aller Art, 
welcheeineranerkannten Religions- 
gemeinschaft angehören, bedürfen 
zu ihrer Gründung und Thätigkeit 
innerhalb des Reichsgebiets keiner- 
lei staatlicher oder kommunaler 
Genehmigung. 


Urkundlich ete. 
Gegeben etc. 
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Urkundlich etc. 
Gegeben etc. 


I. 
Materialien . 


zu dem 


Antrag Dr. Lieber (Montabaur) und Genossen 
über die Freiheit der Religionsübung. 


Erster Theil. 


Bestimmungen der deutschen Reichs- und Bundesgesetzgebung 
über die Religionsübung. 


A. Aelteres Deutsches Recht. 
1. Passauer Vertrag vom 2. August 1552. 


$6. — — solle die Kayserliche Majestät — — innerhalb 
eines halben Jahres einen gemeinen Reichstag halten, darauff nach- 
mahls auff was Wege, also nehmlich eines General- oder National- 
concilii, Coloquii oder gemeiner Reichsversamblung dem Zwyspalt 
der Religion abzuhelffen, u. dieselbe zu christlicher Vergleichung zu 
bringen, gehandelt, u. als solche Einigkeit der Religion durch alle 
Stände des H. Reichs, sampt Ihrer Majestät ordentlichen Zuthun 
soll befördert werden. 

S 7. Es soll auch zu Vorbereitung solcher Vergleichung, bald 
anfangs solches Reichstags ein Ausschuss von etlichen schiedlichen 
verständigen Personen, beiderseits Religionen in gleicher Anzahl, ge- 
ordnet werden, mit Befelch zu beratschlagen, welchermassen solche 
Vergleichung am füglichsten möchte fürgenommen werden, doch den 
. Churfürsten sonst, des Ausschuss halben, an ihrer Hoheit unvor- 
greifflich. 

8 8. Und mitilerzeit weder die Kayserliche Majestät wir, 
noch Churfürsten, Fürsten u. Stände des H. Reichs, keinen Stand 
der Augspurg. Confession verwandt, der Religion halben mit der That 
gewaltiger Weiss oder in andere Weg wider sein Consciente u. Willen 
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tringen oder derhalben überziehen, beschädigen, durch Mandat. oder 
einiger anderer Gestalt beschweren oder verachten, sondern. bei 
solcher seiner Religion u. Glauben ruhiglich u. friedlich bleiben 
lassen. 

8 9. Es sollen auch der jetzigen Kriegsübung auch alle andere 
Stände der Augspurgischen Confession Verwandte die anderen des 
H. Reichs Stände, so der alten Religion anhängig, Geistlich und 
Weltlich gleicher Gestalt ihrer Religion, Kirchengebrauch, Ordnung 
u. Ceremonien, auch ihrer Haab, Gütern, liegend u. fahrend, 
Landen, Leuten, Renten, Zinsen, Gülten, Ober- und Gerechtigkeiten 
halber unbeschwert u. sie derselben friedlich u. ruhiglich gebrauchen 
u. geniessen, auch mit der That oder sonsten in Ungutem gegen 
denselben nichts fürnehmen, sondern in alle Weg nach Laut u. Auss- 
weisung unser u. des H. Reichs Rechten, Ordnungen, Abschied u. 
auffgerichten Landfrieden, jeder sich gegen den andern an gebühren- 
den ordentlichen Rechten, alles bei Vermeidung der Pón in jüngst 
erneuertem Landírieden begriffen, begnügen lassen. 


2. Augsburger Religionsfrieden vom 25. September 1555. 


8 15. — — Sollen die Kayserliche Majestát, Wir, auch Chur- 
fürsten, Fürsten und Stánde des H. Reichs, keinen Stand des Reichs 
von wegen der Augspurgischen Confession und derselbigen Lehr, 
Religion und Glaubens halb mit der That gewaltiger Weiss über- 
giehen, beschädigen, vergewaltigen oder in andere Wege wider sein 
Consciente, Wissen und Willen von dieser Augspurgischen Con- 
fessionsreligion, Glauben, Kirchengebräuchen, Ordnungen und Cere- 
monien, so sie aufgericht oder nochmals aufrichten möchten, in ihre 
Fürstenthumen, Landen und Herrschaften tringen oder durch Mandat 
oder in einiger anderer Gestalt beschweren oder verachten, sondern 
bei solcher Religion, Glauben, Kirchengebräuchen, Ordnungen und 
Ceremonien, auch ihren Hab, Gütern, liegend und fahrend, Land, 
Leuten, Herrschaften, Obrigkeiten, Herrlichkeiten und Gerechtig- 
keiten ruhiglich und friedlich bleiben lassen, und soll die streitige 
Religion nicht anders dann durch christliche, freundliche, friedliche 
Mittel und Wege zu einhelligem christlichem Verstand und Ver- 
gleichung gebracht werden, alles bei Kayserlichen und Königlichen 
Würden, Fürstlichen Ehren, wahren Worten und Pön des Land- 
friedens, 

S 16. Dagegen sollen die Stände, so der Augspurgischen Con- 
fession verwandt, die Rómische Kayserliche Majestát, uns und Chur- 
fürsten, Fürsten und andere des H. Reichs Stände der alten Reli- 
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gion anhängig, Geistlich und Weltlich — — gleicher Gestalt bei 
ihrer Religion, Glauben, Kirchengebräuchen, Ordnungen und Cere- 
monien, auch ihren Hab, Gütern, liegend und fahrend, Landen, 
Leuten, Herrschaften, Obrigkeiten, Herrlichkeiten und Gerechtig- 
keiten, Renten, Zinsen, Zehnden, unbeschwert bleiben und sie der- 
selbigen friedlich und ruhiglich gebrauchen, geniessen, unweigerlich 
folgen lassen und getreulichen darzu verholffen sein, auch mit der 
That oder sonst in ungutem gegen denselbigen nichts fürnehmen, 
sondern in alle wege nach laut und Answeisung des H. Reichs 
Rechten, Ordnungen, Abschieden und aufgerichten Landfrieden jeder 
sich gegen den anderen an gebührenden ordentlichen Rechten be- 
gnügen lassen, alles bei Fürstlichen Ehren, wahren Worten und 
Vermeidung der Pön, in dem uffgerichten Landfrieden begriffen. 

$ 17. Doch sollen alle andere, so obgemelten beeden Religionen 
nicht anhängig, in diesem Frieden nicht gemeint, sondern gänzlich 
ausgeschlossen sein. 

8S 24. Wo aber unsere, auch der Churfürsten, Fürsten und 
Stände Unterthanen der alten Religion oder Augspurgischen Con- 
fession anhángig, von solcher ihrer Religion wegen aus unseren, 
auch der Churfürsten, Fürsten und Ständen des H. Reichs Landen, 
Fürstenthumen, Städten oder Flecken mit ihren Weib und Kindern 
an andere Ort ziehen und sich niederthun wollten, denen soll solcher 
Ab- und Zuzug, auch Verkaufung ihrer Hab und Güter gegen zim- 
lichen billigen Abtrag der Leibeigenschaft und Nachsteuer, wie es 
jedes Orts von alters anhero üblichen herbracht und gehalten wor- 
den ist, unverhindert manniglichs zugelassen und bewilligt, auch an 
ihren Ehren und Pflichten allerding unentgolten sein. — — 

8 25. Und nachdem ein Vergleichung der Religion und Glau- 
benssachen durch zimliche und gebührliche Wege gesucht werden 
soll, und aber ohne bestándigen Frieden zu christlicher, freundlicher 
Vergleichung der Religion nicht wohl zu kommen: so haben wir, 
auch der Churfürsten Ráth, anstatt der Churfürsten, erscheinende 
Fürsten, Stände und der Abwesenden Botschaften und Gesandten, 
Geistliche und Weltliche, diesen Friedensstand, von geliebts Friedens 
wegen, das hochschädlich Missvertrauen im Reich aufzuheben, diese 
lóbliche Nation vor endlichem vorsehendem Untergang zu verhüten, 
und damit man desto ehe zu christlicher, freundlicher und endlicher 
Vergleichung der spaltigen Religion kommen möge, bewilligt, solchen 
Frieden in allen obgeschriebenen Artikuln bis zu christlicher, freund- 
licher und endlicher Vergleichung der Religion und Glaubenssachen 
stät, fest und unverbrüchlich zu halten und demselben treulich nach- 
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zukommen. Wo dann solche Vergleichung durch die Wege des 
Generalconciliums, Nationalversammlung, Colloquien oder Reichs- 
handlungen nicht erfolgen würde, soll alsdann nicht destoweniger 
dieser Friedstand in allen oberzehlten Punkten und Artikuln bei 
Kräfften bis zu endlicher Vergleichung der Religion und Glaubens- 
sachen bestehen und bleiben und soll also hiemit obberührter Ge- 
stalt und sonst in alle andere Wege ein beständiger, beharrlicher, 
unbedingter, für und für ewig währender Fried aufgericht und be- 
schlossen sein und bleiben. 

8 26. Und in solchem’ Frieden sollen die freyen Ritterschafft, 
welche ohne Mittel der Kayserl. Majest. und uns unterworffen, auch 
begriffen seyn, also und dergestalt, dass sie obbemeldeter beeder 
Religion halben, auch von niemand vergewaltigt, betrángt noch be- 
schwert sollen werden. 

8 27. Nachdem aber in vielen Frey- und Reichs-Stádten, die 
beede Religionen, nemlich unsere alte Religion und der Augspurg. 
Confession- Verwandten Religion, ein zeithero im Gang und Gebrauch 
gewesen, so sollen dieselbigen hinführo auch also bleiben, und in 
denselben Städten gehalten werden, und derselben Frey- und Reichs- 
Städt Bürger, und andere Einwohner, Geistlichs und Weltlichs Stands, 
friedlich und ruhig, bey und nebeneinander wohnen, und kein Theil 
des andern Religion, Kirchengebräuch oder Ceremonien, abzuthun, 
oder ihn darvon zu dringen, unterstehen, sonder jeder Theil den 
Jaut dieses Friedens, bey soleher seiner Religion, Glauben, Kirchen- 
gebräuchen, Ordnungen und Ceremonien, auch seinen Haab und 
Gütern und allem anderen, wie sie oben beeder Religion Reichs- 
Ständ halben verordnet und gesetzt worden, ruhiglich und friedlich 
bleiben lassen. 


3. Westfälischer Frieden; Osnabrücker Vertrag zwischen dem 
Kaiser und Schweden vom 14./24. Oktober 1648. 


Articulus V. 


Cum autem praesenti bello magnam partem gravamina, quae 
inter utriusque religionis electores, principes et status imperii ver: 
tebantur, causam et occasionem dederint, de iis, prout sequitur, con- 
ventum et transactum est. 

S 1. Transactio anno millesimo quingentesimo quinquagesimo 
secundo Passav inita, et hane anno millesimo quingentesimo quinto 
Secuta paz religionis, prout ea anno millesimo quingentesimo sexa- 
gesimo sexto Augustae Vindelicorum, et post in diversis sacri Ro- 
inani Imperii comitiis universalibus confirmata fuit, in omnibus suis 
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capitulis, unanimi imperatoris, electorum, principum et statuum, 
utriusque religionis, consensu initis ac conclusis rata habeatur, 
sancteque et inviolabiliter servetur. 

Quae vero de nonnullis in ea articulis controversis hac trans- 
aetione communi partium placito statuta sunt, ea pro perpetua dictae 
pacis declaratione, tam in judiciis, quam alibi observanda habebun- 
tur, donec per Dei gratiam de religione ipsa convenerit, non attenta 
cujusvis seu ecclesiastici seu politici, intra vel extra imperium, quo- 
eunque tempore interposita contradictione vel protestatione, quae 
omnes inanes et nihili vigore horum declarantur. 

In reliquis omnibus autem inter utriusque religionis electores, 
principes, status omnes et singulos sit aequalitas exacta mutuaqwue, 
quatenus formae reipublicae, constitutionibus imperii et praesenti 
conventioni conformis est, ita ut, quod uni parti justum est, alteri 
quoque sit justum, violentia omni et via facti, ut alias, ita et hic 
inter utramque partem perpetuo prohibita. 

8 30. Quantum deinde ad comites, barones, nobiles, vasallos, 
civitates, fundationes, monasteria, commendas, communitates et sub- 
ditos statibus imperii immediatis, sive ecclesiasticis sive saecularibus 
subjectos pertinet, cum ejusmodi statibus immediatis cum jure ter- 
ritori et superioritatis, ex communi per totum imperium hactenus 
usitata praxi, etiam jus reformandi exercitium religionis competat, 
ac dudum in Pace Religionis talium statuum subditis, si a religione 
domini territorii dissentiant, beneficium emigrandi concessum, insuper 
majoris concordiae inter status conservandae causa cautum fuerit, 
quod nemo alienos subditos ad suam religionem  pertrahere, eave 
eausa in defensionem aut protectionem suscipere illisve ulla ratione 
patrocinari debeat, conventum est, hoc idem porro quoque ab utriusque 
religionis statibus observari, nullique statui immediato jus, quod 
ipsi ratione territorii et superioritatis in negotio religionis competit, 
impediri oportere. 

S 31. Hoc tamen non obstante statuum catholicorum landsassi, 
vasalli et subditi, cujuscunque generis qui sive publicum sive pri- 
vatum Augustanae confessionis exercitium anno millesimo sexcentesimo 
vicesimo quarío quacunque anni parte, sive certo pacto aut privilegio, 
sive longo usu, sive sola denique observantia dicti anni habuerunt, 
retineant id etiam imposterum, una eum annexis, quatenus illa dicto 
anno exercuerunt, aut exercita fuisse probare poterunt, cujusmodi 
annexa habentur, institutio consistoriorum, ministeriorum, tam scho- 
lasticorum quam ecclesiasticorum, jus patronatus, aliaque similia jura, 
nec minus maneant in possessione omnium dicto tempore in potestate 
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eorundem constitutorum templorum, fundationum, monasteriorum, 
hospitalium, cum omnibus pertinentiis, reditibus et accessionibus. 
Et haec omnia semper et ubique observentur, eo usque donec de re- 
ligione Christiana vel universaliter, vel inter status immediatos 
eorumque subditos mutuo consensu aliter erit conventum, uec quisquam 
a quocunque ulla ratione aut via turbetur. 

$ 34. Placuit porro, ut illi Catholicorum subditi Augustanae 
confessioni addicti, ut et Catholici Augustanae confessionis statuum 
subditi, qui anno millesimo sexcentesimo vicesimo quarto publicum 
vel etiam privatum religionis suae exercitium nulla anui parte ha- 
buerunt, nec non qui post pacem publicatam deinceps futuro tempore, 
diversam a territorii domino religionem profitebuntur et amplectentur, 
patienter tolerentur el conscientia libera domi devotioni suae sine 
inquisitione aut turbatione privatim vacare, in vicinia vero ubi et 
quoties voluerint publico religionis exercitio interesse, vel liberos 
suos exteris suae religionis scholis aut privatis domi praeceptoribus 
instruendos committere, non prohibeantur, sed ejusmodi landsassii, 
vasalli et subditi in caeteris officium suum cum debito obsequio et 
subjectione adimpleant, nullisque turbationibus ansam praebeant. 

8 35. Sive autem Catholici, sive Augustanae confessionis fuerint 
subditi, nullibi ob religionem despicatui habeantur, nec a mercato- 
rum, opificum ac tribuum communione, haereditatibus, legatis, hospi- 
talibus, leprosoriis, elemosinis, aliisque juribus aut commerciis, multo 
minus publicis caemiteriis, honoreve sepulturae arceantur, aut quid- 
quam pro exhibitione funeris a superstitibus exigatur, praeter cujusque 
parochialis ecclesiae jura pro demortuis pendi solita, sed in his et 
similibus pari cum concivibus jure habeantur aequali justitia pro- 
lectioneque tuti. 

8 36. Quod si vero subditus qui nec publicum nec privatum 
suae religionis exercitium anno millesimo sexcentesimo vigesimo 
quarto babuit, vel etiam qui post publicatam pacem religionem 
mutabit, sua sponte emigrare voluerit, aut a territorii domino jussus 
fuerit, liberum ei sit, aut retentis bonis aut alienatis discedere, re- 
tenta per ministros administrare et quoties ratio id postulat, ad 
res suas inspiciendas vel persequendas lites aut debita exigenda 
libere et sine litteris commeatus adire. 

S 37. Conventum autem est, ut a territoriorum dominis, illis 
subditis, qui neque publicum neque privatum exercitium religionis 
suae dicto anno habuerunt, et tamen tempore publicatae praesentis 
pacificationis in unius vel alterius religionis statuum immediatorum 
ditionibus habitare deprehenduntur, quibus illi etiam annumerandi 
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erunt, qui ob calamitates bellicas evitandas, non tamen animo 
transferendi domicilium alio emigrarunt, et facta pace in patriam 
redire volunt, terminus non minor quinquennio; ilis vero, qui post 
pacem publicatam religionem mutant, non minor triennio, nisi 
tempus magis laxum et spatiosum impetrare potuerint, ad emigran- 
dum praefigatur. — — 

8 48. Jus dioecesanum et tota jurisdictio ecclesiastica cum 
omnibus suis speciebus contra Augustanae confessionis electores, 
principes, status (comprehensa libera imperii nobilitate) eorumque 
subditos, tam inter Catholicos et Augustanae confessioni addictos, 
quam inter ipsos solos Augustanae confessionis status usque ad com- 
positionem Christianam dissidii religionis suspensa esto, et intra 
terminos territorii cujusque jus dioecesanum et jurisdictio ecclesia- 
stica se contineat: ad consequendos tamen reditus, census, decimas 
et pensiones in iis Augustanae confessionis statuum ditionibus, ubi 
Catholici anno millesimo sexcentesimo vigesimo quarto, notorie in 
possessione vel quasi exercitio jurisdictionis ecclesiasticae fuerunt, 
utantur eadem post hac quoque, sed non nisi in exigendis hisce 
pensionibus, nec procedatur ad excommunicationem, nisi post tertiam 
demum denunciationem. 

Catholicorum Augustanae confessioni addicti status provinciales 
et subditi, qui anno millesimo sexcentesimo vigesimo quarto ecclesiasti- 
cam jurisdictionem agnoverunt, in iis casibus modo dictae jurisdic- 
tioni subsint, qui Augustanam confessionem nullatenus concernunt, 
modo ipsis occasione processus nihil injungatur, Augustanae con- 
fessioni vel conscientiae repugnans: eodem etiam jure Augustanae 
confessionis magistratuum Catholici subditi censeantur, inque hos, 
qui anno millesimo sexcentesimo vigesimo quarto publicum religionis 
Catholicae exercitium habuerunt, jus dioecesanum, quatenus episcopi 
illud dieto anno quiete in eos exercuerunt, salvum esto. 

8 51. In conventibus deputatorum imperii ordinariis numerus 
ex utriusque religionis proceribus aequetur, de personis autem vel 
statibus imperii adjungendis in comitiis proximis statuatur. In horum 
conventibus, itemque comitiis universalibus, sive ex uno, sive duobus 
aut tribus imperii collegiis quacunque occasione aut ad quaecunque 
negotia deputandi veniant, aequetur deputatorum numerus ex utriusque 
religionis proceribus. Ubi extraordinariis commissionibus negotia in im- 
perio expedianda occurrunt, si res inter Augustanae confessionis status 
versatur, soli eidem religioni addicti deputentur; si inter Catholicos, 
soli Catholici, — si inter Catholicos et Augustanae confessionis status 
utriusque religionis pari numero commissarii denominentur et ordi- 
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nentur. Placuit etiam, ut commissarii quidem res a se gestas re- 
ferant, et vota subjungant, instar tamen sententiae nihil definiant. 

S 52. In causis religionis omnibusque aliis negotiis, ubi status 
tanquam unum corpus considerari nequeunt, ut etiam Catholicis et 
Augustanae confessionis statibus in duas partes euntibus, sola ami- 
cabilis compositio lites dirimat, non attenta votorum | pluralitate. 
Quod vero ad pluralitatem votorum in materia collectarum attinet, 
cum res haec in praesenti congressu decidi non potuerit, ad proxima 
comitia remissa esto. 

Articulus VII. 


$ 1. Unanimi quoque caesareae majestatis omniumque ordinum 
imperii consensu placuit, ut quidquid juris aut beneficii cum omnes 
aliae constitutiones imperii, tum pax religionis et publica haec transactio, 
in eaque decisio gravaminum caeteris catholicis et Augustanae con- 
fessioni addictis statibus et subditis tribuunt, id etiam iis, qui inter 
illos Reformati vocantur, competere debeat, salvis tamen semper 
statuum, qui Protestantes nuncupantur, inter se et cum subditis 
suis conventis pactis, privilegiis, reversalibus, et dispositionibus aliis, 
quibus de religione ejusque exercitio, et inde dependentibus cujusque 
loci statibus et subditis huc usque provisum est, salva itidem cu- 
jusque conscientiae libertate. — — — 

8 2. — — — Sed praeter religiones supra nominatas nulla 
alia in sacro imperio Romano recipiatur vel toleretur. 


Articulus XVII. 


8 9. Contra hanc transactionem ullumve ejus articulum aut 
clausulam nulla jura canonica vel cilia, communia vel specialia, 
conciliorum decreta, privilegia, indulta, edicta, commissiones, in- 
hibitiones, mandata, decreta, rescripta, litispendentiae, quocunque 
tempore latae sententiae, res judicatae, capitulationes caesareae et 
aliae religiosorum ordinum regulae, aut exemptiones sive praeteriti 
sive futuri temporis protestationes, contradictiones, appellationes, in- 
vestiturae, transactiones, juramenta, renunciationes, pacta sive dedi- 
titia sive alia, multo minus edictum anni millesimi sexcentesimi 
vigesimi noni, vel transactio Pragensis cum suis appendicibus, aut 
concordata eum pontificibus, aut interimistica anni millesimi quingen- 
tesimi quadragesimi octavi, ullave alia statuta sive politica sive 
e:clesiastica decreta, dispensationes, absolutiones, vel ullae aliae, 
qtocunque nomine aut praetextu excogitari poterint, exceptiones 
vrquam allegentur, audiantur aut admittantur, nec uspiam contra 
haic transactionem in petitorio aut possessorio seu inhibitorii, seu 
alii processus vel commissiones unquam decernantur. 


216 


Anmerkung : Gegen manche Bestimmungen des westfälischen 
Friedens sind Protestationen erhoben worden, wie die Vertragsur- 
kunde in Art. 17, 8 3 selbst vorsieht. So z. B. protestirte Lothringen 
gegen die Ueberlassung der Bisthümer Metz, Toul und Verdun an 
Frankreich. Chur-Sachsen reichte eine Protestation und Reservation 
ein wegen seines Pfandrechts auf die an Schweden abgetretene Insel 
Wollin. Chur-Brandenburg protestirte wegen seiner Rechte auf 
Querfurt, Jüterbog, Dam und Burg. Anhalt erhob Protest wegen 
Ueberlassung der Grafschaft Askanien nebst dem Stift Halberstadt an 
Chur-Brandenburg. Die Aebte von Blaubeuren und St. Georgen pro- 
testirten gegen die Besitznahme dieser Klöster durch Württemberg, 
der Johanniterorden gegon die Ueberlassung zweier Ordenskommenden 
an Mecklenburg, das Erzstift Magdeburg gegen seine Säkularisation 
und Ueberlassung an Chur-Brandenburg. Die Stadt Bremen legte 
Protest ein gegen einen dem Grafen von Oldenburg zugestandenen 
Weserzoll. Am bekanntesten ist die — von dem Abgeordneten v. Vollmar 
der Kommission in ihrem Wortlaut auszugsweise mitgetheilte — 


Protestbulle des Papstes Innocenz X. vom 20. November 1648. 


Zelo Domus Dei animum nostrum assidue commovente, in eam 
praecipue curam sedulo incumbimus, ut Orthodoxae Fidei integritas, 
ac Ecclesiae Catholicae dignitas et auctoritas ubique sarta tecta con- 
servetur, neve eorum, qui quaerunt sua potius, quam quae Dei sunt, 
facto jura Ecclesiastica, quorum  Assertores a Domino constituti 
sumus, aliquod detrimentum accipiant, Nosque Supremo Judici 
rationem villicationis nostrae reddituri, negligentiae in credita Nobis 
administratione arguamur. 

S 1. Sane cum intimo doloris sensu accepimus, quod per 
complures, unius Osnabrugis, die VI. Augusti praesentis anni 
MDCXLVIII. inter carissimum in Christo Filium Nostrum Ferdinan- 
dum Romanum Regem in Imperatorem electum cum suis foederatis 
et adhaerentibus ex una, ac Suecos cum eorum itidem foederatis et 
adhaerentibus ex altera: nec mon alterius pacis Monasterii West- 
phaliae, die XXIV. Octobris ejusdem ani MDCXLVIII. inter eumdem 
Ferdinandum Romanorum Regem in Imperatorem electum cum suis 
pariter foederatis et adhaerentibus ex una, atque carissimum etiam i2 
Christo Filium Nostrum Ludovicum Francorum Regem Christianis- 
simum cum suis similiter foederatis ex altera partibus, respective initi- 
rum, transactionum articulos gravissima Religioni Catholicae, divino 
cultui, Sedi Apostolicae, et Romanae, ac inferioribus Ecclesiis, Ór- 
dinique Ecclesiastico, ac jurisdictionibus, auctoritatibus, immunitatibus, 
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libertatibus, exemptionibus, privilegiis, rebus, bonis, ac juribus illorum 
illata fuerunt praejudicia. ^ Etenim  pactionibus partim utriusque, 
partim alterius pacis hujusmodi, inter alia, bona Ecclesiastica, alias 
ab haereticis occupata, illis eorumque Successoribus in perpetuum ad- 
dicuntur Haereticis Augustanae, ut vocant, confessionis liberum suae 
haereseos exercitium in plerisque locis permittitur, et locorum pro 
aedificandis ad hunc effectum. templis assignatio promittitur, ipsique 
cum Catholicis ad publica munia et officia, ac ad nonnullos Archie- 
piscopalus, Episcopatus, aliusque dignitates, et beneficia Ecclesiastica, 
precumque primariarum eidem Ferdinando Regi in Imperatorem 
electo a praefata Sede Apostolica concessarum participationem ad- 
mittuntur, Annatae, jura Palatii, confirmationes, menses Papales 
et hujusmodi jura, ac reservationes in bonis Ecclesiasticis dictae 
Confessionis Augustanae | excluduntur. — Confirmationes electorum, 
seu postulationum | praetensorum | Archiepiscoporum, Episcoporum, 
aut Praelatorum ejusdem Confessionis potestati seculari attribuuntur. 
Plures Archiepiscopatus, Episcopatus, Monasteria, Praepositurae, 
Balliviae, Commendae, Canonicatus, et alia beneficia et bona Ecele- 
siastica, Principibus haereticis, eorumque haeredibus, etiam sublata 
denominatione Ecclesiastica, in feudum perpetuum sub dignitatis 
secularis titulo conceduntur. Contra pacem hujusmodi, ullumve ejus 
articulum nulla jura, canonica et civilia, communia vel specialia, 
Conciliorum Decreta, Religiosorum Ordinum regulas, juramenta, aut 
concordata cum Romanis Pontificibus, ullave alia statuta, sive poli- 
tica, sive Ecclesiastica, decreta, dispensationes, absolutiones, aut alias 
exceptiones allegari, audiri, vel admitti debere disponitur. Numerus 
septem Electorum Imperii, olim Apostolica auctoritate praefinitus, 
sine nostro, et Sedis praefatae beneplacito augetur, et octavus Elec- 
toratus in favorem Caroli Ludovici Comitis Palatini Rheni haeretici 
instituitur, aliaque multa, quae pudet referre, Orthodoxae Religioni, 
Sedique praefatae, ac Romanae et inferioribus Ecclesiis, caeteris- 
que praemissis summopere praejudicialia, et damnosa decernuntur. 

S 2. Et quamvis Venerabilis Frater Fabius Episcopus Nerito- 
nensis noster, et Sedis praefatae ad tractum Rheni et inferiores 
Germaniae partes Nuntius extraordinarius, in executionem manda- 
torum nostrorum fuerit palam, nostro et ejusdem Sedis nomine pro- 
testatus hujusmodi? articulos esse orritos, nullos, iniquos, ac per non 
habentes potestatem temere contractos, atque pro talibus ab omnibus 
habendos; ac notissimi juris sit quamcumque transactionem, seu 
pactionem in rebus Ecclesiasticis sine praefatae Sedis auctoritate 
factam, nullam, nulliusque roboris, et momenti existere: 
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S 3. Attamen, quo efficacius praemissorum indemnitati con- 
sultum sit, pro commissi Nobis ex alto Pastoralis officii debito 
providere volentes, ac instrumentorum utriusque pacis hujusmodi, 
omniumque in illis contentorum, caeterorumque hic etiam necessario 
exprimendorum, et inserendorum tenores etiam veriores, et datas, ac si 
de verbo ad verbum insererentur praesentibus pro plene, et sufficienter 
expressis et insertis habentes, Motu proprio, ac ex certa scientia, et 
matura deliberatione nostris, deque Apostolicae potestatis plenitudine 
praedictos alterius, seu utriusque pacis hujusmodi articulos, caeteraque 
in dictis instrumentis contenta, quae Catholicae Religioni, divino cultui, 
animarum saluti, eidem Sedi Apostolicae, Romanae, et inferioribus Ec- 
clesiis, ac Ordini, et Statui Ecclesiastico, illorumque personis, membris, 
rebus, bonis, jurisdictionibus, auctoritatibus, immuuitatibus, libertati- 
bus, privilegiis, praerogativis, et juribus, quibuscumque quomodolibet 
officium, seu praejudicium, etiam minimum afferunt, aut inferre, seu in- 
tulisse, et alias nocere, seu nocuisse quoquomodo dici, intelligi, prae- 
tendi, vel censeri possent, cum omnibus inde secutis, et quandocumque 
sequendis, ipso jure nulla, irrita, invalida, iniqua, injusta, damnata, 
reprobata, inania, viribusque et effectu vacua omnino fuisse, esse, el 
perpetuo fore, neminemque ad illorum, et cujuslibet. eorum, etiamsi 
juramento vallata sint, observantiam teneri, neque ex illis cuiquam, 
quod jus, vel actionem, aut titulum coloratum, vel causam praescribendi, 
etiamsi longissimi et immemorabilis temporis possessio, seu quasi pos- 
sessio eliam citra ullam interpellationem, seu interruptionem subsequa- 
tur, acquisitum fuisse, nec esse minusve ullo tempore acquiri, et compe- 
tere posse, neque ulla ullum statum facere, vel fecisse atque perinde, 
ac si nequaquam emanassent, pro non exiantibus, et non factis per- 
petuo haberi debere, tenore earumdem praesentium decernimus, et 
declaramus. Et nihilominus, ad abundantiorem cautelam et quatenus 
opus sit articulos praefatos, aliaque praemissa, ut praefertur, prae- 
judicialia, Motu, scientia, deliberatione, et potestatis plenitudine pari- 
bus, damnamus, reprobamus, irrilamus, cassamus, annullamus, viri- 
busque et effectu evacuamus, et contra illa, deque eorum nullitate 
coram Deo protestamur. Et quatenus itidem opus sit, easdem Sedem 
Apostolicam, Romanamque, et inferiores Ecclesias, ac quaelibet loca 
pia, et quascumque personas Ecclesiasticas adversus illa in integrum, 
ac pristinum, et eum in quo ante praedictam et quascumque alias 
assertas, seu praetensas anteriores transactiones, pactiones, seu con- 
ventiones circa praemissa ubicumque quomodocumque factas, erant, 
statum restituimus, reponimus, ac plenarie reintegramus. 

8 4. Praesentes quoque literas, cum omnibus et singulis in 
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eis contentis, eliam ex eo, quod praefati, et quicumque alii, etiam 
speciali mentione, et expressione digni, et in praemissis, seu eorum 
aliquo interesse habentes, seu habere quomodolibet praetendentes, 
ilis nullatenus consenseript, nec ad ea vocati, citati vel. auditi, 
minusve causae, propter quas eaedem praesentes emanarunt, deductae, 
verificatae, seu alias sufficienter, aut etiam ullo modo justificatae 
fuerint, nullo unquam tempore de subreptionis, obreptionis, nullitatis, 
aut invaliditatis vitio, seu intentionis nostrae, aut alio quovis quan- 
tumlibet magno, inexcogitato, et substantiali defectu, aut ex quovis 
alio capite a jure, vel facto, aut statuto, vel consuetudine resultante, 
aut ex quocumque alio colore, praetextu, causa, et occasione notari, 
impugnari, invalidari, retractari, in jus vel controversiam revocari, 
aut ad terminos juris reduci ullatenus posse, sed illas semper validas 
et efficaces existere, et fore, suosque plenarios et integros effectus 
sortiri, et obtinere ac ab omnibus et singulis, ad quos spectat et 
spectabit quomodolibet in futurum, inviolabiliter observari. 

8 5. Sicque, et non aliter in praemissis omnibus, et singulis 
quoscumque Judices ordinarios, et delegatos, etiam Palatii Apostolici 
Auditores, necnon S. R. E. Cardinales, etiam de Latere Legatos, 
ac ejusdem Sedis Nuntios, et quosvis alios quacumque auctoritate 
fungentes, nunc et pro tempore existentes, sublata eis, et eorum 
cuilibet quavis aliter judicandi, declarandi, et interpretandi facultate, 
et auctoritate, semper et ubique judicari et definiri debere, ac irri- 
tum, et inane, si secus super his a quoquam, quavis auctoritate, 
scienter, vel ignoranter contigerit attentari decernimus. — — — 

Ueber die Bedeutung dieser päpstlichen Protestbulle sagt Zöpfl 
(Grundsätze des gemeinen Deutschen Staatsrechts 5. Aufl. .1863, 
Theil II, S. 840, Anm. 4): | 

»Man hat in neuerer Zeit mitunter Zweifel erregen wollen, ob 
auch die katholische Kirche sich auf den westphälischen Frieden be- 
rufen dürfe, weil der Papst bei dessen Abschlusse gegen denselben 
protestirt habe. Allein 1. ist von dem Papste nicht gegen den west- 
phälischen Frieden im Ganzen, sondern nur gegen einzelne Artikel 
Verwahrung eingelegt worden, und auf diese der katholischen Kirche 
nachtheiligen Bestimmungen wird sich diese auch sicher nicht be- 
rufen. (Vergl. Bullar. Magn. T. V. ab Urbano VIII. usque ad 
Innoc. X. Luxemburg 1727 p. 466 Bulla: Zelo domus Dei mit der 
Rubrik: »Declaratio nullitatis articulorum nuperae pacis Germaniae, 
religioni catholicae, locis piis ac personis et juribus ecclesiasticis 
quomodo libet praejudicialium. 8 2. »— ejusmodi articulos esse ir- 
ritos, nullos, iniquos«). 2. Der Papst war an sich nicht Kontrahent 
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des westphälischen Friedens, daher auch daraus, dass er einige Ar- 
tikel als den Rechten der katholischen Kirche widersprechend er- 
klärte, nichts gegen die Verbindlichkeit und Gültigkeit des Friedens- 
schlusses unter den Kontrahenten abgeleitet werden kann. 3. Der 
westphälische Frieden wurde zu allen Zeiten von den katholischen, 
wie von den protestantischen Reichsständen als ein Gesefe und zwar 
als ein Reichsgrundgesetz anerkannt, und dieser Bedeutung ist durch 
die päpstliche Protestation gegen einige Artikel desselben nichts ab- 
gebrochen worden. 4. Die Protestation, welche ein Dritter gegen 
einen Staatsvertrag oder ein Gesetz einlegt, kann nie etwas anderes 
bezwecken, noch eine andere Wirkung haben, als die, dessen wirk- 
lich oder vermeintlich verletzte Rechte für künftige Zeiten zu wahren, 
wenn veränderte Umstände erlauben sollten, sie wieder zur Geltung 
zu bringen; sie hindert aber den Protestirenden niemals, sich auf 
das zu berufen, was zu seinen Gunsten in dem Staatsvertrag oder 
Gesetze enthalten ist. So haben auch die deutschen Standesherrn 
auf dem Wiener Kongresse gegen die deutsche Bundesakte insofern 
Protest eingelegt, als ihnen dadurch ihre Landesherrschaft nicht zu- 
rückgegeben worden ist; noch ist es aber Niemandem beigefallen, des- 
halb den Standesherrn zu verwehren, die Rechte in Anspruch zu 
nehmen, welche ihnen die B. A. Art. 14 einräumt.« 


4. Reichsdeputationshauptschluss vom 25. Februar 1803. 


8 34. Alle Güter der Domkapitel und ihrer Dignitarien wer- 
den den Domänen der Bischöfe einverleibt und gehen mit den Bis- 
thümern auf die Fürsten über, denen diese angewiesen sind. In den 
zwischen mehrere vertheilten Bisthümern werden die, in den ein- 
zelnen Theilen befindlichen Güter dieser Art mit denselben vereiniget. 

8 35. Alle Güter der fundirten Stifter, Abteien und Klöster, 
in den alten sowohl als in den neuen Besitzungen, katholischer so- 
wohl als Augsburgischer Konfession verwandten (tant protestans que 
catholiques), mittelbarer sowohl als unmittelbarer, deren Verwendung 
in den vorhergehenden Anordnungen nicht förmlich festgesetzt wor- 
den ist, werden der freien und vollen Disposition der respektiven 
Landesherrn, sowohl zum Behuf des Aufwandes für Gottesdienst, 
Unterrichts- und andere gemeinnützige Anstalten, als zur Erleichter- 
ung ihrer Finanzen überlassen, unter dem bestimmten Vorbehalte der 
festen und bleibenden Ausstattung der Domkirclien', welche werden 
beibehalten werden, und der Pensionen für die aufgehobeue Geist- 
lichkeit nach den unten theils wirklich bemerkten, theils noch un- 
verzüglich zu treffenden näheren Bestimmungen. 
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& 42. Die Säkularisation der geschlossenen Frauenklöster kann 
nur im Einverständniss mit dem Diögesanbischof geschehen. Die 
Mannsklöster hingegen sind der Verfügung der Landesherrn oder 
neuen Besitzer unterworfen, welche sie nach freiem Belieben auf- 
heben oder beibehalten können. Beiderlei Gattungen können nur mit 
Einwilligung des Landesherrn oder neuen Besitzers Novizen auf- 
nehmen. 


§ 61. Die Regalien, bischöflichen Domänen, domkapitelischen 
Besitzungen und Einkünfte fallen dem neuen Landesherrn zu. 


$ 62. Die erz- und bischöflichen Diözesen aber verbleiben in 
ihrem bisherigen Zustande, bis eine andere Diöcesaneinrichtung auf 
reichsgesetzliche Art getroffen sein wird, wovon dann auch die Ein- 
richtung der künftigen Domkapitel abhängt. 


8 63. Die bisherige Religionsübung eines jeden Lob Soll 
gegen Aufhebung und Kränkung aller Art geschützt sein, insbe- 
sondere jeder Religion der Besitz und ungestórte Genuss ihres eigen- 
thümlichen Kirchengutes, auch Schulfonds nach der Vorschrift des 
westphälischen Friedens ungestört verbleiben. Dem Landesherrn 
steht jedoch frei, andere Religionsverwandte zu dulden und ihnen 
den vollen Genuss bürgerlicher Rechte zu gestatten. 

8 65. Fromme und milde Stiftungen sind, wie jedes Privat- 
eigenthum zu konserviren, doch so, dass sie der landesherrlichen 
Aufsicht und Leitung untergeben bleiben. 


5. Rheinbund; Posener Frieden vom 11. Dezember 1806 
zwischen Frankreich und Sachsen. 


Art. V. Les lois et actes qui déterminaient les droits reciproques 
des divers cultes établies en Allemagne ayant été abolis par le fait 
de la dissolution de l'ancien corps germanique, et n'étant pas 
d'ailleurs compatibles avec les principes sur lesquels la confédération 
a été formée, l'exercice du culte catholique sera, dans totalité du 
royaume de Saxe pleinement assimilé à l'exercice du culte luthérien, 
et les sujets de deux religions jouiront, sans restriction, des mêmes 
droits civiles et politiques. S. M. l'Empereur et Roi faisant une 
condition particulière de cet objet. 


Vgl. Winkopp, Die Rheinische EOS TANTE Frank- 
furt 1808, S. 86. 
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6. Verträge über den Beitritt zum Rheinbund zwischen Frank- 
reich und Sachsen-Weimar, Gotha, Meiningen, Hildburghausen 
und Koburg (15. Dezember 1806), Anhalt, Bernburg und Kóthen, 
Schwarzburg-Rudolstadt, Schwarzburg-Sondershausen, Waldeck, 
Reuss-Greiz, Schleiz, Lobenstein und Ebersdorf, Lippe-Det- 
mold und Schaumburg (18. April 1807), Mecklenburg-Strelitz 
(18. Februar 1808), Mecklenburg-Schwerin (22. Mürz 1808). 


Art. IV.  L'exercice du culte catholique sera, dans toutes les 
possessions de LL. AA. SS. pleinement assimilé à l'exercice du culte 
luthérien, et les sujels des deux religions jouiront, sans restriction, 
des mêmes droits civiles et politiques, sans cependant déroger à la 
possession et jouissance actuelles des biens des eglises. 

Vgl. Winkopp, Die Rheinische Konföderationsakte, cit. S. 93 ff. 
— Winkopp, Der Hheinische Bund; Bd. VI, S. 320 (Hsetionbure: 
Strelitz); Bd. VIII, S. 157 (Mecklenburg-Schwerin). 


7. Wiener Bundesakte vom 8. Juni 1815. 


Artikel 7, Abs. 4. Wo es aber auf Annahme oder Abänderung 
der Grundgesetze, auf organische Bundeseinrichtungen, auf jura 
singulorum oder Religionsangelegenheiten ankommt, kann weder in 
der engeren Versammlung, noch in Pleno [der Bundesversammlung] 
ein Beschluss durch Stimmenmehrheit gefasst werden. —— 

Artikel 16. Die Verschiedenheit der christlichen Religions- 
parteien kann in den Ländern und Gebieten des Deutschen Bundes 
keinen Unterschied in dem Genusse der bürgerlichen und politischen 
Rechte begründen. 

Die Bundesversammlung wird in Berathung ziehen, wie auf 
eine möglichst übereinstimmende Weise die bürgerliche Verbesserung 
der Bekenner des jüdischen Glaubens in Deutschland zu bewirken 
sei, und wie insonderheit denselben der Genuss der bürgerlichen 
Rechte gegen die Uebernahme aller Bürgerpflichten in den Bundes- 
staaten verschafft und gesichert werden könne; jedoch werden den 
Bekennern dieses Glaubens bis dahin die denselben von den ein- 
zelnen Bundesstaaten bereits eingeräumten Rechte erhalten. 


8. Grundrechte vom 27. Dezember 1848. 


Artikel V. 


$ 14. Jeder Deutsche hat volle Glaubens- und Gewissens- 
freiheit. 

Niemand ist verpflichtet, seine religiöse Ueberzeugung zu 
offenbaren. 
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8 15. Jeder Deutsche ist TT im der gemeinsamen 
häuslichen und öffentlichen Uebung seiner Religion. 

Verbrechen und Vergehen, welche bei Ausübung dieser Frei- 
heit begangen werden, sind nach dem Gesetz zu bestrafen. | 

§ 17. Jede Religionsgesellschaft ordnet und verwaltet ihre An- 
gelegenheiten selbständig, bleibt aber den allgemeinen Staatsgesetzen 
unterworfen. 

Keine Religionsgesellschaft geniesst vor anderen Vorrechte durch 
den Staat, es besteht fernerhin keine Staatskirche. 

Neue Religionsgesellschaften dürfen sich bilden; einer Aner- 
kennung ihres Bekenntnisses durch den Staat bedarf es nicht. 

8 18. Niemand soll zu einer kirchlichen Handlung oder Feier- 
lichkeit gezwungen werden. 


B. Reichsrechtliche Bestimmungen. 


9. Freundschafts-, Handels- und Schiffahrtsvertrag v. 2. Sep- 
tember 1861 zwischen den Staaten des Deutschen Zoll- und 
Handelsvereins, der Grossherzogthümer Mecklenburg-Schwerin 
und Mecklenburg-Strelitz, sowie den Hansestüdten Lübeck, 
Bremen und Hamburg einerseits, und China andererseits. 
| (Preussische Gesetzsammlung 1868, S. 265 ff.) 


Artikel 10. Die Bekenner und Lehrer der christlichen Religion 
sollen in China volle Sicherheit für ihre Personen, ihr Eigenthum 
und die Ausübung ihrer Religionsgebräuche geniessen. 


10. Reichsgesetz vom 1. November 1867 über die Freizügig- 
keit (BGB. S. 55). 


& 1. Jeder Bundesangehórige hat das Recht, innerhalb des 
Bundesgebietes : 

l. an jedem Orte sich adfaualim oder KADER, WO 
er eine eigene Wohnung oder ein Unterkommen sich zu 
verschaffen im Stande ist; 

2. an jedem Orte Grundeigenthum aller Art zu erwerben; 

3. umherziehend oder an dem Orte des Aufenthalts, bezw. der 
Niederlassung, Gewerbe aller Art zu betreiben, unter den 
für Einheimische geltenden gesetzlichen Bestimmungen. 

In der Ausübung dieser Befugnisse darf der Bundesangehórige, 
soweit nicht das gegenwärtige Gesetz Ausnahmen zulässt, weder 
durch die Obrigkeit seiner Heimath, noch durch die Obrigkeit des 
Ortes, in welchem er sich aufhalten oder niederlassen will, ER 
oder durch lästige Bedingungen beschränkt werden. Ä 
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Keinem Bundesangenórigen darf um des Glaubensbekenntnisses 
willen oder wegen fehlender Landes- oder Gemeindeangehörigkeit der 
Aufenthalt, die Niederlassung, der Gewerbebetrieb oder der Erwerb 
von Grundeigenthum verweigert werden. 


11. Reichsgesetz vom 3. Juli 1869, betreffend die Gleichbe- 
rechtigung der Konfessionen in bürgerlicher und staatsbürger- 
licher Beziehung (BGB. S. 292). 


Alle noch bestehenden, aus der Verschiedenheit des religiösen 
Bekenntnisses hergeleiteten Beschränkungen der bürgerlichen und 
staatsbürgerlichen Rechte werden hierdurch aufgehoben. Insbesondere 
soll die Befähigung zur Theilnahme an der Gemeinde- und Landes- 
vertretung und zur Bekleidung öffentlicher Aemter vom religiösen 
Bekenntniss unabhängig sein. 

Anmerkung: Hierzu ist ergangen das Urtheil des Reichsge- 
richts vom 11. Juli 1898; vgl. Entscheidungen des Reichsgerichts 
in Strafsachen Bd. 31, S. 237. Es handelte sich um eine Störung 
des Gottesdienstes der zu Cöthen (Herzogthum Anhalt) bestehenden 
Baptistengemeinde, und es fragte sich zunächst, ob diese Gemeinde 
als eine »im Staat bestehende Religionsgesellschaft« im Sinne des 
S 167 des Reichsstrafgesetzbuchs angesehen werden könne. Das 
Reichsgericht gelangte zu einer Bejahung dieser Frage aus folgenden 
Erwägungen : 

»Die Revision irrt, wenn sie das rechtliche Bestehen der 
Baptistengemeinde im Herzogthum Anhalt mit der Behauptung be- 
streitet, dass es zur Bildung dieser Religionsgesellschaft nach dem 
Rechte des westfälischen Friedens der ausdrücklichen staatlichen Ge- 
nehmigung bedurft hätte. Der Rechtszustand im Deutschen Reiche 
hat sich vielmehr seit dem westfälischen Frieden und der Bundes- 
akte von 1815 dahin entwickelt, dass im Allgemeinen der staats- 
rechtliche Grundsatz anerkannt ist, dass es den Staatsangehörigen 
freisteht, zu neuen Religionsgesellschaften zusammenzutreten, dass 
es also der Einholung der staatlichen Genehmigung zur Gründung 
einer solchen Vereinigung (vorbehaltlich der landesgesetzlichen Vor- 
schriften über Vereins- und Versammlungsrecht) an sich nicht be- 
darf. Von selbst erhält allerdings eine neue Religionsgesellschaft 
noch nicht Korporationsrechte, dazu bedarf es eines Spezialgesetzes, 
wie solches in Preussen für die Baptistengemeinde am 7. Juli 1875 
(G.-S. S. 374) erlassen worden ist. 
| Als Grundlage des bezeichneten Rechtszustandes kommt in Be- 
tracht das Bundes-, jetzt Reichsgesetz vom 3. Juli 1869, betreffend 
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die Gleichberechtigung der Konfessionen in bürgerlicher und staats- 
bürgerlicher Beziehung (B.-G.-Bl. 1869 S. 292, 8 2 des Gesetzes, 
betreffend die Verfassung des Deutschen Heiches vom 16. April 1871, 
R.-G.-Bl. S. 63), und es gehört zu den in diesem Gesetze bezeich- 
neten bürgerlichen und staatsbürgerlichen Rechten auch das Recht 
der Religionsausübung, d. h. das Recht, (unter Beobachtung der 
landesgesetzlichen Bestimmungen über das Vereins- und Versamm- 
lungsrecht) zum Zwecke der Religionsausübung sich in Gemein- 
schaft mit anderen regelmässig durch Vorträge, Gebet und andere 
Uebungen zu erbauen.« — — | 

Vgl. Richter, Lehrbuch für Kirchenrecht, 8. Aufl. 8 72, S. 218 ff., 
8 98 S. 320; Tihudichum, Kirchenrecht Bd. 1, § 28, S. 127, vgl. 
8 39 daselbst; Windscheid, Pandekten 8 55 u. a. m. 


12. Reichsstrafgesetzbuch vom 31. Mai 1870, abgeändert 
durch Reichsgesetz vom 10. Dezember 1871. 


7. Abschnitt. 

Verbrechen und Vergehen wider die öffentliche Ordnung. 

$ 130a. Ein Geistlicher oder anderer Religionsdiener, welcher 
in Ausübung oder in Veranlassung der Ausübung seines Berufes 
öffentlich vor einer Menschenmenge, oder welcher in einer Kirche 
oder an einem anderen zu religiösen Versammlungen bestimmten 
Orte vor Mehreren Angelegenheiten des Staats in einer den Öffent- 
lichen Frieden gefährdenden Weise zum Gegenstande einer Verkün- 
digung oder Erörterung macht, wird mit Gefängniss oder Festungs- 
haft bis zu zwei Jahren bestraft. 

Gleiche Strafe trifft denjenigen Geistlichen oder anderen Re- 
ligionsdiener, welcher in Ausübung oder in Veranlassung der Aus- 
übung seines Berufes Schriftstücke ausgiebt oder verbreitet, in welchen 
Angelegenheiten des Staats in einer den Öffentlichen Frieden ge- 
fährdenden Weise zum Gegenstande einer Verkündigung oder Er- 
örterung gemacht sind. 

11. Abschnitt. 
Vergehen, welche sich auf die Religion beziehen. 

S 166. — — Wer öffentlich eine der christlichen Kirchen 
oder eine andere mit Korporationsrechten innerhalb des Bundes- 
gebiets bestehende Religionsgesellschaft oder ihre Einrichtungen oder 
Gebräuche beschimpft, ingleichen wer in einer Kirche oder in einem 
anderen zu religiösen Versammlungen bestimmten Orte beschimpfen- 
den Unfug verübt, wird mit Gefängaiss bis zu drei Jahren bestraft. 

Archiv für Kirchenrecht. LXXXIL 15 
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8 167. Wer durch eine Thätlichkeit oder Drohung Jemand 
hindert, den Gottesdienst einer im Staate bestehenden Religionsge- 
sellschaft auszuüben, ingleichen wer in einer Kirche oder in einem 
anderen zu religiösen Versammlungen bestimmten Orte durch Er- 
regung von Lärm oder Unordnung den Gottesdienst oder einzelne 
gottesdienstliche Verrichtungen einer im Staate bestehenden Re- 
ligionsgesellschaft vorsätzlich verhindert oder stört, wird mit Ge- 
fängniss bis zu drei Jahren bestraft. 


26. Abschnitt. 


Sachbeschädigung. 

8 304. Wer vorsätzlich und rechtswidrig Gegenstände der 
Verehrung einer im Staate bestehenden Beligionsgesellschaft oder 
Sachen, die dem Gottesdienst gewidmet sind — — — "beschädigt 
oder zerstört, wird mit Gefängniss bis zu drei Jahren oder mit 
Geldstrafe bis zu eintausendfünfhundert Mark bestraft. 

Neben der Gefängnissstrafe kann auf Verlust der bürgerlichen 
Ehrenrechte erkannt werden. 

Der Versuch ist strafbar. 


28. Abschnitt. 
Verbrechen und Vergehen im Amte. 
8 338. Ein Religionsdiener, welcher, wissend, dass eine Person 
verheirathet ist, eine neue Ehe derselben schliesst, wird mit Zucht- 
haus bis zu fünf Jahren bestraft. 


13. Reichsgesetz vom 16. April 1871, betreffend die Ver- 
fassung des Deutschen Reichs (RGB. S. 63); abgeändert durch 
Reichsgesetz vom 20. Dezember 1873. (RGB. S. 379). 


Seine Majestát der Kónig von Preussen im Namen des Nord- 
deutschen Bundes, Seine Majestät der König von Bayern, Seine 
Majestät der König von Württemberg, Seine Königliche Hoheit der 
Grossherzog von Baden und Seine Königliche Hoheit der Grossherzog 
von Hessen und bei Rhein für die südlich vom Main belegenen 
Theile des Grossherzogthums Hessen, schliessen einen ewigen Bund 
zum Schutze des Bundesgebiets und des innerhalb desselben gültigen 
Rechts, sowie zur Pflege der Wohlfahrt des deutschen Volkes. 
Dieser Bund wird den Namen Deutsches Reich führen und wird 
nachstehende Verfassung haben. 

Artikel 3. Für ganz Deutschland besteht ein gemeinsames 
Indigenat mit der Wirkung, dass der Angehörige (Unterthan, Staats- 
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bürger) eines jeden Bundesstaats in jedem anderen Bundesstaate als 
Inländer zu behandeln und demgemäss zum festen Wohnsitz, zum 
Gewerbebetriebe, zu Öffentlichen Aemtern, zur Erwerbung von Grund- 
stücken, zur Erlangung des Staatsbürgerrechts und eum Genusse aller 
sonstigen bürgerlichen Rechte unter denselben Voraussetzungen wie 
der Einheimische zueulassen, auch in Betreff der Rechtsverfolgung 
und des Rechisschutzes demselben gleich gu behandeln ist. 


Kein Deutscher darf in der Ausübung dieser Befugniss durch 
die Obrigkeit seiner Heimath oder durch die Obrigkeit eines anderen 
Bundesstaates beschränkt werden. 


Diejenigen Bestimmungen, welche die Armenversorgung und 
die Aufnahme in den lokalen Gemeindeverband betreffen, werden 
durch den im ersten Absatz ausgesprochenen Grundsatz nicht 
berührt. 

Ebenso bleiben bis auf Weiteres die Verträge in Kraft, welche 
zwischen den einzelnen Bundesstaaten in Beziehung auf die Ueber- 
nahme von Auszuweisenden, die Verpflegung erkrankter und die Be- 
erdigung verstorbener Staatsangehörigen bestehen. 


Hinsichtlich der Erfüllung der Militärpflicht im Verhältniss 
zu dem Heimathslande wird im Wege der Reichsgesetzgebung das 
Nöthige geordnet werden. 


Dem Auslande gegenüber haben alle Deutschen gleichmässig 
Anspruch auf den Schutz des Reichs. 


Artikel 4. Der Beaufsichtigung des Reichs und der Gesetz- 
gebung desselben unterliegen die nachstehenden Angelegenheiten : 


l. die Bestimmungen über Freizügigkeit, Heimaths- und Nie- 
derlassungsverhältnisse, Staatsbürgerrecht, Passwesen und 
Fremdenpolizei und über den Gewerbebetrieb, einschliess- 
lich des Versicherungswesens, soweit diese Gegenstände 
nicht schon durch den Artikel 3 dieser Verfassung erledigt 
sind, in Bayern jedoch mit Ausschluss der Heimaths- und 
Niederlassungsverhältnisse, desgleichen über die Koloni- 
sation und Auswanderung nach ausserdeutschen Ländern ; 

13. die gemeinsame Gesetzgebung über das gesammte bürger- 
liche Recht, das Strafrecht und das gerichtliche Verfahren; 
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16. die Bestimmungen über die Presse und das Vereinswesen. 
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14. Reichsgesetz vom 4. Juli 1872, betreffend den Orden der 
Gesellschaft Jesu (RGB. S. 253). 


8 1. Der Orden der Gesellschaft Jesu und die ihm ver- 
wandten Orden und ordensähnlichen Kongregationen sind vom Ge- 
biet des Deutschen Reichs ausgeschlossen. 

Die Errichtung von Niederlassungen derselben ist untersagt. 
Die zur Zeit bestehenden Niederlassungen sind binnen einer vom 
Bundesrath zu bestimmenden Frist, welche sechs Monate nicht über- 
steigen darf, aufzulösen. 

8 2. Die Angehörigen des Ordens der Gesellschaft Jesu oder 
der ihm verwandten Orden oder ordensähnlichen Kongregationen 
können, wenn sie Ausländer sind, aus dem Bundesgebiet ausge- 
wiesen werden; wenn sie Inländer sind, kann ihnen der Aufenthalt 
in bestimmten Bezirken oder Orten versagt oder angewiesen werden. 

8 3. Die zur Ausführung und zur Sicherstellung des Vollzugs 
dieses Gesetzes erforderlichen Anordnungen werden vom Bundesrath 
erlassen. 

Anmerkung: Dieses Gesetz ging hervor aus einem von den 
verbündeten Regierungen dem Reichstag vorgelegten »Entwurf eines 
Gesetzes, betreffend die Beschränkung des Rechts zum Aufenthalt 
der Jesuiten im Deutschen Reich« (1. Legislaturperiode, III. Session, 
1872, Drucksache Nr. 170), welcher folgende Bestimmungen vorschlug: 


8 1. 

Den Mitgliedern des Ordens der Gesellschaft Jesu 
oder einer mit diesem Orden verwandten Kongregation 
kann, auch wenn sie das deutsche Indigenat besitzen, an ` 
jedem Orte des Bundesgebietes der Aufenthalt von der 
Landespolizeibehörde versagt werden. 


8 2. 
= Die zur Ausführung dieses Gesetzes erforderlichen An- 
ordnungen werden vom Bundesrath erlassen. 

Die » Motive« dieser Regierungsvorlage beschränken sich auf 
folgende Begründung : 

»In seiner Sitzung vom 23. Mai [soll heissen: 16. Mai] dieses 
Jahres hat der Reichstag beschlossen, die für und wider ein allge- 
meines Verbot des Jesuitenordens in Deutschland bei ihm einge- 
gangenen Petitionen dem Reichskanzler mit der Aufforderung zu 
überweisen: 

1. darauf hinzuwirken, dass innerhalb des Reichs ein Zustand 
des öffentlichen Rechts hergestellt werde, welcher den re- 


229 


ligiösen Frieden, die Paritüt der Glaubensbekenntnisse und 
den Schutz der Staatsbürger gegen Verkümmerung ihrer 
Rechte durch geistliche Gewalt sicherstellt; 

2. insbesondere einen Gesetzentwurf vorzulegen, welcher auf 
Grund des Eingangs und des Artikels 4, Nr. 13 und 16 
der Reichsverfassung die rechtliche Stellung der religiösen 
Ordenskongreyationen und Genossenschaften, die Frage 
ihrer Zulassung und deren Bedingungen regelt, sowie die 
staatsgefährliche Thätigkeit derselben, namentlich der - 
»Gesellschaft Jesu«, unter Strafe stellt. 

Der vorliegende Gesetzentwurf ist dazu bestimmt, vorläufig 
demjenigen Theile des Reichstagsbeschlusses, welcher sich auf den 
Orden der »Gesellschaft Jesu« bezieht, durch eine Beschränkung der 
über die Freizügigkeit im Deutschen Reiche bestehenden Vorschriften 
für die Mitglieder jenes Ordens eine gesetzgeberische Folge zu geben, 
indem es vorbehalten bleiben muss, sur Regelung der sonstigen in 
dem Beschlusse des Reichstages angeregten Fragen weitere Geseta- 
gebungsakte nach Massgabe der Reichsverfassung folgen zu lassen.« 

Der Beschluss des Reichstags vom 16. Mai 1872 beruhte auf 
einem Antrag der konservativen Partei und der deutschen Reichs- 
partei (Wagener-Neustettin und Dr. Lucius-Erfurt, unterstützt von 
v. Kardorff, Stumm u. A.; Drucksachen Nr. 81, III). 

Die Abánderungen, welche das Jesuitengesetz gegenüber der 
Regierungsvorlage aufweist, führen sich auf einen Antrag zurück, 
den die nationalliberale Fraktion, die deutsche Reichspartei, die 
liberale Reichspartei und die konservative Partei gemeinsam einge- 
bracht haben (Antrag Dr. Meyer-Thorn, v. Kardortf, Fürst v. Hohen- 
lohe-Schillingsfürst, v. Helldorf, Drucksachen Nr. 191). 

Zur Begründung des zum Gesetz gewordenen S 1 dieses An- 
trages führte der Abgeordnete Dr. Meyer-Thorn in der Sitzung des 
Reichstags vom 17. Juni 1872 (Stenogr. Ber. S. 1060) aus: 

»Ich fürchte nicht, gegen $ 1 den Einwand zu hören, dass er 
etwa unsere Kompetenz überschreite. Sie werden mir so viel ein- 
räumen müssen, dass die Vereinigung der Jesuiten, obwohl religiösen 
Charakters, unter allen Umständen unter die Kategorie des Vereins- 
gesetzes gebracht werden kann. Religiöse Vereinigungen, wie poli- 
tische Vereinigungen, wie Vereinigungen ganz harmloser, weder re- 
ligiöser, noch politischer Natur, sie alle fallen unter den Begriff der 
Vereine oder Vereinigungen. Der Umstand, dass der Jesuitenorden 
kein gewöhnlicher Verein, kein harmloser Verein ist, kann ihm den 
Charakter des Vereins als solchen nicht nehmen und wir würden, 
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wenn wir ein Vereinsgesetz in extenso zu berathen hütten, unzweifel- 
haft befugt sein, dabei auch an die religiösen Vereinigungen zu 
denken. Ich meine, schon damit sei die Kompetenz des Hauses zu 
8 1 hinreichend nachgewiesen.« 

Seit Beginn der 8. Legislaturperiode (1890) hat die Centrums- 
fraktion in jeder Session des Reichstags einen Gesetzentwurf betreffend 
die Aufhebung des Jesuitengesetzes im Reichstag eingebracht; vier- 
mal hat der Reichstag diesem Gesetzentwurf die verfassungsmässige 
Zustimmung ertheilt, nämlich am 16. April 1894, 20. Februar 1895, 
3. April 1897 und 1. Februar 1899; der Bundesrath hat aber diesen 
Beschlüssen keine Folge gegeben. 


15. Bekanntmachung des Reichskanzlers vom 5. Juli 1872, 
betreffend die Ausführung des Gesetzes über den Orden der 
Gesellschaft Jesu (RGB. S. 254). 


Auf Grund der Bestimmung im $ 3 des Gesetzes, betreffend 
den Orden der Gesellschaft Jesu, vom 4. d. M. (Reichs-Gesetzblatt 
S. 253) hat der Bundesrath beschlossen: 


1. Da der Orden der Gesellschaft Jesu vom Deutschen Reiche 
ausgeschlossen ist, so ist den Angehörigen dieses Ordens 
die Ausübung einer Ordensthátigkeit, insbesondere in Kirche 
und Schule, sowie die Abhaltung von Missionen nicht zu 
gestatten. 

2. Niederlassungen des Ordens der Gesellschaft Jesu sind 
spätestens binnen sechs Monaten, vom Tage der Wirksam- 
keit des Gesetzes an, aufzulösen. 

3. Die zur Vollziehung des Gesetzes in einzelnen Fällen zu 
treffenden Anordnungen werden von den Landespolizeibe- 
hórden verfügt. 


16. Bekanntmachung des Reichskanzlers vom 20. Mai 1873 

betreffend die Ausführung des Gesetzes über den Orden der 

Gesellschaft Jesu (RGB. S. 109); abgeündert laut Bekannt- 
machung vom 18. Juli 1896 (RGB. S. 503). 


Auf Grund der Bestimmung im $ 3 des Gesetzes betreffend 
den Orden der Gesellschaft Jesu, vom 4. Juli 1872 (Reichs-Gesetzb). 
S. 253) hat der Bundesrath beschlossen: 


dass behufs weiterer Ausführung dieses Gesetzes nachfolgende 
Genossenschaften: 


die Kongregation der Lazaristen (congregatio Missionis), 


-— 9 
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1 die Gesellschaft vom Heiligen Herzen Jesu (société du 
sacré coeur de Jésus) 

als im Sinne des gedachten Reichsgesetzes mit dem Orden der 
Gesellschaft Jesu verwandt anzusehen seien und demzufolge die 
in der Bekanntmachung vom 5. Juli 1872, betreffend die Aus- 
führung des Gesetzes über den Orden der Gesellschaft Jesu 
(Reichs-Gesetzbl. S. 254) erlassenen Vorschriften auch auf die 
vorgenannten Genossenschaften mit der Massgabe Anwendung 
zu finden haben, dass Niederlassungen dieser Genossenschaften 
spätestens binnen sechs Monaten vom Tage der Bekanntmachung 
dieses Beschlusses an aufzulósen sind. 


Anmerkung: Laut Bekanntmachung vom 18. Juli 1894 hat 
das Jesuitengesetz fortau auf die ursprünglich auch als verwandt 
erklärten Redemptoristen und Priester vom Heiligen Geiste keine 
Anwendung‘ zu finden. 


17. Reichsgesetz vom 4. Mai 1874, betreffend die Verhinde- 
rung der unbefugten Ausübung von Kirchenümtern (RGB. 
S. 43); aufgehoben durch Reichsgesetz vom 6. Mai 1890 
(RGB. S. 65). 


8 1. Einem Geistlichen oder anderen Religionsdiener, welcher 
durch gerichtliches Urtheil aus seinem Amte entlassen worden ist 
und hierauf eine Handlung vornimmt, aus welcher hervorgeht, dass 
er die Fortdauer des ihm entzogenen Amtes beansprucht, kann durch 
Verfügung der Landespolizeibehórde der Aufenthalt in bestimmten 
Bezirken oder Orten versagt oder angewiesen werden. 

Besteht die Handlung desselben in der ausdrücklichen An- 
massung des Amtes, oder in der thatsächlichen Ausübung desselben, 
oder handelt er der gegen ihn ergangenen Verfügung der Landes- 
polizeibehórde zuwider, so kann er seiner Staatsangehórigkeit durch 
Verfügung der Centralbehórde seines Heimathsstaates verlustig er- 
klärt und aus dem Bundesgebiete ausgewiesen werden. 

8 2. Die Vorschriften des 8 1 finden auch” auf diejenigen 
Personen Anwendung, welche wegen Vornahme von Amtshandlungen 
in einem Kirchenamte, das den Vorschriften der Staatsgesetze zu- 
wider ihnen übertragen, oder von ihnen übernommen ist, rechts- 
kräftig zu Strafe, verurtheilt worden sind, 

8 4. Personen, welche nach den Vorschriften dieses Gesetzes 
ihrer Staatsangehörigkeit in einem Bundesstaat verlustig erklärt 
worden sind, verlieren dieselbe auch in jedem anderen Bundesstaate 
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und kónnen ohne Genehmigung des Bundesraths in keinem Bundes- 
staate die Staatsangehörigkeit von Neuem erwerben. 


18. Reichsgesetz vom 6. Februar 1875 über die Beurkundung 

des Personenstandes und die Eheschliessung (RGB. S. 23), 

abgeändert durch das Einführungsgesetz zum Bürgerlichen 
Gesetzbuch vom 18. August 1896 (RGB. S. 604). 


8 67. Ein Geistlicher oder anderer Religionsdiener, welcher 
zu den religiösen Feierlichkeiten einer Eheschliessung schreitet, 
bevor ihm nachgewiesen worden ist, dass die Ehe vor dem Standes- 
beamten geschlossen sei, wird mit Geldstrafe bis zu dreihundert 
Mark oder mit Gefängniss bis zu drei Monaten bestraft. 

Eine strafbare Handlung ist nicht vorhanden, wenn der Geist- 
liche oder der Religionsdiener im Falle einer lebensaefährlichen, 
einen Aufschub nicht gestattenden Erkrankung eines der Verlobten 
£u den religiösen Feierlichkeiten der Eheschliessung schreitet. 


19. (Berliner) Vertrag vom 13. Juli 1878 zwischen Deutsch- 
land, Oesterreich-Ungarn, Frankreich, Grossbritannien, Italien, 
Russland und der Türkei (RGB. S. 307). 


Artikel 5. Folgende Bestimmungen sollen die Grundlage des 
öffentlichen Rechts in Bulgarien bilden: 

Der Unterschied des religiösen Glaubens und der Bekenntnisse 
darf Niemandem gegenüber geltend gemacht werden als ein Grund 
der Ausschliessung oder der Unfähigkeit bezüglich des Genusses 
der bürgerlichen und politischen Rechte, der Zulassung zu öffent- 
lichen Diensten, Aemtern und Ehren oder der Ausübung der ver- 
schiedenen Berufs- und Gewerbszweige, an welchem Orte es auch sei. 

Die Freiheit und die öffentliche Ausübung aller Kulte werden 
allen Angehörigen Bulgariens sowie den Ausländern zugesichert, 
und es darf weder der hierarchischen Organisation der verschiedenen 
Religionsgemeinschaften noch deren Beziehungen zu ihren geistlichen 
Oberen ein Hinderniss entgegengestellt werden. 

Artikel 27. Die Hohen vertragschliessenden Theile sind über 
die folgenden Bedingungen [ihrer Anerkennung der Unabhängigkeit 
Montenegros] einverstanden: 

In Montenegro darf der Unterschied des religiösen Glaubens 
und der Bekenntnisse Niemandem gegenüber geltend gemacht werden 
als ein Grund der Ausschliessung oder der Unfähigkeit bezüglich 
des Genusses der bürgerlichen und politischen Rechte, der Zulassung 
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zu Öffentlichen Diensten, Aemtern und Ehren, oder der Ausübung 
der verschiedenen Berufs- und Gewerbszweige, an welchem Orte es 
auch sei. Die Freiheit. und die öffentliche Ausübung aller Kulte 
werden. allen Angehörigen Montenegros sowie den Awslándernieu- 
gesichert, und es darf weder der hierarchischen Organisation der 
verschiedenen Religionsgemeinschaften noch den Beziehungen der- 
selben zu ihren geistlichen Oberen ein Hinderniss entgegengestellt 
werden. - 
Artikel 34. Die hohen vertragschliessenden Theile erkennen 
die Unabhängigkeit des Fürstenthums Serbien an, indem sie die- 
selbe an die in dem folgenden Artikel aufgeführten Bedingungen 
knüpfen, 

Artikel 35. In Serbien darf der Unterschied des religiösen 
Glaubens und der Bekenntnisse Niemandem gegenüber geltend ge- 
macht werden als ein Grund der Ausschliessung oder der Unfähigkeit 
bezüglich des Genusses der bürgerlichen und politischen Rechte, der 
Zulassung zu den öffentlichen Diensten, Aemtern und Ehren oder 
der Ausübung der verschiedenen Berufs- und Gewerbezweige, an 
welchem Orte es auch sei. 

Die Freiheit und die öffentliche Ausübung aller Kulte werden 
allen Angehörigen Serbiens sowie den Ausländern zugesichert, und 
es darf weder der hierarchischen Organisation der verschiedenen 
Religionsgemeinschaften noch den Beziehungen derselben zu ihren 
geistlichen Oberen ein Hinderniss entgegengestellt werden. 

Artikel 43. Die Hohen vertragschliessenden Theile erkennen 
die Unabhängigkeit Rumäniens an, indem sie dieselbe an die in 
den beiden folgenden Artikeln aufgeführten Bedingungen knüpfen. 

Artikel 44. In Rumänien darf der Unterschied des religiösen 
Glaubens und der Bekenntnisse Niemandem gegenüber geltend ge- 
macht werden als ein Grund der Ausschliessung oder der Unfähig- 
keit bezüglich des Genusses der bürgerlichen und politischen Rechte, 
der Zulassung zu öffentlichen Dieusten, Aemtern und Ehren oder 
der Ausübung der verschiedenen Berufs- und VOWOEDENOIgOS an 
welchem Orte es auch sei. 

Die Freiheit und die öffentliche Ausübung aller Kulte werden 
allen Angehörigen des Rumänischen Staats sowie den Ausländern 
zugesichert, und es darf weder der hierarchischen Organisation der 
verschiedenen Religionsgemeinschaften noch den Beziehungen der- 
selben zu ihren geistlichen Oberen ein Hinderniss IDEE 
werden. 

Die Angehörigen aller Mächte, die Handeltreibenden sowohl 
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als die übrigen, sollen in Rumänien ohne Unterschied der Religion 
auf dem Fuss vollkommener Gleichstellung behandelt werden. 

Anmerkung: v. Martens, Völkerrecht 1886, Band 2 S. 110, 
bemerkt zu Art. 44: »Die Rumänien auferlegten Verbindlichkeiten 
hatten eine besondere praktische Bedeutung. Sie waren namentlich 
nothwendig wegen der trostlosen Lage der Juden, die nach dortigen 
Gesetzen nicht nur nicht die gleichen bürgerlichen und politischen 
Rechte wie die übrigen Staatsangehörigen genossen, sondern auch 
seitens der Regierung offen bedrückt und verfolgt wurden. Die 
Grossmächte verpflichteten das Fürstenthum, diese Zustände, die 
sowohl dem in allen christlichen Staaten herrschenden Grundsatze 
der Toleranz, als auch den anerkannten Prinzipien des modernen 
Völkerrechts widersprachen, zu ändern. Rumänien widersetzte sich 
anfangs diesen lästigen Bedingungen, allein die europäischen Re- 
gierungen verharrten bei ihrer Forderung und erkannten seine Un- 
abhüngigheit nicht eher an, als bis die Legislatur ein Gesetz 
sanktionirt hatte, durch welches allen rumänischen Staatsangehórigen 
und allen in Rumänien domizilirenden Ausländern ohne Unterschied 
des Religionsbekenntnisses die gleiche Rechtsstellung zugeeignet 
wurde.« 


20. Generalakte der Berliner Konferenz vom 26. Februar 1885, 
sog. Kongoakte (RGB. S. 215 ff.). 


Artikel 6. Bestimmungen hinsichtlich; des Schutzes der Ein- 
geborenen, der Missionare und Reisenden, sowie hinsichtlich der re- 
ligiösen Freiheit. 

Abs. 2 und 3: Christliche Missionare, Gelehrte, Forscher, 
sowie ihr Gefolge, ihre Habe und ihre Sammlungen bilden 
gleichfalls den Gegenstand eines besonderen Schutzes. 

Gewissensfreiheit und religiöse Duldung werden sowohl 
den Eingeborenen wie den Landesangehörigen und Frem- 
den ausdrücklich gewährleistet. Die freie und öffentliche 
Ausübung aller Kulte, das Recht der Erbauung), gottes- 
dienstlicher Gebäude und der Einrichtung von Missionen, 
welcher Art Kultus dieselben angehören mögen, soll keinerlei 
Beschränkung noch Hinderung unterliegen. 


21. Schutzgebietsgesetz in der Fassung nach dem Reichsgesetz 
vom 25. Juli 1900 (RGB. S. 809 ff.). 

S. 14. Den Angehörigen der im Deutschen} Reiche anerkannten 

Religionsgemeinschaften werden in den” Schutzgebielen Gewissens- 

freiheit und religiöse Duldung gewährleistet. Die freie und öffent- 
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liche Ausübung dieser Kulle, das Recht der Erbauung gottesdienst- 
licher Gebäude und der Einrichtung von Missionen der bezeichneten 
Religionsgemeinschaften unterliegen keinerlei gesetzlicher Beschränk- 
ung noch Hinderung. 


Zweiter Theil. 


Bestimmungen der Deutschen Landesgesetzgebungen über die 
Religionsübung. 


I. Religionsfreiheit im Allgemeinen. 
(8 1 des Initiativantrages.) 


Preussen. 
22. Verfassungsurkunde vom 31. Januar 1850. 


Artikel 12. Die Freiheit des religiösen Bekenntnisses, der Ver- 
einigung zu Religionsgesellschaften (Art. 30 und 31)*) und der ge- 
meinsamen häuslichen und öffentlichen Religionsübung wird gewähr- 
leistet. Der Genuss der bürgerlichen und staatsbürgerlichen Rechte 
ist unabhängig von dem religiösen Bekenntnisse. Den bürgerlichen 
und staatsbürgerlichen Pflichten darf durch die Ausübung der Re- 
ligionsfreiheit kein Abbruch geschehen. 


Artikel 14. Die christliche Religion wird bei denjenigen Ein- 
richtungen des Staats, welche mit der Religionsübung im Zusammen- 
hange stehen, unbeschadet der im Artikel 12 rn: Re- 
ligionsfreiheit, zu Grunde gelegt. 

Artikel 30. Alle Preussen haben das Recht, sich zu solchen 
Zwecken, welche den Strafgesetzen nicht zuwiderlaufen, in Gesell- 
schaften zu vereinigen. 

Das Gesetz regelt, insbesondere zur Aufrechterhaltung der 
öffentlichen Sicherheit, die Ausübung des in diesem uud in dem vor- 
stehenden Artikel [über Versammlungen] gewährleisteten Rechts. 

Politische Vereine können Beschränkungen und vorübergehen- 
den Verboten im Wege der Gesetzgebung unterworfen werden. 


*) Artikel 31 behandelt die Ertheilung der Korporationsrechte. 
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Bayern. 
23. Verfassungsurkunde vom 26. Mai 1818. 


Titel IV. 

S 9, Abs. 1. Jedem Einwohner des Reichs wird vollkommene 
Gewissensfreiheit gesichert; die einfache Haus-Andacht darf daher 
Niemanden, zu welcher Religion er sich bekennen mag, untersagt 
werden. 


24. Beilage II zu Titel IV $ 9 der Verfassungsurkunde. 

Edikt über die äussern Rechtsverhältnisse des Königreichs 

Bayern in Beziehung auf Religion und kirchliche Gesell- 
schaften. 


Religions- und Gewissensfreiheit. 

8 1. Jedem Einwohner des Reiches ist durch den $ 9 des 
IV. Titels der Verfassungsurkunde eine vollkommene Gewissensfrei- 
heit gesichert. 

8 2. Er darf demnach in Gegenständen des Glaubens und 
Gewissens keinem Zwange unterworfen, auch darf Niemanden, zu 
welcher Religion er sich bekennen mag, die einfache Hausaudacht 
untersagt werden, 

8 3. Sobald aber mehrere Familien zur Ausübung ihrer Re- 
ligion sich verbinden wollen, so wird jederzeit hiezu die Königliche 
ausdrückliche Genehmigung nach den im II. Abschnitte folgenden 
nähern Bestimmungen erfordert. 

8 4. Alle heimlichen Zusammenkünfte unter dem Vorwande 
des häuslichen Gottesdienstes sind verboten.*) 

8 25. Den nicht christlichen Glaubensgenossen ist zwar nach 
88 1 und 2 eine vollkommene Religions- und Gewissensfreiheit ge- 
stattet; als Religionsgesellschaften . . . aber sind sie nach den über 
ihre bürgerlichen Verhältnisse bestehenden besonderen Gesetzen und 
Verordnungen zu behandeln. 

8 26. Religions- oder Kirchengesellschaften, die nicht zu den 
bereits gesetzlich aufgenommenen gehören, dürfen ohne ausdrückliche 
Königliche Genehmigung nicht eingeführt werden. 

S 27. Sie müssen vor der Aufnahme ihre Glaubens- Formeln 
und inuere kirchliche Verfassung zur Einsicht und Prüfung dem 
Staats- Ministerium des Innern vorlegen. 

*) Anmerkung zu $ 4: Entscheidung des Verwaltungsgerichts- 
hofes vom 16. November 1895 (Sly. Bd. XVII S. 72), wonach die 
einfache Hausandacht auf den Kreis der Familie beschrünkt ist, 
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während solche Versammlungen ohne Allerhöchste Genehmigung 
nicht gestattet sind, wenn sich zum Zwecke ihrer Vornahme mehrere 
Familien ausserhalb des ordentlichen Öffentlichen Gottesdienstes zu- 
sammenfinden. 

Sachsen. 


25. Verfassungsurkunde vom 4. September 1831. 


8 32. Jedem Landeseinwohner wird völlige Gewissensfreiheit 
und in dem bisherigen oder künftig gesetzlich festzusetzenden Masse 
Schutz in der Gottesverehrung seines Glaubens gewährt. 

8 56, Abs. 1. Nur den im Königreiche aufgenommenen oder 
künftig mittels besonderen Gesetzes aufzunehmenden christlichen 
Konfessionen steht die freie Öffentliche Religionsübung zu. 

Anmerkung zu $ 56: Aufgenommene christliche Konfessionen 
sind im Königreich Sachsen ausser der evangelisch-lutherischen 
die römisch-katholische, aufgenommen durch Mandat vom 16. Februar 
1807, die reformirte, aufgenommen durch Mandat vom 18. März 1811, 
und die deutsch-katholische, aufgenommen durch Gesetz vom 2. No- 
vember 1848. 

Vgl. Opite, Staatsrecht des Königreichs Sachsen Bd. I (1884), 
S. 178, Anm. 7. 


26. Gesetz vom 20. Juni 1870 über die Einführung der 
bürgerlichen Eheschliessung und der Civilstandsregister für 
Dissidenten. 

8 21, Abs. 1 und 2. Wollen Vereine oder A E 
einen besonderem religiósen Kultus üben, so bedürfen sie hierzu der 
staatlichen Genehmigung, welche durch die Bestátigung ihrer Statuten 
seitens des Ministeriums des Kultus und öffentlichen Unterrichts 
ertheilt wird. 

Die Genehmigung wird ertheilt, wenn die in den Statuten fest- 
zustellenden Religionsgrundsátze und Normen für die Religionsübung 
mit der Ehrfurcht gegen Gott, dem Gehorsam gegen die Gesetze 
und der allgemeinen Sittlichkeit vereinbar sind und nicht in der 
geringen Zahl der Theilnehmer oder $n deren Persönlichkeiten 
Grund eu Zweifeln über den zweckentsprechenden Fortbestand liegt. 


Württemberg. 


27. Verfassungsurkunde vom 25. September 1819. 


8 24. Der Staat sichert jedem Bürger Freiheit der Person, 
Gewissens- und Denkfreiheit, Freiheit des Eigenthums und Aus- 
wanderungsfreiheit. l 
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8 27, Abs. 1. Jeder, ohne Unterschied der Religion, geniesst 
im Königreiche ungestórte Gewissensfreiheit. 

8 70. Jeder der drei im Königreiche bestehenden christlichen 
Konfessionen wird freie Öffentliche Religionsübung . . . zugesichert; 


28. Gesetz vom 9. April 1872, betreffend die religiósen 
Dissidentenvereine. 


Artikel 1. Die Bildung religióser Vereine ausserhalb der vom 
Staat als Öffentliche Körperschaften anerkannten Kirchen ist von 
einer staatlichen Genehmigung unabhängig. 

Es steht diesen Vereinen das Recht der freien gemeinsamen 
Religionsübung im häuslichen und Öffentlichen Gottesdienst, sowie der 
selbständigen Ordnung und Verwaltung ihrer Angelegenheiten zu. 

Dieselben dürfen jedoch nach ihrem Bekenntniss, ihrer Ver- 
fassung oder ihrer Wirksamkeit mit den Geboten der Sittlichkeit 
oder mit der öffentlichen Rechtsordnung nicht in Widerspruch treten. 


Baden. 
29. Verfassungsurkunde vom 22. August 1818. 


S 18. Jeder Landeseinwohner geniesst der ungestórten Ge- 
wissensfreiheit und in Ansehung der Art seiner Gottesverehrung des 
gleichen Schutzes. 


30. Gesetz vom 9. Oktober 1860, betreffend die rechtliche 
Stellung der Kirchen und kirchlichen Vereine im Staat. 


8 3. Die Bildung religiöser Vereine ist gestattet. 

Ihre Verfassung und ihr Bekenntniss darf den Staatsgesetzen 
und der Sittlichkeit nicht widersprechen. 

Es steht ihnen das Recht der freien gemeinsamen Gottesver- 
ehrung unter dem Schutze des Staates zu. 

Anmerkung: Das Recht der öffentlichen Gottesverehrung steht 
ihnen nicht zu. 


Hessen. 
31. Verfassungsurkunde vom 17. Dezember 1820. 


Artikel 22. Jedem Einwohner des Grossherzogthums wird der 
Genuss vollkommener Gewissensfreiheit zugesichert. Der Vorwand 
der Gewissensfreiheit darf jedoch nie ein Mittel werden, um sich 
irgend einer, nach den Gesetzen obliegenden Verbindlichkeit zu ent- 
ziehen. | 
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32. Verordnung vom 23. Februar 1850, betreffend die Staats- 
aufsicht über neue Religionsgemeinschaften und über Ver- 
sammlungen zu kirchlichen Zwecken (Reg.-Bl. S. 99 ff.) 


S 1. Von der Bildung neuer Religionsgemeinschaften haben 
die Leiter derselben der vorgesetzten Regierungskommission Anzeige 
zu machen. 

Die Anzeige soll enthalten: 

a) Öffentlich beglaubigte Erklärung der Mitglieder, dass sie 

sich zu einer neuen Religionsgemeinschaft verbinden wollen. 

Derselben sind die Bescheinigungen über die Anzeige 
des Austritts der Mitglieder aus ihrer seitherigen Religions- 
gemeinschaft anzuschliessen. 

b) Auskunft über die wesentlichen Grundlagen und den Zweck 
der Bildung der neuen Gemeinschaft. 

c) Auskunft über die gesellschaftliche Einrichtung, mit Be- 
nennung der Vorsteher, Geistlichen und Religionslehrer 
derselben, insoweit hierüber bereits Bestimmung getroffen ist. 

Ist die Anzeige vollständig, oder auf Erfordern vervollständigt 
worden, so ist dieselbe von der Regierungskommission an Unser 
Ministerium des Innern einzusenden, welches baldthunlichst Beschei- 
nigung über den Empfang zu ertheilen hat. 


33. Gesetz vom 23. April 1875, betreffend die rechtliche 
Stellung der Kirchen- und Religionsgemeinschaften im Staate. 


Artikel 1. Der evangelischen und der katholischen Kirche ist 
das Recht öffentlicher Korporationen mit dem Rechte der öffent- 
lichen Gottesverehrung gewührleistet. 

Artikel 2, Abs. 1. Den übrigen bereits bestehenden, sowie 
den sich bildenden neuen Religionsgesellschaften steht ebenfalls das 
Recht der öffentlichen Gottesverehrung zu. 

Artikel 3. Die Bildung neuer Religionsgemeiuschaften ist 
gestattet. Ihre Verfassung und ihr Bekenntniss darf den Staatsge- 
setzen und der Sittlichkeit nicht widersprechen und nicht zum Vor- 
wande dienen, Andere in ihren politischen, bürgerlichen oder re- 
ligiösen Rechten zu beeinträchtigen. 


34. Mecklenburg-Schwerin und Meklenburg-Strelitz. 


In den beiden Grosshersogthümern nehmen Regierung und 
Stände an, dass bezüglich der Religionsfreiheit noch die Bestim- 
mungen des Westfälischen Friedens gelten und desshalb die 
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evangelisch-lutherische Landeskirche, welche allein im Normaljahr 1624 
einen?Besitzstand in Mecklenburg hatte, die ausschliesslich berech- 
tigte Kirche sei. Den Angehörigen anderer Konfessionen wird im 
Allgemeinen bloss die devotio domestica ohne Zuziehung eines Geist- 
lichen gestaltet; nur auf Grund widerruflicher landesherrlicher 
Gnadenerweisung ist den Katholiken, Reformirten und Juden in be- 
stimmten Orten die Bildung religióser Gemeinden und die Ab- 
haltung öffentlichen Gottesdienstes gestattet worden. Vgl. Büsing, 
Das Staatsrecht der Grossherzogthümer Meklenburg, in Marquardsen's 
Handbuch des öffentlichen Rechts, Bd. III, 2. Halbband, 1. Abthei- 
lung (1884), S. 64. | 

Die gegentheilige Auffassung der Rechtslage, wonach aus den 
Bestimmungen des Vertrags über den Beitritt Mecklenburgs zum 
Rheinbund und der Deutschen Bundesakte eine Gleichberechtigung 
der christlichen Konfessionen auch für Mecklenburg abzuleiten ist, 
vertritt v. Linde, Bemerkungen über die durch ein christliches Re- 
ligionsbekenntniss bedingte Rechtsfäbigkeit in den Deutschen Bundes- 
staaten, Zeitschrift für Civilrecht und Prozess, neue Folge, Bd. 10 
(1853), S. 126 ff.; derselbe, Gleichberechtigung der Augsburgischen 
Konfession mit der Katholischen Religion in Deutschland, Mainz 1853; 
derselbe, Betrachtungen über die Selbstständigkeit und Unabhängig- 
keit der Kirchengewalt und Schutzpflicht des Deutschen Bundes, 
Archiv für das öffentliche Recht des Deutschen Bundes, Bd. 2 (1855), 
Heft 1 (letztere Abhandlung auch in Sonderausgabe erschienen). 
Der gleichen Ansicht Zachariä, Zeitschrift für deutsches Staatsrecht 
von Aegidi, Bd. I (1867), S. 25 ff. 


35. Mecklenburg-Schwerin. 


In Anwendung jener Auslegung des Rechts hat in Mecklen- 
burg-Sehwerin die Regierung durch Verfügung vom 10. Márz 1852 
die Abhaltung eines katholischen Gottesdienstes durch einen Geist- 
lichen in der Privatwohnung eines Katholiken zu Dömite untersagt, 
weil ein solcher Gottesdienst »nicht allein den bestehenden Landes- 
gesetzen zuwider ist, sondern auch eine Ueberschreitung der. Grenzen 
der bisherigen Duldung der katholischen Religionsübung in Unserem 
Lande bildet«. Vorstellungen, welche die betheiligten katholischen 
Geistlichen unter Berufung auf die Bestimmungen des S 63 des 
Reichs-Deputationshauptschlusses, des Artikels IV der Beitrittsur- 
kunde zum Rheinbund und des Artikels 16 der Deutschen Bundes- 
akte an den Grossherzog am 27. März und 28. August 1852 rich- 
teten, wurden durch Reskripte vom 2. April und 7. September 1852 
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abschlägig beschieden. Vergl. Raabe, Gesetzsammlung für die 
Mecklenburg-Schwerinschen Lande, 2. Folge, Bd. V, S. 1090, 1091: 
v. Linde, Gleichberechtigung der Augsburgischen Konfession mit 
der Katholischen Religion in Deutschland, Mainz 1853, S. 219—228. 

Viel Aufsehen machte die Behandlung des von dem Kammer- 
herrn von der Kettenburg auf seinem Gute Matzendorf ohne landes- 
herrliche Genehmigung angenommenen katholischen Hausgeistlichen, 
Kaplan Johannes Holzammer aus Mainz, welchem durch Verfügung 
vom 23. August 1852 nach Verwerfung mehrerer Gesuche des ge- 
nannten Kammerherrn befohlen wurde, »sich nicht allein aller gottes- 
dienstlichen Handlungen in Mecklenburg fortan gänzlich zu ent- 
halten, sondern auch innerhalb dreier Tage das Land wiederum zu 
verlassene. Es half nichts, dass Kammerherr von der Ketienburg 
in seiner Eigenschaft als Ortsobrigkeit des Gutes Perow unterm 
19. Juli 1852 seinem Hausgeistlichen das Heimathsrecht in Perow 
verliehen hatte. Durch Reskript vom 31. August 1852 erhielt 
Holgammer den Befehl »Angesichts dieses [Reskripts] das Land ohne 
allen weiteren Aufenthalt zu verlassen und nicht wieder zu betreten«. 
Gensdarmen brachten dieses Reskript am 4. September 1852 zum 
Vollzug. Kammerherr von der Kettenburg wandte sich wegen Ver- 
letzung des ihm verfassungsmässig zustehenden Rechts der Ver- 
leihung einer Heimathsberechtigung an die mecklenburgischen Stände 
und wegen Beeinträchtigung der Religionsfreiheit an die Deutsche 
Bundesversammlung. In der Ständeversammlung anerkannte der 
Bericht des Justizkomitee, dass das Ministerium dadurch, dass es 
Herrn Holzammer durch Polizeimannschaft aus dem Lande trans- 
portiren liess, das obrigkeitliche Recht des Herrn von der Kettenburg 
gekränkt habe und insoweit die Beschwerde desselben hegründet sei, 
gelangte aber doch zu dem Antrag, dem Beschwerdeführer die stän- 
dige Vertretung nicht zu Theil werden zu lassen, weil dessen Ab- 
sicht, ohne vorgängige landesherrliche Erlaubniss einen römisch- 
katholischen Hauskaplan auf seinen Gütern zu halten, ungesetz- 
lich sei. Demgemäss wurde auch in der Landtagssitzung vom 
10. Dezember 1852 beschlossen. Die Mehrheit der Deutschen 
Bundesversammlung endlich beschloss am 9. Juni 1853 sich nicht 
für ermächtigt zu erklären, auf die Beschwerde des Herrn von der 
Kettenburg einzugehen. Vgl. Raabe, Gesetzsammlung cit. S. 1091, 
1092; v Linde, Gleichberechtigung der Augsburgischen Konfession 
mit der Katholischen Religion in Deutschland, Mainz 1853, S. 4—10, 
228—241. 

Dureh Verfügung vom 1. Februar 1856 wurde dem Kammer- 
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herın von der Kettenburg auf dessen Ansuchen gestattet, einen 
katholischen Hausgeistlichen zu Matzendorf anzunehmen. (Raabe 
cit, S. 1092.) 

Vor nicht langer Zeit wurde in dem Badeort Heiligendamm, 
wo eine katholische Kapelle besteht, einem zur Kur sich aufhalten- 
den katholischen Geistlichen untersagt, daselbst Messe eu lesen. In 
der Sitzung des Reichstags vom 5. Dezember 1900 sprach der 
mecklenburgische Bevollmáchtigte zum Bundesrath die Vermuthung 
aus, die Untersagung werde wohl deshalb erfolgt sein, »weil schon 
anderweitig für den Gottesdienst gesorgt worden war« (Stenogr. Ber. 
S. 332). 

Am 13. Dezember 1899 kam im Mecklenburgischen Landtag 
ein Antrag von der Lühe und Genossen zur Berathung, wonach die 
Grossherzogliche Regierung gebeten werden sollte, »den Katholiken 
Mecklenburgs grósseres Entgegenkommen und weitere Erleichterungen 
ihrer Religionsübung zu gewährene. Der Landtag erklärte jedoch, 
dass es allein Sache des Landesherrn sei, zu entscheiden, inwieweit 
eine Erleichterung der Religionsübung für die Katholiken zugestan- 
den werden könne, und beschloss nur, den Antrag der Regierung zur 
Kenntnissnahme zu überreichen. 


36. Verordnung vom 30. Mai 1836 (Raabe, Gesetzsammlung für 
die Mecklenburg-Schwerinschen Lande, 2. Folge, IV. Bd. S. 97). 


Zur Festsetzung der Grenze für erlaubte ausserkirchliche Zu- 
sammenkünfte zu Religionsübungen verordnen Wir hiemit, dass zu 
einem häuslichen Gottesdienste nur den Mitgliedern der Familie des 
Hausvaters und den bei ihm wohnenden, seiner Hauszucht unter- 
worfenen Personen der Zutritt gestattet, jede, diese Grenze über- 
schreitende Zusammenkunft zu ausserkirchlichen Religionsübungen 
aber, wenn sie ohne obrigkeitliche, bei Unserer Regierung nachzu- 
suchende Genehmigung stattfindet, verboten sein soll. Indem Wir 
vor Ueberschreitungen dieser Verfügung landesväterlich, jedoch ernst- 
lich warnen, befehlen Wir zugleich allen Obrigkeiten, solche sepa- 
ratistische Versammlungen nicht zu dulden und die Veranstalter 
und Theilnehmer derselben sofort Unserer Regierung anzuzeigen, 
damit nach Befinden weiter gegen dieselben verfahren werden kann. 
Wonach sich ein Jeder zu richten. 


37. Mecklenburg-Strelitz. 


Durch Verordnung vom 30. August 1777 (vgl, Scharenberg 
u. Genzken, (sesetzsammlung für die Mecklenburg-Strelitzschen 
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Lande, 1. Abtheilung, S. 388) ist einem Katholiken in Neustrelite 
gestattet worden, einen katholischen Geistlichen zur Reichung des 
Abendmahls für sich und seine Familie kommen zu lassen, während 
bezüglieh der Taufe bestimmt wurde, dass dieselbe von einem lutheri- 
schen Geistlichen zu spenden sei. Die Errichtung einer eigenen 
katholischen Seelsorge in Neustrelitz war erst in der zweiten Hälfte 
des vorigen Jahrhunderts zu erreichen. 

In der erwähnten Verordnung vom 30. August 1777 ist den 
Reformirten in Neustrelitz gestattet worden, dass sie, »wann ihr 
Geistlicher Predigt und Kommunion allhier hält, bei diesem ihrem 
Gottesdienst singen dürfen«. Eine Verordnung vom 16. September 
1782 (Scharenberg u. Genzken, Gesetzsammlung cit. S. 388) erlaubte 
der reformirten Gemeinde in Neubrandenburg, dass ein zu Strassburg 
wohnender reformirter Prediger in einem Privathaus der Gemeinde 
predige und das Abendmahl unter Gesang und Gebet mittheilte. 


Oldenburg. 
38. Revidirtes Staatsgrundgesetz vom 22. November 1852. 


Artikel 32. Jeder Staatsbürger hat volle Glaubens- und Ge- 
wissensfreiheit. 

Artikel 35. Niemand soll zu einer kirchlichen Handlung oder 
Feierlichkeit gezwungen werden. 

Vorschriften über Beobachtung kirchlicher Ruhetage bleiben 
der Gesetzgebung überlassen. | 

Artikel 36. Jeder Staatsbürger ist unbeschränkt in der ge- 
meinsamen häuslichen und öffentlichen Uebung seiner Religion und 
deren Gebräuche. 

Gesetzesübertretungen, welche bei Uebung der Religion und 
deren Gebräuche begangen werden, sind nach dem Gesetze zu be- 
strafen. 

Artikel 74. Die christliche Religion soll bei denjenigen Ein- 
richtungen des Staats, welche mit der Religionsübung im Zusam- 
menhange stehen, zum Grunde gelegt werden, unbeschadet der in 
den Artikeln 35 und 36 gewährten Religionsfreiheit. Es besteht 
indess keine Staatskirche. | 

Artikel 76. Neue Religionsgesellschaften dürfen sich bilden; 
einer Anerkennung ihres Bekenntnisses durch den Staat bedarf 
es nicht. 


16 * 
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| Braunschweig. 
39. Neue Landschaftsordnung vom 12. Oktober 1832. 


8 29. Jedem Einwohner wird vollkommene Freiheit des Ge- 
wissens und des religiösen Glaubens, auch das öffentliche Bekennt- 
niss desselben in einer der im Staate jetzt gestatteten kirchlichen 
Gesellschaften gewährt; Niemand darf jedoch seine Religion vor- 
schützen, um sich einer gesetzlichen Verpflichtung zu entziehen. 
Aeussere Religionsübung ist der Oberaufsicht des Staates unter- 
worfen. 


40. Gesetz vom 23. Mai 1848, betr. die Aufhebung der aus dem 
Glaubensbekenntniss entspringenden Rechtsungleichheiten. 


Einziger Artikel. Alle Rechtsungleichheiten, sowohl im öffent- 
lichen, als im Privatrechte, welche Folgen des Glaubensbekennt- 
nisses sind, werden vorbehaltlich der noch bestehenden Parochial- 
gerechtsame und der übrigen kirchlichen Verhältnisse hiedurch auf- 
gehoben. 

Alle Behörden und jeder Einzelne, den es angeht, haben sich 
hienach zu achten. 


41. Gesetz vom 25. März 1873, betreffend die Verhältnisse 
der Dissidenten. 


8 19 Abs. 1 und 2. Wollen Vereine und Genossenschaften 
= einen religiösen Kultus üben, so bedürfen sie hierzu der staatlichen 
Genehmigung auf Grund der vorzulegenden Statuten. 

Die Genehmigung wird ertheilt, wenn die in den Statuten fest- 
zustellenden Religionsgrundsátze und Normen für die Religionsübung 
mit der Ehrfurcht gegen Gott, dem Gehorsam gegen die Gesetze und 
der allgemeinen Sittlichkeit vereinbar sind, und nicht in der geringen 
Zahl der Theilnehmer oder in deren Persónlichkeiten Grund zu 
Zweifeln über den zweckentsprechenden Fortbestand liegt. 


Sachsen- Meiningen. 


42. Grundgesetz für die vereinigte landschaftliche Verfassung 
vom 23. August 1829. 


8 29. Die evangelische Kirche ist die Landeskirche. — Doch 
geniessen auch alle anderen Kirchen den Schutz des Staats und 
volle Gewissensfreiheit, insofern sie sich den Gesetzen und Ordnungen 
des Staats gemäss bezeigen. Keine vorgebliche Religionsmeinung 
kann von den Verbindlichkeiten gegen den Staat entbinden. 
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43. Gesetz vom 7. Dezember 1878, betreffend die aus der 
Kirche Austretenden (Dissidenten). 


Artikel 6. Wenn die aus der Kirche ausgetretenen eine be- 
sondere Religionsgesellschaft bilden wollen, so haben sie dies bei 
dem Herzoglichen Staatsministerium, Abtheilung für Kirchen- und 
Schulsachen, zur Anzeige zu bringen und sich darüber auszuweisen, 
dass ihre Religionsgrundsätze und Gebräuche Nichts enthalten, was 
gegen die bürgerliche Ordnung und Sittlichkeit verstösst. Ist in 
dieser Beziehung Nichts zu erinnern und desfallsige Eröffnung ihnen 
zugegangen, so sind sie sowohl zu gemeinsamer häuslicher, als auch 
zu öffentlicher Religionsübung in gewissen dazu bestimmten Gebäuden 
resp. bei den Beerdigungen ihrer Mitglieder befugt. — 


Sachsen -Altenburg. 
44. Grundgesetz vom 29. April 1831. 


8 128. Die evangelisch-protestantische Kirche ist die Kirche 
des Landes. - 

§ 129. Die Bekenner anderer christlicher Partikularkirchen 
geniessen den Schutz des Staates und die freie Ausübung ihres 
Glaubens, vorbehaltlich der landesherrlichen Rechte. Sie haben den 
Anspruch auf gleiche staatsbürgerliche Rechte mit den Bekennern 
der evangelisch-protestantischen Kirche; kein Glaubensbekenntniss 
entbindet aber von den Pflichten gegen den Staat oder gegen die 
Gemeinde des Wohnortes. 


45. Verordnung vom 24. Januar 1851, betreffend die Bildung 
neuer Religionsgemeinschaften (Gesetzsammlung S. 7). 


Wir Georg, von Gottes Gnaden Herzog zu Sachsen etc. Um 
unter Wahrung der verfassungsmässig verstatteten religiösen Frei- 
heit die Beziehung der etwa sich bildenden neuen Religionsgesell- 
schaften sowohl zu den bestehenden Kirchen, als insbesondere zum 
Staate vorläufig zu regeln, haben Wir, damit den unter dem Vor- 
wande der Religion gegen die öffentliche Ordnung und den Frieden 
unter den Religionsparteien gerichteten Angriffen begegnet und die 
Religion vor Entweihung bewahrt werde, vorbehältlich umfassen- 
derer Ordnung der kirchlichen Verhältnisse überhaupt, unter Beirath 
und Zustimmung getreuer Landschaft verordnet, wie folgt: 

8 1. Von der Bildung neuer Religionsgemeinschaften haben 
die Leiter derselben Unserer Landesregierung Anzeige zu machen. 
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Die Anzeige soll enthalten: 


a) öffentlich beglaubigte Erklärung der Mitglieder, dass sie 
sich zu einer neuen Religionsgemeinschaft verbinden wollen. 
Dieser Anzeige sind die nach $ 2 auszustellenden Be- 
scheinigungen über die Anzeige des Austritts der Mit- 
glieder aus ihrer seitherigen Religionsgemeinschaft anzu- 
schliessen. 

b) Auskunft über die wesentlichen Grundlagen und Zwecke 
der neuen Gemeinschaft, wozu jedoch Bekenntniss des 
Glaubens an Gott und der Festhaltung der christlichen 
Sittenlehre nothwendig- gehört. 

c) Auskunft über die gesellschaftliche Einrichtung mit Be- 
nennung der Vorsteher, Geistlichen, Prediger und Religions- 
lehrer derselben, insoweit hierüber bereits Bestimmung ge- 
troffen ist. 


Ist die Anzeige vollständig oder auf Erfordern vervollständigt 
worden, so ist dieselbe von der Landesregierung an die höchste 
“ Stelle einzusenden, von welcher baldthunlichst eine blosse Beschei- 
nigung, dass gegen die Bildung der beabsichtigten Religionsgemein- 
schaft kein Einspruch erhoben werde, zu ertheilen ist. Ehe diese 
Bescheinigung ertheilt ist, kann eine neue Religionsgemeinschaft als 
bestehend nicht angenommen werden. 


Es darf aber von höchster Stellung die Bildung der beabsich- 
tigten neuen Religionsgemeinschaft nur dann untersagt werden, wenn 
die Zwecke derselben offenbar eine rechts- oder gesetzwidrige Rich- 
tung haben, oder den Staatszweck selbst und das allgemeine Staats- 
wohl zu gefährden geeignet sind. 


& 12. Die Mitglieder einer nach Vorstehendem rechtsgültig 
gebildeten neuen Religionsgemeinschaft sind in dem Fortgenusse 
der bürgerlichen und politischen Rechte ebenso zu schützen, als ihr 
religiöses Bekenntniss andererseits den staatsbürgerlichen Pflichten, 
insonderheit auch der durch das Gesetz vom 21. April 1837 geord- 
neten Beitragsverbindlichkeit zu den Parochiallasten keinen Abbruch 
thun darf. 


S 13. Die Abhaltung eines öffentlichen Gottesdienstes oder 
öffentlicher religiöser Feierlichkeiten sind nur den nach Vorschrift 
des $ 1 gebildeten Religionsgemeinschaften, unter Leitung nach $ 6 
zugelassener Geistlichen, Prediger oder Religionslehrer gestattet, 
und es dürfen dieselben dabei in keiner Weise die Religionsübungen 
anderer im Staate bestehender Glaubensgemeinschaften stóren. 
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40. Staatsgrundgesetz vom 3. Mai 1852. 


S 93. Die Freiheit des religiósen Bekenntnisses, die Freiheit 
der Vereinigung zu Religionsgesellschaften, deren Grundsätze weder 
den Strafgesetzen, noch der Sittlichkeit zuwiderlaufen, und die Frei- 
heit der gemeinsamen häuslichen und öffentlichen Religionsübung 
wird gewährleistet. 


Anhalt-Bernburg. 


47. Gesetz vom 13. Februar 1851, betreffend die Staats- 
aufsicht über neue Religionsgenossenschaften etc. 


§ 1. Von der Bildung neuer Religionsgenossenschaften haben 
die Leiter derselben dem Kreisamte ihres Bezirks Anzeige zu machen. 
Die Anzeige soll enthalten: 

a) öffentlich beglaubigte Erklärung der Mitglieder, dass sie 
sich zu einer neuen Religionsgemeinschaft verbinden wollen. 
Derselben sind die nach § 2 auszustellenden Bescheinigungen 
über die Anzeige des Austritts der Mitglieder aus ihrer 
seitherigen Religionsgesellschaft anzuschliessen ; 

b) Auskunft über die wesentlichen Grundlagen und den Zweck 

der Bildung der neuen Gemeinschaft ; 

c) Auskunft über die gesellschaftliche Einrichtung mit Be- 
nennung der Vorsteher, Geistlichen und  Religionslehrer 
derselben, insoweit hierüber bereits Bestimmung getroffen ist. 


Ist die Anzeige vollständig oder auf Erfordern vervollständigt, 
so ist dieselbe von dem Kreisamte an die Regierung einzusenden. 
Die Regierung übersendet diese Anzeige an das Staatsministerium, 
welches Bescheinigung über den Empfang zu ertheilen hat. Ist 
diese Bescheinigung ertheilt, welche nicht versagt werden kann, 
dafern nicht staatsgefährliche oder sittenverderbliche Zwecke ver- 
folgt werden und die neue Religionsgenossenschaft sich nicht einen, 
nur den schon bestehenden Religionsgemeinschaften zukommenden 
oder einen unpassenden Namen beilegt, so wird eine neue Religions- 
gemeinschaft als bestehend angenommen. 

8 11. Die Abhaltung eines óffenttichen Gottesdienstes oder 
öffentlicher religiöser Feierlichkeiten sind nur den nach Vorschrift 
des $ 1 gebildeten Religionsgemeinschaften, unter Leitung nach $ 6 
zugelassener Geistlichen oder Religionslehrer gestattet. 

$ 16. Wenn eine öffentliche Versammlung zur Abhaltung 
eines Gottesdienstes oder einer religiösen Feier ohne die im $ 11 
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bemerkten Voraussetzungen stattfindet, so sind die Leiter, sofern 
sie im Inlande wohnen, oder dem Gerichte vorgeführt werden, falls 
sie Ausländer sind, und in subsidium sämmtliche in der Versamm- 
lung zugegen gewesene Mitglieder der Genossenschaft unter soli- 
darischer Haftung mit einer Geldstrafe von 25 bis 50 Thalern zu 
belegen. 

War die Versammlung auf Grund des S 11 vorher von der 
Regierung dem Kreisumte oder der Ortspolizeibehórde untersagt 
worden, oder erfolgt diese Untersagung nach Beginn der Versamm- 
lung und es lóst sich dieselbe in diesem Falle nicht sogleich auf, 
so ist gegen die im ersten Absatz erwühnten Personen eine Geld- 
strafe von 50 bis 100 Thalern zu erkennen. 


Wialdec k. 
48. Verfassungsurkunde vom 17. August 1852. 


S 39. Die christliche Religion wird bei denjenigen Einrich- 
tungen des Staates, welche mit der Religionsübung im Zusammen- 
hang stehen, unbeschadet der im 8 40 gewährleisteten Religions- 
freiheit zu Grund gelegt. 

S 40. Die Staatsangehórigen haben volle Glaubens- und Ge- 
wissensfreiheit und sind unbeschränkt in der häuslichen Uebung 
ihrer Religion. 

Sie sind berechtigt, sich zu Religionsgenossenschaften zu ver- 
einigen, denen die gemeinsame Religionsübung, jedoch ohne óffent- 
lichen Charakter zusteht, falls sie keine Korporationsrechte be- 
sitzen (8 41). 

Verbrechen und Vergehen, welche bei Ausübung dieser Frei- 
heit begangen werden, sind nach den Gesetzen zu bestrafen. 


Reuss à. L. 
49. Verfassungsgesetz vom 28. März 1867. 
3 46. 1. Satz. Jeder Staatsangehörige ist unbeschränkt in 
der häuslichen Uebung seiner Religion. — — 
Reuss j. L, 
50. Revidirtes Staatsgrundgesetz vom 14. April 1852. 


8 20. Jedem Landeseinwohner steht vollkommene Freiheit des 
Gewissens und der Religionsübung zu. Jedoch darf die Religion 
nie als Vorwand gebraucht werden, um sich irgend einer gesetz- 
lichen Verbindlichkeit zu entziehen. 
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Die christliche Religion wird bei denjenigen Einrichtungen 
des Staats, welche mit der Religionsausübung im Zusammenhange 
stehen, zu Grunde gelegt. 


Bremen. 
51. Verfassung vom 17. November 1875. 


812 Abs. 1. Jeder Staatsangehörige geniesst völlige Glaubens- 
und Gewissensfreiheit und ist zu gemeinsamen häuslichen Uebungen 
seiner Religion berechtigt. Indessen kann die religiöse Ueberzeugung 
weder die Begehung gesetzwidriger Handlungen rechtfertigen, noch 
von der Erfüllung gesetzlicher Verpflichtungen befreien. 


Hamburg. 
52. Verfassung vom 13. Oktober 1879. 


Artikel 5. Durch das religiöse Bekenntniss wird die Ausübung 
der bürgerlichen Rechte weder bedingt noch beschränkt. Den bürger- 
lichen Pflichten darf dasselbe keinen Abbruch thun. 

Volle Glaubens- und Gewissensfreiheit wird gewährleistet. 


Elsass-Lothringen. 


53. Erklárung der Menschen- und Bürgerrechte vom 
26. August 1789. 


Artikel 10. Auch seiner religiösen Ansicht halber darf Niemand 
behelligt werden, insoweit nicht die Aeusserung derselben die durch 
Gesetz geregelte öffentliche Ordnung stört. 


54. Strafgesetzbuch vom 12./22. Februar 1810. 


Artikel 294. Wer ohne Genehmigung der Gemeindebehörde 
sein Haus oder seine Wohnung, ganz oder theilweise, zu den Sitz- 
ungen eines Vereins, selbst wenn derselbe erlaubt ist, oder zur Ab- 
haltung von Religionsübungen einräumt oder überlässt, verfällt in 
eine Geldstrafe von 16 bis 200 Francs. 
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II. Freiheit der religiösen Erziehung der Kinder. 


(8 2 Absatz 1 des Initiativantrages; 
88 2, 2a des Kommissionsbeschlusses). 


1. Landesgesetzliche Regelung der religiösen Erziehung der 
Kinder. 


Preussen. 
55. Helgoland. Reskript vom 15. Oktober 1753. 


Nach diesem Reskript sind die Kinder aus Ehen der Lutheraner 
mit anderen christlichen Glaubensgenossen von dem lutherischen 
Prediger zu taufen und in der lutherischen Lehre zu erziehen. 
Schmitz, die Fürsorgeerziehung Minderjähriger (2. Auflage, Düssel- 
dorf 1901), S. 129, nimmt an, dass dieses für Schleswig-Holstein 
ergangene Reskript, das für Schleswig-Holstein aufgehoben ist, für 
Helgoland noch gelte. Die fortdauernde Geltung dieser Bestimmungen 
ist jedoch sehr zu bezweifeln, da dieselben mit einem gesetzlichen 
Verbot der Mischehen zusammenhängen, von welchem unter der Be- 
dingung Dispensation gewährt wurde, dass die Kinder lutherisch 
getauft und erzogen wurden; vgl. Stemau, Geschichte des öffentlichen 
und Privatrechts des Herzogthums Schleswig (Kopenhagen 1866), 
II. Theil, S, 308. Mit dem Wegfall des gesetzlichen Verbots der 
Mischehen dürften auch die als Dispensationsbedingungen gedachten 
Vorschriften gefallen sein. 


56. Allgemeines Landrecht vom 5. Februar 1794. 
Theil II, Titel 2. 


8 78. So lange jedoch Eltern über den ihren Kindern zu er- 
theilenden Beligionsunterricht einig sind, hat kein Dritter ein Recht, 
ihnen darin zu widersprechen. 

S 642. Uneheliche Kinder werden bis zum geendigten 14. Jahre 
in dem Glaubensbekenntnisse der Mutter erzogen. 

$ 754. Anhang S 104. Den Pflegeltern gebührt die Befugniss, 
die Religion zu bestimmen, in welcher die von ihnen aufgenommenen 
Kinder bis zum zurückgelegten 14. Jahre ihres Alters erzogen wer- 
den sollen, wenngleich die leiblichen Eltern des angenommenen 
Kindes einem anderen Glaubensbekenntniss zugethan gewesen. 


57. Deklaration vom 21. November 1803. 


— — setzen daher hiedurch allgemein fest, dass eheliche Kinder 
jedesmal in der Religion des Vaters unterrichtet werden sollen und 
dass zu Abweichungen von dieser gesetzlichen Vorschrift kein Ehe- 
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gatte den anderen durch Verträge verpflichten dürfe. Uebrigens ver- 
bleibt es auch noch fernerhin bei der Bestimmung des Allgemeinen 
Landrechts Theil II, Titel 2, 8 78. — — — 

Anmerkung: Diese Deklaration ist für die östlichen Provinzen 
erlassen, jedoch auf die ehemals sächsischen Landestheile (Patent 
vom 15. November 1816), auf Rheinland und Westfalen (Kabinets- 
ordre vom 17. August 1825), auf die vormals bayrische Enklave 
Kaulsdorf (Verordnung vom 22. Mai 1867) und auf das vormalige 
Oberamt Meisenheim (Verordnung vom 20. September 1867) ausge- 
dehnt worden. 


58. Nassauisches Edikt vom 22. und 26. März 1808 über die 
Erziehung der Kinder aus gemischten Ehen. 


— — verordnen, dass die Freiheit der Ehen zwischen den Ver- 
wandten der römisch-katholischen, der lutherischen und der re- 
formirten Religion in Unserem vereinigten Herzogthum auf keine 
Art beschränkt sein soll, und dass aus solchen gemischten Ehen er- 
zeugte Kinder zur Beseitigung aller entstehenkönnenden Ehe- und 
Familienzwistigkeiten ohne Ausnahme und in allen Fällen in der 
Religion des Vaters erzogen werden sollen, jedoch denselben nach 
erreichtem 14. Lebensjahr, welches hiemit zur Unterscheidungszeit 
bestimmt wird, freistehen soll, eine andere Religion, .als in welcher 
sie erzogen sind, zu wählen, wenn sie von dem Ortsgeistlichen ein 
Attestat über hinlängliche Kenntnisse der Religion, worin sie bis 
dahin Unterricht genossen haben, beibringen können. Von dieser 
Verordnung soll weder vor noch während dsr Ehe, und weder durch 
mündliche Abrede noch schriftlichen Vertrag abgegangen, vielmehr 
alle Verträge oder Verabredungen solcher Art als gesetzwidrig und 
null und nichtig in Zukunft angesehen werden. — — — 

Wir befehlen und wollen ferner, dass die unehelichen Kinder, 
der Vater mag bekaunt oder nicht bekannt sein, ebenso in der Re- 
ligion der Mutter erzogen werden sollen. 


59. Frankfurter Verordnung vom 5. Septemzer 1811 über die 
Religionsbestimmung der Kinder aus gemischten Ehen. 


Artikel 3. Die Religionserziehung der Kinder ist ferner als 
Ausfluss der väterlichen Gewalt anzusehen. Bei Verschiedenheit der 
Denkungsart der beiden Eltern steht dem Vater, als Haupt der 
Familie, in Konformität des Artikel 373 des Bürgerlichen Gesetz- 
buches die Bestimmung zu. ! 

Artikel 4. Ueber die Religionsbestimmung der Kinder aus ge- 
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mischten Ehen finden Verträge und wechselseitige Uebereinkünfte 
zwischen den Brautleuten und Eheleuten statt. 

Artikel 5 und 6. (Form dieser Verträge und deren Abänderung 
unter beiderseitiger Einwilligung.) 

Artikel 7. Dahingegen kann, nach dem Ableben eines Ehe- 
gatten, von dem überlebenden Theile in Ansehung der Religions- 
erziehung der Kinder von dem geschlossenen Vertrag einseitig nicht 
abgegangen werden. Auch kann weder von einer obrigkeitlichen 
Behórde, noch von den Vormündern gegeu den bestehenden Vertrag 
etwas anderes verfügt werden. 

Artikel 8. In Ermangelung besonderer Verträge über die Re- 
ligionserziehung der Kinder sollen die Kinder beiderlei Geschlechts 
in der Religion des Vaters erzogen werden. . 

Artikel 9. Bei einer Religionsveränderung der Eltern sollen 
die Kinder, insofern solche das 12. Jahr noch nicht angetreten haben, 
den Eltern in der Religionsveränderung folgen. 

Artikel 10. Sobald die Kinder aber das 12. Jahr angetreten 
haben, soll denselben nicht mehr zugemuthet werden kónnen, der 
Religionsänderung ihrer Eltern, ohne eigene Ueberzeugung, zu folgen. 
Vom angetretenen 12, bis zum vollendeten 16. Jahr sollen daher 
Kinder, welche das 12. Jahr bereits angetreten haben, den früheren 
Religionsunterricht fortgeniessen. 

Artikel 12. Bei unehelichen Kindern, welche der Vater an- 
erkannt hat, hängt die Religionsbestimmung vom Vater, im Falle 
einer auf Seiten des Vaters nicht geschehenen Anerkennung aber von 
der Mutter allein ab. 

Artikel 15. In Fällen, wo Eheleute, welche die Sorge eines 
gefundenen Kindes übernehmen, zu verschiedenen Religionsbekennt- 
nissen gehóren, soll der Ehemann die Religionserziehung des Kindes 
durch eine Erklärung bei dem Ortsmaire zu bestimmen haben. 


60. Hannoversche Verordnung vom 31. Juli 1826 über die re- 
ligióse Erziehung der Kinder, deren Eltern verschiedener Kon- 
fession sind, sowie auch der Findlinge. 


8S 1. Dem Ehemanne, als dem Haupte der ehelichen Gesell- 
schaft, soll die uneingeschränkte Befugniss verbleiben, blos nach 
eigener Ueberzeugung zu bestimmen, in welchem Glaubensbekennt- 
niss seine ehelichen Kinder zu erziehen sind, und Niemand soll 'das 
Recht haben, in diese Familien- und Erziehungsangelegenheit auf 
irgend eine Weise sich zu mischen. 

§ 2. Jeder Vertrag, wodurch der Ehemann und Vater auf sein 
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obiges freies Recht, gleichviel vor oder nach eingegangener Ehe, 
im geringsten verziehten würde, soll nichtig, mithin unverbind- 
lich sein. | 

8 3. Nach des Vaters Tode muss die religióse Erziehung der 
Kinder so eingeleitet, oder fortgesetzt und vollendet werden, wie es 
dem vom Vater ernstlich und fortwährend gehegten Willen gemäss ist. 

8 4. In dieser Hinsicht wird gesetzlich vermuthet, dass der 
verstorbene Vater seine sámmtlichen ehelichen Kinder, die Sóhne 
wie die Töchter, in seiner eigenen Religion habe wollen erziehen 
lassen. Alle hinterbliebenen Kinder sind demnach in der Religion 
, des Vaters zu erziehen, und zwar, falls er solche geändert hätte, in 
derjenigen, wozu er sich in der neuesten Zeit Öffentlich bekannt hat. 
Hiebei kommt jedoch ein Glaubenswechsel, der vielleicht erst in der 
letzten Krankheit erfolgt ist, in keinen Betracht. 

8 5. Von obiger gesetzlicher Vermuthung (S 4), als Regel, 
darf lediglich aus einem der beiden nachstehenden Gründe abgewichen 
werden: 

a) wenn der Vater dem einzigen oder den mehreren bereits 
schulfähigen Kindern bis an seinen Tod den Hauptunter- 
richt in der Religion, mit Inbegriff der unterscheidenden 
Glaubenslehren, immer nur durch Geistliche der anderen 
Kirche hat ertheilen lassen, nicht etwa abwechselnd auch 
dureh Geistliche seiner eigenen Kirche. Blos der Umstand, 
dass das Kind von einem Geistlichen der anderen Kirche 
getauft oder einem dieser angehórigen Schullehrer behuf 
des allgemeinen Elementarunterrichts zugesandt worden ist, 
genügt noch nieht, die Ausnahme zu begründen, Und 
für die Fälle, wo jener Hauptunterricht in der Religion 
noeh bei keinem der Kinder begonnen hat, mithin die 
unter a bemerkte Thatsache nicht entscheidet: wenn der 
Vater bei seinem zuständigen persönlichen Gerichte zu 
Protokoll erklärt hat, »dass er seine Kinder in der Re- 
ligion ihrer Mutter erzogen wissen wolle«, auch diese Er- 
klärung von ihm nachmals weder ausdrücklich, noch durch 
die That widerrufen worden ist. Doch darf diese Erklärung, 
wenn sie wirksam sein soll, nicht während der letzten 
Krankheit erfolgen. 

S 6. Vorstehende Bestimmungen (88 1—5) gelten ebenfalls 
für solche ausserehelich geborene Kinder, welche durch die nach- 
folgende Heirath oder durch landesherrliches Reskript vollkommen 
legitimirt sind; desgleichen für diejenigen, welche der uneheliche 
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Vater anerkannt und in seinem Hause, oder doch auf seine alleinigen 
Kosten, ohne alles Zuthun der Mutter, erziehen lässt. 

Andere uneheliche Kinder folgen der Religion der Mutter. 

S 7. Die religióse Erziehung derjenigen Kinder, welche nach 
zurückgelegtem 14. Jahre sich bereits bei der Konfirmation oder 
durch die Kommunion selbstständig zu einer bestimmten Kirche 
bekannt haben, ist als vollendet anzusehen. Auf ihre Religionseigen- 
schaft hat deshalb eine spätere Legitimation keinen Einfluss; ebenso 
wenig die nachmals erfolgte Glaubensänderung der Eltern. 

8 8 Abs. 1. Ueber die religiöse Erziehung der Findlinge, oder 
sonstiger von ihren Eltern verlassenen Kinder, hat derjenige zu be- 
stimmen, dem die Verpflegung und Erziehung derselben entweder 
nach den Gesetzen obliegt — in zweifelhaften Fällen die Ortsobrig- 
keit, — oder welcher solche gleich anfangs freiwillig übernimmt. 


61. Kurhessische Verordnung vom 13. April 1853 wegen 
Abänderung des Gesetzes vom 29. Oktober 1848, betreffend 
die Religionsfreiheit und die Einführung der bürgerlichen Ehe. 


8 4. Ueber die kirchliche Erziehung der Kinder steht die Be- 
stimmung 

1. dem ehelichen Vater dergestalt zu, dass diejenige Anord- 
nung, welche derselbe in der befragten Hinsicht trifft, für die Kinder 
von deren vollendetem 7. bis zum vollendeten 14. Lebensjahre ein 
für allemal massgebend bleibt, es sei denn, dass der Vater selbst 
zu einer anderen christlichen Kirche überträte; 

2. falls von dem Vater keine ausdrückliche Bestimmung über 
die kirchliche Erziehung seiner Kinder getroffen worden, soll die 
kirchliche Erziehung bis zum vollendeten 14. Lebensjahre der Kinder 
in der Konfession des Vaters erfolgen, und soll 

3. was uneheliche Kinder betrifft, die Verfügung über deren 
kirchliche Erziehung der unehelichen Mutter ebenso zukommen, wie 
bei ehelichen Kindern deren Vater. 


62. Holstein. Gesetz vom 14. Juli 1863 über die Religions- 
übung und Gemeindeverhältnisse der Reformirten, Katholiken, 
Mennoniten, Anglikaner und Baptisten. 


§ 6. — — Versprechen dieser Art (d. h. Versprechen der 
Brautleute gemischter Konfession über die konfessionelle Erziehung 
der Kinder) sind ohne alle Gültigkeit. — — — 

8 10. — — Gehören die Eltern zu verschiedenen Religions- 
parteien, so kommt es auf den Willen des Vaters an, in welcher 
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Konfession die Kinder zu erziehen sind und die Schule, welcher Kon- 
fession dieselben mithin zu besuchen haben. lst der Vater gestorben, 
ohne seinen Willen in der fraglichen Hinsicht erklärt zu haben, 
oder ist er unfähig geworden, seinen Willen zu erklären, ohne dass 
seine Absichten in dieser Beziehung nachzuweisen sind, so entscheidet 
zunächst der Wille der Mutter. Wenn auch dieser nicht konstatirt 
werden kann, so sind die Kinder in der Religion des Vaters zu er- 
ziehen. Diese Bestimmungen kommen auch auf Kinder aus solchen 
gemischten Ehen, in denen der eine Theil sich zur evangelisch- 
lutherischen Religion bekennt, zur Anwendung. 


63. Schleswig. Verfügung vom 23. April 1864. 


8 3. Die Regelung konfessioneller Beziehungen und namentlich 
jener Fragen, welche die . . . . Erziehung der Kinder zum Gegen- 
stande haben, bleibt dem freien Uebereinkommen der Eheleute über- 
lassen. 

Bayern. 
64. Beilage II. zur Verfassungsurkunde vom 20. Mai 1818. 

Religionsverhältnisse der Kinder aus gemischten Ehen. 


8 12. Wenn in einem gültigen Ehevertrage zwischen Eltern, 
die verschiedenen Glaubens-Bekenntnissen zugethan sind, bestimmt 
worden ist, in welcher Religion die Kinder erzogen werden sollen, 
so hat es hiebey sein Bewenden. 

8 13. Die Gültigkeit solcher Eheverträge ist sowohl in Rück- 
sicht ihrer Form, als der Zeit der Errichtung lediglich nach den 
bürgerlichen Gesetzen zu beurtheilen. 

8 15. Sind keine Ehepacten oder sonstige Verträge hierüber 
errichtet, oder ist in jenen über die religiöse Erziehung der Kinder 
nichts verordnet worden, so folgen die Söhne der Religion des Vaters; 
die Töchter werden in dem Gluubens- Bekenntnisse der Mutter er- 
zogen. 

8 15. Uebrigens benimmt die Verschiedenheit des kirchlichen 
Glaubens-Bekenntuisses keinem der Eltern die ihm sonst wegen der 
Erziehung zustehenden Rechte. 

8 16. Der Tod der Eltern ändert nichts in den Bestimmungen 
der §§en 12. und 14. über die religiöse Erziehung der Kinder. 

$ 17. Die Ehescheidungen, oder alle sonstigen rechtsgültigen 
Auflósungen der Ehe kónnen auf die Religion der Kinder keinen 
Einfluss haben. 

8 18. Wenn ein das Religions-Verhältniss der Kinder bestim- 
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mender Ehevertrag vorhanden ist, so bewirkt der Uebergang der 
Eltern zu einem andern Glaubens-Bekenntniss darin in so lange 
keine Veränderung, als die Ehe noch gemischt bleibt; geht aber ein 
Ehegatte zur Religion des andern über, und die Ehe hört dadurch 
auf gemischt zu seyn, so folgen die Kinder der nun gleichen Re- 
ligion ihrer Eltern, ausgenommen sie waren — dem bestehenden 
Ehevertrag gemáss — durch die Konfirmation und Kommunion be- 
reits in die Kirche einer anderen Konfession aufgenommen, in welchem 
Falle sie bis zum erlangten Unterscheidungs-Jahre darin zu be- 
lassen sind. 

S 19. Phflegekinder werden nach jenem Glaubens-Bekenntnisse 
erzogen, welchem sie in ihrem vorigen Stande zu folgen hatten. 

8 20. Durch Heirath legitimirte natürliche Kinder werden in 
Beziehung auf den Religionsunterricht ehelichen Kindern gleich- 
geachtet. 

S 21. Die übrigen natürlichen Kinder, wenn sie von einem 
Vater anerkannt sind, werden in Ansehung der Religions-Erziehung 
gleichfalls wie die ehelichen behandelt, sind sie aber von dem Vater 
nicht anerkannt, so werden sie nach dem Glaubens-Bekenntnisse der 
Mutter erzogen. 

S 22. Findlinge und natürliche Kinder, deren Mutter unbe- 
kannt ist, folgen der Religion desjenigen, welcher das Kind aufge- 
nommen hat, soferne er einer der öffentlich eingeführten Kirchen 
angehórt, oder der Religions-Parthey des Findlings-Institutes, worin 
sie erzogen werden. Ausser diesen Fällen richtet sich ihre Religion 
nach jener der Mehrheit der Einwohner des .Findungs-Orts. | 

S 23. Die geistlichen Obern, die nächsten Verwandten, die 
Vormünder und Pathen haben das Recht, darüber zu wachen, dass 
vorstehende Anordnungen: befolgt werden. Sie können zu diesem Be- 
hufe die Einsicht der betreffenden Bestimmungen der Eheverträge 
und der übrigen auf die Religions-Erziehung sich beziehenden Ur- 
kunden fordern. 


65. Ministerial-Entschluss vom 30. September 1836. 
(Döllinger Bd. VIIL S. 56). 


Die Entscheidung der Frage über die religiöse Erziehung der 
Kinder gehört zur Geschäftszuständigkeit jener Behörden, in deren 
Amtsbezirke die betheiligten Eltern mit dem zu erziehenden Kinde 
in dem Zeitpunkte wohnen, in welchem diese Entscheidung zu er- 
theilen ist. 
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66. Gesetz vom 8. August 1878, betreffend die Errichtung 
eines Verwaltungsgerichtshofes. 
G.-V.-B. S. 369. 


Artikel 8. Verwaltungsrechtssachen sind: 
4. Religióse Kindererziehung. 

Artikel 9. Soweit die Distrikts-Verwaltungsbehórden zur Ent- 
scheidung in erster und zweiter Instanz berufen sind, geht die Be- 
rufung gegen deren Entscheidungen unmittelbar an den Verwaltungs- 
gerichtshof. 

Sachsen. 


67. Mandat vom 19. Februar 1827 über Ausübung der katho- 
lisch-geistlichen Gerichtsbarkeit in den hiesigen Kreislanden 
und die Grundsätze zur Regulirung der gegenseitigen Verhält- 
nisse der katholischen und evangelischen Glaubensgenossen. 


S 53. Unter keinem Vorwande ist Personen verschiedener 
Konfession, die sich zu ehelichen gesonnen sind, ein Angelöbniss 
wegen der künftigen religiösen Erziehung der in ihrer Ehe zu er- 
zeugenden Kinder abzufordern. 

8 54. Uuregelmässigkeiten, welche, vorstehenden Vorschriften 
zuwider, die Verlobten oder die sie aufbietenden und trauenden 
Geistlichen sich zu Schulden bringen, sind ernstlich zu ahnden. 

Anmerkung: Zu $ 54 vgl. die Strafbestimmung in der Ver- 
ordnung vom 10. Juni 1845. 


68. Gesetz vom 1. November 1836, betreffend die Ehen unter 
Personen evangelischen und katholischen Glaubensbekennt- 
nisses und die religiöse Erziehung der von Eltern solcher ver- 
schiedenen Konfessionen erzeugten Kinder. 
(Ges.- u. Verordn.-Bl. S. 299.) 


S 6. Die aus gemischten Ehen erzeugten Kinder sind in der 
Regel in der Konfession des Vaters zu erziehen. 

Es ist jedoch den Eltern gestattet, durch freie Uebereinkunft, 
unter den im folgenden Paragraphen vorgeschriebenen Erforder- 
nissen, hierüber unter sich etwas anderes festzusetzen. 

S 7. Eine solche Uebereinkunft der Brautleute oder Ehegatten 
über die Konfession der Kinder ist an eine Einwilligung der Eltern, 
Vormünder oder Geschlechtskuratoren nicht gebunden; es sind je- 
doch hierbei theils die allgemeinen Bedingungen eines rechtsbe- 
ständigen Vertrags, theils auch folgende Formen zu beachten: 

Archiv für Kirchenrecht. LXX XII. 17 
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a) Die Erklärung muss vor dem ordentlichen Richter des 
Bräutigams oder Ehemanns, und insofern derselbe ein 
Ausländer ist und im Inlande ein bestimmtes Wohnsitz- 
recht noch nicht erlangt hat, vor dem kompetenten Richter 
der Braut, 

b) an Gerichtsstelle, 

c) von beiden Theilen, welche deshalb persönlich erscheinen 
müssen, und 

d) ohne Zulassung eines Geistlichen oder anderer Personen, 
abgegeben und über dieselbe ein legales Protokoll in gesetzlicher 
Form aufgenommen werden. Der Richter hat hierbei aller Ein- 
wirkung auf die Willenserklärung der Paciscenten sich zu enthalten, 
wodurch jedoch nicht ausgeschlossen ist, dass derselbe über die 
Willensfreiheit sich durch Befragen der Paciscenten Gewissheit ver- 
schaffen, auch dieselben auf die gesetzlichen Folgen solcher Verträge 
aufmerksam machen könne. 

$ 8. Dergleichen Vereinigungen können sowohl vor Eingehung 
der Ehe als während derselben geschlossen, auch mit Beobachtung 
der in $ 7 enthaltenen Vorschriften wieder aufgehoben oder verändert 
werden. Auf die religiöse Erziehung derjenigen Kinder aber, welche 
das sechste Jahr bereits erfüllt haben, ist der Abschluss, die Auf- 
hebung oder Veränderung solcher Vereinigungen ohne Einfluss. 

S 10. Uneheliche Kinder werden in der Regel in der Kirche 
der Mutter getauft und in deren Konfession erzogen. Sollte aber der 
einer anderen Konfession angehórende Vater die Erziehung des von 
ihm ausser der Ehe erzeugten Kindes selbst übernehmen, und das- 
selbe in seiner Konfession erziehen wollen, so ist ihm letzteres zwar 
gestattet, er bedarf aber dazu der Genehmigung der Mutter des 
unehelichen Kindes oder, wenn diese verstorben sein sollte, der 
mütterlichen Grosseltern, sowie des Vormundes und der obervor- 
mundschaftlichen Behórde. 

S 11. Uneheliche Kinder, welche durch nachfolgende Ehe 
legitimirt werden, ingleichen die durch einen landesherrlichen Befehl 
mit der Wirkung des Allodialerbfolgerechts in das Vermögen des 
Vaters legitimirten, sind auch in dieser Beziehung den ehelichen 
gleich zu achten. Nur ist, was die legitimirten der letzteren Art 
betrifft, hierzu erforderlich, dass die an der Erziehung derselben 
noch thätigen Antheil nehmende Mutter in die Legitimation mit der 
bezeichneten Wirkung gewilligt habe. 

Brautkinder werden, wenn die Schliessung der Ehe durch Ab- 
leben des einen oder anderen Verlobten verhindert wird und gültige 
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Verträge darüber unter ihnen nicht bereits geschlossen worden sind, 
nach der Konfession des Ueberlebenden erzogen. 

Sind Beide gestorben und gültige Verträge darüber nicht vor- 
handen, so entscheidet die Konfession der Mutter. Treten aber 
andere Hindernisse der Vollziehung der Ehe entgegen, so kommt die 
Bestimmung des $ 10 in Anwendung. 

8 12. Hört eine Ehe durch Uebertritt eines Theils auf, eine 
gemischte zu sein, so haben die Eltern die Freiheit, ihre Kinder 
in der ihnen nun gemeinschaftlichen Konfession zu erziehen, auch 
wenn dieselben bisher einen anderen Religionsunterricht erhalten 
hätten. 

S 13. Wenn hingegen durch einseitigen Uebertritt des einen 
Theils eine Ebe erst zu einer gemischten wird, so ist dieser Ueber- 
tritt auf die bis dahin geborenen Kinder ohne allen Einfluss, und 
es darf auch durch Uebereinkunft nichts hierinnen geändert werden. 

Auch die später geborenen Kinder werden in derjenigen Kon- 
fession erzogen, welcher beide Eltern vorher angehört haben, insofern 
dieselben nicht nach § 7 eine Uebereinkunft unter sich treffen. 

S 14. Ehescheidung kann an obigen Bestimmungen nichts 
ändern, sondern es ist im Zweifel so zu entscheiden, wie bei Fort- 
dauer der Ehe entschieden worden sein würde. 

8 15. Anderen Personen, als den Eltern selbst, soll es nicht 
freisteben, über das Glaubensbekenntniss der Kinder eine von den 
gesetzlichen Bestimmungen abweichende Aenderung zu treffen. 

8S 16. Hingegen Adoptiveltern, welche durch eine tórmliche 
Annahme an Kindesstatt dem Kinde alle Rechte eines leiblichen 
ertheilt haben, steht es frei, dasselbe auch in ihrer Konfession zu 
erziehen, sofern die noch lebenden leiblichen Eltern einwilligen oder 
nach deren Tod ein rechtsbeständiger Vertrag (SS 7 und 8), in 
welchem dieselben über die Konfession ihrer Kinder bereits verfügt 
haben, nicht besteht, 

8 17. [Ersetzt durch $ 6 des Gesetzes vem 26. April 1873.] 

8S 18. In den Fällen, von welchen oben 88 9, 10, 11, 12, 16 
und 17 gehandelt wird, findet hinsichtlich derjenigen Kinder, welche 
einmal das zehnte [jetzt: zwölfte] Jahr ihres Alters vollendet und 
bis dahin gleichmássig in der einen oder anderen Konfession Unter- 
richt erhalten haben, ein Wechsel der Konfession nicht mehr statt. *) 

§ 19. Streitigkeiten, welche über die religiöse Erziehung der 
Kinder von Eltern verschiedenen Glaubensbekenntnisses entstehen, sind 


*) Siehe nächste Seite Anmerkung. 
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vor der ordentlichen Ortsobrigkeit zu entscheiden. Auch haben die 
Obrigkeiten dafür, dass diesem Gesetze in allen Punkten nachge- 
gangen werde, von Amtswegen Sorge zu tragen, auch die Geistlichen 
und Schullehrer sich dahin mit ihren etwaigen Anfragen und An- 
trágen zu wenden. 

S 20. Wer einen in gemischter Ehe lebenden Ehegatten durch 
Versprechungen, Drohungen oder Herabwürdigung der einen Kon- 
fession zum Abschluss einer Uebereinkunft mit dem anderen Ehe- 
gatten über die ihren Kindern zu gebende Erziehung in einer an- 
deren Konfession verleitet, wird von seiner kompetenten Obrigkeit 
das erste Mal mit 50 Thalern Geldbusse oder drei Monat Gefäng- 
niss und im Wiederholungsfall noch härter, ein Geistlicher aber, 
der sich dessen schuldig macht, mit Dienstentsetzung bestraft. 


*) Anmerkung zu $ 18: v. Seydewitz, Codex des im König- 
reich Sachsen geltenden Kirchen- und Schulrechts, 3. Aufl. Leipzig, 
1890; S. 206, Anm. 22: »Die Bestimmungen, welche nach $ 18 
für Kinder aus gemischten Ehen bestehen, sind, wie das Ministerium 
bereits mehrfach ausgesprochen hat, auch, da sie auf allgemeinem 
rationellen Grunde beruhen, auf Kinder von Eltern gemeinsamen 
Glaubensbekenntnisses anzuwenden. — V. Kultusminist. v. 18, Fe- 
bruar 1875.« 


69. Verordnung des Kultusministeriums vom 10. Juni 1845, 
betreffend das Verfahren der Geistlichen mit Verlobten ver- 
schiedener Konfession. 


8 5. Der Geistliche hat sich dabei [nämlich bei dem soge- 
nannten Brautexamen in der katholischen Kirche, sowie bei jeder 
in der evangelischen Kirche vorkommenden Vermahnung und Prüfung 
der Verlobten in konfessioneller und kirchlicher Beziehung] jedes 
gesetzlich verbotenen Einflusses auf eine Destimmung der »Verlobten« 
oder eines Theiles derselben, über die künftige konfessionelle Kinder- 
erziehung zu enthalten (Mandat vom 19. Februar 1827, 88 53 und 54). 

8 6. Zuwiderhandlungen der Geistlichen gegen die 88 2 bis 5 
getroffenen Anordnungen werden, soweit sie nicht bereits mit anderen 
Strafen bedroht sind, das erste Mal mit 20 Thalern Strafe, im 
Wiederholungsfalle mit höherer Geldbusse, oder nach Befinden mit 
Suspension oder Remotion vom Amte geahndet werden. 
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70. Gesetz vom 2. November 1848 über die Rechtsverhält- 
nisse der deutsch-katholischen Glaubensgenossen. 


§ 11 [unterstellt die Deutschkatholiken den allgemeinen Landes- 
gesetzen und Verordnungen über gemischte Ehe und religióse Er- 
ziehung der Kinder]. 


71. Gesetz vom 20. Juni 1870, betreffend die Einführung 

der Civilstandsregister für Personen, welche keiner im König- 

reich Sachsen anerkannten Religionsgesellschaft angehören und 
einige damit zusammenhängende Fragen. 


8 20 Absatz 2. Ueber die religiöse Erziehung der Kinder bis 
zum 14. Lebensjahr entscheidet im Mangel einer Vereinbarung der 
Eltern der Vater. Uneheliche Kinder folgen der Religion der Mutter. 
Vom vollendeten 14. Lebensjahre an steht es bei einem Religions- 
wechsel der Eltern den Kindern frei, ob sie diesen folgen oder ihre 
seitherige Religion beibehalten wollen. 


72. Gesetz vom 26. April 1873, betreffend das Volks- 
schulwesen. 


86. An Orten, in welchen sich Einwohner verschiedener 
Glaubensbekenntnisse befinden und für die Angehörigen der Kon- 
fession der Minderzahl innerhalb des Schulbezirks eigene, den Schulen 
der Konfession der Mehrzahl gleichstehende Schulanstalten bestehen, 
haben die schulpflichtigen Kinder die Schule ihrer Konfession zu 
besuchen. 

Besteht aber für die Angehörigen der Konfession der Minder- 
zahl keine besondere Schule im Schulbezirke, so sind die schul- 
pflichtigen Kinder derselben zum Besuche der öffentlichen Ortsschule 
verpflichtet. Doch sind sie, unter entsprechender Ermässigung des 
Schulgeldes, von der Theilnahme an dem in diesem ertheilten Re- 
ligionsunterrichte befreit. | 

Für den Religionsunterricht im eigenen Bekenntnisse dieser 
Kinder ist in einer von der Vertretung der betreffenden Religions- 
gesellschaft für ausreichend erachteten Weise |zu sorgen und darüber, 
dass es geschehen, Zeugniss beizubringen. 

Ist jedoch dazu keine Gelegenheit vorhanden , so können, auf 
Antrag der Eltern, Kinder bis zum zwölften Lebensjahre auch am 
Religionsunterrichte einer anderen Konfession, als derjenigen, in 
welcher sie zu ersiehen sind, theilnehmen. 

Kinder von solchen Dissidenten, welche keiner Religionsgesell- 
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schaft angehören (8 21 des Gesetzes vom 20. Juni 1870), haben an 
dem Religionsunterrichte einer anerkannten oder bestätigten Reli- 
gionsgesellschaft theileunehmen. Die Wahl der betreffenden "!Reli- 
gionsgesellschaft steht dem Erziehungspflichtigen frei, und ist von 
diesem die bezügliche Erklärung hierüber bei Anmeldung des Kindes 
zur Schule abzugeben. | 

Anmerkung: Zu $ 6 Absatz 4 theilt v. Seydewite cit. S. 516, 
Anm. 35 aus einem Urtheil des sächsischen Ober-Landesgerichts vom 
8. Juli 1886 mit, dass zwar Abs. 4 zweifellos eine gebietende Vor- 
schrift aufstelle, aber keineswegs gegen die im S 32 der Verfassungs- 
urkunde gewährleistete, dort übrigens nicht näher bestimmte Gewissens- 
freiheit verstosse: »Die erwähnte Bestimmung enthält den erziehungs- 
pflichtigen Dissidenten gegenüber nur eine Ordnungsvorschrift, keinen 
Glaubenszwang. Dadurch, dass die Kinder des Angeklagten in den 
Grundsätzen des evangelisch-lutherischen Glaubens unterrichtet wer- 
den, werden weder sie selbst, noch der Vater gezwungen, jene Grund- 
sätze für wahr zu hallen, sondern es soll den Kindern durch diesen 
Unterricht nur Gelegenheit geboten werden, sich eine religiöse Ueber- 
seugung eu bilden.« 

Dagegen sagt eine bei v. Seydewite cit. S. 515 angeführte Ver- 
ordnung des Kultusministeriums vom 17. November 1888: Der Re- 
ligionsunterricht unterscheidet sich wesentlich von jedem anderen 
Unterricht. Er wendet sich nicht bloss an das abstrakte geistige 
Vermögen der Schüler, sondern vorzugsweise an ihr auf der Grund- 
lage eines bestimmten religiósen Glaubens entwickeltes Gemüths- 
leben und bedarf eur Erreichwng seines Zweckes, dass Lehrer und 
Schüler sich in demselben religiösen Glauben geeint fühlen.« 


73. Verordnung des Kultusministeriums vom 25. August 1874 
zur Ausführung des Gesetzes vom 20. April 1873, betreffend 
das Volksschulwesen. 


8 15, Absatz 3 und 4. Bei Kindern aus gemischten Ehen 
(Gesetz vom 1. November 1836), welche in einer anderen Konfession, 
als in derjenigen der Ortsschule zu erziehen sind, gilt, wenn ihnen 
die Theilnahme am Religionsunterricht in der Ortsschule gestattet 
wird, nunmehr das zwölfte Lebensjahr als der Termin, von welchem 
an nach $ 18 des angeführten Gesetzes ein Beharren in der Kon- 
fession des genossenen Religionsunterrichts einzutreten hat. 

Die Erlaubniss zur Theilnahme am  Religionsunterricht der 
Ortsschule ist daher solchen Kindern nur bis Ablauf desjenigen 
Schuljahres zu ertheilen, welches der Erfüllung des zwölften Lebens- 
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jahres zunáchst vorhergeht. Vor Eintritt dieses Normaltermins sind 
die Eltern oder Erzieher rechtzeitig auf die Wirkung einer längeren 
Theilnahme des Kindes am Religionsunterricht in der Ortsschule 
aufmerksam zu machen. 

Hierzu führt v. Seydewitz cit. S. 579, Anm. 31 eine Verord- 
nung des Kultusministeriums vom 4. Februar 1875 an: »Auch rück- 
sichtlich solcher Kinder, deren Eltern beiderseits katholisch sind, 
kann die Theilnahme am evangelisch-lutherischen Religionsunter- 
richt gestattet werden, falls die gesetzlichen Voraussetzungen hierzu 
vorhanden sind, es ist jedoch auch hier die Bestimmung in $ 15 
Absatz 4 A. V. zum Schulgesetz massgebend, welche gleichmässig 
auch auf Kinder von Eltern gemeinsamen Bekenntnisses anzu- 
wenden ist. 


. 74. Gesetz vom 18. Juni 1898 betreffend die Ausführung 

des Bürgerlichen Gesetzbuchs vom 18. August 1896 und des 

Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuch von dem- 
selben Tage. 


Zu Artikel 134 des Einführungsgesetzes. 
Religiöse Erziehung der Kinder. 


8 49. Von der Beobachtung der auf die religiöse Erziehung 
der Kinder sich beziehenden Vorschriften des Gesetzes, die Ehen 
unter Personen evangelischen und katholischen Glaubensbekenntnisses 
und die religiöse Erziehung der von Eltern solcher verschiedener 
Konfessionen erzeugten Kinder betreffend, vom 1. November 1836 
(G.- u. V..Bl. S. 299 ff.) kann das Ministerium des Kultus und 
öffentlichen Unterrichts in dringenden Fällen ausnahmsweise eine 
Befreiung eintreten lassen. Das Ministerium hat zuvor die Erziehungs- 
berechtigten sowie nach Befinden nahe Verwandte des Kindes und, 
falls das Kind unter Vormundschaft oder Pflegschaft steht, das Vor- 
mundschaftsgericht zu hören. 


Württemberg. 
75. Religionsedikt vom 15. Oktober 1806. 


VI. — — Die Kinder aus diesen Ehen (zwischen Personen 
verschiedener christlicher Konfession) werden, in der Regel, bis zu 
den Unterscheidungsjahren in der Religion des Vaters erzogen. Es 
ist jedoch den Eheleuten erlaubt, durch Vertráge eine nach dem Ge- 
schlecht der Kinder getheilte Erziehung oder jede andere Bestim- 
mung diesfalls festzusetzen . . ., jene Verträge sind aber nur dann 
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gültig, wenn sie vor der Ohrigkeit des Gatten abgeschlossen werden. 
Nach erreichten Unterscheidungsjahren steht es den aus solchen Ehen 
erzeugten Kindern frei, sich nach eigener Wahl zu einer oder der 
anderen christlichen Kirche zu bekennen. 


Baden. 


76. Gesetz vom 9. Oktober 1860, betreffend die rechtliche 
Stellung der Kirchen und kirchlichen Vereine im Staate. 


$ 5. Diejenigen, welchen nach den bürgerlichen Gesetzen die 
Erziehungsrechte zustehen, haben zu bestimmen, in welcher Religion 
die Kinder erzogen werden sollen. 

Die náheren Verfügungen bleiben einem besonderen Gesetze 
vorbehalten. 


77. Gesetz vom 9. Oktober 1860 über die Ausübung der 
Erziehungsrechte in Bezug auf die Religion der Kinder. 


S 1. In welcher Religion die Kinder erzogen werden sollen, 
bestimmt bei ehelichen Kindern der Vater, bei unehelichen, sie seien 
vom Vater anerkannt oder nicht, die Mutter; ist eine Bestimmung 
hierüber nicht getroffen, so folgen die ehelichen Kinder der Religion 
des Vaters, die unehelichen der Religion der Mutter. 

8 2. Sind die Eltern unbekannt, so entscheidet über die re- 
ligiöse Erziehung der Kinder der Vormund mit Zustimmung der 
Staatsbehórde, nach eingeholtem Gutachten des Ortsvorgesetzten und 
Waisenrichters. 

S 3. Eine Aenderung in der religiösen Erziehung der ehe- 
lichen Kinder steht der Mutter zu, wenn auf sie das Recht der Er- 
ziehung übergegangen ist; jedoch kann sie diese Aenderung nur mit 
Genehmigung der Staatsbehörde und nach erhobenem Gutachten der 
nächsten beiderseitigen Verwandten, des Ortsvorgesetzten und Waisen- 
richters vornehmen. 

8 4. Bei Waisen darf eine Veränderung der Religion nur aus 
besonders erheblichen Gründen, mit Genehmigung der hóheren Staats- 
behórde und nach eingeholtem Gutachten der nächsten beiderseitigen 
Verwandten, des Ortsvorgesetzten und Waisenrichters eintreten. 


Hessen. 
78. Gesetz vom 17. Juli 1899, betreffend die Ausführung des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs (Reg.-Bl. S. 133). 


Artikel 108. Der Vater eines ehelichen" Kindes hat, so lange 
ihm das Erziehungsrecht (S 1631 B. G.-B.) zusteht, das Recht, zu 
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bestimmen, in welchem religiösen Bekenntniss das Kind erzogen wer- 
den soll. 

Artikel 109. Stirbt der Vater oder verliert er das Erziehungs- 
recht, so ist das Kind in dem Bekenntnisse zu erziehen, welches der 
Vater vor dem Verluste des Erziehungsrechts durch eine von ihm 
in Person gegenüber dem Vormundschaftsgericht abgegebene Er- 
klärung oder, wenn das Erziehungsrecht durch den Tod des Vaters 
erlischt, durch Verfügung von Todeswegen bestimmt hat. 

Fehlt es an einer solchen Bestimmung, so ist das Kind in dem 
Bekenntnisse zu erziehen, welchem der Vater zur Zeit des Er- 
löschens seines Erziehungsrechts angehört hat; hat jedoch der Vater 
mit der Absicht, dadurch über das Bekenntniss des Kindes zu ent- 
scheiden, das Kiud in einem anderen Bekenntniss erzogen, oder hat 
er, sofern das Kind noch nicht in einem bestimmten Bekenntniss 
erzogen war, sämmtliche übrigen Kinder derselben Ehe in einem 
anderen Bekenntnisse erzogen, so ist das Kind in dem anderen Be- 
kenntnisse zu erziehen. 

Einer Erziehungshandlung im Sinne des Abs. 2 Halbsatz 2 
steht es gleich, wenn der Vater das Kind in eine Religionsgemein- 
schaft förmlich hat aufnehmen lassen. 

Artikel 110. Ergibt sich aus den Vorschriften des Artikels 109 
nicht, in welchem Bekenntnisse das Kind zu erziehen ist, so ent- 
scheidet derjenige über das Bekenntniss des Kindes, welchem das 
Erziehungsrecht zusteht. Steht hiernach der Mutter die Entscheidung 
zu, so finden die Vorschriften der Artikel 108, 109 mit der Mass- 
gabe entsprechende Anwendung, dass an die Stelle des Vaters die 
Mutter tritt. 

Steht das Erziehungsrecht neben der Mutter einem für das 
Kind bestellten Vormund oder Pfleger zu, so geht bei einer Meinungs- 
verschiedenheit über das Bekenntniss, in welchem das Kind erzogen 
werden soll, die Meinung der Mutter vor. 

Steht nach Abs. 1 die Entscheidung einem Vormund zu, so 
- bedarf dieselbe der Genehmigung des Vormundschaftsgerichts. 

Artikel 111. Zur Aenderung eines aus dem Artikel 109 sich 
ergebenden Bekenntnisses ist ein Vormund, auf welchen das Er- 
ziehungsrecht übergegangen ist, nicht berechtigt. 

Ist das Erziehungsrecht auf die Mutter übergegangen, so ist 
diese zu einer Aenderuny des Bekenntnisses des Kindes nur be- 
rechtigt, wenn sie auf ihren Antrag von dem Vormundschaftsgerichte 
hierzu ermächtigt wird. Die Ermächtigung kann insbesondere dann, 
wenn das Kind an dem Religionsunterricht eines bestimmten Be- 
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kenntnisses noch nicht theilgenommen hat, aus wichtigen Gründen 
ertheilt werden. 

Das Vormundschaftsgericht soll vor der Entscheidung Ver- 
wandte oder Verschwägerte des Kindes sowie das Kind selbst, so- 
fern es das zwölfte Lebensjahr vollendet hat, hören, wenn es ohne 
erhebliche Verzögerung und ohne unverhältnissmässige Kosten ge- 
schehen kann. Bei der Auswahl der zu hórenden Verwandten soll 
das Vormundschafisgericht die väterlichen Verwandten des Kindes 
in aufsteigender Linie sowie die grossjáhrigen Geschwister des Kindes 
und des Vaters des Kindes besonders berücksichtigen. Steht das Er- 
ziehungsrecht neben der Mutter einem für das Kind bestellten Vor- 
mund oder Pfleger zu, so soll auch dieser gehört werden. Der $ 1847 
Abs. 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs findet entsprechende Anwendung. 

Die Entscheidung ist der Mutter sowie den Personen, die nach 
Abs. 3 gehört worden sind, bekannt zu machen. 

Gegen die Entscheidung des Vormundschaftsgerichts steht der 
Mutter des Kindes sowie den im Abs. 3 Satz 2 bezeichneten Ver- 
wandten des Kindes, sofern sie gehört worden sind, die sofortige Be- 
schwerde zu. Die 88 20 bis 31 des Gesetzes über die Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit finden entsprechende Anwendung. 

Artikel 113. Auf die religiöse Erziehung eines unehelichen 
Kindes finden die Vorschriften der Artikel 108, 109, 110, des Ar- 
tikel 111 Abs. 1, des Artikel 112 mit der Massgabe entsprechende 
Anwendung, dass an die Stelle des Vaters die uneheliche Mutter tritt. 

Artikel 114. So lange bei einem Mündel, insbesondere bei 
einem Findelkinde, die Verhältnisse, nach welchen sich die religiöse 
Erziehung des Mündels bestimmt, nicht ermittelt sind, hat der Vor- 
mund über die religióse Erziehung zu entscheiden. Die Entscheidung 
bedarf der Genehmigung des Vormundschaftsgerichts. 

Artikel 115. Ein Vertrag, durch welchen die Freiheit des Er- 
ziehungsberechtigten, die religiöse Erziehung des Kindes zu bestim- 
men, beschränkt wird, insbesondere ein Vertrag, durch welchen sich . 
der Erziehungsberechtigte verpflichtet, das Kind in einem bestimmten 
Bekenntnisse zu erziehen oder nicht zu erziehen, ist nichtig. 


Mecklenburg-Schwerin. 


79. Verordnung vom 25. Januar 1811, abgeändert durch Ver- 
ordnung vom 30. März 1821 (Raabe, Gesetzsammlung für die 
Meckl.-Schw. Lande, 2. Folge, Bd. IV, S. 95). 

Wenn Wir in Gefolge Unseres, im Jahre 1808 geschehenen 
Beitritts zum Rheinbunde der deutschen Fürsten, die von denjenigen 
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Unserer Einwohner, welche sich zur rómisch-katholischen Religion 
bekennen, reklamirte Religionsfreiheit.und Gleichstellung mit Unseren 
evangelisch-lutherischen Unterthanen in der Maasse Landesherrlich 
bestimmt und festgesetzt haben, dass 

III. in eben demselben Falle [wenn einer der Brautleute katho- 
lischer, der andere lutherischer Religion ist], und wenn Kinder aus 
gemischter Ehe vorhanden sind, die Kinder männlichen Geschlechts 
in der Religion des Vaters, und die Kinder weiblichen Geschlechts 
in der Religion der Mutter erzogen werden sollen, wenn nicht er- 
weislich vor Schliessung der Ehe besondere Verträge darüber unter 
den Brautleuten selbst geschlossen sind; nach vollendetem 14. Jahre 
aber es von der Kinder eigenen Wahl abhängen soll, zu welcher 
Religion sie sich bekennen wollen; 
so eröffnen Wir euch sothane . . , . Resolution hiedurch mit dem 
gnädigsten Befehl, danach . . . . zu achten. 


Sachsen-Weimar. 


80. Gesetz vom 6. Mai 1857 über Abänderung einiger Vor- 

schriften des Gesetzes vom 7. Oktober 1823 über das Ver- 

hältniss der katholischen Kirchen und Schulen (Reg.-Bl. S. 13); 
abgeándert durch Gesetz vom 10. April 1895. 


S 7. Treten beide Eltern zu der anderen Konfession über, so 
ist zu unterscheiden zwischen denjenigen Kindern, welche das 12. 
Lebensjahr schon vollendet haben, und denen, bei welchen dieses 
noch nicht der Fall ist. Diese letzteren folgen der nunmehr ge- 
wühlten Konfession des Elternpaares, jene verbleiben in der Kon- 
fession, in der sie bisher unterrichtet wurden. 

Auch finden die vorstehenden Bestimmungen hinsichtlich der 
Kinder Anwendung, wenn der eine oder der andere Theil einer 
früher gemischten Ehe die Konfession ändert, so dass nun beide 
Ehegatten derselben Konfession ‘angehören. 

Waren aber beide Eltern einer und derselben Konfession zu- 
gethan, so hat die Religionsänderung des einen Theils keinen Ein- 
fluss auf die Erziehung der Kinder. 

8 3. Uneheliche Kinder und solche Kinder, welche in Ehe- 
bruch oder Blutschande erzeugt werden, folgen der Konfession der 
Mutter. 

8 9. Bei Findlingskindern hángt die Bestimmung der Kon- 
fession von demjenigen ab, welcher die Verpflegung und Erziehung 
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nach den Gesetzen zu bestreiten hat, oder freiwillig übernimmt. Im 
Zweifel aber ist für die Konfession zu entscheiden, . welche am Orte 
des Auffindens eine Kirche hat, und wenn dort entweder beide Kon- 
fessionen Kirchen haben oder überhaupt keine Kirche sich befindet, 
für die, welcher die Mehrzahl der Einwohner angehórt. 

Sofern aus erheblichen Gründen, z. B. aus einer glaubwürdigen 
bei dem Findlingskind gefundenen Erklärung geschlossen werden 
kann, dass dasselbe als eheliches Kiud einem Vater oder als unehe- 
liches einer Mutter einer anderen Konfession angehórt, als die, in 
welcher es nach vorstehenden Bestimmungen erzogen werden müsste, 
behalten Wir Uns vor, dispensationsweise ein Anderes anzuordnen. 


81. Gesetz vom 10. April 1895, betreffend die Konfession 

der Kinder aus gemischten Ehen zwischen Evangelischen und 

Katholiken, sowie über den Konfessionswechsel der Evange- 
lischen und Katholiken. (Reg.-Bl. S. 129). 


8 1. Die Kinder folgen der Konfession des Vaters. 

Dies gilt vorbehältlich der Bestimmungen in 8 5 auch für den 
Fall, wenn der Vater seine Konfession wechselt. 

Dem Vater ist die Bestimmung nachgelassen, dass die Kinder 
in der von seiner Konfession abweichenden Konfession der Mutter 
erzogen werden sollen. Bei der getroffenen Bestimmung hat es zu 
bewenden. 

Durch nachfolgende Ehe legitimirte, desgleichen von einem 
Ehepaar an Kindesstatt angenommene Kinder werden den ehelich 
geborenen gleichgestellt. 

8 2. Vorbehältlich der Bestimmung in $ 5 sind die aus einer 
Ehe stammenden, sowie die ihnen gleichzuachtenden Kinder in der- 
selben Konfession eu erzichen. | 

. 89. Die Bestimmung, dass die Kinder in der Konfession der 
Mutter erzogen werden sollen, kann rechtsgültig nicht früher, als 
nach der Geburt des ersten Kindes und nur durch gerichtliche oder 
notarielle Erklärung getroffen werden. 

8 4. Wird die Erziehung der Kinder dem Vater durch die 
Vormundschaftsbehórde wegen Unwürdigkeit entzogen, oder tritt 
dessen Bevormundung ein, so ist ein Konfessionswechsel des Vaters 
(8 1 Abs. 2) ohne Einfluss und eine Bestimmung über Konfessions- 
änderung (8 1 Abs. 3) ausgeschlossen. 

8 9. Auf die Konfession derjenigen Kinder, die das zwölfte 
Lebensjahr vollendet haben, hat der Konfessionswechsel des Vaters 
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keinen Einfluss und es kann die Konfession dieser Kinder auch durch 
die Bestimmung des Vaters nicht geändert werden. 

8 6. Die vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes durch Vertrag 
(8 6 des Gesetzes vom 6. Mai 1857) bestimmte konfessionelle Er- 
ziehung der Kinder kann, so lange beide Eltern noch am Leben sind, 
nur im Einvernehmen dieser geàndert werden. 

Nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes geschlossene Verträge 
über die religióse Erziehung der Kinder sind rechtlich unverbindlich. 


Oldenburg. 
82. Revidirtes Staatsgrundgesetz vom 22. November 1852. 
Artikel 34. 


S8 2. In welcher Religion die Kinder erzogen werden sollen, 
haben lediglieh diejenigen zu bestimmen, denen nach bürgerlichen 
Gesetzen die Erziehungsrechte zustehen. 

Letzteres gilt insbesondere auch von der Erziehung der Kinder 
aus gemischten Ehen. 

S8 3. Die näheren Bestimmungen darüber, wie es mit der 
religiósen Erziehung der Kinder nach dem Tode der Eltern zu halten 
ist, bleiben der Gesetzgebung vorbehalten. 


Braunschweig. 


83. Gesetz vom 10. Mai 1867, betreffend die Ordnung der 
kirchlichen Verhältnisse der Katholiken im hiesigen Lande. 
(Ges.- u. Verordn.-Samml. S. 233 ff). 


8 5. Die aus einer gemischten Ehe hervorgehenden Kinder 
sollen ohne Unterschied des Geschlechts, es sei der Vater evange- 
lisch und die Mutter katholisch, oder umgekehrt, in der Konfession 
des Vaters erzogen werden; es sei denn, dass der Vater nach der 
Geburt des ersten Kindes und vor der Taufe desselben — in den 
Städten vor dem Stadtmagistrate, in den Landgemeinden vor der 
betreffenden Herzoglichen Kreisdirektion — die abweichende Erklä- 
rung abgegeben hätte, dass sämmtliche Kinder aus solcher Ehe in 
der Konfession der Mutter erzogen werden sollen. 

Auch nach dem Tode des Vaters sind Kinder aus einer ge- 
mischten Ehe in der Konfession desselben zu erziehen und die ihnen 
bestellten Vormünder verpflichtet, dafür Sorge zu tragen, dass solches 
geschehe. 

Alle etwaige den Vorschriften dieses 8 5 zuwiderlaufende, vor 
oder während der Ehe gemachte Verträge, ausgestellte Reverse und 
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sonstige Versprechungen, sie seien gegeben, wem sie wollen, sollen 
unverbindlich und nichtig sein. 

8 8. Für den Schulbesuch der in der evangelischen Konfession 
zu erziehenden Kinder bleiben die Bestimmungen der Gesetze vom 
28. April 1840 und vom 12. Mai 1840 massgebend. 

Die katholisch zu erziehenden Kinder sind in den im 8 1 
unter 1a bezeichneten Orten [Braunschweig, Wolfenbüttel, Helm- 
stedt] zum Besuche der katholischen Schulen und an den Orten, an 
welchen solehe nicht vorhanden sind, zum Besuche der Schule des- 
jenigen Ortes, an welchem dieselbe ihre Erziehung erhalten, ver- 
pflichtet. 

Die in den Gesetzen vom 23. April 1840 und vom 12. Mai 
1840 gestatteten Ausnahmen von der Verpflichtung der Kinder zum 
Besuche der Ortsschule kommen auch bei den katholisch zu erziehen- 
den Kindern mit der Modifikation in Anwendung, dass der Besuch 
einer katholischen Schule dieselben von dem Besuche der Ortsschule 
und von der Entrichtung des Schulgeldes befreit. 

Den katholisch zu erziehenden Kindern bleibt der Besuch 
evangelischer Schulen gestattet. Besuchen katholisch zu erziehende 
Kinder evangelische Schulen, so sind dieselben auf Verlangen des 
Vaters oder Vormundes von dem Besuche der Religionsstunden zu 
dispensiren, sobald nachgewiesen wird, dass sie anderweit einen ihren 
Bedürfnissen entsprechenden Keligionsunterricht erhalten. 

S 9. Hinsichtlich der religiösen Erziehung . . . . . und des 
Schulbesuches der legitimirten Kinder sollen die in den 88 5 bis 8 
gegebenen Normen unter folgenden Bestimmungen Anwendung finden. 

1. Wenn Eltern gemischter Ehe ein legitimirtes Kind ange- 
hört, muss die naeh $ 5 zulässige abweichende Erklärung 
des Vaters rücksichtlich der religiösen Erziehung sowohl 
des legitimirten Kindes als auch der aus der Ehe etwa 
hervorgehenden Kinder binnen acht Tagen nach vollzogener 
Ehe abgegeben werden. 

S 10. Eine Ausnahme von den in $ 5, 6 und 8 wegen der 
religiösen Erziehung ... und des Schulbesuches aufgestellten Regeln 
in ungewöhnlichen Verhältnissen auf Ansuchen des Vaters oder Vor- 
mundes zu gestatten, bleibt Unserer Höchsten Entschliessung vor- 
behalten, 

Rechtsfälle: 1. Der evangelische Arbeiter R. in Holzminden 
wollte seine Kinder, wie er seiner katholischen Ehefrau vor der 
Trauung versprochen hatte, katholisch erziehen lassen und schickte 
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zu diesem Zweck seine Kinder in die katholische Volksschule. Aus 
Unkenntniss des Gesetzes vom 10. Mai 1867 hatte er versäumt, die 
im S 5 vorgeschriebene Erklärung rechtzeitig abzugeben oder um 
Dispensation nachzusuchen. Am 28. Februar 1887 und 6. November 
1889 wurde ihm vom Stadtmagistrat eröffnet, dass er verpflichtet 
sei, seine Kinder evangelisch zu erziehen und in die evangelische 
Gemeindeschule zu schicken. Als er gleichwohl seine Kinder in der 
katholischen Schule beliess, wurden vom Schulvorstand gegen ihn 
Ordnungsstrafen in Beträgen von 2 Æ 25 9 und 14 Æ 25 3 
wegen »willkürlicher Schulversäumnisse« angesetzt, welche hernach 
im Verwaltungswege durch Pfándung und Verkauf eines Schrankes 
eingetrieben wurden. Eine gegen die Festsetzung und Einziehung 
der Ordnungsstrafen erhobene Beschwerde war erfolglos. Noch ehe 
dieses Beschwerdeverfahren erledigt war, wurde R. am 25. April 
1890 durch einen Gensdarmen vor den Kreisdirektor geführt und, 
als er sich abermals weigerte, die Kinder in die evangelische Schule 
‚zu schicken, auf Grund von $ 17 des Gesetzes vom 19. März 1850, 
betreffend Aie gerichtliche Polizei (Gesetzsammlung S. 221), in Haft 
von einem Tag genommen. Nachdem er die Haft vom 25./26. April 
1890 verbüsst hatte, erhob er gegen das Verfahren des Kreisdirektors 
Beschwerde; diese Beschwerde wurde jedoch durch das Ministerium 
ebenfalls zurückgewiesen. 

Vgl. Schmidt, die Konfession der Kinder. Freiburg, 1890; 
S. 432 — 434. : 

2. Tischler S. in Braunschweig hatte sich 1889 mit einer 
Protestantin verheirathet und nach der Geburt seines ersten Kindes 
die nach 8 5 des Gesetzes vom 10. Mai 1867 vorgeschriebene Er- 
klárung abgegeben, wonach seine Kinder im Glaubensbekenntnisse 
seiner Frau erzogen werden sollen. Im Jahre 1897 änderten beide 
Ehegatten ihre Entschliessung und wollten ihre, inzwischen schul- 
pflichtig gewordenen Kinder der katholischen Kirche zuführen. Ihre 
an das Ministerium gerichtete Bitte um Dispensation auf Grund des 
S 10 des Gesetzes wurde unterm 24. Januar 1898 abschlägig be- 
schieden, da keine objektiv ungewöhnlichen Verhältnisse, sondern 
»blosse subjektive Ansichten oder Stimmungen« vorliegen. Hierauf 
richtete S. an das Ministerium die Bitte, seinen Kindern wenigstens 
den Besuch der katholischen Schule zu gestatten (vgl. 8 8 Abs. 4 
des Gesetzes hinsichtlich des umgekehrten Falles); aber auch diese 
Bitte wurde abgeschlagen. 

Vgl. Cismontanus, zur Lage der Katholiken im Herzogthum 
Braunschweig, Hildesheim, 1900; S. 23—24. 
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84. Gesetz vom 25. März 1873, betreffend die Verhältnisse 
der Dissidenten (Gesetz- und Verordnungssammlung S. 289). 


8 14. Ueber die religiöse Erziehung der Kinder der im 8 1 
bezeichneten Personen [d. h. derer, welche weder der evangelisch- 
lutherischen Landeskirche, noch der reformirten, noch der katho- 
lischen Kirche, noch der jüdischen Religionsgenossenschaft ange- 
hóren] bis zum 14. Lebensjahre entscheidet, wenn sie ehelich sind, 
der Vater; uneheliche folgen der Mutter. 

Vom vollendeten 14. Lebensjahre an steht es bei einem Reli- 
gionswechsel der Eltern den Kindern frei, ob sie diesen folgen oder 
ihre zeitherige Religion beibehalten wollen. Von dem Religions- 
unterrichte in der Schule sind die schulpflichtigen Kinder entbunden, 
wenn die Eltern nachweisen, dass für deren religióse Heranbildung 
durch zureichenden Unterricht anderweitig gesorgt wird. 


Sachsen-Meiningen. 
85. Gesetz vom 18. August 1899, betr. die religiöse Erziehung. 


Artikel 1. Insofern nicht auf Grund der nachstehenden Vor- 
schriften (Artikel 2—6) ein anderes bestimmt wird, sind eheliche 
Kinder in der Religion des Vaters, uneheliche in der der Mutter zu 
erziehen. 

Artikel 2. Für das Recht, zu bestimmen, in welchem religiósen 
Bekenntniss ein Kind zu erziehen ist, sind, soweit sich nicht aus den 
Artikeln 3—4 etwas anderes ergibt, die "Vorschriften des Bürger- 
lichen Gesetzbuchs über das Recht und die Pflicht, für die Person 
des Kindes zu sorgen, massgebend. 

Artikel 3. So lange der Vater lebt, kann die Mutter das re- 
ligióse Bekenntniss eines gemeinschaftlichen Kindes ohne Ein- 
willigung des Vaters, auch wenn er nicht die Sorge für die Person 
des Kindes hat, nicht ändern, es sei denn: 

1. dass ihr die elterliche Gewalt zusteht, oder 

2. dass im Falle der Scheidung der Ehe oder der Aufhebung 
der ehelichen Gemeinschaft der Vater allein für Sende 
erklärt ist, oder 

3. dass der Vater wegen Geisteskrankheit entmündigt und nach 

Feststellung des Vormundschaftsgerichts die Aussicht auf 
Wiederherstellung ausgeschlossen ist. 

Artikel 4. Die von dem Vormund und dem Pfleger getroffenen 
Bestimmungen bedürfen der Genehmigung des Vormundschaftsgerichts. 

Vor der Entscheidung soll das Vormundschaftsgericht ausser 
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den Erziehungsberechtigten auch Verwandte oder Verschwägerte des 
Kindes, sofern dies ohne erhebliche Verzógerung und ohne unver- 
hältnissmässige Kosten geschehen kann, sowie das Kind selbst hören, 
wenn es das 14. Lebensjahr erfüllt hat. 8 1847 Absatz 2 des Bürger- 
lichen Gesetzbuchs findet entsprechende Anwendung. 

Artikel 5. Wird die Genehmigung des Vormundschaftsge- 
richts zu einer Aenderung des Bekenntnisses versagt, so ist das Kind 
in dem bisherigen Bekenntnisse weiter zu erziehen. 

Fehlt es nach der Versagung der Genehmigung des Vormund- 
schaftsgerichts an einer Bestimmung, oder stellt sich die vom Vater 
oder von der Mutter getroffene Bestimmung als ein Missbrauch des 
Rechtes der Sorge für die Person des Kindes oder als das geistige 
Wohl des Kindes gefährdend dar, so kann das Vormundschaftsge- 
richt an Stelle des Erziehungsberechtigten die Bestimmung treffen, 
bezw. die vom Vater oder von der Mutter getroffene Bestimmung 
ändern. 

Artikel 4 Absatz 2 findet entsprechende Anwendung. 

Artikel 6. Wenn ein Kind aus der Volksschule entlassen ist 
oder das zur Entlassung erforderliche Lebensalter erreicht hat, kann 
ohne seine Zustimmung eine Aenderung des Religionsbekenntnisses 
nicht mehr beschlossen werden. Der Vormundschaftsrichter hat 
festzustellen, ob die Zustimmung erfolgt ist. 


Sachsen-Altenburg. 


86. Ausführungsgesetz zum Bürgerlichen Gesetzbuch vom 
4. Mai 1899. 
S8 105 bis 108 über die religiöse Erziehung der Kinder 
stimmen wörtlich überein mit Artikel 2 bis 5 des Sachsen-Meining- 
schen Gesetzes vom 18. August 1899. 


Sachsen- Coburg - Gotha. 


87. Ausführungsgesetz zum Bürgerlichen Gesetzbuch vom 
20. November 1899. 


Artikel 48. 8 1. Für das Recht, zu bestimmen, in welchem 
religiösen Bekenntniss ein Kind zu erziehen ist, sind, soweit sich 
nicht aus den 88 2 bis 6 ein Anderes ergiebt, die Vorschriften des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs über das Recht und die Pflicht, für die 
Person des Kindes zu sorgen, massgebend. Alle diesen Vorschriften 
zuwiderlaufenden Vereinbarungen sind nichtig. 

8 2. Steht dem Vater oder der Mutter das Recht und die 
Pflicht, für die Person des Kindes zu sorgen, neben einem dem 
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Kinde bestellten Vormund oder Pfleger zu, so geht bei einer Mei- 
nungsverschiedenheit über die Bestimmung des religiösen Bekennt- 
nisses, in welchem das Kind zu erziehen ist, die Meinung des Vaters 
oder der Mutter vor. 

$ 3. So lange der Vater lebt, kann die Mutter das religiöse 
Bekenntniss eines gemeinschaftlichen Kindes ohne Einwilligung des 
Vaters, auch wenn er nicht die Sorge für die Person des Kindes 
hat, nicht ändern, es sei denn, 

1. dass ihr die elterliche Gewalt zusteht, oder 

2. dass im Falle der Scheidung der Ehe oder der Aufhebung 

der ehelichen Gemeinschaft der Vater allein für schuldig 
erklärt ist. : 

8 4. - Die Bestimmung der Mutter über Aenderung des re- 
ligiósen Bekenntnisses des Kindes bedarf der Genehmigung des 
Vormundschaftsgerichts, die nur aus besonders erheblichen Gründen 
nach Anhörung der nächsten väterlichen Verwandten und des Ge- 
meindewaisenraths zu ertheilen ist. 

8 5. Die Bestimmung, dass ein Kind in einem anderen re- 
ligiösen Bekenntniss als dem des Erziehungsberechtigten oder in 
einem anderen als dem bisherigen Bekenntniss erzogen werden soll, 
ist gerichtlich oder notariell zu beurkunden. 

8 6. Der Vormund und der Pfleger können das religiöse Be- 
kenntniss des Kindes nicht ändern. 


Schwarzburg-Rudolstadt. 


88. Ausführungsgesetz zum Bürgerlichen Gesetzbuch vom 
11. Juli 1899. 


Artikel 156 bis Artikel 159, 161, 162 über die religiöse Er- 
ziehung der Kinder stimmen wörtlich überein mit Artikel 48 88 1 
bis 6 des Sachsen-Coburg-Gotha’schen Gesetzes vom 20. November 1899. 


Schwarzburg-Sondershausen. 


89. Ausführungsgesetz zum Bürgerlichen Gesetzbuch vom 
19. Juli 1899. 


Artikel 51. S 1. Eheliche Kinder folgen der Konfession des 
Vaters. Dem Vater ist jedoch nachgelassen, die Kinder der von 
seiner Konfession abweichenden Konfession der Mutter zuzuführen. 
Bei der einmal getroffenen Bestimmung behält es sein Bewenden 
auch für den Fall, dass der Vater seine Konfession wechselt. 

S 2. Durch nachfolgende Ehe legitimirte, desgleichen von 
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einem Ehepaare an Kindesstatt angenommene Kinder werden den 
ehelichen gleichgeachtet. | 

8 3. Die ans einer Ehe stammenden, sowie die ihnen gleich- 
zuachtenden Kinder (8 2) sind in derselben Konfession zu erziehen. 

S 4. Uneheliche Kinder folgen der Konfession der Mutter. 

8 5. Verträge und Versprechungen über die religiöse Er- 
ziehung der Kinder sind rechtlich unverbindlich. 

S 6. Die dem Vater nachgelassene Bestimmung, dass die 
Kinder der von seiner abweichenden Konfession der Mutter zuge- 
führt werden sollen (S 1 Abs. 2), kann rechtsgültig nicht vor der 
Geburt des ersten Kindes und nur durch gerichtliche oder notarielle 
Erklärung getroffen werden. 

S 7. Ein Wechsel des religiösen Bekenntnisses der Kinder 
ist vorbehaltlich der Vorschrift in § 8 [eigene Entschliessung des 
Kindes nach vollendetem 16. Lebensjahr] nur ausnahmsweise auf 
Grund eines für jeden einzelnen Fall auseuwirkenden landesherr- 
lichen Dispenses zulässig. 


Waldeck. 


90. Verordnung vom 28. März 1827 über die religiöse Er- 
ziehung solcher Kinder, deren Eltern sich zu verschiedenen 
Konfessionen bekennen. 


S 1. Es sollen von nun an die Kinder solcher Eltern, deren 
einer Theil sich zu dem evangelischen, der andere aber zu dem ka- 
tholischen Glauben bekennt, sämmtlich und ohne Ausnahme in der 
Religion des Vaters erzogen und unterrichtet werden, insofern nicht 
von den Eltern bei Eingehung der Ehe in den zu errichtenden Ehe- 
pacten ein Anderes ausdrücklich festgesetzt sein sollte, oder die Eltern 
in Ermangelung einer solchen eheberedungsmässigen Verabredung 
überhaupt nicht durch eine wechselseitige Uebereinkunft beide eine 
andere Bestimmung in gemeinschaftlichem Einverständnisse treffen, 
in welchem Falle es dann bei dieser von den Eltern freiwillig ein- 
gegangenen Bestimmung verbleiben soll. Jede Uebereinkunft dieser 
Art, werde sie nun vor, bei oder nach Eingehung der Ehe, in der 
Eheberedung oder für sich besonders, unter den Eltern verabredet, 
soll inzwischen immer vor dem Oberjustizamt oder Stadtmagistrat 
des Ortes der ehelichen Niederlassung der Paciscenten zu Protokoll 
gegeben werden, damit in dieser Beziehung keine Ungewissheit 
eintrete. 

8. 3. Vorstehende Bestimmungen gelten ebenfalls für solche 
ausserehelich geborene Kinder, welche durch nachfolgende Heirath 
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oder durch landesherrliches Reskript vollkommen legitimirt sind, 
desgleichen für diejenigen, welche der uneheliche Vater anerkennt 
und in seinem Hause oder doch auf seine alleinige Kosten ohne 
alles Zuthun der Mutter erziehen lässt. 

Andere uneheliche Kinder folgen der Religion der Mutter. 


$ 4. Ueber die religiöse Erziehung der Findlinge, oder son- 
stiger von ihren Eltern verlassener Kinder, hat derjenige zu be- 
stimmen, dem die Verpflegung und Erziehung derselben entweder 
nach den Gesetzen obliegt — in zweifelhaften Fällen die Ortsobrig- 
keit — oder welcher solehe gleich anfangs freiwillig übernimmt. 

Zu einem anderen als dem christlichen Glaubensbekenntnisse 
darf jedoch die Erziehung solcher Kinder nicht geschehen, es wäre 
denn der Fall, dass ein Jude die Erziehung eines solchen Kindes 
freiwillig übernähme, dessen Eltern erwiesenermassen beide der jüdi- 
schen Religion zugethan wären. 


Reuss à, L. 


01. Gesetz vom 26. Oktober 1899, betreffend die Ausführung 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs etc. 


8 136. 1. Für das Recht, zu bestimmen, in welchem religiósen 
Bekenntniss ein Kind zu erziehen ist, sind, soweit nicht nachstehend 
andere Bestimmungen getroffen worden sind, die Vorschriften des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs über das Recht und die Pflicht, für die 
Person des Kindes zu sorgen, massgebend. 

2. Steht dem Vater oder der Mutter das Recht und die Pflicht, 
für die Person des Kindes zu sorgen, neben einem dem Kinde be- 
stellten Vormund oder Pfleger zu, so geht bei einer Meinungsver- 
schiedenheit über die Bestimmung des religiösen Bekenntnisses die 
Meinung des Vaters oder der Mutter vor. 

3. Solange der Vater lebt, kann die Mutter das religiöse Be- 
kenntniss eines gemeinschaftlichen Kindes ohne Einwilligung des 
Vaters, auch wenn derselbe nicht die Sorge für die Person des 
Kindes hat, nicht ändern, es sei denn: 

a) dass ihr die elterliche Gewalt zusteht, 

b) dass im Falle der Scheidung der Ehe oder der Aufhebung 
der elterlichen Gemeinschaft der Vater allein für schuldig 
erklärt worden ist, 

c) dass der Vater wegen Geisteskrankheit entmündigt und 
nach Feststellung des Vormundschaftsgerichts die Aussicht 
auf Wiederherstellung ausgeschlossen ist. 
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4. Der Vormund oder Pfleger können das religiöse Bekenntniss 
des Kindes nicht ändern. 

9. Zur Aenderung eines Religionsbekenntnisses eines Kindes 
ist die Genehmigung des Vormundschaftsgerichts nothwendig : 

a) wenn während bestehender Ehe die Mutter des Kindes über 
dessen religiöse Erziehung nach der Vorschrift unter 3 zu 
bestimmen hat, 

b) wenn dem Vater oder der Mutter das Recht und die Pflicht, 
für die Person des Kindes zu sorgen, neben einem dem 
Kind bestellten Vormund oder Pfleger zusteht. 

6. Die Bestimmung, dass ein Kind in einem anderen religiösen 
Bekenntniss als dem des Erziehungsberechtigten oder in einem anderen 
als dem bisherigen Bekenntniss erzogen werden soll, ist gerichtlich 
zu beurkunden. 

7. Das religiöse Bekenntniss eines Kindes, welches konfirmirt 
ist, oder welches das 14. Lebensjahr vollendet hat, kann nur mit 
Genehmigung des Kindes geändert werden. 


Lippe. 


92. Edikt vom 9. März 1854, betreffend die gesetzliche Gleich- 
stellung der kathol. Kirche mit der evangel. Landeskirche. 


Artikel 7. In gemischten Ehen hängt es von der Uebereinkunft 
der Eltern ab, in welcher Konfession sie ihre Kinder erziehen lassen 
wollen, und sind die hierüber unter sich geschlossenen Verträge der 
Eltern rechtsgültig nnd massgebend. Ist hierüber nichts festgesetzt, 
und ergibt sich während der Ehe unter den Eltern ein Zwiespalt, so 
soll als Regel gelten, dass alle Kinder ohne Unterschied des Ge- 
schlechts in der Konfession des Vaters als des Hauptes der Familie 
unterrichtet und erzogen werden. 

(Absatz 3.) Keinem Geistlichen der einen oder anderen Kon- 
fession steht die Berechtigung zu, gegen den Willen der Eltern einen 
Anspruch auf die Zuweisung eines Kindes als Parochialglied seiner 
Konfession zu machen. 


93. Verordnung vom 7. Oktober 1857, betr. die Erläuterung 
des Art. 7 des Edikts vom 9. März 1854. 


Die Regel, dass — falls eine Vereinbarung der Eltern darüber, 
in welcher Konfession sie ihre Kinder erziehen lassen wollen, nicht vor- 
liegt — alle Kinder olıne Unterschied des Geschlechts in der Kon- 
fession des Vaters als Hauptes der Familie unterrichtet und erzogen 
werden sollen, findet auch über den Tod des Vaters hinaus An- 
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wendung. Die Kinder aus einer gemischten Ehe sollen also dem 
Vater nicht nur so lange er lebt, sondern auch nach seinem Tode in 
der Konfession folgen, sofern er nicht das Gegentheil ausdrücklich 
und in zuverlässiger Art verfügt hat. 

Die Aufnahme in eine Konfessionsschule ist schon als ein A kt 
der konfessionellen Erziehung anzusehen und deshalb für den Fall, 
dass die Erziehung des betreffenden Kindes in einer anderen Kon- 
fession dureh das Gesetz gefordert wird, unzulässig, es sei denn, 
dass an dem Orte eine andere, als diese eine Konfessionsschule, nicht 
vorhanden wäre. 

In der Ehe ist es der Uebereinkunft der Eltern üherlassen, in 
welcher Konfession sie ihre Kinder erziehen lassen wollen, und haben 
die in dieser Beziehung von den Eltern abgeschlossenen Vertráge 
rechtliche Wirksamkeit. Diese Wirksamkeit erstreckt sich daher 
nicht auf Verträge oder Zusagen, welche vor eingegangener Ehe ab- 
geschlossen oder gegeben sind, diese sollen vielmehr unter allen Um- 
ständen in rechtlicher Beziehung nichtig und durchaus unverbind- 
lich sein. 


94. Verordnung vom 24. Dezember 1889, betr. die Regelung 
der evangelisch-protestantischen Parochial- und Konfessions- 
verháltnisse. 


$ 5. Die Kinder folgen der Konfession des Vaters; diesem 
Steht jedoch das Recht zu, zu bestimmen, dass seine Kinder in einer 
anderen als der seinigen erzogen und konfirmirt werden sollen. Stirbt 
der Vater, ohne eine schriftliche Bestimmung hierüber getroffen zu 
haben, so hat die Wittwe das Recht, zu bestimmen, in welcher 
Konfession die Kinder erzogen und konfirmirt werden sollen. 


Lübeck. 


95. Ausführungsgesetz zum Bürgerlichen Gesetzbuch etc. 
vom 30. Oktober 1899. 


$ 110. Die Bestimmung des religiösen Bekenntnisses seines 
Kindes steht dem Vater zu. 

$ 111. Ein Kind, dessen Vater gestorben, ist im religiösen 
Bekenntniss des Vaters zu erziehen. Hat aber der Vater dem Kinde 
den Religionsunterricht in einem andern Religionsbekenntnisse bis 
zu seinem Tode ertheilen lassen, so ist die Erziehung in diesem Be- 
kenntnisse fortzusetzen. | 

8 112. Uneheliche Kinder sind in dem religiösen Bekenntnisse 
der Mutter zu erziehen, 
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$ 113. Ist der Familienstand eines Kindes nicht zu ermitteln, 
so bestimmt das Vormundschaftsgericht, in welchem religiösen Be- 
kenntnisse das Kind zu erziehen ist. | 

Befindet ein solches Kind sich in der Pflege der Kinderpflege- 
anstalt, so steht der Sektion des Armenkollegiums für die Kinder- 
pflegeanstalt die Bestimmung des religiósen Bekenntnisses zu. 

8 114. Das Vormundschaftsgericht kann aus wichtigen Gründen 
anordnen, dass eim Kind in einem andern als dem gesetelich be- 
stimmten Bekenntnisse zu ersiehen ist. 

8 115. Das Vormundschaftsgericht hat darüber zu wachen, 
dass die Mutter das Kind in dem gesetzlich oder gerichtlich be- 
stimmten religiösen Bekenntnisse erziehen lässt, und gegen Pflicht- 
widrigkeiten durch geeignete Massregeln einzuschreiten. 

. 8 116. Wenn der Mutter die Sorge für die Person des Kindes 
zusteht und sie nicht dem religiösen Bekenntniss angehört, in dem 
das Kind zu erziehen ist, so soll das Vormundschaftsgericht ihr für 
die religiöse Erziehung des Kindes einen Beistand bestellen. Aus 
wichtigen Gründen kann die Bestellung unterbleiben. 

S 117. Das Versprechen, ein Kind in einem bestimmten re- 
ligiösen Bekenntnisse zu erziehen, und der Verzicht auf das Be- 
stimmungsrecht des Vaters sind nichtig. 


Elsass- Lothringen. 


96. Gesetz vom 17. April 1899, betreffend die Ausführung 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs. 


$ 119. Für das Recht, zu bestimmen, in welchem religiösen 
Bekenntnisse ein Kind zu erziehen ist, sind, soweit sich nicht aus 
den $8 120 bis 122 ein Anderes ergiebt, die Vorschriften des Bürger- 
lichen Gesetzbuchs über das Recht und die Pflicht, für die Person 
des Kindes zu sorgen, massgebend. 

S 120. Steht dem Vater oder der Mutter das Recht und die 
Pflicht, für die Person des Kindes zu sorgen, neben einem dem 
Kinde bestellten Vormund oder Pfleger zu, so geht bei einer Mei- 
nungsverschiedenheit über die Bestimmung des religiösen Bekennt- 
nisses, in welchem das Kind zu erziehen ist, die Meinung des Vaters 
oder der Mutter vor. 

8 121. So lange der Vater lebt, kann die Mutter das re- 
lıgiöse Bekenntniss eines gemeinschaftlichen Kindes ohne Einwilligung 
des Vaters, auch wenn er nicht die Sorge für die Person des Kindes 
hat, nicht ändern, es sei denn, 

1. dass ihr die elterliche Gewalt zusteht, oder 
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2. dass im Falle der Scheidung der Ehe oder der Aufhebung 
der ehelichen Gemeinschaft der Vater allein für schuldig 
erklärt ist, oder | 

3. dass der Vater wegen Geisteskrankheit entmündigt und 
nach Feststellung des Vormundschaftsgerichts die Aussicht 
auf Wiederherstellung ausgeschlossen ist. 

8 122. Das religiöse Bekenntniss des Kindes kann weder von 

dem Vormunde noch von dem Pfleger geändert werden. 


2. Räumliche Grenzen der Landesgesetze über die religiöse 
í Erziehung der Kinder. 


Sachsen. 


97. Gesetz vom 1. November 1836, betreffend die Ehen unter 

Personen evangelischen und katholischen Glaubensbekennt- 

nisses und die religiöse Erziehung der von Eltern solcher 
verschiedener Konfessionen erzeugten Kinder. 


8 9. Absatz 4. Bei Eltern, welche sich erst künftig in das 
Königreich Sachsen wenden, wird dasjenige zur Anwendung gebracht, 
was die gesetzliche Verfassung des Landes, wo die Ehe geschlossen 
worden, hierüber mit sich bringt, dafern sie nicht nach den Bestim- 
mungen dieses Gesetzes ($$ 7 und 8) ein Anderes unter sich festsetzen. 

Anmerkung: Aus den » Beweggründen« der Regierung zu § 9 
des Gesetzentwurfes vom 7. Februar 1833 (vgl. Landtagsakten 1833, 
Abtheilung I, Band 1, S. 558): 

» Bei Letzteren (Ehepaaren gemischter Konfession, welche 
erst künftig in das Königreich Sachsen einwandern) ist sich 
nach dem Rechte des Orts su richten, wo sie ihre Ehe ge- 
schlossen haben, weil sie präsumtiv nur diesem zur Zeit 
ihrer Verheirathung sich haben unterwerfen wollen. Eine 
Unterwerfung unter die hierländischen Gesetze ist aus der 
Einwanderung allein noch nicht zu folgern, weil wenigstens 
auf Seiten der Ehefrau die Wahl eines anderen Wohnortes 
oft unfreiwillig ist. Wollen aber die Ehegatten durch aus- 
drücklichen gerichtlichen Vertrag ein Anderes festsetzen, 
so muss es ihnen unbenommen sein.« 

Gresetsesanwendung. Das sächsische Kultusministerium nimmt 
an, der $ 9 Absatz 4 gelte nur für solche Eltern, die zur Zeit ihrer 
Verheirathung die sächsische Staatsangehörigkeit nicht besessen, 
solche aber nach Verlegung ihres Wohnsitzes erlangt haben; sie 
finde daher keine Anwendung auf sächsische Staatsangehörige, welche 
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in einem auderen Staat geheirathet haben und nach Sachsen zurück- 
gekehrt sind und ebensowenig auf Angehörige anderer Staaten, die 
ausserhalb Sachsens geheirathet haben und nach Verlegung ihres 
Wohnsitzes ihre Staatsangehörigkeit beibehalten haben. Vgl. Schmidt, 
Die Konfession der Kinder. 1890, S. 322—330. 

Rechtsfall. Der lutherische Friseur M., sächsischer Staatsan- 
gehóriger, verheirathete sich in Bamberg mit einer Katholikin; am 
4. August 1862. schlossen die Brautleute zu Bamberg einen nach 
bayerischem Recht gültigen notariellen Vertrag, wonach ihre Kinder 
katholisch erzogen werden sollten. In der Ehe wurden 1865, 1867 
und 1878 Kinder geboren. Im Jahre 1874 verzogen die Eltern mit 
ibren 3 Kindern nach Leipzig, wo sie die beiden älteren Kinder in 
die katholische Schule schickten. Das sächsische Kultusministerium 
entschied aber, dass diese beiden Kinder in die lntherische Schule 
geschickt werden müssten, weil der Vater schon bei Abschluss jenes 
Vertrages sächsischer Staatsangehöriger gewesen sei, und hiernach 
. 8 9 Absatz 4 des Gesetzes vom 1. November 1836 keine Anwendung 
auf ihn finde, und jener Vertrag den Formvorschriften des $ 7 
nicht genüge; ein den sáchsischen Formvorschriften entsprechender 
neuer Vertrag konnte nach $ 8 bezüglich der beiden Kinder nicht 
mehr abgeschlossen werden, da dieselben schon mehr als 6 Jahre 
alt waren. Demgemäss wurden die Eltern gezwungen, die beiden 
bisher katholisch erzogenen Kinder in eine lutherische Schule zu 
schicken, obwohl beide Eltern willens waren, die Kinder auch ferner- 
hin katholisch zu erziehen. Erst als die Eltern bezüglich ihres 
dritten, im Jahre 1873 geborenen, also noch nicht 6 Jahre alten 
Kindes in Leipzig einen gerichtlichen Vertrag abschlossen, wonach 
dasselbe katholisch erzogen werden sollte, erlangten sie im Jahre 
1878 von der Gnade des Königs die Erlaubniss, auch ihre älteren 
Kinder katholisch zu erziehen. (Schmidt eit. S. 323 und 359.) 


Braunschweig. 


98. Gesetz vom 10. Mai 1867, betreffend die Ordnung der 
kirchlichen Verhältnisse der Katholiken im hiesigen Lande. 


8 11. Eheleute gemischter Religion und die aus gemischter Ehe 
nachgebliebenen Wittwer und Witiwen, welche von Aussen her in 
hiesigem Lande sich niederlassen und Kinder unter vierzehn Jahren 
besitzen, haben in den Städten dem Stadtmagistrate, in den Land- 
gemeinden. der betreffenden Herzoglichen Kreisdirektion innerhalb 
acht Wochen von Zeit ihrer Niederlassung Nachweis gu geben, wie 
es bezüglich der religiösen Erziehung der Kinder, welche sie be- 
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sitzen, nach den Gesetzen des Landes, in denen ihre Ehe geschlossen 
wurde, zu halten ist. Jene Gesetze sollen sowohl für die Kinder, 
welche sie haben, als auch für die, welche fernerweit aus derselben 
Ehe hervorgehen, massgebend sein, und ist, was in jedem einzelnen 
Falle Rechtens sein wird, von dem Stadtmagistrafe resp. der be- 
treffenden Herzoglichen Kreisdirektion dem Herzoglichen Consistorio 
behuf Mittheilung an den betreffenden evangelischen Pfarrer, — 
und an den in S 1 unter Ia bezeichneten Orten [Braunschweig, 
Wolfenbüttel und Helmstedt] zugleich dem katholischen Geistlichen 
anzuzeigen. 

Wird der bemerkte Nachweis nicht erbracht, so sind sowohl 
die vorhandenen, als auch die später aus der Ehe hervorgehenden 
Kinder in der Konfession des Vaters zu erziehen . . . 

Haben Eheleute gemischter Religion zur Zeit ihrer Nieder- 
lassung im hiesigen Lande keine Kinder, so sind die aus der Ehe 
später hervorgehenden Kinder nach den im $ 5 .. . gegebenen 
Regeln zu behandeln. 

Anmerkung. Die Auslegung des $ 11 in der Praxis des herzog- 
lichen Konsistoriums ist eine schwankende. Das Konsistorium hat 
die Ansicht vertreten, dass Eltern in gemischter Ehe, die einem 
anderen deutschen Bundesstaat angehören und sich »nur auf Heimath- 
schein« in Braunschweig aufhalten, den Vorschriften des $ 11 nicht 
unterworfen seien; diese Ansicht ist aber nicht in allen Fällen fest- 
gehalten worden. Vgl. Schmidt, Konfession der Kinder, 1890 
S. 426—427, 431. 

Rechtsfälle. Der evangelische Buchführer H. verheirathete sich 
in der Rheinprovinz mit einer Katholikin und liess seine Kinder dort 
katholisch taufen. Später siedelte er mit seiner Familie nach Stadt- 
oldendorf, Kreis Holzminden, über, versäumte aber dort die im $ 11 
vorgeschriebene Anzeige und Nachweisung bei dem Stadtmagistrate. 
Als ihm in Stadtoldendorf ein Kind geboren wurde, wollte er das- 
selbe gleich seinen älteren Kindern katholisch taufen lassen und 
wandte sich zu diesem Zweck, nachdem er sich informirt hatte, an 
den evangelischen Pfarrer von Stadtoldendorf, um die erforderlichen 
Dimissorialien zu erhalten. Der evangelische Pfarrer erklärte ihm 
aber, dass, da er die vorgeschriebene Erklärung innerhalb der fest- 
gesetzten 8 Wochen, vom Tag der Niederlassung an gerechnet, nicht 
abgegeben habe, sein jüngstes Kind lutherisch getauft und auch seine 
übrigen katholisch getauften Kinder lutherisch erzogen werden müssen; 
die schriftliche Erlaubniss zur katholischen Taufe des jüngsten Kindes 
könne er nicht ausstellen und wenn der katholische Pastor in Holz- 
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minden ohne diese Bescheinigung die Taufe des Kindes vollziehe, 
so werde das demselben Strafe und Kosten im Betrag von 60 .# 
verursachen. H. liess hierauf sein Kind in einem preussischen Dorfe 
von einem katholischen Geistlichen taufen ; um diesen Ort zu er- 
reichen, musste er 14 Kilometer mit der Eisenbahn fahren und noch 
über 2 Kilometer zu Fuss gehen. 

Der evangelische Fabrikdirektor D. war aus Württemberg nach 
Braunschweig gezogen; seine Frau war katholisch; seine sämmt- 
lichen Kinder katholisch getauft, sollten nach dem übereinstimmen- 
den Willen der Eltern katholisch erzogen werden. Aus Unkenntniss 
des Braunschweigischen Gesetzes unterliess er die vorgeschriebene 
Erklärung innerhalb der gesetzlichen Frist bei der Kreisdirektion in 
Holzminden. Im Jahre 1890 starb ihm eih Kind; der evangelische 
Pfarrer zu V. weigerte sich aber, zur Beerdigung des Kindes durch 
den katholischen Pastor die gesetzliche Genehmigung zu ertheilen, 
weil D. die im $ 11 vorgeschriebene Erklärung versäumt habe und 
das verstorbene Kind deshalb als evangelisch betrachtet werden 
müsse. D. wandte sich hiergegen an die Kreisdirektion, jedoch 
ohne Erfolg. 

Vgl. Juristische Rundschau für das katholische Deutschland ; 
1891, S. 47—49. 

Petition der Katholiken in Holzminden an die Landesver- 
sammlung des Herzogthums Braunschweig vom 1. November 1888. 
Die Bittsteller baten, mit Rücksicht auf das Reichsgesetz über die 
Freizügigkeit, den $ 11 des Gesetzes vom 10. Mai 1867 aufzuheben. 

Der hierüber erstattete schriftliche Bericht der Petitions- 
Kommission führte aus, der 8 11 bedeute eine » Vergünstigung für 
die einwandernden Mischehepaare« , denn er schütze dieselben vor 
der Härte, »die nach den Grundsätzen des Heimathsstaats geordnete 
religiöse Erziehung ihrer Kinder umzugestalten oder die im Herzog- 
thum geborenen Kinder in einer anderen Konfession erziehen zu 
lassen, wie die älteren Kinder, beziehungsweise wie nach den Ge- 
setzen des Heimathsstaats von vornherein bestimmt war«. Die Kom- 
mission gelangte hiernach zu dem Antrag, die Petition unberück- 
sichtigt zu lassen, und diesem Antrag entsprach ohne Debatte der 
Beschluss des Landesversammlung vom 6. März 1889. 

Vergleiche Verhandlungen der Landesversammlung des Herzog- 
thums Braunschweig 1887/89, Anlagen Bd. 2, Nr. 173 (Kommissions- 
bericht); Protokolle und Sitzungsberichte Bd. 1, Protokoll 36 S. 209 
und Sitzungsbericht 36, S. 366— 367. 


Ill. Freiheit der Wahl des Glaubensbekenntnisses, insbe- 
sondere Festsetzung des Unterscheidungsjahres. 


(8 2 Absatz 2 des Initiativantrages, 8 2c des Kommissionsbeschlusses). 
Preussen. 
99. Allgemeines Landrecht vom 5. Februar 1794. 


Il. Theil, 2. Titel. 


8 83. Vor zurückgelegtem vierzehnten Jahre darf keine Re- 
ligionsgesellschaft ein Kind zur Annahme, oder zum Öffentlichen Be- 
kenntnisse einer anderen Religion, als wozu dasselbe nach vorstehen- 
den gesetzlichen Bestimmungen gehört, — — zulassen. 

8 84. Nach zurückgelegtem vierzehnten Jahre hingegen steht 
es lediglich in der Wahl der Kinder, zu welcher Religionspartei sie 
sich bekennen wollen. 

Anmerkung: Das Unterscheidungsjahr beträgt 14 Jahre für 
das Gebiet des Allgemeinen Landrechts, die Rheinprovinz, Nassau, 
Hannover, 16 Jahre für Frankfurt a. M., 18 Jahre für Kurhessen. 
Keine Vorschriften über das sogenannte Unterscheidungsalter be- 
stehen in Neuvorpommern, Rügen, Hohernzollern, Schleswig-Holstein, 
Homburg v. d. H. Hier dauert die religiöse Erziehung so lange, bis 
das Kind die nöthige Einsicht hat, um das Religionsbekenntniss 
selbst zu wählen. 


Il. Theil, 11. Titel. 


S 40. Jedem Bürger des Staates, welchen die Gesetze fähig er- 
kennen, für sich selbst zu urtheilen, soll die Wahl der Keligions- 
partei, zu welcher er sich halten will, frei stehen (Titel 2, § 74 ff.) 

S 43. Keine Religionspartei soll die Mitglieder der anderen 
dureh Zwang oder listige Ueberredungen zum Uebergange zu ver- 
leiten sich anmassen. 


Bayern. 


100. II. Verfassungsbeilage vom 26. Mai 1818. 


S 9. Die Wahl des Glaubensbekenntnisses ist jedem Staats- 
Einwohner nach seiner eigenen freyen Ueberzeugung überlassen. 

S 6. Derselbe muss jedoch das hiezu erforderliche Unter- 
scheidungsalter, welches für beyde Geschlechter auf die gesetzliche 
Volljährigkeit bestimmt wird, erreicht haben. 

$ 7. Da diese Wahl eine eigene freye Ueberzeugung voraus- 
setzt, so kann sie nur solchen Individuen zustehen, welche in keinem 
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Geistes- oder Gemüths-Zustande sich befinden, der sie derselben 
unfähig macht. 

S 8. Keine Partei darf die Mitglieder der anderen durch 
Zwang oder List zum Uebergang verleiten. 

Anmerkung zu $ 6: Andersgläubige, welche nicht einer der 
drei anerkannten christlichen Glaubensgesellschaften (Katholiken, 
Protestanten, Reformirte) angehóren, speziell Juden kónnen auch 
vor erreichter Volljáhrigkeit das Glaubensbekenntniss wechseln. Min.- 
Entschl. vom 14. Mai 1820 (Döllinger Bd. VIII S. 32) und vom 
7. Januar 1850 (Döllinger Bd. XXIII S. 19). 


Sachsen. 


101. Mandat vom 20. Februar 1827, betreffend den Uebertritt 
von einer christlichen Konfession zur anderen. 


8 1. Der Uebertritt von einer christlichen Konfession zu einer 
anderen kann nicht gehindert werden, wenn nur der Uebertretende 
das ein und zwanezigste Jahr seines Alters erfüllt hat und nicht 
in einem solchen Geistes- und Gemüthszustand sich befindet, der 
ihn zu einer nach freier Ueberzeugung zu fassenden Entschliessung 
überhaupt unfähig macht. Es soll jedoch minderjährigen Personen 
in articulo mortis der Uebertritt zu einer anderen Konfession unter 
den im 8 8 erfolgenden Bestimmungen gestattet sein. 

$ 8. Ein in articulo mortis erfolgter Uebertritt ist für dessen 
Person gültig; jedoch muss derselbe im Falle der Genesung seine 
Bestátigung in dem in 88 2 ff. vorgeschriebenen Masse erhalten. 
Auf die Kinder des Uebergetretenen hat der geschehene Uebertritt, 
es möge Bestätigung erfolgt sein oder nicht, keinen Bezug. 

8 9. Alle Verleitung zum Uebertritt durch Versprechungen, 
Drohungen oder Herabwürdigung der anderen Konfession wird von 
der kompetenten Obrigkeit dessen, der sich ihrer schuldig macht, 
mit fünfsig Thalern Geldbusse und im Wiederholungsfalle noch 
härter, bei Geistlichen irgend einer Konfession aber mit Dienstent- 
setzung bestraft. 


Württemberg. 


102. Religionsedikt vom 15. Oktober 1806 (Reyscher, Samm- 
lung der württ. Gesetze, Bd. IX, S. 68). 


VI. — — Nach erreichten Unterscheidungsjahren steht es den 
aus solchen /gemischten] Ehen erzeugten Kindern frei, sich nach eigener 
Wahl zu einer oder der anderen christlichen Kirche zu bekennen. 
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103. Ministerialerlass vom 14. September 1826 (Sammlung 
sämmtlicher Gesetze und Verordnungen über die gegenseitigen Ver- 
hältnisse der Protestanten und Katholiken in Württeinberg, 1845, S. 49). 


Es bleibt bei der Regel, dass Kinder, welche in einem Alter 
von vierzehn Jahren stehen, ohue Unterschied, ob sie bereis in eine 
Kirche förmlich aufgenommen sind oder nicht, nach ihrer freien 
Entschliessung zu einer anderen Kirche übergehen können, und dass 
sie, sobald sie diesen Entschluss erklären, für die Aufnahme in die 
neue Kirche durch Unterricht vorzubereiten sind. 


Baden. 
104. Kirchenrathsinstruktion vom 6. Juli 1797. 
$ 49. — — Nie dürfen Personen vor erlangtem Unter- 
scheidungsalter — — mit dergleichen Aufnahmegesuchen gehört 


werden; nie auch solchen, deren bürgerlich untadelhafter oder ge- 
besserter Wandel nach eingezogenen Kundschaften nicht glaublich, 
oder deren aus ihren vorhergegangenen und gegenwärtigen bürger- 
lichen Verhältnissen zu ermessenden Absichten nicht lauter er- 
scheinen; sondern solche müssen auf bestimmte geräumige Zeit zu- 
rückgewiesen werden, um inzwischen ihren Ernst zu einem recht- 
schaffenen Wandel, und die Lauterkeit ihrer Absicht durch ihre 
genau zu beaufsichtigende Aufführung zu erzielen. — — Ist deren 
Annahme ordnungsmässig beschlossen, so sind sie einem Geistlichen 
zuzuweisen, der — — Fähigkeit genug hat, ihnen gründlichen 
Unterricht zu ertheilen — —. Vor der wirklichen Aufnahme soll 
der Katechumen zuvor von dem Spezialat des Bezirks in der Stille, 
und nochmals von seinem Lehrer öffentlich, geprüft und zur Dar- 
legung der erlangten hinlänglichen Religionskenntniss angehalten 
werden. Während des Unterrichts muss den Dürftigen, da sie in- 
zwischen durch Arbeiten wenig oder nichts verdienen können, der 
nöthige Zuschuss zu einem mässigen Unterhalt verschafft werden, 
wozu das Ortsalmosen der nächst verpflichtete Fundus ist, in dessen 
Ermangelung zu christlichen Privatsammlungen, und letzlich in Er- 
mangelung all anderer Wege zu Unserer Milde die Zuflucht ge- 
nommen werden mag. So wie aber diese, um nie als Reiz zu wirken, 
nur mässig einzurichten ist; so ist nachmals nach vollendetem 
Unterricht es lediglich des Aufgenommenen eigene Sorge, für ihren 
ehrlichen Unterhalt sich zu bemühen, woeu Wir ihnen jedoch nach 
dem Mass ihrer Fähigkeit und moralischen Vorzüglichkeit billigen 
Vorschub immer thun werden. 
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8 50. Wenn Jemand von unserer Kirche abtreten wollte und 
der Seelsorger würde es in Zeiten gewahr, so soll man, wenn allen- 
falls ein solcher die Diskretionsjahre noch nicht erreicht hátte, vor 
allen Dingen für die Sequestration seiner Person besorgt sein und 
ihm bis zur Erreichung jener Jahre einen nach dem Mass seiner 
Fähigkeit hinreichenden Unterricht geben lassen, der daneben auf 
Verdrängung der in jenen jungen Jahren vorzüglich stark wirkenden 
Nebenabsichten wohl abgewogen sein muss. Nach Erreichung jener 
Jahre und Vollendung des Unterrichts, muss ihm die Wahl ganz 
frei gestellt bleiben, zu welcher Kirche er sich bekennen wolle. Bei 
Erwachsenen hingegen ist gleich Anfangs des Consistorii Einwirkung 
darauf beschränkt, solche gegen etwaigen Zwang oder andere, die 
Willensfreiheit hemmende Verhältnisse zu sichern und ihnen durch 
einen Geistlichen — — eine nach den erforschten Anlässen und Mo- 
tiven abgemessene Vorstellung über die Bedenklichkeit ihres Schrittes 
machen zu lassen. Daneben muss ihnen jedoch die vollkommenste 
Freiheit der Entschliessung bleiben, ohne dass sie in ihren bürger- 
lichen und häuslichen Verhältnissen dessen im Mindesten entgelten, 
ohne dass sie jedoch auch nachmals Kirchenämter, Dienste oder 
andere Partikularverhältnisse, wozu nach Unserer Landesverfassung 
die evangelische Religion ein vorausgesetztes Erforderniss ist, bei- 
behalten dürfen. 

Anmerkung: Schmidt, Austritt aus der Kirche, 1893 S. 40 ff., 
332 ff., nimmt die fortdauernde Geltung dieser Instruktion, welche sich 
nur auf den Uebertritt zu und von der evangelischen Landeskirche be- 
zieht, an, hält übrigens die in 8. 50 vorgesehene Entziehung der 
persónlichen Freiheit für beseitigt. 


105. Gesetz vom 9. Oktober 1860 über die Ausübung der 
Erziehungsrechte in Bezug auf die Religion der Kinder. 
8 5. Jedem, der das sechzehnte Lebensjahr zurückgelegt hat, 
steht die Wahl der Religion frei. 
Hessen. 


106. Gesetz vom 17. Juli 1899, betreffend die Ausführung 
des Bürgerlichen Gesetzbuches (Reg.-Bl. S. 133). 


Artikel 112. Hat das Kind das vierzehnte Lebensjahr vollendet, 
so ist es berechtigt, sein Bekenntuiss selbst zu bestimmen. 
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Mecklenburg-Schwerin. 
107. Verordnung vom 25. Januar 1811. 


Wenn Wir... . festgesetzt haben, dass ........... " 
V. der Uebergang von der evangelisch-lutherischen Religion 
zur römisch-katholischen, sowie umgekehrt, dem Gewissen 
und freien Entschlusse eines jeden Unserer Unterthanen 
überlassen bleiben soll, ohne dass den Predigern der einen 
oder der anderen Religion darüber eine Cognition ver- 
stattet wird: 
so eröffnen Wir euch sothane . . . Resolution hiedurch mit dem 
gnádigsten Befehl, danach . . . zu achten. 


108. Verordnung vom 7. März 1853 (Krüger, Currendenverord- 
nung für Mecklenburg-Schwerin vom Jahre 1847 bis 1885, S. 92). 


Die Bestimmung der Verordnung vom 25. Januar 1811, be- 
treffend die von den Bekennern der rómisch-katholischen Religion 
reklamirte Religionsfreiheit und Gleichstellung mit Unseren evan- 
gelisch-lutherisehen Unterthanen, Nr. V, dass der Uebergang von 
der evangelisch-lutherischen Religion zu der rómisch-katholischeu 
dem Gewissen und freien Entschlusse eines jeden Unserer Unter- 
thanen überlassen bleiben soll, setzt hiebei ohne Zweifel voraus, 
dass die Uebertretenden sich bereits in einem Alter befinden und 
eine solehe Reife der konfessionellen Erkenntniss besitzen, welche 
die zu einem solchen Uebertritt erforderliche Einsicht voraussetzen 
lässt. Hierauf weiset auch die in derselben Verordnung Nr. III und 
bereits in der Verordnung vom 2. November 1791 vorkommende 
Erwähnung des Alters von 14 Jahren als des zur Wahl des Be- 
kenntnisses in den dort beregten Fällen erforderlichen Alters hin. 
Da es aber dessenungeachtet an einer festen Bestimmung hierüber 
hinsichtlich der Kinder solcher Eltern fehlt, welche der lutherischen 
Landeskirche angehören oder bis gu ihrem Ableben anaehört haben, 
so verordnen Wir hierdurch: 

dass die Kinder solcher Eltern vor ihrer in der lutheri- 
schen Kirche erfolgten Konfirmation in die römisch-katho- 
lische Kirche nicht aufgenommen werden dürfen, es sei 
denn, dass im besonderen Falle die Konzession zum Ueber- 
tritt speciell ertheilt werde. 
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109. Gesetz vom 7. Oktober 1823 über das Verhältniss der 
katholischen Kirchen und Schulen. 


8. 60. Die Proselytenmacherei, d. h. diejenigen Versuche, 
welche den Zweck haben, jemand die Lehre seiner Kirche zu ver- 
dächtigen und ihn dadurch, oder durch andere Mittel, Gewährung 
oder Zusicherung von Vortheilen, Drohungen von Nachtheilen u. s. w., 
zu einem Uebertritt zu bestimmen, sind von den Kriminalgerichten 
zur Untersuchung zu ziehen. Sie sollen, vorausgesetzt, dass sie 
nicht in ein anderes, härter verpöntes Verbrechen übergehen und nicht 
die Strafe dieses Verbrechens zur Anwendung kommen muss, unaus- 
bleiblich mit Gefängniss und im Wiederholungsfall nachdrücklicher 
geahndet werden. 


110. Gesetz vom 10. April 1895, betreffend die Konfession der 

Kinder aus gemischten Ehen zwischen Evangelischen und 

Katholiken, sowie den Konfessionswechsel der Evangelischen 
und der Katholiken (Reg.-Bl. S. 129). 


8 7. Wer das 18. Lebensjahr vollendet hat, ist berechtigt, 
seine Konfession nach eigener freier Ueberzeugung selbst zu wählen, 


Oldenburg. 
111. Revidirtes Staatsgrundgesetz vom 22. November 1852. 


Artikel 34, 8 1. Die Wahl des Glaubensbekenntnisses ist nach 
zurückgelegtem 14. Lebensjahr der eigenen freien Ueberzeugung eines 
Jeden überlassen. 

Braunschweig. 


112. Gesetz vom 10. Mai 1867, betreffend die Ordnung der 
kirchlichen Verhältnisse der Katholiken im hiesigen Lande 
(Gesetz- und Verordnungssammlung S. 233). 


8 13 Absatz 1. Die Befugniss zu dem Uebertritte von der 
Konfession, in welcher Jemand erzogen ist, zu einer anderen beginnt 
mit dem vollendeten vierzehnten Lebensjahre. 


113. Gesetz vom 25. März 1873, betreffend die Verhältnisse 
der Dissidenten. 


8 16. Der Uebertritt aus der evangelisch-lutherischen Landes- 
kirche, aus der reformirten Kirche, aus der katholischen Kirche und 
aus der jüdischen Religionsgenossenschaft zu einer der genannten 

Archiv für Kirchenrecht. LXXXII. 19 


290 


Religionsgenossenschaften bleibt unter den sonstigen Voranssetzungen 
jedem Staatsbürger unverwelrt, welcher das 14. Lebensjahr über- 
schritten hat. 

Fortan ist aber auch jedem volljährigen Staatsbürger der Aus- 
tritt ohne gleichzeitigen Uebertritt gestattet. Es wird jedoch der 
Austretende so lange als Mitglied seiner bisherigen Kirchengemeinde 
oder der jüdischen Religionsgenossenschaft betrachtet, als er nicht 
seinen Austritt persönlich seinem ordentlichen Lokalrichter zu Pro- 
tokoll angezeigt und dabei zugleich glaubhaft nachgewiesen hat, 
dass er dem Pfarramte der Gemeinde, welcher er bisher angehört 
hat, oder dem Rabbiner mindestens vier Wochen vorher die Absicht 
auszutreten zu erkennen gegeben hat. Ueber die erfolgte Anmeldung 
des beabsichtigten Austritts hat der Prediger und Rabbiner, dafern 
nach Ablauf von vier Wochen darum nachgesucht wird, ein Zeug- 
niss auszustellen. 

Die nach der vorstehenden Vorschrift ausgetretenen Personen, 
welche nicht gleichzeitig zu einer der obengenannten, vom Staat au- 
erkannten resp. zugelassenen Religionsgesellschaften übertreten, sind 
in ein von dem Gericht zu führendes Verzeichniss (Dissidentenre- 
gister) einzutragen, über dessen Einrichtung das Weitere im Ver- 
ordnungswege bestimmt werden wird. Abschrift der Eintragung ist 
dem Vorstande derjenigen Kirchengemeinde oder Religionsgenossen- 
schaft, welcher der Erklärende bisher angehört hat, zuzustellen. 


S 17. Alle Personen, welche weder der evangelisch-lutherischen 
Landeskirche, noch der reformirten oder katholischen Kirche, noch 
der jüdischen Religionsgenossenschaft angehören, können unter den 
sonstigen Voraussetzungen in eine der genannten Religionsgesell- 
schaften übertreten, sobald sie das 14. Lebensjahr überschritten haben. 


Sachsen-Coburg. 


114. Regulativ vom 24. Juni 1813 für die kirchliche Ver- 
fassung der katholischen Glaubensgenossen. 


8 18. Sobald eine Person das achtzehnte Jahr ihres Alters 
zurückgelegt oder diesfalls landesherrliche Dispensation erhalten hat, 
Steht es derselben, sowie jeder älteren Person jederzeit frei, von der 
Kirche einer Konfession zu der einer anderen überzutreten, es wird 
jedoch dabei gehörige Vorbereitung.und hinlänglich nachgewiesene 
freie Ueberlegung und Willensbestimmung vorausgesetzt. Der förm- 
liche Uebertritt erfolgt erst durch das Einzeichnen in das Kirchen- 
buch vor dem Pfarrer und zwei Zeugen, wenn die förmliche Ab- 
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legung des Glaubensbekenntnisses vor versammelter Gemeinde vor- 
hergegangen ist. 


Sachsen-Gotha. 


115. Regulativ vom 23. August 1811 für die kirchliche Ver- 
fassung der rómisch-katholischen Glaubensgenossen im Herzog- 
thum Gotha. 


S 23 Ziffer 5. Sobald eine Person das achtzehnte Jahr ihres 
Alters zurückgelegt hat, ist es ihr an sich zwar unverwehrt, von 
der Kirche einer Konfession zu der Kirche einer anderen Konfession 
überzutreten: jedoch ist in einem solchen Falle jederzeit eine fórm- 
liche Anzeige bei der verordneten Behórde, nocb ehe der Uebertritt 
selbst geschieht, erforderlich. 

Anmerkung: Vgl. noch Gesetz vom 2. Juli 1863 (zu 8. 3 des 
Antrages). 

Schwarzburg-Rudolstadt. 


116. Ausführungsgesetz zum Bürgerlichen Gesetzbuch vom 
11. Juli 1899. 


Artikel 160. Hat das Kind das 14. Lebensjahr überschritten, 
so ist es berechtigt, das Religionsbekenntniss selbst zu bestimmen. 


Schwarzburg-Sondershausen. 


117. Ausführungsgesetz zum Bürgerlichen Gesetzbuch vom 
19. Juli 1899. 


Artikel 51. 8 8. Wer das 16. Lebensjahr vollendet hat, ist 
berechtigt, seine Konfession nach eigener freier Ueberzeugung zu 
' wählen. 

Waldeck. 


118. Verordnung vom 28. März 1827, über die religiöse Er- 
ziehung solcher Kinder, deren Eltern sich zu verschiedenen 
Konfessionen bekennen. 


S 2. Durch diese gesetzliche Vorschrift (des 8 1) soll jedoch 
den Kindern, sobald diese die Jahre reiferer Ueberlegung und eigener 
Prüfung erlangt haben werden, keineswegs benommen sein, nach 
ihrer eigenen Ueberzeugung und nach eigenem Antriebe eine von 
beiden Lehren der verschiedenen Kirchen zu wählen und sich zu 
derselben zu bekennen. 

In dieser Beziehung wird das vollendete 18. Lebensjahr bei 
beiden Geschlechtern als der Zeitpunkt eintretender reiferer Prüfung 
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und eigener Wahl betrachtet, so dass der Anfang des 19. Lebens- 
jahres die Freiheit verleihen soll, das bisherige Glaubensbekenntniss 
zu verlassen und zu dem anderen überzugehen. 

Anmerkung: Der 8 1 dieser Verordnung (s. zu 8 1 des An- 
trages) betrifft nur Ehen zwischen Katholiken und Evangelischen. 


Reuss à. L. 


119. Gesetz vom 24. Dezember 1875 über den Austritt aus 
der Landeskirche. 


S 1. Der Austritt aus der Landeskirche ist Jedem, welcher 
das 21. Lebensjahr zurückgelegt hat, unter den in den nachstehen- 
den Paragraphen enthaltenen Bedingungen gestattet. 


Reuss j. L. 


120. Gesetz vom 19. Oktober 1872 über die kirchlichen 
Dissidenten. 


$ 1. Der Austritt aus der Landeskirche ist Jedem, welcher 
das 21. Lebensjahr zurückgelegt hat, gestattet. — — 

Ueber die religiöse Erziehung und Unterweisung der Kinder 
bis zum vollendeten 14. Lebensjahr entscheidet im Falle des Aus- 
tritts der Vater, bei unehelichen Kindern oder, wenn der Vater ge- 
storben ist, die Mutter. Vom vollendeten 14. Lebensjahre ab steht 
es im Falle eines Austritts der Eltern aus der Landeskirche den 
Kindern frei, ob sie den Eltern folgen oder in der Landeskirche 
bleiben wollen. 

Lippe. 


121. Edikt vom 9. März 1854, betreffend die gesetzliche 
Gleichstellung der katholischen Kirche mit der evangelischen 
Landeskirche. 


Artikel 7. (Gemischte Ehen.) 

(Abs. 2.) Nach zurückgelegtem 14. Lebensjahr ist es jedem 
Kinde unverwehrt, der Konfession, in welcher es leben will, sich 
zuzuwenden. | 


122. Verordnung vom 24. Dezember 1889, betreffend die 
Regelung der evangelisch- protestantischen Parochial- und 
Konfessionsverhältnisse. 


86. Nach zurückgelegtem 14. Lebensjahr ist es jedem Kinde 
unverwehrt, sich zu entscheiden, welcher Konfession es angehören will. 
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Lübeck. 


123. Ausführungsgesetz zum Bürgerlichen Gesetzbuch etc. 
vom 30. Oktober 1899. 


$ 118. Nach Vollendung des 16. Lebensjahres kann ein Minder- 
jähriger selbständig bestimmen, welchem religiösen Bekenntnisse er 
angehören will. 


IV. Rechtliche Form des Austritts aus einer Religions- 
gemeinschaft. 


(8 3 des Initiativantrages). 
Preussen. 
124. Allgemeines Landrecht vom 5. Februar 1794. 
II. Theil, 11. Titel. 


8 41. Der Uebergang von einer Religionspartei zu einer anderen 
geschieht in der Regel durch ausdrückliche Erklärung. 

$ 42. Die Theiluehmung an solchen Religionshandlungen, wo- 
durch eine Partei sich von der anderen wesentlich unterscheidet, 
hat die Kraft einer ausdrücklichen Erklärung, wenn nicht das Gegen- 
theil aus den Umstánden deutlich erhellet (8 39). 


125. Kurhessisches Gesetz vom 29. Oktober 1848, betreffend 
die Religionsfreiheit und die Einführung der bürgerlichen Ehe. 


§ 4. Die Befugniss zum Wechsel des Glaubensbekenntnisses 
tritt mit zurückgelegtem 18. Lebensjahre ein. 

Die Wirksamkeit der Aenderung des Glaubensbekenntnisses 
ist jedoch von einer Anzeige über den Austritt bei dem Pfarrer oder 
dem sonstigen geistlichen Beamten, welcher für den Ausscheidenden 
nach dessen bisherigem Bekenntniss zuständig war, abhängig. 


126. Gesetz vom 14. Mai 1873, betreffend den Austritt aus 
der Kirche (Gesetzsammlung S. 207). 


8 1. Der Austritt aus einer Kirche mit bürgerlicher Wirkung 
erfolgt durch Erklärung des Austretenden in Person vor dem Richter 
seines Wohnortes. 

Rücksichtlich des Uebertritts von einer Kirche zur anderen 
verbleibt es bei dem bestehenden Recht. 

Will jedoch der Uebertreiende von den Lasten seines bis- 
herigen Verbandes befreit werden, so ist die in Bug Gesetz vor- 
veschriebene Form zu beobachten, t 
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8 2. Der Aufnahme der Austrittserklärung muss ein hierauf 
gerichteter Antrag vorangehen. Derselbe ist durch den Richter dem 
Vorstande der Kirchengemeinde, welcher der Antragsteller angehört, 
ohne Verzug bekannt zu machen. 

Die Aufnahme der Austrittserklärung findet nicht vor Ablauf 
von vier Wochen, und spätestens innerhalb sechs Wochen nach Ein- 
gang des Antrages zu gerichtlichem Protokoll statt. Abschrift des 
Protokolls ist dem Vorstande der Kirchengemeinde zuzustellen. 

Eine Bescheinigung des Austritts ist dem Ausgetretenen auf 
Verlangen zu ertheilen. 

8 6. Als Kosten des Verfahrens werden nur Abschriftgebühren 
und baare Auslagen in Ansatz gebracht. 

8 8. Was in den 88 I bis 6 von den Kirchen bestimmt ist, 
findet auf alle Religionsgemeinschaften, welchen Korporationsrechte 
gewährt sind, Anwendung. 

Anmerkung: Vgl. hierzu die Vollzugsverfügung des Justiz- 
ministers vom 13. Juni 1873 (Justiz-Ministerialblatt S. 183). 


127. Gerichtskostengesetz vom 6. Oktober 1899. 


$ 107. In dem Verfahren betreffend den Austritt aus der 
Kirche — — wird eine Gebühr von drei Mark erhoben. 


Bayern. 
128. II. Verfassungsbeilage vom 26. Mai 1818. 


S 10. Der Uebergang von einer Kirche zu einer andern muss 
allezeit bey dem einschlägigen Pfarrer oder geistlichen Vorstande, 
sowohl der neu gewählten, als der verlassenen Kirche persönlich 
erklärt werdeu. 

Anmerkung: Hierzu Min. Entschl. v. 17. X. 1840, 7. IX. 
1842 u. 23. V. 1843 (Döllinger Bd. XXIII S. 5-7). Min. Entschl. 
7. VII u. 28. IX. 1833, 4. II. 1834 (Döllinger Bd. VIII S. 33—36), 
wornach diese mündliche Erklärungsabgabe dem Pfarrer der zu ver- 
lassenden Kirche Gelegenheit geben soll, mit dem Uebertretenden 
eindringlich zu reden, und namentlich zu erforschen, ob kein Zwang 
in Mitte liegt. Von dieser mündlichen Erklärungsabgabe kann nur 
im Falle ganz besonderer Hindernisse (z. B. bei tódtlicher Erkrankung) 
Umgang genommen werden, nach deren Beseitigung dieselbe eventuell 
nachzuholen ist. | 

Nach der Minist. Entschl. vom 22. September 1851 (v. Strauss, 
Band III, S. 20) ist die Bestimmung des S 10 nur auf die als 
öffentliche Kirchengesellschaften aufgenommenen christlichen Glaubens» 
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konfessionen , nicht aber auf Privatkirchengenossenschaften zu be- 
ziehen. Letztere, z. B. Deutschkatholiken, Juden, kónnen danach 
beim Uebertritt ihrer Mitglieder zu einer als öffentliche Kirchenge- 
sellschaft aufgenommenen Konfession die persönliche Austrittser- 
klärung bei dem geistlichen Vorstand ihrer Religionsgemeinschaft 
nicht fordern. So auch Silbernagl, Verfassung und Verwaltung der 
Religionsgenossenschaften in Bayern, 2. Aufl. 1883, S, 16. 

Nach den Min. Entschl. vom 30. Juni 1846, 29, Oktober 1847, 
6. August 1849 u. 20. Januar 1859 (Szlbernagl, cit. S. 16) ist die 
Bestimmung des $ 10 auf Nichtbayern nicht anzuwenden. 


129. Ministerialentschliessung vom 7. Juli 1833 (.Döllinger, 
Bd. VIU, S. 33). 


6. Auch kann es bei den Folgen, welche nach 8 11 mit jeder 
Religionsánderung einzutreten haben, keinem Zweifel unterliegen, 
dass den beiderseitigen Kirehenvorstánden das Recht zustehe, sich 
über die wirklich geschehene Anmeldung bei dem Vorstand der 
anderen Kirche amtliche Gewissheit zu verschaffen, und dass letzterer 
gehalten sei, die verlangte Erklärung ohne Zógerung abzugeben, und 
dass in denjenigen Fällen, wo der Uebertritt eu einer mit be- 
schränkten Rechten bestehenden Kirche geschieht, derselbe der be- 
treffenden Polizeibehörde auch von Amtswegen angezeigt werden 
müsse. 


Sachsen. 


130. Mandat vom 20. Februar 1827, betreffend den Uebertritt 
von einer christlichen Konfession zur anderen. 


S 2. Wer zu einem solchen Uebertritt sich bewogen findet, hat 
sein Vorhaben bei dem Ortspfarrer seiner bisherigen Konfession, 
oder weun mehrere derselben daselbst angestellt sind, bei dem ersten 
Geistlichen seines Wohnorts, persönlich anzuzeigen, welcher ihn 
sodann über die Wichtigkeit desselben zu belehren und zu dessen 
nochmaliger reiflicher Erwägung während einer Bedenkzeit von vier 
Wochen zu ermahnen hat. 

8 3. Bei diesen Belehrungen und Ermahnungen hat sich der 
Geistliche einer Herabwürdigung der Konfession, zu der der Ange- 
meldete überzutreten beabsichtigt, nicht zu erlauben. 

8 4. Beharrt der Gemeldete, der ihm geschehenen Vor- 
stellungen ungeachtet, bei seinem Vorhaben, so ist ihm von dem 
Geistlichen ein schriftliches Zeugniss wegen der geschehenen An- 
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zeige und wegen dessen Entlassung aus seiner bisherigen Kirchen- 
gemeinde auszustellen. 


8 5. Ohne ein solches Zeugniss und ohne vorgängige Prüfung 
und Vorbereitung darf kein Geistlicher den Uebertritt eines anderen 
christlichen Glaubensverwandten zu seiner Kirche gestatten und den- 
selben zu seiner Kirchengemeinde aufnehmen, sondern er ist im Kon- 
traventionsfall mit einer Geldbusse von fünfzig Thalern und im 
Wiederholungsfall mit Suspension und nach Befinden mit Remotion 
vom Amte zu bestrafen. 

§ 6. Ein geheimer Uebertritt zieht, sobald er bekannt worden 
ist, nicht nur ebenso, wie ein öffentlicher, den Verlust des an eine 
bestimmte, von dem  Uebertretenden verlassenen Konfession ge- 
bundenen Amts- und Familienrechts, sondern noch überdies im 
ersten Falle, insofern ein geleisteter Religionseid verletzt worden, 
eine besondere angemessene Bestrafung, und in beiden Fällen die 
Restitution der seit dem Uebertritt zur Ungebühr gezogenen Nutz- 
ungen nach sich. 


8 7. Sollte ein Geistlicher ein Individuum in seine Kirche 
mit dem Vorbehalte, sich dessen ungeachtet äusserlich zu seiner 
bisherigen Kirche halten zu dürfen, aufnehmen, so ist er mit Re- 
motion vom Amte zu bestrafen. 


Anmerkung: v. Seydewitz, Kodex des im Königreich Sachsen 
geltenden Kirchen- und Schulrechts, 3. Aufl. 1890, S. 131 ff. hebt 
hervor, dass dieses Mandat nicht bloss auf sächsische Unterthanen 
Anwendung finde, sondern auch auf die in Sachsen sich aufhalten- 
den, zu den sächsischen Staatsangehörigen nicht zu rechnenden Per- 
sonen, dass aber anderenfalls die Anwendbarkeit des Mandats nach 
der Praxis des Kultusministeriums auf die in Sachsen ausdrücklich 
anerkannten christlichen Konfessionen und auf die Uebertritte von 
einer Konfession zu anderen sich beschränke. 


Für die Ausstellung des .Entlassscheines ist die Erhebung 
einer Gebühr als zulässig erachtet worden. Um nicht durch Er- 
hebung einer Gebühr indirekt einen Gewissenszwang auszuüben, ist 
bestimmt worden, dass die Aushändigung des Entlassungszeugnisses 
nicht von der vorherigen Berichtigung der Gebühr abhängig zu 
machen und dass im Falle der Bedürfligkeit die Gebühr ganz 
nachzulassen sei. 

Das Mandat gilt auch für die Deutschkatholiken; vgl. Gesetz 
vom 2. November 1848 über die Rechtsverhältnisse der deutsch- 
katholischen Glaubensgenossen. ’ 


297 


Auf den Uebertritt von Israeliten zum Christenthum und von 
Christen zum israelitischen Glaubensbekenntniss findet das Mandat 
keine Anwendung. Das Kultusministerium verlangt jedoch auch in 
diesen Fällen die persönliche Anmeldung des Austritts, die Be- 
lehrung über die Wichtigkeit des Schrittes und die Einhaltung 
einer vierwöchigen Bedenkzeit nach Analogie des Mandats; Ver- 
ordnungen vom 29. Dezember 1849 und 15. März 1884. Dagegen 
hat das Kultusministerium in einer Verfügung vom 4. Dezember 
1841 bezüglich des übertrittsfähigen Alters beim Uebertritt vom 
Judenthum zur christlichen Religion bestimmt, dass von dem Er- 
forderniss der Erfüllung des 21. Lebensjahres abgesehen werden 
könne und dass zu einem solchen Religionswechsel vor Eintritt der 
Mündigkeit die Einwilligung des Vaters bezw. Vormundes nicht er- 
forderlich sei. 


131. Verordnung des Sächsischen Kultusministeriums v. 23. Mai 

1839, betreffend die Belehrung der zu einer anderen christ- 

lichen Konfession Uebertretenden über die Wichtigkeit ihres 
Vorhabens. 


Es ist in Erfahrung gebracht worden, dass Geistliche diejenigen, 
welche sich bei ihnen zum Uebertritt zu einer anderen Konfession 
melden, anstatt sie in Gemässheit obiger gesetzlichen Vorschrift 
[88 2, 4 des Mandats vom 20. Februar 1827] über die Wichtigkeit 
ihres Vorhabens zu belehren und zu ermahnen, dasselbe während 
einer Bedenkzeit von vier Wochen nochmals zu erwägen, vielmehr 
vier Wochen lang in den Lehren ihrer seitherigen Konfession fórm- 
lich unterrichten. 

Da jedoch ein solcher fortgesetzter Unterricht in gedachtem 
Mandat nirgends vorgeschrieben ist, so werden die betreffenden 
Geistlichen aller christlichen Konfessionen hierdurch aufgefordert, 
sich künftig streng an erwähnte gesetzliche Vorschrift zu halten. 


132. Verordnung des Sächsischen Kultusministeriums vom 
22. November 1847. 


I. Das Mandat vom 20. Februar 1827 handelt nicht von dem- 
jenigen Verfahren, welches der Ortspfarrer als Seelsorger in dem 
Falle zu beobachten hat, wenn ein Mitglied seiner Gemeinde zum 
Uebertritt zu einer anderen chrislichen Konfession sich hinneigt. In 
diesem Falle ist der Geistliche, sei es nun, dass er von einem seiner 
Beiehtkinder um Rath und Belehrung während des Schwankens der 
Entschliessung, z. B. bei Zweifeln über das Verständniss einzelner 
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Glaubenslehren der bisherigen Konfession oder über die Vorzüge 
einer anderen Konfession vor dieser angegangen wird oder auch 
diesen in geeigneten Fällen unaufgefordert zu ertheilen sich be- 
wogen findet, auf keine Weise behindert, nach Pflicht und Gewissen, 
als Diener des góttlichen Wortes nach dem  Lehrbegriff und den 
Gesetzen seiner Kirche, seinen Rath und seine Belehrung in dem 
dem vorliegenden Falle entsprechenden Maasse zu ertheilen, von dem 
Uebertritt abzurathen, dabei die Vorzüge seiner Konfession vor der 
anderen nach seiner besten Einsicht darzustellen und zu diesem 
Zweck die Lesung von geeigneten Büchern anzuempfehlen oder der- 
gleichen selbst zu behándigen, überhaupt aber jeder moralisch er- 
laubten Form und jedes gleichartigen Mittels sich zu bedienen, 
durch welche er seiner Seelsorgerpflicht am vollstándigsten zu ge- 
nügen glaubt. 

II. Alles dessen hat sich aber der Ortsgeistliche dann zu ent- 
halten, sobald ihm eines seiner Beichtkinder sein Vorhaben d. i. den 
bereits gefassten Entschluss zum Uebertritt zu einer anderen Kon- 
fession anmeldet und den Entlassschein verlangt. In diesem Falle 
hat er sich lediglich als Organ der Staatsregierung zu betrachten, 
daher streng nach der wörtlichen Vorschrift des Mandats §§ 2, 3 
und 4 zu richten. Zu dem Ende hat er 

a) zu untersuchen, ob der Konvertent nicht in einem sol- 
chen Geistes- oder Gemüthszustande sich befindet, der ihn zu 
einer nach freier Ueberzeugung zu fassenden Entschliessung über- 
haupt unfáhig macht. Sollte dies der Fall sein, so ist derselbe mit 
seinem Anbringen abzuweisen und nach Befinden dessen Obrigkeit 
davon in Kenntniss zu setzen. 

b) Tritt dieser Fall nicht ein, so hat der Geistliche seine Be- 
lehrung auf die Wichtigkeit des ihm erklärten Vorhabens zu be- 
schränken und zu dessen nochmaliger reiflicher Erwägung binnen 
der gesetzlichen Bedenkzeit von 4 Wochen zu ermahnen ($ 2), von 
jedem weiteren in dieser Beziehung amtlichen Verkehr aber während 
dieser 4 Wochen, wenn nicht der Konvertent selbst eine wieder- 
holte Besprechung wünscht, sich fern zu halten (V. v. 23. Mai 1839). 

c) Der Geistliche ist jedoch, damit dessen Ermahnung ein- 
dringlich und fruchtbar werde, nicht behindert, sich nach den Be- 
weggründen des Uebertritis zu erkundigen. Ergiebt sich, das diese 

aa) äusserer, vielleicht sogar unlauterer Natur sind, so hat 
er den Konvertenten mit Ernst, aber immer mit Liebe, den Leicht- 
sinn und Mangel an wahrer Religiosität vorzuhalten, den ein solcher 
dessen künftiges Seelenheil gefährdender Schritt bekunden würde. 


299 


bb) Erscheint dagegen der Uebertritt durch die Ansicht von 
der Vorzüglichkeit einer anderen Konfession motivirt, so hat der 
Geistliche zwar den Konvertenten zu nochmaliger reiflicher Erwágung 
seines Vorhabens anzuermahnen, sich auch zu einer eingehenden 
mündlichen oder schriftlichen Verständigung oder Belehrung über 
die Ansichten, auf welche dessen Entschluss sich gründet, bereit zu 
erklären, so lange aber der Konvertent nicht sein ausdrückliches 
Einverständniss damit kundgiebt sich jeder Belehrung über die 
Glaubenslehren der eigenen oder der anderen Konfession, sowie des 
Eingehens auf eine Vergleichung der verschiedenen Glaubenslehren 
beider Konfessionen zu enthalten und die Empfehlung oder Dar- 
reichung darauf abzielender Schriften und Bücher gänzlich zu unter- 
lassen. Auch wenn der Geistliche zu einer derartigen Belehrung 
ausdrücklich aufgefordert wird, soll derselbe dabei jeden Schein 
einer Herabwürdigung derjenigen Konfession, zu welcher der Kon- 
vertent übertreten will, sorgfältig vermeiden, daher auch selbst 
solcher Ausdrücke, welche durch die Bekenntnissquellen oder sonstigen 
Vorschriften seiner Kirche autorisirt sind, sich in dem Falle nicht 
bedienen, wenn sich die Bekenner der anderen Konfession dadurch 
verletzt fühlen kónnten. | 

d) Beharrt endlich der Angemeldete nach Ablauf der vier- 
wöchentlichen Bedenkzeit bei seinem Vorhaben, so hat der Geistliche 
bei dem persönlichen Erscheinen desselben zur Empfangnahme des 
Entlassscheins (8 4 Mand. v. 20. Februar 1827) lediglich die Aus- 
stellung und Behändigung desselben zu besorgen, jeder anderweiten 
Ermahnung und Belehrung und jedes Versuchs zur Abhaltung vom 
Uebertritt sich schlechterdings zu enthalten. 

v. Seydewite cit. S. 230—231. 


133. Gesetz vom 20. Juni 1870, betreffend die Einführung 

der Civilstandsregister für Personen, welche keiner im Kónig- 

reich Sachsen anerkannten Religionsgesellschaft angehóren, 
und einige damit zusammenhängende Bestimmungen. 


8 20. Abs. 1. Der Austritt aus einer vom Staat anerkannten 
Religionsgesellschaft ist, auch wenn er ohne gleichzeitigen Uebertritt 
zu einer anderen solchen Religionsgesellschaft erfolgt, einem jeden 
Staatsangehórigen, welcher das 21. Lebensjahr überschritten hat, 
gestattet. Es wird jedoch der Austretende so lange als Mitglied 
seiner seitherigen kirchlichen Gemeinde betrachtet, als er nicht 
seinen Austritt seinem ordentlichen Richter persönlich zu Protokoll 
angezeigt, dabei aber zugleich glaubhaft nachgewiesen hat, dass er 
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dem Pfarrer seiner Parochie vier Wochen vorher die Absicht, aus- 
zutreten, zu erkennen gegeben hat. 

Anmerkung: v. Seydewite, cit. S. 422, 423, theilt mit, die 
Ministerien des Kultus und der Justiz seien übereinstimmend der 
Ansicht, dass die Bestimmungen in $ 20 Abs. 1 auch auf Personen 
Anwendung finden, welche zwar nicht sächsische Staatsangehörige 
sind, jedoch in Sachsen ihren dauernden Wohnsitz haben. 


Das Kultusministerium hat in Verfügungen vom 8. November 
1870 und 27. Juli 1871 ausgesprochen, dass eiue persónliche An- 
zeige des Vorhabens des Austritts beim Pfarrer gefordert werden 
kónne, da bei einer nur schriftlichen Anmeldung Ungenauigkeiten 
und Táuschungen vorkommen kónnten. 


Württemberg. 
134. Religionsedikt vom 15. Oktober 1806. 


VI. — — jedoch sollen die in Königlichen | Civildiensten 
stehenden Personen keine Religionsveränderung vornehmen, ohne 
solche durch den Departementschef, zu dem sie gehören, Uns ange- 
zeigt zu haben. 


135. Cirkularerlass der Generalsuperintendenten an die De- 


30. Juli 
16, Aurust. 1819, betreffend das Verhalten 


bei einem Konfessionswechsel. (ZReyscher, Sammlung der württ. 
Gesetze, Bd. IX, S. 474): 


kanatämter vom 


Da seine Königliche Majestät vermöge höchster Entschliessung 
vom 30. v. M. zu bestimmen geruht haben, dass künftighin jeder 
christliche Staatsbürger beim Uebergang von einer christlichen 
Kirche zur anderen vor allem seinen Entschluss seinem bisherigen 
Seelsorger anzuzeigen, und darüber, dass dies geschehen sei, ein 
Zeugniss desselben beizubringen habe, ehe er in die neue Kirche 
aufgenommen werde, so wird solches auf den Konsistorialerlass vom 
10. d. M. den Hochlöblichen Dekanatämtern zu ihrer Nachachtung 
und Bekanntmachung an die ihnen untergeordneten Geistlichen hier- 
mit eröffnet. 

Durch Ministerialerlass vom 7. Mai 1847 wurde vorstehender 
Erlass dahin erläutert, dass ein persönliches Erscheinen vor dem 
Pfarrer nicht erfordert werde, der Entlassschein vielmehr auch auf 
schriftliches Ansuchen ausgestellt werden müsse. 
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Ein Ministerialerlass vom 4. April 1827 (Reyscher cit. 
S. 474, Anm. 518) eröffnete dem Konsistorium, dass man einem 
katholischen Geistlichen, der nur auf wiederholtes Ersuchen dem 
Wunsche einer sterbenden evangelischen Person zur Versehung mit 
den Sterbesakramenten nach katholischem Ritus nachgab und hiervon 
dem zuständigen evangelischen Pfarrer die Anzeige machte, nichts 
zur Last zu legen wisse. 


130. Zirkularerlass des Kóniglichen kathol. Kirchenraths vom 
7. August 1819, betreffend den Uebergang von einer Kon- 
fession zur anderen (Reyscher cit. Bd. X, S. 645): 


Vermóge höchster Entschliessung vom 30. v. M. wurde be- 
stimmt, dass künftig allgemein jeder christliche Staatsbürger bei 
dem Uebergange von einer christlichen Kirche zur anderen vor 
Allem seinen Entschluss seinem bisherigen Seelsorger anzuzeigen, 
und darüber, dass dies geschehen sei, ein Zeugniss desselben beizu- 
bringen habe, ehe er in die neue Kirche aufgenommen werde. 

Dem Dekanat wird nun diese höchste Verfügung mit dem 
Auftrage eröffnet, hiervon unter Beziehung auf die bereits be- 
stehende frühere Verordnung des katholischen Kirchenraths vom 
12. September 1812 die untergeordnete Pfarrgeistlichkeit mit dem 
Anhange in Kenntniss zu setzen, dass in jedem vorkommenden Falle 
dem sich Meldenden das Zeugniss nach vorläufiger mündlicher Be- 
sprechung mit demselben auszustellen sei. 


137. Erlass des Ministefiums des Kirchen- und Schulwesens 
an das Konsistorium vom 1. September 1831, betreffend den 
3 Uebertritt von Ausländern zu einer anderen Konfession. 
(Reyscher eit. IX, S. 870): 


Dem Königlichen Konsistorium wird auf seine Anfrage vom 
19. v. M. eröffnet, dass Ausländer, welche im Königreiche von 
einer christlichen Kirche zur anderen übertreten wollen, allerdings 
anzuhalten sind, von ihrem Entschluss vor allen Dingen der Obrig- 
keit ihres Heimathsortes und gwar so zeitig Nachricht zu geben, 
dass eine etwaige Einsprache noch vor dem Vollzug ihres Uebertritts 
angebracht und erörtert werden kann. 

Zugleich ist ein solcher Ausländer anzuhalten, sein Vorhaben 
einem Geistlichen seiner bisherigen Konfession anzuzeigen, und 
darüber ein Zeugniss beizubringen. Es findet dabei, insofern derselbe 
keinen Beichtvater im Lande hat, ein Unterschied zwischen den 
einzelnen Geistlichen nicht statt, sondern es bezweckt die Anordnung 
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nur die Entfernung des Verdachts der Bekehrsucht, der ausserdem 
stattfinden könnte. | 


138. Erlass des Ministeriums des Kirchen- und Schulwesens 

vom 26. Mai 1841 (Sammlung sämmtlicher Gesetze und Ver- 

ordnungen über die gegenseitigen Verhältnisse der Protestanten und 
Katholiken in Württemberg; 1845, S. 49): 


Unter Beziehung auf den Ministerialerlass vom 1. September 
1831 werden die Pfarrämter zum Vollzug jener älteren Verfügung 
in der Art angewiesen, dass Ausländer, welche im Königreich von 
einer Kirche zur anderen übertreten wollen, von dem Pfarrer der- 
jenigen Konfession, zu welcher der Uebertritt geschieht, anzuhalten 
seien, von ihrem Entschluss vor allen Dingen der Obrigkeit ihres 
Heimathsortes, und zwar so zeitig Nachricht zu geben, dass eine 
etwaige Einsprache noch vor dem Vollzug ihres Uebertritts ange- 
bracht und erörtert werden könne. Zugleich ist bestimmt worden, 
dass der Geistliche derjenigen Konfession, zu welcher der Betheiligte 
übertritt, den Ausweis über die von Letzterem bei seinem seitherigen 
inländischen Seelsorger, und in Ermangelung eines solchen, einem 
anderen inländischen Geistlichen seiner bisherigen Konfession ge- 
machten Anzeige von dem Vorhaben des Konfessionswechsels zu 
verlangen habe. 


139. Gesetz vom 14. Juni 1887, betreffend die Vertretung 
der evangelischen Kirchengemeinden und die Verwaltung ihrer 
Vermögensangelegenheiten (Reg.-Bl. S. 237). 


Artikel 6 Absatz 2 und 3. Der Austritt [aus der Kirche] muss, 
um Wirksamkeit zu haben, bei dem Vorsitzenden des Kirchenge- 
meinderaths von dem Austretenden selbst mündlich oder schriftlich 
angezeigt werden. 

Die Austrittserklärung tritt erst nach vier Wochen in Kraft. 
Hierauf ist dem Austretenden von dem Kirchengemeinderath durch 
seinen Vorsitzenden eine Bescheinigung darüber auszustellen (vgl. 
übrigens Artikel 68 Absatz 3 und 4). 


140. Gesetz vom 14. Juni 1887, betreffend die Vertretung 
der katholischen Pfarrgemeinden und die Verwaltung ihrer 
Vermögensangelegenheiten (Reg.-Bl. S. 272). 

Artikel 43 Absatz 5. Die Erklärung des Austritts, welche, 


abgesehen von den in Absatz 3 und 4 [über die Verpflichtung zur 
Theilnahme an kirchlichen Umlagen| enthaltenen Bestimmungen, 
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nach vier Wochen in Kraft tritt, muss von dem Austretenden schrift- 
lich oder mündlich bei dem Vorsitzenden des Kirchenstiftungsraths an- 
gezeigt werden, welcher hierüber eine Bescheinigung auszustellen hat. 

Anmerkung: Da die beiden Gesetze vom 14. Juni 1887 nur 
den Austritt aus der evangelischen und aus der katholischen Kirche 
regeln, geiten die älteren Vorschriften noch für den Austritt der 
Angehörigen anderer christlichen Konfessionen, insbesondere für Re- 
formirte. So Pfaff, Gesetzeskunde, 1897 S. 319. 


Baden. 
Kirchenrathsinstruktion vom 6. Juli 1797. 
$$ 49, 50 Is. Ziffer 104 der Materialien]. 


141. Gesetz vom 26. Juli 1888, betreffend die Besteuerung 
für örtliche kirchliche Bedürfnisse (Gesetzblatt S. 383). 


Artikel 19. Die Erklärung des Austritts aus einer Kirche 
(Artikel 17) muss, um bürgerliche Wirkung zu haben, von dem 
Austretenden vor der Bezirksverwaltungsbehörde seines Wohnortes 
abgegeben werden und zwar, wenn derselbe das 16. Lebensjahr zu- 
rückgelegt hat, in Person. Für Personen unter 16 Jahren kann die 
Erklärung des Austrittes von denjenigen abgegeben werden, welche 
deren religiöse Erziehung zu ändern berechtigt sind. 

Abschrift des über die Austrittserklärung aufzunehmenden Pro- 
tokolls ist der das örtliche Kirchenvermögen verwaltenden Behörde 
zuzustellen. Dem Austretenden ist auf Verlangen Bescheinigung 
über die erfolgte Erklärung des Austritts zu ertheilen. 


Hessen. 


142. Gesetz vom 10. September 1878 über die bürgerlichen 
Wirkungen des Austritts aus einer Kirche oder Religions- 
gemeinschaft. 


Art. 1. Der Austritt aus einer Kirche hat nur dann bürger- 
liche Wirkungen, wenn er unter Beobachtung der in diesem Ge- 
setze bezeichneten Formen stattgefunden hat. 

Art. 2. Der Uebertritt aus der einen Kirche zu einer anderen 
hat auch fortan die bürgerlichen Wirkungen des Austritts aus der 
ersteren schon dann, wenn er in der für die Aufnahme in die letztere 
festgesetzten oder herkömmlichen kirchlichen Form erfolgt ist, jedoch 
mit der Massgabe, dass der Uebertretende, wenn er von der Bei- 
tragspflicht zu den finanziellen Lasten seines bisherigen Verbandes 
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befreit werden will, noch die im gegenwärtigen Gesetze (Art 8 
Abs. 2 u. ff.) vorgeschriebene Form zu beobachten hat. 

Art. 3. Der Austritt aus einer Kirche, welcher nicht mit einem 
Uebertritt zu einer anderen Kirche verbunden ist, hat erst dann 
bürgerliche Wirkungen, wenn derselbe vom Austretenden in Person 
bei dem Gerichte seines Wohnortes (Einzelrichter) zu Protokoll er- 
klärt worden ist. 

Der Aufnahme dieser Austrittserklärung muss ein hierauf ge- 
richteter Antrag vorausgehen. Derselbe ist durch das Gericht dem 
Vorstand der Kirchengemeinde, welcher der Antragsteller angehört, 
ohne Verzug bekannt zu machen. 

Nach Ablauf von vier Wochen, seit jener Antragstellung kann 
die protokollarische Aufnahme der Austrittserklärung erfolgen. Ist 
dieselbe innerhalb längstens sechs Wochen seit der Antragstellung 
nicht abgegeben, so ist die letztere als nicht geschehen zu betrachten. 

Abschrift des Protokolls über die Austrittserklärung ist dem 
Vorstand der seitherigen Kirchengemeinde des Ausgetretenen zuzu- 
fertigen und dem Letzteren auf Verlaugen eine schriftliche Be- 
scheinigung seines Austritts zu ertheilen. 

Art. 5. Auf den Austritt aus der israelitischen Religionsge- 
meinde ohne gleichzeitigen Austritt aus dem Judenthum findet dieses 
Gesetz keine Anwendung. 

Art. 6. Was in den vorausgehenden Artikeln von dem Aus- 
tritt aus einer Kirche oder dem Uebertritt zu einer Kirche bestimmt 
ist, gilt auch von dem Austritt aus bezw. dem Uebertritt zu einer 
mit Korporationsrechten versehenen Religionsgemeinschaft. 

Art. 7. Die Voraussetzungen des Austritts aus einer nicht mit 
Korporationsrechten versehenen Religionsgemeinschaft sind nach den 
Satzungen derselben und nach den allgemeinen bürgerlichen Gesetzen 
über Vereine (Gesellschaften) bezw. Genossenschaften zu beurtheilen. 

Art. 8. Für Kinder unter 14 Jahren kann die Anzeige des 
Austritts aus einer Kirche oder Religionsgemeinschaft in den Formen 
des gegenwärtigen Gesetzes von denjenigen Personen vollzogen wer- 
den, welchen die Bestimmung über religiöse Erziehung der betreffen- 
den Kinder zusteht. 

Bis zur vollendeten Schulpflicht müssen letztere aber jedenfalls 
an dem Religionsunterricht einer der im Grossherzogthum bestehen- 
den Kirchen- oder Religionsgemeinschaften theilnehmen oder nach 
Massgabe der Vorschriften des Art. 19 Abs. 2 des Schulgesetzes vom 
16. Juni 1874 Religionsunterricht erhalten. 
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Sachsen-Weimar. 


143. Gesetz vom 10. Februar 1864, betreffend die kirchlichen 
Dissidenten (Reg.-Bl. S. 6); abgeändert durch Gesetz vom 
10. April 1895. 


8 1. Dem Austritt einer Person aus der Kirchengemeinschaft, 
der sie bisher angehört hat, kommt eine rechtliche Wirkung nur 
dann, wenn derselbe durch eine dem Einzelrichter des Wohnortes 
vor gehörig besetzter Gerichtsbank persönlich zum Protokolle abge- 
gebene Erklärung erfolgt, und unter der Voraussetzung zu, dass der 
Austretende 

1. das 18. Lebensjahr erfüllt hat; | 

2. ein Zeugniss des zuständigen Geistlichen — oder falls 

dieser dem Ausland angehört, und dem diesfallsigen An- 
trag Bedenken entgegensetzen sollte, irgend eines im 
Grossherzogthum angestellten Geistlichen seiner bisherigen 
Konfession — darüber beibringt, dass er diesem seine 
Willensmeinung, aus der Kirche auszuscheiden, zu er- 
kennen gegeben habe, und von ihm über die Wichtigkeit 
des Schrittes belehrt worden sei. 

8 2, Abs. 1. Die in (temässheit des $ 1 aus ihrer bisherigen 
Kirchengemeinschaft ausgelretenen Personen sind in ein von dem 
Gerichte, vor welchem die Austrittserklärung erfolgt ist, zu. führen- 
des Verzeichniss (Dissidentenregister) einzutragen. 


144. Gesetz vom 10. April 1895, betreffend die Konfession 

der Kinder aus gemischten Ehen zwischen Evangelischen und 

Katholiken, sowie den Konfessionswechsel der Evangelischen 
und Katholiken (Reg.-Bl. S. 129). 


8 8. Wer nach vollendetem 18. Lebensjahre aus der evangeli- 
schen oder aus der katholischen Kirche austreten will, muss dem 
auständigen Geistlichen seiner Konfession seine Willensmeinung er- 
klären, worauf ihn dieser über die Wichtigkeit des Schrittes zu be- 
lehren und darüber, dass dieses geschehen, ein Zeugniss auszu- 
stellen hat. 

Der Austritt selbst ist vor einem Gericht oder Notar zu er- 
klären und es ist vom Austretenden diese Erklärung dem Amtsge- 
richt seines Wohnortes oder dauernden Aufentbaltsortes zu über- 
reichen, wenn sie nicht vor diesem Gericht selbst abgegeben worden 
ist. In allen Fällen ist dem letzteren das Zeugniss über die Be- 
lehrung zu übergeben. 
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Zuständig zu Ausstellung des Zeugnisses ist der Geistliche des 
Wohnorts oder des dauernden Aufenthaltsorts. 

Weigert sich der zuständige Geistliche, das Zeugniss auszu- 
stellen, so ist er vom Amtsgericht aufzufordern, die Ausstellung 
binnen vier Wochen zu bewirken. Erfolgt die Ausstellung inner- 
halb dieser Frist nicht, so ist von dem Erforderniss der Zeugniss- 
beibringung abzusehen. 

Einer Austrittserklärung, welche den vorstehenden Bedingungen 
nicht entspricht, kommt eine rechtliche Bedeutung nicht zu. 

8 9. Das Amtsgericht hat den erfolgten Austritt in das von 
jedem Amtsgericht zu führende » Austritisregister« einzutragen und 
binnen einer Woche einen Registerauszug dem evangelischen Kirchen- 
vorstande , bezüglich dem katholischen Kirchenvorsteheramte der- 
jenigen Gemeinde zuzufertigen, weleher der Ausgetretene bisher an- 
gehörte. 

S 11 Abs. 1. Die Festsetzung der Form, in welcher die Auf- 
nahme in die evangelische oder in die katholische Kirche zu er- 
folgen hat, bleibt der betreffenden Kirche überlassen, jedoch darf 
diese Aufnahme keinesfalls öffentlich vor versammelter Gemeinde 


erfolgen. 
Oldenburg. 


145. Normativ vom 5. April 1831 für die Wahrnehmung des 
landesherrlichen Hoheitsrechts (jus circa sacra) über die 
róm.-kathol. Kirche im Herzogthum Oldenburg (s. Schneider, 
Die partikulären Kirchenrechtsquellen in Deutschland, 1898, S. 447). 


8 41. So wenig dem Uebertritt von einer christlichen Kon- 
fession zur anderen oder der Wahl nach eingetretenen Unterscheid- 
ungsjahren (dem zurückgelegten 14. des Alters) ein Hinderniss ent- 
gegensteht, so ist es doch nicht schicklich, dass ein solcher Austritt 
aus der Kirche heimlich geschehe, und es soll daher kein Geist- 
licher einen solchen Konvertiten ad sacra seiner Konfession wirk- 
lich zulassen, bevor derselbe ihm nicht eine Bescheinigung seines bis- 
herigen Beichtvaters oder Religionslehrers gebracht hat, dass diesem 
der Austritt angezeigt worden. 


Braunschweig. 


146. (Gesetz vom 10. Mai 1867, betreffend die Ordnung der 
kirchlichen Verhältnisse der Katholiken im hiesigen Lande 
(Gesetz- und Verordnungssammlung S. 233). 

$ 14. Die katholischen Geistlichen sind erst dann einen zum 
Konfessionswechsel Entschlossenen zu rezipiren oder zu den in $. 13 
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Abs. 2 bezeichneten Religionshandlungen (»durch welche sich eine 
Religionsgesellschaft wesentlich von einer anderen unterscheidet«) 
zuzulassen befugt, wenn die Willenserklärung dessen, der überzu- 
treten die Absicht hat, einem Prediger der inländischen Ge- 
meinde, welcher er bis dahin angehört hat, abgegeben oder in glaub- 
hafter Weise angezeigt und von diesem eine Bescheinigung darüber 
beigebracht „ist, — gleichwie katholische Landesangehörige erst dann 
zum Uebertritt in eine andere Religionsgemeinschaft zugelassen wer- 
den sollen, wenn sie eine gleiche Bescheinigung von einem katho- 
lischen Geistlichen der im 8 1 unter 1a bezeichneten Orte (Braun- 
schweig, Wolfenbüttel, Helmstedt) oder von einem anderen, im hie- 
sigen Lande zu kirchlichen Amtshandlungen berechtigten katho- 
lischen Geistlichen beigebracht haben. Die Bescheinigung ist weder 
in dem einen, noch in dem anderen Falle zu versagen. 


Was sonst zum Uebertritt erforderlich ist, wird durch die in 
den Religionsgemeinschaften geltenden Ordnungen bestimmt. 


Der katholische Geistliche, welcher einen zum Konfessions- 
wechsel Entschlossenen rezipirt oder zu den im $ 13 Abs. 2 er- 
wähnten Religionshandlungen zulässt, ohne die bezeichnete Be- 
scheinigung oder Unsere Höchste Dispensation von deren Beibringung 
erhalten eu haben, verfällt, gleich dem evangelischen im umgekehrten 
Falle, einer Geldbusse von 20 Thalern. 


Rechtsfall: Der Dechant Dr. Grube in Braunschweig hatte 
am 28. und 29. April 1900 einen Konvertiten eur Beichte und 
Kommunion zugelassen, ehe die durch Schreiben vom 25. April bei 
dem evangelischen Pfarramt erbetene Bescheinigung über die ange- 
zeigte Austrittserklärung vorlag. Diese Bescheinigung lief erst am 
2. Mai ein, nachdem inzwischen ein Kollaborator im Auftrag des 
evangelischen Pfarrers dem Konvertenden Vorhalt gemacht hatte. 
Auf Anzeige des evangelischen Konsistoriums wurde gegen Dr. Grube 
ein Strafverfahren eingeleitet, welches zur Erlassung eines auf 
60 Mk. Strafe lautenden Strafbefehls und zur Verurtheilung in der 
schöffengerichtlichen Instanz führte. Durch Urtheil des Landgerichts 
Braunschweig vom 19. Dezember 19006 erfolgte jedoch die Frei- 
sprechung des Angeklagten, weil festgestellt wurde, dass der Kon- 
vertit preussischer Staatsangehöriger, und daher nicht Mitglied der 
braunschweigischen Landeskirche war, und das Landgericht im Gegen- 
satz zum Schöffengericht annahm, dass der $ 14 des Gesetzes auf 
einen solchen Konversionsfall nicht zu beziehen sei. 


20 * 
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Sachsen- Meiningen. 


147. Gesetz vom 7. Dezember 1878, betreffend die aus der 

Kirche Austretenden (Dissidenten). — Vergl. Sammlung der 

landesherrlichen Verordnungen im Herzogthum Sachsen-Meiningen, 
Bd. 21, S. 40. 


Artikel 1. Der Austritt aus der Landes- oder einer anderen 
anerkannten christlichen Kirche kann mit bürgerlicher Wirkung 
erst nach zurückgelegtem 21. Lebensjahr und nur durch eine vor 
dem Herzoglichen Landrath des Kreises, oder, wenn es sich um 
den Austritt von Seiten des Einwohners einer Stadt handelt, vor 
dem Magistrat bezw. Bürgermeisteramt persónlich abgegebene Er- 
klárung erfolgen. 

Artikel 2. Der Aufnahme der Austrittserklärung muss ein 
hieraut gerichteter Antrag vorausgehen. Derselbe ist durch die Be- 
hórde (Art. 1) dem Vorstand der Kirchengemeinde, welcher der 
Antragsteller angehórt, ohne Verzug bekannt zu machen, damit der 
Vorstand sich über die Beweggründe des Antragstellers unterrichten 
und in seelsorgerischer Beziehung das Weitere veranlassen kónne. 
Davon, dass solehes zu letzterem Zwecke geschehen, ist dem An- 
tragsteller gleichzeitig Nachricht zu geben. Die Aufnahme der 
Austrittserklärung selbst findet nicht vor Ablauf von vier Wochen 
und spätestens innerhalb sechs Wochen nach Eingang des Antrages 
zu Protokoll statt. 

Artikel 4. Rücksichtlich des Uebertritts von einer Kirche zu 
einer anderen, bewendet es bei den bisherigen Grundsätzen. - 

Will aber der Uebertretende von den Lasten seines bisherigen 
Verbandes befreit werden, so greifen die Bestimmungen des Art. 1 
bis 3 dieses Gesetzes Platz. 

Artikel 5. Die vorstehenden Bestimmungen finden auch bei 
‚einem Aus- oder Uebertritt aus der israelitischen, sowie aus jeder 
. anderen Religionsgesellschaft, welche Korporationsrechte erlangt hat, 
Anwendung. 


Sachsen- Altenburg. 


148. Verordnung vom 24. Januar 1851, betreffend die Bildung 
neuer Religionsgemeinschaften (Gesetzsammlung S. 7). 


8 2. Wer, um sich einer neuen Iteligionsgemeinschaft anzu- 
schliessen, aus der Kirche oder Religionsgemeinschaft, welcher er 
bis dahin angehürte, austreten will, muss zunüchst, um dies gültig 
vornehmen zu können, volljährig sein, ist aber ferner auch ver- 
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pflichtet, der Ortspolizeibehörde, welche sodann durch Vermittlung 
des. Ephorus dem oder den betreffenden Ortsgeistlichen weitere Kennt- 
niss davon zu geben hat, hiervon persönlich oder mittels einer 
öffentlich beglaubigten Erklärung schriftlich Anzeige zu machen, 
auch mit dieser Anzeige die Angabe der Religionsgemeinschaft, 
welcher der Austretende sich anschliessen will, zu verbinden. 


Ueber die nach diesen Bestimmungen geschehene Anzeige hat 
die Ortspolizeibehórde, welcher diese Anzeige zu machen war, ohne 
Aufschub eine schriftliche Bescheinigung zu ertheilen, für deren 
Ausfertigung hóchstens 10 Ngr. zu entrichten sind. 


S 9. Bis zur Ertheilung der im 8 2 vorgeschriebenen Beschei- 
uigung ist sowohl von den kirchlichen als den Beamten des Staates 
und der bürgerlichen Gemeinde so zu verfahren, als sei in der bis- 
herigen kirchlichen Verbindung keine Aenderung eingetreten. 


S 4. Um als Mitglied einer neueu Religionsgemeinschaft 
gelten zu können, muss der Eintretende die in $ 2 vorgeschriebene 
Bescheinigung dem Geistlichen oder Prediger, beziehungsweise Vor- 
steher der neuen Religionsgemeinschaft persönlich übergeben. 


Den Geistlichen, Predigern oder Vorstehern der neuen Religions- 
gemeinschaften ist es untersagt, einen neu Hinzutretenden als An- 
gehórigen ihrer Gemeinschaft aufzunehmen, zu nennen oder zu be- 
handeln, so lange die persónliche MSUOLEBUS jener Bescheinigung an 
sie nicht erfolgt ist. 

8 22. Geistliche, Prediger, beziehungsweise Vorsteher von 
Religionsgemeinschaften sind, wenn sie den Vorschriften des $ 4 
nicht nachkommen oder ihnen zuwiderhandeln, mit einer Polizei- 
strafe von 5 bis 10 Thalern zu belegen. Im  Wiederholungsfalle 
kann die Strafe bis zu 30 Thalern gesteigert werden. 

& 27. Die Bestimmungen der 88 2 bis 4 sind in gleicher 
Weise zur Anwendung zu bringen, wenn Solche, welche nach den 
Vorschriften dieser Verordnung als Mitglieder einer neuen Religions- 
gemeinschaft anzusehen sind, aus dieser austreten wollen. Ver- 
fehlungen der vom Staate bestätigten Geistlichen und Ortspolizei- 
behörden gegen diese Vorschriften sind disziplinarisch zu ahnden. 
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Sachsen- Gotha. 


149. Gesetz vom 2. Juli 1863, betreffend die Einführung der 
Civilstandsregister für die ausserhalb der protestantischen und 
rómisch-katholischen Kirche bestehenden Religionsgesellschaf- 
ten, sowie einige auf die Letzteren bezügliche Bestimmungen. 


8 18. Der Austritt aus der protestantischen oder römisch- 
katholischen Kirche kann nur durch eine vor dem Justizamte, iu 
dessen Bezirk der Austretende wohnt ($ 2), persönlich zum Protokoll 
abzugebende Erklärung erfolgen. 


Anhalt-Bernburg. 


150. Gesetz vom 13. Februar 1851, betreffend die Staatsauf- 
sicht über neue Religionsgenossenschaften, deren Versamm- 
lungen, das Ausscheiden der Mitglieder aus ihrer früheren 
und ihre Aufnahme in die neue Religionsgemeinschaft 
(Gesetzsammlung 1851/52, S. 24). 


8 2. Wer, um sich einer neuen Religionsgemeinschaft anzu- 
schliessen, aus der Kirche oder Religionsgenossenschaft, welcher er 
bis dahin angehörte, austreten will, ist verbunden, hiervon sowohl 
seinem bisherigen Geistlichen oder in Ermangelung eines solchen 
dem Vorstande der Religionsgemeinschaft, als auch dem betreffenden 
Kreisamte persönlich oder mittels einer öffentlich beglaubigten Er- 
klärung schriftlich Anzeige £u machen, auch mit dieser Anzeige die 
Angabe der Religionsgemeinschaft, welcher der Austretende sich an- 
schliessen will, und die Erklärung zu verbinden, dass er für seine 
Person und für diejenigen seiner Kinder, welche das 14. Lebensjahr 
noch nicht vollendet haben, nach eintretender Befreiung von den 
Pflichten gegen seine frühere Religionsgemeinschaft, auf jeden An- 
theil an dem Vermögen und den stiftungsmässigen Wohlthaten der 
letzteren ausdrücklich Verzicht leiste. Kinder von höherem als 
l4jährigem Lebensalter haben jene Anzeige und diese Erklärung für 
sich selbständig abzugeben. In Betreff dieser Minderjährigen bleiben 
jedoch alle Ansprüche an das Vermögen oder die sonstigen Wohl- 
thaten der früheren Gemeinschaft für den Fall des Rücktritts in 
dieselbe vorbehalten. 

Ist der Rücktritt nicht noch innerhalb der Minderjährigkeits- 
jahre oder eines vierteljährigen Zeitraums nach erlangter Majoren- 
nität erfolgt, so tritt nach Ablauf des letzteren der Verlust aller 
Ansprüche an die frühere Gemeinschaft von selbst ein. 

Ueber die nach diesen Bestimmungen geschehene Anzeige 
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haben diejenigen, welchen diese Anzeige zu machen war, ohne Auf- 
schub eine schriftliche Bescheinigung zu ertheilen. 

8 3. Bis zu der im $ 2 vorgeschriebenen Anzeige ist sowohl 
von den kirchlichen als den Beamten des Staats und der bürger- 
lichen Gemeinde so zu verfahren, als sei in der bisherigen kirch- 
lichen Verbindung keine Aenderung eingetreten. 

8 4. Um als Mitglied einer neuen Religionsgemeinschaft gelten 
zu können, muss der Eintretende die im $ 2 vorgeschriebenen Be- 
scheinigungen dem Geistlichen bezw. Vorsteher der neuen Religions- 
genossenschaft übergeben. Den Geistlichen oder Vorstehern der 
neuen Religionsgenossenschaft ist es untersagt, einen neu Hinzu- 
tretenden als Angehörigen ihrer Gemeinschaft aufzunehmen, zu nennen 
oder zu behandeln, so lange die Uebergabe der Bescheinigung an 
sie nicht erfolgt ist. 

8 15. Geistliche bezw. Vorsteher von Religionsgemeinschaften 
sind, wenn sie den Vorschriften des $ 4 und im Falle des $ 19 
denen des $ 2 nicht nachkommen oder ihnen zuwiderhandeln, mit 
einer Geldstrafe von 5 bis 20 Thalern zu belegen. Im Wieder- 
holungsfalle kann die Strafe bis auf 50 Thaler gesteigert werden. 

S 19. Die Bestimmungen der 88 2 bis 4 sind in gleicher 
Weise zur Anwendung zu bringen, wenn solche, welche nach den 
Vorschriften dieser Verordnung als Mitglieder einer neuen Religions- 
'gemeinschaft anzusehen sind, aus dieser austreten wollen. 

Zuwiderhandlungen der vom Staat bestätigten Geistlichen und 
Vorstände der Religionsgenossenschaften gegen diese Vorschriften 
sind mit der im $ 15 erwähnten Strafe zu ahnden. 

8. 20. Personen, welche ihren Austritt aus einer bestehenden 
Religionsgenossenschaft in der vorgeschriebenen Form anzeigen, sich 
aber einer anderen Religionsgemeinschaft nicht anschliessen oder 
eine solche nicht bilden, werden in rechtlicher Beziehung nach wie 
vor als Angehörige derjenigen Religionspartei angesehen, zu der sie 
bis dahin gehört haben. 


| Schwarzburg-Sondershausen. 


151. Gesetz vom 1. März 1872 über Einführung von Civil- 
standsregistern für kirchliche Dissidenten. 


8 1. Der Austritt einer Person aus der Landeskirche oder 
einer der anderen im Fürstenthum anerkannten christlichen Religions- 
parteien und resp. der Eintritt in eine neben diesen christlichen 
Konfessionen bestehende oder sich bildende Religionsgesellschaft kann 
nur erst nach zurückgelegtem 21. Lebensjahre und durch eine vor 
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dem Justizamte (Amtsgericht), in dessen Sprengel jene Person 
wohnt, persönlich zu Protokoll abgegebene Erklärung erfolgen, wo- 
bei aber jene Person glaubhaft nachzuweisen hat, dass sie dem 
Pfarrer ihrer Parochie vier Wochen vorher die Absicht, auszutreten, 
mitgetheilt hat. 
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8 2. Die in Gemässheit des $ 1 aus ihrer bisherigen Kirchen- | 
gemeinschaft ausgetretenen Personen — — — sind zur bürgerlichen 
Beglaubigung in gerichtlich zu führende Register (Dissidenten-Re- 
gister) einzutragen, deren Einrichtung durch Verordnung näher be- 
stimmt werden wird. 

Bezüglich der den Israeliten zustehenden gültigen Beurkundung 
der vorgenannten Fälle bleiben auch bei etwaigen Uebertritten zu 
denselben die bestehenden Vorschriften in fortdauernder Geltung; 
beim Austritt eines Israeliten aus seiner Religionsgemeinschaft und 
resp. Eintritt in eine Dissidentengemeinschaft findet die in diesem 
Gesetz vorgeschriebene bürgerliche Beurkundung Anwendung. 


152. Ausführungsgesetz zum Bürgerlichen Gesetzbuch 
vom 19. Juli 1899. 


Artikel 51. S. 9. Wer nach vollendetem 16. Lebensjahre aus 
der evangelisch-lutherischen Landeskirche oder einer der anderen 
staatlich anerkannten christlichen Religionsparteien in eine derselben: 
übertreten will, muss dem zuständigen Geistlichen seiner Konfession 
seine Willensmeinung erklären, worauf ihn dieser über die Wichtig- 
keit des Schrittes zu belehren und darüber, dass dieses geschehen, 
ein Zeugniss auszustellen hat. 

Der Austritt selbst ist unter Vorlegung dieses Zeugnisses vor 
einem Gericht oder Notar zu erklären und in das bei den Amtsge- 
richten zu führende Austrittsregister einzutragen. 

8 10 (hält die oben angeführten Bestimmungen des Gesetzes 
vom 1. März 1872 aufrecht). | 


153. Gesetz vom 22. Dezember 1899, betr. die Abänderung 
des Gerichtskostengesetzes vom 24. Januar 1888. 
Artikel 1; LXVI. $ 116 erhält mit seiner Ueberschrift fol- 

gende Fassung: 

»Dissidenten- und Austrittsregister. . 
In den die Führung der Dissidenten- und Austrittsregister 
betreffenden Angelegenheiten sind an Gebühren zu erheben: 
l. für jede Eintragung in die Register: 2 M; 
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2. für Ausstellung einer Bescheinigung aus diesen Registern 
oder dem am 1. Januar 1876 . geschlossenen Civilstandes- 
register: 1 JA; 

3. für die Aufnahme einer Verhandlung, durch welche die 
einer Eintragung in das Dissidenten- oder Austrittsregister 
zu Grunde liegende Erklärung entgegengenommen wird: 
10 bis 100 /K.« 


Waldeck. 


154. Gesetz vom 26. März 1866, betreffend die Verhältnisse 
der separirten Lutheraner in den Fürstenthümern Waldeck 
und Pyrmont. 3 


$8 1. Diejenigen Mitglieder der Waldeckischen evangelischen 
Kirche, welche zam Zweck des Uebertritts zu den separirten Luthe- 
ranern aus derselben ausscheiden wollen, sind gehalten, ihrem bis- 
herigen Geistlichen hiervon mündlich oder schriftlich Anzeige zu 
machen, sodann aber unter Vorlegung der darüber empfangenen Be- 
scheinigung persönlich bei dem einschlägigen Kreisrath entsprechende 
Erklärung abzugeben. 

Der Kreisrath hat hierüber ein Protokoll aufzunehmen und 
darauf die betreffende Person mit entsprechender Beurkundung über 
ihren Austritt zu versehen. 

So lange ihnen diese Urkunde nicht ertheilt worden, sind sie 
in jeder Beziehung als allein der Waldeckischen evangelischen Kirche 
angehórig zu betrachten. 


8 2. Die im 8 1 gedachte Anzeige bezw. Erklärung kann 
bezüglich derjenigen Personen, welche das 14. Lebensjahr noch nicht 
überschritten haben, mit rechtlicher Wirkung nur durch deren 
Eltern geschehen. 

Ehelicbe sowie durch nachfolgende Heirath oder landesherr- 
liches Reskript legitimirte Kinder, desgleichen diejenigen unehe- 
lichen Kinder, welche der Vater anerkannt hat und in seinem Hause 
oder doch auf seine alleinige Kosten ohne Zuthun der Mutter er- 
zieht, werden durch den Vater, falls aber nur die Mutter noch lebt, 
durch diese vertreten. 

Sind jedoch die Eltern geschieden oder von Tisch und Bett 
getrennt, so gebührt in Ansehung der bei der Mutter verbliebenen 
ehelichen Kinder zunächst dieser die Vertretung. Dieses letzte gilt 
auch bezüglich derjenigen unehelichen Kinder, welche nicht in die 
oben angedeutete Kategorie fallen. 
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Reuss À. L. 


155. Gesetz vom 24. Dezember 1875 über den Austritt aus 
der Landeskirche. 


8 2. Derjenige, welcher aus der Landeskirche austreten will, 
hat zunächst diese Absicht bei dem Pfarramte seiner Parochie 
unter Angabe der Gründe persönlich zu Protokoll aneuzeigen. 

Der Pfarrer hat ihn dabei über die Bedeutung und Wichtig- 
keit des beabsichtigten Austritts zu belehren und dass dies ge- 
schehen, in dem gedachten Protokoll anzuführen. 

Beharrt der den Austritt Anmeldende bei der Absicht des 
Austritts, so kann er nach Ablauf von sechs Wochen vom Pfarrer 
die Ausstellung einer Bescheinigung über jene Anzeige und über 
die gedachte Belehrung verlangen. 

Alsdann hat er unter Vorlegung dieser Bescheinigung seine 
Austrittserklärung bei dem Justizamt (Einzelrichter) seines Wohn- 
ortes zu Protokoll zu geben. Erst mit dieser Handlung wird der 
Austritt rechtsgültig. 

Das Justizamt hat dem Pfarrer, welcher jene Bescheinigung 
ertheilt hat, von der förmlichen Austrittserklärung schriftlich Mit- 
theilung zu machen. 

8 5. Die Gebühren für die durch den Austritt aus der Landes- 
kirche veranlassten gerichtlichen Handlungen sind nach Massgabe 
der Gebührentaxe vom 1. Februar 1853, Abtheilung I, Titel 3 und 
des Gesetzes vom 4. März 1868 anzusetzen. Für das erwähnte pfarr- 
amtliche Protokoll und die danach auszustellende pfarramtliche Be- 
scheinigung sind Gebühren von je einer Mark zu entrichten. 


156. Verordnung vom 13. Januar 1897, betreffend den Ueber- 
tritt von Ausländern von einer christlichen Konfession zur 
anderen. 

Der Uebertritt von einer christlichen Konfession zur anderen 
ist Ausländern, d. h. Reichsausländern sowohl .wie Angehörigen 
anderer deutscher Bundesstaaten im Fürstenthum nur dann gestattet, 
wenn sie in ihrem Heimathsstaate kein Domizil mehr besitzen, viel- 
mehr ihren gewöhnlichen Wohnsitz im Fürstenthum haben und ein 
schriftliches Zeugniss des zuständigen Pfarrers ihrer bisherigen Kon- 
fession darüber beibringen, dass sie ihre Willensmeinung vor diesem 
erklärt und der darauf empfangenen seelsorgerischen Belehrung un- 
geachtet nach Ablauf einer zu bestimmenden vierwöchigen Bedenk- 
zeit an ihrem Entschluss festgehalten haben und aus ihrer bis- 
herigen Kirchengemeinschaft entlassen sind. 
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Reuss j. L. 


157. Gesetz vom 19. Oktober 1872 über die kirchlichen. 
Dissidenten. 


$ 1. — —. Es wird jedoch der [aus der Landeskirche] Aus- 
tretende so lange als Mitglied seiner bisherigen kirchlichen Gemeinde 
betrachtet, als er nicht seinen Austritt bei dem Justizamt [Amts- 
gericht], in dessen Bezirk er wohnt, persónlich zu Protokoll erklürt 
und dabei glaubhaft nachgewiesen hat, dass er dem Pfarrer seiner 
Parochie vier Wochen vorher die Absicht auszutreten angezeigt hat. 
8 13. An Gebühren sind zu entrichten: 
für eine Eintragung in das Dissidentenregister — 15 Sgr. 


Lippe. b gn 


158. Verordnung vom 24. Dezember 1889, betreffend die 
Regelung der evangelisch - protestantischen Parochial- und 
Konfessionsverhältnisse. 


8 7. Wenn Jemand von der einen evangelisch-protestantischen 
Konfession zu der anderen übertreten will, so hat er dieses Vor- 
haben seinem Parochus in Gegenwart zweier Kirchenältesten zu 
Protokoll zu erklären. Eine Abschrift des Protokolls ist von dem 
Uebertretenden 14 Tage nach der Aufnahme von dem betreffenden 
Parochus abeuholen und dem Parochus der neuen Konfession zu 
überreichen. Alsbald nach Abholung dieses Schriftstückes hat der 
Aussteller desselben dem Parochus der anderen Konfession von dem 
stattgehabten Verfahren Kenntniss zu geben. | 
| 8 8. Wenn sich Jemand bei einem Parochus mit dem Ge- 
suche meldet, ihn in Folge seines stattgehabten Konfessionswechsels 
in seinen Pfarrbezirk aufzunehmen, so darf die Aufnahme nur dann 
erfolgen, wenn der Nachsuchende eine Bescheinigung des bisherigen 
Parochus über den vollzogenen Austritt beibringt. Der künftige hat 
den bisherigen Parochus von der Aufnahme zu benachrichtigen. .- 


Hamburg. 


159. Gesetz vom 18. Dezember 1888 über den Austritt einer 
staatlich anerkannten religiösen Gemeinschaft. 


82. Die Entgegennahme der Austrittserklärung ist schrift- 
lich oder’ mündlich bei der Aufsichtsbehörde für die; Standesämter 
zu beantragen.  Frühestens nach Ablauf von vier Wochen oder 
spätestens innerhalb sechs Wochen nach Eingang des: Antrags ist 
die Austrittserklärung von dem Austretenden persönlich vor der 
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Aufsichtsbehörde für die Standesämter abzugeben. Wird die sechs- 
wöchentliche Frist nicht eingehalten, so gilt der Antrag auf Ent- 
gegennahme der Austrittserklärung als zurückgenommen. 


$ 5. Für die von dem Austretenden geforderte beglaubigte 
Abschrift des Protokolls über seine Austrittserklärung wird eine Ge- 
bühr von 1 .# erhoben. Die Erhebung geschieht durch Stempel. 


V. Rechtliche Wirkung des Austritts aus einer Religions- 
gemeinschaft. 


(S 4 des Initiativantrages.) 
Preussen. 


160. Gesetz vom 14. Mai 1873, betreffend den Austritt aus 
der Kirche (Gesetzsammlung S. 207). 


8 3. Die Austrittserklärung bewirkt, dass der Ausgetretene 
zu Leistungen, welche auf der persónlichen Kirchen- oder Kirchen- 
gemeinde-Angehórigkeit beruhen, nicht mehr verpflichtet ist. 

Diese Wirkung tritt mit dem Schlusse des auf die Austritts- 
erklärung folgenden Kalenderjahres ein. Zu den Kosten eines ausser- 
ordentlichen Baues, dessen Nothwendigkeit vor Ablauf des Kalender- 
jahres, in welchem der Austritt aus der Kirche erklärt wird, fest- 
gestellt ist, hat der Austretende bis zum Ablauf des zweiten auf die 
Austrittserklärung folgenden Kalenderjahres ebenso beizutragen, als 
wenn er seinen Austritt aus der Kirche nicht erklärt hätte. 

Leistungen, welche nicht auf der persönlichen Kirchen- oder 
Kirchengemeinde-Angehörigkeit beruhen, insbesondere Leistungen, 
welche entweder kraft besonderen Rechtstitels auf bestimmten 
Grundstücken haften, oder von allen Grundstücken des Bezirks, oder 
doch von allen Grundstücken in einer gewissen Klasse in dem Be- 
zirke ohne Unterschied des Besitzers zu entrichten sind, werden 
durch die Austrittserklärung nicht berührt. 


Bayern. 
161. II. Verfassungs-Beilage vom 26. Mai 1818. 


S 11. Durch die Religions-Aenderung gehen alle kirchlichen 
Gesellschaftsrechte der verlassenen Kirche verloren; dieselbe hat 
aber keinen Einfluss auf die allgemeinen staatsbürgerlichen Rechte, 
Ehren und Würden. 
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Sachsen. 


162. Mandat vom 20. Februar 1827, betreffend den Uebertritt 
von einer christlichen Konfession zur anderen. 


§ 10. Von dem Tage des erfolgten Uebertritts an hört der 
Uebergetretene auf, unter dem Gesetze und der geistlichen Behórde 
der verlassenen Kirche zu stehen, verliert die Rechte der Mitglieder 
derselben und wird aller Rechte und Verbindlichkeiten -der anderen 
Kirche theilhaftig, ohne dass jedoch eine rückwirkende Kraft des 
Uebertritts stattfinden kann; indem vielmehr auch der Ueberge- 
getretene alles das, was er bis zu seinem Uebertritt genossen hat, 
behält, dagegen auch, wozu er bis dahin verbunden war, zu leisten 
schuldig bleibt. | 


Württemberg. 


163. Gesetz vom 14. Juni 1887, betreffend die Vertretung der 
evangelischen Kirchengemeinden und die Verwaltung ihrer 
Vermögensangelegenheiten (Reg.-Bl. S. 237). 


Artikel 68, Abs. 3 und 4. Wer aus der Kirche austritt, wird 
dadureh von der Umlage nicht befreit, welche in dem Kalenderjahr 
seiner Austrittserklärung fällig wird. 

Zu den Kosten eines ausserordentlichen Bauwesens, dessen 
Nothwendigkeit vor seiner Austrittserklärung durch Beschluss des 
Kirchengemeinderaths oder durch die Aufsichtsbehörde festgestellt 
worden ist, hat der 'Ausgetretene bis zum Ablauf des der Austritts- 
anzeige nächstfolgenden Kalenderjahres ebenso beizutragen, wie wenn 
der Austritt nicht erfolgt wäre. 


164. Gesetz vom 14. Juni 1887, betreffend die Vertretung der 
katholischen Pfarrgemeinden und die Verwaltung ihrer Ver- 
mögensangelegenheiten (Reg.-Bl. S. 272). 


Artikel 43, Abs. 3 und 4. Wer aus der Kirche austritt, wird 
dadurch von der Umlage nicht befreit, welche in dem Kalenderjahr 
seiner Austrittserklärung fällig wird. 

Zu den Kosten eines ausserordentlichen Bauwesens, dessen 
Nothwendigkeit vor seiner Austrittserklärung durch Beschluss des 
Kirchenstiftungsraths oder durch die Aufsichtsbehörde festgestellt 
worden ist, hat der Ausgetretene bis zum Ablauf des der Austritts- 
anzeige nächstfolgenden Kalenderjahres ebenso beizutragen, wie wenn 
der Austritt nicht erfolgt wäre. 
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Baden. 


165. Gesetz vom 26. Juli 1888, betreffend die Besteuerung für 
örtliche kirchliche Bedürfnisse (Geselzsammlung S. 383). 


Artikel 16. Für solche, die zu dem Bekenntnisse der Kirchen- 
gemeinde übertreten, beginnt die Steuerpflicht (Art. 12, Art. 13 Ziff. 1) 
mit dem Anfang des Kalenderjahres, welches auf das Jahr des 
Uebertritts folgt. 

Artikel 17. Durch deu Austritt aus der Kirche erlischt die 
Steuerpflicht (Art. 12, Art. 13 Ziff. 1) erst mit dem Ablauf des 
zweiten auf das Jahr des Austritts folgenden Kalenderjahres, sofern 
der Ausgetretene nicht auf einen früheren Zeitpunkt einer Kirchen- 
gemeinde anderen Bekenntnisses kirchliche Steuern zu entrichten 
schuldig wird (Art. 16). 

Artikel 19. Die Austrittserklärung (Art. 18) ist hinsichtlich 
der kirchlichen Steuerpflicht unwirksam, wenn nach Abgabe der- 
selben die Einrichtungen der Kirche, welcher der Betreffende. bis 
dahin angehórte, durch diesen selbst oder durch. Personen, deren re- 
ligióse Erziehung derselbe zu ändern berechtigt ist, weiter benutzt 
werden. 

Hessen. 


166. Gesetz vom 10. September 1878 über die bürgerlichen 
Wirkungen des Austritts aus einer Kirche oder Religionsge- 
meinschaft. 


Artikel 4. Die in Gemässheit des vorstehenden Artikels [s. zu 
8 3 des Antrages] erfolgte Austrittserklärung hat insbesondere die 
Wirkung, dass der Ausgetretene zu Leistungen, welche auf der per- 
sönlichen Kirchen- oder Kirchengemeinde-Angehórigkeit beruhen, 
nicht mehr verpflichtet wird. Diese Wirkung tritt, im Fall der 
Austritt in der ersten Hälfte des Kalenderjahres erfolgt, mit dem 
Schlusse des Jahres, sonst aber mit dem Schlusse des auf die Aus- 
trittserklärung folgenden Kalenderjahres ein. Zu den Kosten eines 
ausserordentlichen Baues, dessen Nothwendigkeit vor Ablauf des 
Kalenderjahres, in welchem der Austritt aus der Kirche erklärt 
wird, festgestellt ist, hat der Austretende bis zum Ablauf des 
zweiten, auf die Austrittserklärung folgenden Kalenderjahres ebenso 
beizutragen, als wenn er seinen Austritt nicht erklärt hätte, 

Leistungen, welche nicht auf der persönlichen Kirchen- oder 
Kirchengemeinde-Angehödrigkeit beruhen, werden durch jenen Aus- 
tritt nicht berührt. | 
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Artikel 7. — — Der Umfang der bürgerlichen Wirkungen 
des Austritts aus einer nicht mit Korporationsrechten versehenen 
Religionsgemeinschaft sind nach den Satzungen derselben und nach 
den allgemeinen bürgerlichen Gesetzen über Vereine (Gesellschaften) 
bezw, Genossenschaften zu beurtheilen. 

Artikel 9. Tritt Jemand aus einer Kirche oder aus einer mit 
Korporationsrechten versehenen Religionsgemeinschaft aus, ohne zu 
einer anderen Kirche oder zu einer anderen mit Korporationsrechten 
versehenen Religionsgemeinschaft überzutreten, und nehmen in diesem 
Falle Kinder des Ausgetretenen, die seiner Erziehungsgewalt unter- 
worfen sind, in Folge der Bestimmungen des zweiten Absatzes des 
vorhergehenden Artikels (s. zu 8 3 des Antrages), an dem von dem 
Geistlichen in der Volksschule ertheilten Religionsunterrichte der 
verlassenen Kirche oder Religionsgemeinschafü Theil, so kann, so 
lange dieses Verhältniss dauert, der Ausgetretene zu den finanziellen 
Lasten der verlassenen Kirche oder Religionsgemeinschaft, deren 
Religionsunterricht die Kinder besuchen, wie ein Mitglied derselben 
herangezogen werden. 

Artikel 10. Für die Beschwerden wegen Zuziehung zu den in 
Artikel 4 und 9 erwähnten Leistungen finden die Bestimmungen 
Anwendung, welche für Beschwerden wegen Zuziehung zu den Um- 
lagen oder Ausschlägen der politischen Gemeinden gelten. Insoweit 
Heberegister für die kirchlichen Umlagen nicht offen gelegt worden 
sind, läuft die Beschwerdefrist vom Tage der Zustellung des Auf- 
forderungszettels. 


Sachsen- Weimar. 


167. Gesetz vom 10. April 1895, betreffend die Konfession 

der Kinder aus gemischten Ehen zwischen Evangelischen und 

Katholiken, sowie den Konfessionswechsel der Evangelischen 
und Katholiken (Reg.-Bl. S. 129). 


8 10. Der Austritt aus der evangelischen oder aus der katho- 
lischen Kirche bewirkt, dass der Ausgetretene zu Leistungen, welche 
auf der Zugehörigkeit zur Kirchengemeinde beruhen, vom Beginne 
des auf die Austrittserklärung folgenden Kalenderjahres an nicht 
mehr verpflichtet ist; jedoch hat der Ausgetretene zu den Kosten 
eines ausserordentlichen Baues, dessen Nothwendigkeit vor Ablauf 
desjenigen Kalenderjahres, in dem der Austritt erfolgt, festgestellt 
wird, bis zum Ablauf des zweiten auf die Austrittserklärung folgen- 
den Kalenderjahres ebenso beizutragen, als wenn er seinen Anstritt 
nicht erklärt hätte, 
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Leistungen, welche nicht auf der persönlichen Angehörigkeit zur 
Kirchengemeinde beruhen, werden durch den Austritt nicht berührt. 

8 11 Absate 2. Der [in Folge seines Konfessionswechsels in 
eine Kirche] Aufgenommene hat in Maugel besonderer Bestimmungen 
oder Vereinbarungen zu denjenigen Lasten der ihn aufnehmenden 
Kirchengemeinde beizutragen, die nach dem Tage der Aufnahme 
fällig werden. 

Sachsen- Meiningen. 
168. Gesetz vom 7. Dezember 1878, betreffend die aus der 
Kirche Austretenden (Dissidenten). 


Artikel 3. Die Austrittserklärung bewirkt, dass der Ausge- 
tretene zu Leistungen, welche auf der persönlichen Kirchengemeinde- 
angehörigkeit beruhen, nicht mehr verpflichtet ist. 

Diese Wirkung tritt mit dem Schlusse des auf die Austritts- 
erklärung folgenden Kalenderjahres ein. Zu den Kosten eines ausser- 
ordentlichen Baues, dessen Nothwendigkeit vor Ablauf des Kalender- 
jahres, in welchem der Austritt aus der Kirche erklärt wird, fest- 
gestellt ist, hat der Austretende noch bis zum Ablauf des zweiten 
auf die Austrittserklärung folgenden Kalenderjahres beizutragen. 

Leistungen, welche nicht auf der persönlichen Kirchengemeinde- 
Angehörigkeit beruhen, insbesondere Leistungen, welche als Real- 
oder Patronatslasten oder kraft eines sonstigen besonderen Rechts- 
titels auf bestimmten Grundstücken haften, werden durch die Aus- 
trittserklärung nicht berührt, 


Sachsen-Gotha. 


169. Gesetz vom 2. Juli 1863, betr. die Einführung der Civil- 

standsregister für die ausserhalb der protestantischen und rö- 

misch-katholischen Kirche bestehenden Religionsgesellschaften, 
sowie einige auf die letzteren bezüglichen Bestimmungen. 

S 19. Der Ausgetretene kann einen Antheil von den Rechten, 
welche der Kirche, aus welcher er ausgetreten ist, und deren Mit- 
gliedern als solchen zustehen, nicht mehr in Anspruch nehmen, ist 
aber auch von den Pflichten entbunden, welche den Mitgliedern 
dieser Kirche der letzteren und ihren Beamten gegenüber obliegen. 


Waldeck. | 
170. Gesetz vom 16. März 1866, betr. die Verhältnisse der sepa- 
rirten Lutheraner in den Fürstenthümern Waldeck und Pyrmont. 
8 3. Mit dem Austritt aus der Waldeckischen evangelischen Kirche 
erlischt die Verbindlichkeit der Ausgetretenen zu kirchlichen Leistung en 
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an dieselbe, insoweit solche nicht — wie z. B. die an Kirchen, 
Pfarreien oder Küstereien zu leistenden Grundabgaben — dinglicher 
Natur und deshalb fort zu entrichten sind. 

Im Uebrigen bleiben die Ausgetretenen auch verpflichtet, so 
lange sie nicht besondere Todtenhöfe für sich beschafft haben, zu 
den Kosten der allgemeinen Todtenhöfe und dessen, was damit zu- 
sammenhängt, beizutragen. 

Desgleichen sind sie verbunden, für diejenigen Amtshandlungen, 
welche bezüglich ihrer durch die zuständigen evangelischen Geist- 
lichen etwa vorgenommen werden müssen, an diese die herkömm- 
lichen Gebühren, für jede Eintragung eines Geburts- oder Todesfalls 
in die Kirchenbücher aber eine Gebühr von 10 Sgr. zu entrichten. 


Reuss à. L. 


171. Gesetz vom 24. Dezember 1875 über den Austritt aus 
der Landeskirche. 


$ 3. Die unter Einhaltung der obigen Vorschriften erfolgte 
Austrittserklärung bewirkt, dass der Ausgetretene zu Leistungen, 
welche auf der persönlichen Kirchen- oder Kirchengemeinde-Ange- 
hörigkeit beruhen, nicht mehr verpflichtet ist. 

Diese Wirkung tritt jedoch erst mit dem Schlusse des auf die 
Austrittserklärung vor Gericht folgenden Kalenderjahres ein. Zu den 
Kosten eines ausserordentlichen Baues, dessen Nothwendigkeit vor 
Ablauf des Kalenderjahres, in welchem der Austritt aus der Kirche 
" erklärt worden, festgestellt ist, hat der Austretende bis zum Ablauf 
des zweiten auf die Austrittserklärung folgenden Kalenderjahres 
ebenso beizutragen, als wenn er seinen Austritt aus der Kirche nicht 
erklärt hätte. 

: Leistungen, welche nicht auf der persönlichen Kirchen- oder 
Kirchengemeinde-Angehörigkeit beruhen, insbesondere Leistungen, 
welche entweder kraft besonderen Rechtstitels auf bestimmten 
Grundstücken haften, oder von allen Grundstücken der Parochie 
oder doch von allen Grundstücken einer gewissen Klasse in der 
Parochie ohne Unterschied des Besitzers zu entrichten sind, werden 
durch die Austrittserklärung nicht berührt. 


Hamburg. 


172. Gesetz vom 18. Dezember 1888 über den Austritt aus ` 
einer staatlich anerkannten religiósen Gemeinschaft. 
$ 1. Der von einer volljährigen Person in den Formen des 


8 2 und 3 dieses Gesetzes erklärte Austritt aus einer staatlich an- 
Archiv für Kirchenrecht. LXXXII. 21 
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erkannten religiösen Gemeinschaft bewirkt die Befreiung der betref- 
fenden Person von allen Leistungen, zu welchen dieselbe als Mit- 
glied der religiösen Gemeinschaft bis zu ihrem Austritt verpflichtet 
war. Diese Befreiung tritt für periodisch wiederkehrende Leistungen 
erst mit Ablauf des Kalenderjahres ein, in welchem der Austritt 
stattgefunden hat. 

Leistungen, welche nicht auf der persönlichen Kirchen- und 
Gemeindeangehörigkeit beruhen, insbesondere Leistungen, welche 
entweder kraft besonderen Rechtstitels auf bestimmten Grundstücken 
haften oder von allen Grundstücken des Bezirks oder von Grund- 
Stücken einer bestimmten Klasse innerhalb des Bezirks ohne Unter- 
schied des Besitzers zu entrichten sind, werden durch den Austritt 
des Leistungspflichtigen aus der Kirche nicht berührt. 


VI. Freiheit von Leistungen an eine andere Religionsge- 
meinschaft. 
(S 4a des Kommissionsbeschlusses.) 


Preussen. 


) 


173. Allgemeines Landrecht vom 5. Februar 1794. 


Theil II, Titel 11. 

8 261. Doch soll Niemand bei einer Parochialkirche von einer 
anderen, als derjenigen Religionspartei, zu welcher er selbst sich be- 
kennt, zu Lasten oder Abgaben, welche aus der Parochialverbindung 
fliessen, angehalten werden; wenn er gleich in dem Pfarrbezirke 
wohnt oder Grundstücke darin besitzt. | 


Bayern. 


174. Gesetz vom 22. Juli 1819, betreffend die Umlagen für 
| Gemeindebedürfnisse (G.-Bl. S. 90). 


Artikel V. Kein Staatsbürger ist verbunden, zur Befriedigung 
der Bedürfnisse von Kirchen und Schulen einer Religions-Parthey, 
zu welcher er nicht gehört, mittels Umlagen beizutragen, wenn 
nicht ein gemeinschaftlicher Genuss oder ein besonderes Rechtsver- 
hältnis besteht. | | 


175. Gesetz vom 26. März 1881, betreffend die Aufhebung 
der unter dem Namen der Neujahrsgelder u. dgl. bestehenden 
Abgaben der Israeliten (G.-V.-Bl. S. 163). 

Artikel 1. Die in einigen Gebietstheilen des Königreichs unter 
dem Namen »Neujahrsgeld«e, »Stolgebührendeputate, >Juden- 
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Steuer« u. dergl. bestehenden persónlichen Abgaben, welche Israeliten 
als solche an katholische oder protestantische Geistliche, Kirchen- 
diener und Schullehrer, an Stiftungs- und Gemeindekassen, dann an 
Bürgermeister zu leisten haben, werden ohne Entschádigung der 
Bezugsberechtigten aufgehoben. Damit fallen auch alle Pogon 
reichnisse weg. 

(Ausgenommen hievon sind die auf judicatmüssigen Entscheid- 
ungen beruhenden Reichnisse, welche abgelöst werden können. 

Hiezu Min.-Entschl. v. 5. April 1881 (Weber, ii 
sammlung Bd. XV S. 55). 


Sachsen. 
176. Parochiallastengesetz vom 8. März 1838. 


. 81. Die Kirchen- und Schulgemeinden sind verbunden, die 
Mittel anzuschaffen, welche ihre Kirchen und Schulen erfordern. 

Ist jedoch ein Kirchenvermógen oder eine Schulkasse, an 
welche die Verpflichteten allein Ansprüche haben, oder ein anderer, 
für dieselben Kirchen- und Schulzwecke bestimmter Fonds vor- 
handen, so wird der nóthige Aufwand zuvörderst aus diesen Kassen 
und Fonds entnommen . ... 

8 2. Sind die 8 1 erwähnten Fonds unzureichend oder deren 
. gar nicht vorhanden, so haben die Kirchen- und Schulgemeinden 
. den ‚ganzen oder fehlenden. Bedarf für ihre Kirchen ang Schulen 
durch Anlagen unter sich aufzubringen. 

8 3. Zu dergleichen Anlagen sind alle Mitglieder der Kirchen- 
und Schulgemeinde und das ganze im Kirchen- und Schulbeeirke 
befindliche unbewegliche Eigenthum, wenn auch dessen Besitzer nicht 
. wesentlich im Bezirke sich aufhalten (Forenser) oder einer anderen 
Konfession angehören, insoweit nicht gegenwärtiges Gesetz eine Be- 
freiung ausspricht, verhältnissmässig beisuziehen. 

(Nach Kultusministerial-Verordnung vom 7. Mai 1887 kann 
»die Mitleidenheit an den Kirchen- und Schullasten wegen Gewerbe- 
betriebs in der Regel nur dort, wo die gewerbliche Niederlassung 
besteht, in Anspruch genommen und, wenn ein Gewerbebetrieb 
ständig in mehreren Kirchen- und Schulbezirken stattfindet, in 
jedem dieser Bezirke ein verhältnissmässiger Beitrag zu den Kirchen- 
und Schullasten gefordert werden«; auch juristische Personen unter- 
liegen der Verpflichtung, zu Kirchen- und Schullasten beizutragen. 

Nach Erläuterungsgesetz vom 21. März 1843 sind Staats- 
waldungen, die Waldungen der Universität Leipzig und der Landes- 
schule zu Grimma von diesen Beiträgen frei.) | 
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$ 4. In Städten ist, wenn nach 8 2 Anlagen zu machen sind, 
nach 8 92 der Städteordnung zu verfahren. 

8 5. In Dörfern und solchen Orten, welche die Städteordnung 
nicht angenommen haben, sind dergleichen Anlagen zur Hálfte auf 
alle Einwohner, welche das 14. Lebensjahr zurückgelegt haben, nach 
der Kopfzahl, zur anderen Hälfte unter die Augesessenen allein, nach 
Verhältniss der Grundsteuer, zu vertheilen. 

8 21. Grundstücksbesitzer, welche ihren wesentlichen Aufenthalt 
ausserhalb der Kirchen- oder Schulgemeinde haben, sind nur nach 
ihrem Grundbesitz innerhalb des Kirchen- und Schulbezirks in An- 
satz zu bringen. 

Die Bekenner eines der Kirchengemeinde fremden Glaubens 
sind zu Kirchenanlagen nur nach dem Grundbesitz zuzuziehen. 

Unbewegliches Vermögen, welches Gemeindeglieder ausserhalb 
des Kirchen- oder Schulbezirkes besitzen, ist ganz unberücksichtigt 
zu lassen. 

Nach 8 8 des Abänderungs- und Erläuterungsgesetzes vom 
12. Dezember 1855 sind von persönlichen Anlagen für Kirchen- 
und Schulzwecke befreit : 

»a) die Mitglieder einer, der Kirchengemeinde fremden, vom 
Staate anerkannten Religionsgesellschaft, jedoch für Schul- 
zwecke nur in dem Falle, wenn sich eine Öftentliche Schule 
ihres Glaubensbekenntnisses an demselben Orte oder doch 
so nahe befindet, dass die Kinder den erforderlichen Unter- 
richt in solcher vollständig geniessen können; 

b) angestellte Geistliche und Lehrer an denjenigen Schulen, 
deren Unterhaltung nach dem Gesetze vom 6. Juni 1835 
den Gemeinden obliegt, für ihre Personen und Familien; 

c) alle Militärpersonen mit Ausnahme der Hauptleute und 
der in gleichem oder höherem Range stehenden Militär- 
personen in ihren Standquartieren, solange sie im aktiven 
Dienste sind.« 

Nach 8 4 des Erläuterungsgesetzes vom 21. März 1843 steht 

eine Realbefreiung von Kirchen- und Schulanlagen zu; 

»8) allen im Eigenthum derjenigen Kirchen- und Schulgemeinde, 
in welcher die Anlage erhoben wird, befindlichen Grund- 
stücken ; 

b) den Kirchen, Schulen, Pfarr- und Schullehrerwohnungen 
nebst Zubehör, den zum unmittelbaren Gebrauch milder 
Stiftungen gehörigen Gebäuden (einschliesslich der Armen- 
häuser), den Begräbnissplätzen, Kirchhöfen, Leichenhäusern 
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und Todtengráberwohnungen ohne Rücksicht der Konfession 
und ohne Unterschied, ob sie derjenigen Gemeinde, in 
welcher die Anlage erhoben wird, angehören oder nicht; 

c) allen sonstigen Grundstücken der Kirchen, Schulen . ., 
welche der Gemeinde, in der die Anlage erhoben wird, 
selbst angehören oder speziell gewidmet sind.« 


Sachsen-Altenburg. 


177. Gesetz über die Aufbringung kirchlicher Anlagen vom 
21. April 1837. 


$ 11. Beitragspflicht der Ausmärker und Nichtprotestanten. 

Diejenigen, die Grundstücke in einer Flur besitzen, in der sie 
nicht wohnen, die Besitzer der auf Ritterguts Grund und Boden 
stehenden Häuser und solche Grundbesitzer, die sich eu einem andern 
Glaubensbekenntniss bekennen, sind beitragspflichlig nur in dem 
Flurbesirk, wo sie Grundstücke besitzen (Verordnung vom 18. No- 
vember 1825). 


VII. Freiheit der Religionsgemeinschaften. 
(8 5 des Initiativantrages.) 
1. Freiheit der Religionsgemeinschaften im Allgemeinen. 
u Preussen. | 
178. Allgemeines Landrecht vom 5. Februar 1794. 
Theil II, Titel 11. 

8 17. Die vom Staate ausdrücklich aufgenommenen Kirchen- 
gesellschaften haben die Rechte privilegirter Korporationen. 

S 18. Die von ibnen zur Ausübung ihres Gottesdienstes ge- 
widmeten Gebäude werden Kirchen genannt; und sind als privi- 
legirte Gebäude des Staats anzusehen. 

8. 20. Eine Religionsgesellschaft, welche der Staat genehmigt, 
ihr aber die Rechte Öffentlich aufgenommener Kirchengesellschaften 
nicht beigelegt hat, geniesst nur die Befugniss geduldeter Gesell- 
schaften (Titel 6, § 11 ff). 

S 22. Einer geduldeten Kirchengesellschaft ist die freie Aus- 
übung ihres Privatgottesdienstes gestattet. 

$ 23. Zu dieser gehört die Anstellung gottesdienstlicher Zu- 
sammenkünfte in gewissen dazu bestimmten Gebäuden, und die Aus- 
übung der ihren Religionsgrundsätzen gemässen Gebräuche, sowohl in 
diesen Zusammenkünften, als in den Privatwohnungen der Mitglieder. 
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8 24. Eine bloss geduldete Kirchengesellschaft kann aber das 
Eigenthum solcher Gebäude ohne besondere Erlaubniss des Staats 
nicht erwerben. 

8 25. Ihr ist nicht gestattet, sich der Glocken zu bedienen, 
oder öffentliche Feierlichkeiten ausserhalb der Mauern ihres Ver- 
sammlungshauses anzustellen. 

S 39. Protestantische Kirchengesellschaften des Augsburg’schen 
Glaubensbekenntnisses sollen ihren Mitgliedern wechselseitig die 
Theilnahme auch an ihren eigenthümlichen Religionshandlungen 
nicht versagen, wenn dieselben keine Kirchenanstalt ihrer eigenen 
Keligionspartei, deren sie sich bedienen können, in der Nähe haben. 

Anmerkung: Trotz der Bestimmung in 8 23, wonach einer 
geduldeten Kirchengesellschaft die Ausübung der ihren Religions- 
grundsätzen gemässen Gebräuche ausdrücklich gestattet ist und trotz 
der in Art. 12 der preussischen Verfassungsurkunde vom 31. Januar 
1850 gewährleisteten Freiheit der Religionsübung (vergl. Ziffer 22) 
ist unterm 11. Januar 1901 ein Urtheil des Oberverwaltungsgerichts 
ergangen, welches in seinen Gründen die Gemeinden für berechtigt 
erklärt, in den. von ihnen angelegten Öffentlichen Schlachthäusern 
das Schächten schlechthin zu verbieten, obwohl die Juden nach 
jüdisch -traditioneller Anschauung diese Schlachtmethode als auf 
einem biblischen Gebot, somit auf einer religionsgesetzlichen Vor- 
schrift des Judenthums beruhend ansehen. Dieses Urtheil des Ober- 
verwaltungsgerichts lautet: 

In der Verwaltungsstreitsache 

der Metzgermeister: Philipp Herz, Benedict Klein und 
August Ditges, sämmtlich zu Rheydt, Kläger und Be- 


rufungskläger, 

| wider 

den Oberbürgermeister zu Rheydt, Beklagten und Be- 
rufungsbeklagten, 


hat das Königliche Oberverwaltungsgericht, Zweiter Senat, in seiner 

Sitzung vom 11. Januar 1901, 
an welcher der Senats-Präsident, Wirkliche Geheime Ober- 
regierungsrath von Roon und die Oberverwaltungsgerichts- 
räthe: Freytag, Reinick, Hónemann, Mundt, Hoffmann II 
und Möllenhoff Theil genommen haben, 

für Recht erkannt, 
dass auf die Berufung der Kläger die Entscheidung des 
Bezirksausschusses zu Düsseldorf, Abtheilung II, vom 
16. Januar 1900 zu bestätigen und die Kosten der Be- 
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rufungsinstanz — unter Festsetzung des Werths des Streit- 
gegenstandes auf 5000 «Æ. — den Klägern zur Last zu legen. 
Von Rechts Wegen 


In Rheydt, wo ein von der Gemeinde errichtetes öffent- 
liches Schlachthaus besteht, ist auf Grund des (Gesetzes vom 
18. März 1868 
9. März 1881 | 
Schlachthofzwang, vom 26. Juni 1894, genehmigt von dem Bezirks- 
ausschusse zu Düsseldorf am 20. Juli 1894, erlassen worden. Die 
Nummern 1 und 7 des Gemeindebeschlusses lauten, wie folgt: 

»l. Innerhalb des Gemeindebezirks der Stadt Rheydt darf 
das Schlachten der nachbezeichneten Gattungen von Vieh — Ochsen, 
Stieren, Kühen, Rindern, Kälbern, Schafen, Ziegen, Schweinen, 
Pferden und Eseln — ausser im Falle der Nothschlachtung nur 
in dem Öffentlichen Schlachthofe vorgenommen werden. 

7. Diejenigen Personen, welche in dem Gemeindebezirk der 
Stadt Rheydt das Schlächtergewerbe oder deu Handel mit frischem 
Fleisch als stehendes Gewerbe betreiben, dürfen innerhalb des 
Gemeindebezirks das Fleisch von Schlachtvieh, welches sie nicht 
im hiesigen städtischen Schlachthofe, sondern an einer anderen 
innerhalb eines Umkreises von 25 Kilometern gelegenen Schlacht- 
stätte geschlachtet haben, oder schlachten lassen, nicht feilbieten.« 

Ausserdem wird die Benutzung des städtischen Schlachthofes zu 
Rheydt durch eine sogenannte Schlachthofordnung vom 26. Juni 1894 
geregelt, die, soweit die Akten erkennen lassen, dem Bezirksaus- 
schusse zur Genehmigung nicht vorgelegt ist. Die Schlachthofordnung 
enthält unter Anderm insbesondere auch Vorschriften über die bei 
Tódtung der Schlachtthiere anzuwendenden Methoden. In dieser Hin- 
sicht sind hervorzuheben die 88 11 bis 13 daselbst. Es heisst dort: 
| 8 11. i 

»Das Schlachten muss schnell, regelrecht und ohne unnöthige 
Quälerei der Thiere geschehen. Deswegen müssen die Thiere 
kunstgerecht betäubt werden, was jedoch nur von kräftigen und 
geübten Personen ausgeführt werden darf. Junge Leute unter 
18 Jahren oder schwächliche Personen dürfen diese Betäubungen 
nicht vornehmen. Die Anwendung der Schussmaske darf nur von 
Schlachthofbeamten geschehen. Bei denjenigen Thieren, welche 
mit der Schussvorrichtung getödtet worden sind, hat der Metzger 
beim Ausschlachten die Kugel zu entfernen. 


ein Gemeindebeschluss nebst Regulativ, betreffend den 
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Erläuternd ist hierzu zu bemerken, dass die Beamten des Schlacht- 
hofes sich bei Tödtung des Rindviehs eines !Schussapparates be- 
. dienen, bei dem durch Aufsetzen eines mit einer scharfen Patrone 
geladenen Laufes auf die Stirn des Schlachtthieres und durch Ab- 
feuern des Schusses vermittelst eines leichten PON ages auf den 
Schlagbolzen das Thier getödtet wird. 


8 12. | 

»Sofern das Blut aufgefangen und zur menschlichen Nahrung 
verwendet werden soll, muss vor der queren Durchschneidung 
der grossen Blutgefässe durch einen Längsschnitt am Halse die 
Schlundröhre freigelegt, durchschnitten und ihr unteres Ende test 
zugehalten werden, damit nach der Oeffnung der grossen Blut- 
gefüsse sich nicht flüssiger Mageninhalt entleeren und das Blut 
verunreinigen kann. Das Rühren des Blutes, um das Gerinnen 
desselben zu verhüten, darf nur mit ganz reinen, frisch ge- 
waschenen Händen, oder mit sauberen Ruthen oder dergleichen 
geschehen.« 

8 13. 

»Den Juden wird das Schächten nach jüdischem Ritus unter 
der Bedingung gestattet, dass der Schächter sich durch ein Zeug- 
niss des Vorstandes der hiesigen jüdischen Gemeinde als hierzu: 
befugt und befähigt ausweist. 

Es wird nur ein Schächter nebst einem Stellvertreter zum 
Schächten zugelassen. 

Bei dem Niederlegen der Thiere ist mit der gróssten Milde 
uud Vorsicht zu verfahren, damit heftiges Niederschlagen und 
Verletzungen der Thiere vermieden werden. Geschächtetem Klein- 
vieh (Kälbern, Schafen und Ziegen) ist sofort nach dem Schächt- 

Schnitt der Kopf hochzuhalten, damit durch schnelle Blutentleerung 
des Gehirns eine baldmöglichste Bewusstlosigkeit des Thieres 
. herbeigeführt wird.« 

Die Zahl der Schächtungen betrug, wie von dem Oberbürger- 
meister zu Rheydt angegeben wird, 50 Prozent des zur Schlachtung 
gelangenden Rindviehs, obschon, wie von derselben Stelle — freilich 
nicht ohne Widerspruch — behauptet wird, die israelitische Be- 
völkerung der Stadt Rheydt noch nicht ein Prozent der Gesammt- 
bevölkerung beträgt. Es wurde daher der Wunsch laut, dem Ueber- 
masse der Schächtungen entgegenzutreten, und diesem Wunsche trug 
ein »Gemeindebeschluss« vom 11. Januar 1898 Rechnung. Der 
Beschluss lautet: 
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»Um die Schlachtungen der Thiere mittelst des Schächt- 
schnittes in dem städtischen Schlachthofe zu regeln und dem 
Uebermass der Schächtungen entgegenzutreten, beschliesst die 
Stadtverordneten- Versammlung, was folgt: 

1. In dem städtischen Schlachthofe zu Rheydt darf hinfort 
die Tödtung eines Thieres mittelst des Schächtschnittes 
nur durch den stadtseitig bestellten, nach jüdischem Ritus 
approbirten Schächter oder dessen Stellvertreter erfolgen. 

. Für die Schächtung sind die in dem Nachtrag zum Ge- 
bührentarif vorgesehenen Gebühren an die Schlachthofkasse 
zu entrichten. 

3. Die Schächtung darf von dem Schächter nur in den von 
der Schlachthof-Verwaltung festzusetzenden Tageszeiten nach 
Empfangnahme des Schächtzettels vorgenommen werden. 
Das Fleisch geschächteter Thiere ist mit einem besonders 
gefärbten Stempel zu versehen. 

4. Allen jüdischen Metzgern, welche gegenwärtig in dem 
Schlachthof-Bezirk ihren Wohnsitz haben und daselbst ihr 
Gewerbe selbständig ausüben, wird gestattet, in jeder Woche 
ein Stück Grossvieh oder Jungvieh und ein Stück Klein- 
vieh im Schlachthofe schächten zu lassen. Weitere Schächt- 
ungen dieser Metzger oder seitens anderer, insbesondere 
auch seitens christlicher Metzger, sind im Sehlachthofe 
nicht zugelassen. 

_ Beschlossen und festgestellt in der Stadtverordneten-Versammlung 

vom 11. Januar 1898. 


to 


Der Oberbürgermeister: Dr. Strauss.« 


Endlich aber wurde für den Fall, dass ausnahmsweise das 
Mass der zugelassenen Schächtungen nicht ausreichen sollte, um 
den Bedarf nach koscherem Fleisch zu decken, durch einen Beschluss 
vom 18. Juli 1899 die Banngrenze des Schlachthofes von 25 auf 
9 Kilometer herabgesetzt und damit die Scháchtung ausserhalb des 
Schlachthofes zu Bheydt erleichtert. Die Beschränkung der Schächt- 
ungen stiess aut Widerspruch bei einzelnen Interessenten. Der jü- 
dische Meteger Philipp Herz verlangte im Juli 1899 ein zweites 
Stück Grossvieh zu scháchten; ebenso hielt sich der jüdische Metzger 
Benedict Klein berechtigt, in der städtischen Schlachthalle trotz 
des Beschlusses ein zweites Kalb zu schächten. Diesem Verlangen 
wurde von dem städtischen Schlachthofvorsteher entgegengetreten, 
und ferner wurde dem christlichen Metzger August Ditges zu Rheydt 
überhaupt untersagt, in der städtischen Schlachthalle den Schächt- 
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schnitt an einem Stück Grossvieh zu vollziehen. Die Genannten 
erachteten sich hierdurch für verletzt in ihren Rechten und führten 
dieserhalb Beschwerde bei dem Oberbürgermeister zu Rheydt, indessen 
ohne Erfolg. Vielmehr wurden die Beschwerdeführer am 31. Juli 1899 
dahin beschieden, dass die Verbote des Schlachthofdirektors durchweg 
den für den städtischen Schlachthof zu Rheydt erlassenen Bestim- 
mungen entsprüchen. In der dagegen angestrengten Klage bean- 
tragten sie: 

»Der Bezirksausschuss wolle den Beschluss vom 31. Juli 1899 
aufheben, den Gemeindebeschluss vom 11. Januar 1898, betreffend 
die Beschränkung des Schächtens in der öffentlichen Schlachthalle 
für den Bezirk Rheydt-Odenkirchen, für ungültig und die am 
24. Juli 1899 erfolgte Untersagung des Tödtens des Schlacht- 
viehes durch den Schächtschnitt an die Kläger für unzulässig 
erklären.« 

Der Bezirksausschuss wies jedoch, entsprechend dem Gegen- 
antrage des Beklagten, die Klage zurück, indem er den Werth des 
Streitgegenstandes mit 5000 Mark bewerthete. Gegen diese Ent- 
scheidung, auf deren Sachdarstellung im Uebrigen Bezug genommen 
wird, legten die Kläger Berufung ein. Sie beantragten: 

»unter Abänderung des angefochtenen Urtheils der Klage statt- 

zugeben,« 
berichtigten aber diesen Antrag in der mündlichen Verhandlung vor 
dem Oberverwaltungsgerichte dahin, dass sie nur beabsichtigten, ihr 
Recht auf unbeschränkte Benutzung des Schlachthofes zu Rheydt in 
Betreff der Art des Schlachtens zur Anerkennung zu bringen, und 
den Klageantrag nur mit dieser Einschränkung aufgefasst zu sehen 
wünschten. Demgegenüber beantragte der Beklagte in dem Schrift- 
satze vom 22. März 1900 die Bestätigung der VOFeDt UeLMn dS und 
in diesem Sinne war auch zu erkennen. 

Die Klage stützt sich auf 8 18 Nr. 1 des Zuständigkeitsge- 
setzes vom 1. August 1883. Danach hat der Gemeindevorstand auf 
Beschwerden und Einsprüche, betreffend das Recht zur Mitbenutzung 
der öffentlichen Gemeindeaustalten, zu beschliessen, und es findet 
gegen den Beschluss die Klage im Verwaltungsstreitverfahren statt. 
Die Voraussetzung, dass es sich um eine Gemeindeanstalt handelt, 
der der Charakter einer Oeffentlichkeit zukommt, ist gegeben. Denn 
18. März 1868 
9. März 1881 
errichteten Schlachthäuser sind öffentliche Gemeindeanstalten. Da- 
gegen ergeben sich auch nach Berichtigung des Klageantrages, 
Zweifel über dessen Zulässigkeit. 


die auf Grund des Gesetzes vom von den Gemeinden 
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Ohne Weiteres nämlich lässt sich ein Antrag, wie er hier ge- 
stellt ist, nicht der Nr. 1 des $ 18 a. a. O. unterordnen, wie denn 
auch die Kläger gar nicht behaupten, dass ihnen die Benutzung des 
Schlachthauses jemals streitig gemacht worden sei. Indessen ihre 
Ausführungen und der Klageantrag insbesondere lassen sich ohne 
Zwang dahin verstehen, dass ihr Benutzungsrecht an erschwerende 
Bedingungen geknüpft sei, deren Berechtigung anzuerkennen sie 
nicht vermögen. Der Wortlaut des Gesetzes aber schliesst es nicht 
aus, dass der Gesetzgeber auch da die Rechtshülfe gegeben hat, wo 
nur über die Modalitäten und Bedingungen der Mitbenutzung einer 
öffentlichen Gemeindeanstalt gestritten wird (vergl. das Endurtheil 
vom 11. September 1891 — Entscheidungen des Oberverwaltungs- 
gerichts Bd. XXI S. 37). 

Der Vorderrichter ist daher mit Recht in eine sachliche Prüf- 
ung des Streitfalles eingetreten. 
. Seine den Klägern ungünstige Entscheidung stützt sich auf 
folgende Erwägungen. 
© ` Nach 8 10 der Städteordnung für die Rheinprovinz sei jede 
Stadt befugt, über ihre eigenthümlichen Verhältnisse, sowie über 
städtische Einrichtungen statutarische Anordnungen zu treffen. Der- 
gleichen Anordnungen könnten sich auf Erwägungen polizeilicher wie 
nicht polizeilicher Natur gründen. Mithin sei die Stadtgemeinde 
Rheydt sehr wohl in der Lage gewesen, die Bedingungen festzu- 
legen, unter denen sie das Schächten der Schlachtthiere in ihrem 
Institute gestatten wolle, vorausgesetzt, dass sie dabei nicht etwa 
gegen bestehende Gesetze verstosse. Allein das sei nicht der Fall. 
Insbesondere sei der 8 6 des Schlachthausgesetzes, woselbst vorge- 
schrieben‘, dass die Benutzung der Anstalt bei Erfüllung der allge- 
mein vorgeschriebenen Bedingungen Niemandem versagt werden 
solle, nicht verletzt. Auch werde der Gewerbebetrieb der Kläger 
durch die Lokalgesetzgebung nicht eingeschränkt. Die jüdischen 
Metzger seien vielmehr durchaus in der Lage, ihrer Kundschaft 
Fleisch zu liefern, das von nach jüdischem Ritus geschlachteten 
Thieren stamme. Für christliche Metzger aber scheine das unbe- 
dingte Schächtverbot vollkommen berechtigt. Die Frage endlich, 
ob den Schlachthieren durch das Schächten grössere Schmerzen be- 
reitet würden, als durch die sonst üblichen Schlachtmethoden, liege 
auf einem Gebiete, das der Verwaltungsrichter nicht zu betreten 
habe. War diesen Ausführungen auch nicht in vollem Umfange 
beizutreten, so ist der Gerichtshof doch zu demselben Endergebnisse 
gelangt. 
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Es handelt sich vornehmlich um zwei Fragen, einmal um die 
Frage, ob die Stadtgemeinde Rheydt Bestimmungen und Vorschriften 
über die Benutzung des Schlachthofes, namentlich über die Art des 
Schlachtens erlassen durfte, und sofern diese Vorfrage zu bejahen, 
darum, welche Hechte und Pflichten dem benutzenden Publikum 
daraus erwachsen. Der Zweck der erlassenen Bestimmungen geht 
dahin, für eine angemessene Vornahme des Schlachtens Vorsorge zu 
treffen und zugleich dem Uebermass der Schächtungen entgegenzu- 
treten. Die erste Frage muss bejaht werden. Der Betrieb eines 
öffentlichen Schlachthauses ist ohne eine nähere Begelung des Ver- 
kehrs daselbst nicht denkbar. Jede Gemeinde, die ein Öffentliches 
Schlachthaus unterhält, ist daher genöthigt, eine Schlachthofordnung 
(Reglement oder Regulativ) zu erlassen, die dafür Vorsorge trifft, 
dass Jeder, der in dem öffentlichen Schlachthause Schlachtungen 
vornehmen will, zu seinem Rechte kommt, soweit dies unter Achtung 
der gleichen Rechte aller übrigen Interessenten thunlich und aus- 
führbar ist, dass überhaupt ein ordnungsmässiger Betrieb in dem 
Schlachthause stattfindet. Eine solche Schlachthofordnung fällt nicht 
unter die Vorschriften in 88 1 und 2 des sogenannten Schlachthaus- 


18. März 1868 i : 
gesetzes vom 3j. März 188] ' und die Kläger irren rechtsgrundsätz- 


lich, wenn sie die Meinung vertreten, dass die Autonomie der Ge- 
meinden auf dem hier betroffenen Gebiete durch die Vorschriften 
unter 8 1 und § 2 Nr. 1 bis 6 des Gesetzes erschöpfend geregelt 
oder eingeschränkt sei, so dass es schon aus diesem Grunde der Stadt- 
gemeinde an der Berechtigung gefehlt habe, den angefochtenen Be- 
schluss zu fassen. Die a. a. O. den Gemeinden gegebenen Befug- 
nisse gehen weit hinaus über das, was man unter kommunaler Au- 
tonomie zu verstehen gewohnt ist, und sind zum grossen Theile 
polizeiliche Machtbefugnisse von einschneidender und weittragender 
Bedeutung, wie beispielsweise, abgesehen von dem Schlachtzwange 
in 8 1, die Ermächtigung zu den Verboten, dass das nicht im 
Schlachthause ausgeschlachtete frische Fleisch vor Vornahme einer 
Untersuchung in dem Gemeindebezirke nicht feilgehalten werden 
darf, und dass in öffentlichen, im Eigenthum und in der Verwaltung 
der Gemeinde stehenden Fleischverkaufshallen frisches Fleisch von 
Schlachtvieh nicht feilgeboten werden darf, wenn es nicht im öffent- 
lichen Schlachthause ausgeschlachtet ist (8 2 Nr. 2 und 5). Ent- 
gegen den Ausführungen der Berufungskläger muss daher davon 
ausgegangen werden, dass -die Befugniss zum Erlasse einer Schlacht- 
hausordnung keine Schranke in den 88 1 und 2 des Schlachthaus- 


333 


gesetzes findet. Diese Befugniss beruht vielmehr auf dem Rechte 
der Gemeinde, über die Einrichtung und Benutzung der Gemeinde- 
anstalten zu beschliessen; sie liegt in der Natur der Sache, wie 
insbesondere auch aus dem naheliegenden Beispiel erhellt, dass, 
wenn mehrere Interessenten gleichzeitig dieselben Einrichtungen des 
Schlachthauses benutzen wollen, nothwendig eine Instanz gegeben 
sein muss, welche die Reihenfolge der Interessenten bestimmt. Ferner 
ist es selbstverständlich, dass nicht Jeder im Schlachthause der 
Stadt beliebige Thiere schlachten darf. Das Schlachthaus ist nur 
bestimmt zur Schlachtung solcher Thiere, deren Fleisch nach allge- 
meiner Anschauung zur Ernährung der Menschen dient, und es 
leuchtet nicht minder ein, dass es zu den allergrössten Unsuträg- 
lichkeiten führen müsste, wenn es Jedermann gestattet sein sollte, in 
einem öffentlichen Schlachthause über die anguwendende Schlacht- 
methode frei zu bestimmen. Dem Beklagten ist daher zuzugeben, 
dass die Stadtgemeinde Bheydt für wohl befugt zu erachten, die in 
ihrem Schlachthause anzuwendenden Schlachtmethoden festzustellen 
und von diesem Gesichtspunkte aus ist die Gemeinde ohne Zweifel 
auch berechtigt, nähere Vorschriften über die Anwendung des Schächt- 
Schnilles zu geben, hinsichtlich deren Zweckmässigkeit der Ver- 
 waltungsrichter nicht zu befinden hat. Dass eine derartige Vor- 
schrift in die durch 8 1 der Reichsgewerbeordnung gewährleistete 
Gewerbefreiheit eingreife, ist ein Irrthum. Hierbei ist zu berück- 
sichtigen zunächst, dass die Schlachthofordnung von Rheydt auch 
auf das nicht gewerbsmässige Schlachten Bezug hat, und ferner, 
dass die sogenannte Gewerbefreiheit überhaupt kein Begriff von 
positivem Rechtsinhalt und noch viel weniger ein subjektives Recht, 
sondern nur die Negative gesetzlicher Beschränkungen der allge- 
meinen Handlungsfreiheit in Bezug auf die gewerbliche Thätigkeit 
ist (vergl. Laband, Deutsches Staatsrecht, 2. Auflage Seite 201, An- 
merkung 1, und Landmann, die Gewerbeordnung für das Deutsche 
Reich, 3. Auflage Band 1 Seite 45). Ebenso, wie polizeiliche Vor- 
schriften, bleiben von dem S 1 der Reichsgewerbeordnung die im 
Interesse der allgemeinen Ordnung für die Benutzung einer óffent- 
lichen Gemeindeanstalt für Jedermann gegebenen Bestimmungen 
unberührt. Derartigen Vorschriften haben sich auch die Kläger zu 
fügen. Weder der statutarischen Regelung gemäss $ 10 der Städte- 
ordnung noch einer aufsichtlichen Genehmigung bedürfen die den 
inneren Verkehr auf einem Öffentlichen Schlachthofe betreffenden 
Normativbestimmungen. Eine solche Genehmigung ist vielmehr nur 
für die gemäss $8 1 und 2 des Schlachthausgesetzes gefassten Ge- 
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meindebeschlüsse erforderlich. Der Einwand der Klüger, dass gegen 
den Beschluss des Bezirksausschusses vom 15. März 1898, durch 
den der Gemeindebeschluss vom 11. Januar 1898 genehmigt worden, 
bei dem Minister für Handel und Gewerbe Beschwerde eingelegt, 
ein sachlicher Beschwerdebescheid aber noch nicht ergangen sei, ist 
daher hinfállig. Uebrigens hat der Minister für Handel und Gewerbe 
am 15. März 1899 sich dahin ausgesprochen, dass er zu einer Ent- 
scheidung über die gegen den das Schächten einschränkenden Be- 
schluss erhobenen Beschwerden nicht zuständig sei, weil die Kom- 
petenz des Ministers für Handel und Gewerbe zur Entscheidung 
von Beschwerden in Schlachthofangelegenheiten im $ 131 des Zu- 
ständigkeitsgesetzes vom 1. August 1883 materiell bestimmt abge- 
grenzt werde und der angefochtene Beschluss seinem Inhalte nach 
unter keine der dort aufgeführten Bestimmungen falle. 

Ist nach alledem nicht zu bezweifeln, dass die Stadtgemeinde 
Rheydt nähere Vorschriften über die Anwendung des Schächtschnitts 
zu geben wohl befugt war, so hat sie doch bei der Regelung dieser 
Angelegenheit insofern gegen den $ 6 des Schlachthausgesetzes ge- 
fehlt, als die von ihr festgesetzten Bestimmungen nicht allgemein 
gehalten sind. Das Gesetz sagt a. a. O.: | 

»Die Benutzung der Anstalt darf bei Erfüllung der allge- 

mein vorgeschriebenen Bedingungen Niemandem versagt 

werden.« 
Dem Worte »allgemein« kommt die Bedeutung zu, dass in den vor- 
zuschreibenden Bedingungen nach gleichem Masse gemessen werden 
soll, dass diese Bedingungen allgemein für Jeden, der die Benutzung 
der Anstalt erstrebt, gelten sollen. Diesen Anforderungen entspricht 
zunächst der Gemeindebeschluss vom 11. Januar 1898 nicht. Denn 
in Nr. 4 daselbst wird allen jüdischen Metzgern, die »gegenwärtig« 
im Schlachthofbezirk ihren Wohnsitz haben und daselbst ihr Ge- 
werbe selbständig ausüben, gestattet, in jeder Woche eine gewisse 
Anzahl von Schlachtthieren schächten zu lassen, während Schächt- 
ungen seitens anderer, insbesondere auch seitens christlicher Metzger 
im Schlachthofe nicht zugelassen werden. Diese Vorschriften ver- 
stossen in mehrfacher Hinsicht gegen den Grundsatz der Parität. 
Es wird eine Ausnahme von der Regel, dass im Schlachthause zu 
Rheydt nicht geschächtet werden soll, zu Gunsten der jüdischen 
Metzger gemacht, und zwar nur zu Gunsten derer, .die am 11. Januar 
1898 bereits im Schlachthofbezirke wohnten und selbständig daselbst 
ihr Gewerbe betrieben. Benachtheiligt sind hiernach, abgesehen von 
den Privatpersonen, welche, ohne Metzger zu sein, schächten lassen 
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wollen, sämmtliche christlichen Metzger und diejenigen jüdischen 
Metzger, die nach dem 11. Januar 1898 in Rheydt ihren Wohnsitz 
nehmen und dort ihr Gewerbe selbständig betreiben. Von diesem 
Gesichtspunkte aus also verstossen die am 11. Januar 1898 be- 
schlossenen Bedingungen gegen das Gesetz und sind daher unan- 
wendbar. Die Folge hiervon ist aber nicht etwa die, dass nunmehr 
der oben mitgetheilte $ 13 der Schlachthofordaung wieder mass- 
gebend würde. Denn diese Folge könnte nur eintreten, wenn jener 
.8 18 dem $ 6 des Schlachthausgesetzes entspräche, Das aber ist 
nicht der Fall. Denn nach $ 13 a. a. O. ist nur den Juden das 
Schächten nach jüdischem Ritus unter gewissen dort näher um- 
schriebenen Bedingungen gestattet, den Christen aber nicht. Mithin 
verletzt auch 8 13 den Grundsatz der Parität, und der in Rheydt 
zur Zeit geltende Rechtszustand ist der, dass gegenwärtig Niemand 
das Recht beanspruchen kann, in dem öffentlichen Schlachthause 
daselbst Schächtungen vorzunehmen, da es an einer allgemeinen 
Regelung über die ausnahmsweise Anwendung des Schächtschnittes 
fehlt. Dass ein solcher Rechtszustand in Bezug auf seine Rechts- 
beständigkeit angezweifelt werden könnte, ist nicht anzuerkennen. 
Die Gemeinden sind vielmehr, wie oben dargethan, rechtlich be- 
fähigt, die Anwendung des Schächtschnittes in den von ihnen an- 
gelegten öffentlichen Schlachthäusern schlechthin zu verbieten. Lassen 
sie aber die Anwendung des Schächtschnittes zu, so müssen, sofern 
es nicht in der Absicht liegt, den Schächtschnitt ganz allgemein 
zu gestatten, die näheren Modalitäten und der Umfang der Tödtung 
von Schlachtthieren mittelst Schächtschnittes in gleicher Weise für 
alle, die Benutzung des Öffentlichen Schlachthauses in Anspruch 
nehmenden Interessenten bestimmt sein, gleichviel ob sie Juden oder 
Christen sind, ob sie das Schlachten gewerbsmässig betreiben oder 
nicht und ob sie vor dem. 11. Januar 1898 oder nachher in Rheydt 
zugezogen sind. Bis zu einer neuen Beschlussfassung gilt in Rheydt 
lediglich der 8 11 der Ordnung, da nach dem Obigen die. das 
Schächten betreffende Ausnahmevorschrift nicht rechtsgültig ist. Die 
Kläger, deren Anspruch auf unbeschrünkte Anweudung des Schächt- 
schnittes weder durch ein allgemeines Gesetz noch durch gültige 
Bestimmungen der lokalen Schlachthofordnung gestützt wird, konnten 
also auch in der Berufsinstanz keinen Erfolg haben. 


Die Vorentscheidung war daher auf Kosten der Klüger zu be- 
stätigen (8 103 des Landesverwaltungsgesetzes vom 30. Juli 1883). 
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179. Kurhessische Verordnung vom 30. Dezember 1823, be- 
treffend die gemeinheitlichen Verháltnisse der Israeliten. 


8 3. Ausser den óffentlichen Betháusern darf kein israelitischer 
Gottesdienst, noch eine gemeinschaftliche, nicht in. der Synagogen- 
ordnung (S 16) zugelassene Andachtsübung von Anderen, als Fa- 
miliengenossen, stattfinden. 

8 13. Die israelitischen Religionslehrer haben in dem Unter- 
richte der Jugend und der Erwachsenen allgemeine Menschenliebe, 
Unterwürfigkeit unter die Obrigkeit, Fügung in die bürgerliche Ord- 
nung und Liebe zu dem Lande, in welchem sie geboren sind oder 
ihren Lebensunterhalt und Schutz finden, nach eigener Angabe und 
richtiger Auslegung ihrer wesentlichen Religionsvorschriften zu lehren. 

8 16. Für die Abstellung der in das Kultus- und Synagogen- 
wesen eingeschlichenen, dem Judenthum selbst fremden Missbräuche 
wird in einer eigenen Synagogen- und Rabbinatsordnung gesorgt, 
und in dieser namentlich über die Predigten und den Gesang nähere 
Bestimmung dahin getroffen werden, dass die teutsche Sprache da- 
bei vorzugsweise gebraucht werde. Auch soll die Einführung so- 
wohl eines zweckmässigen Lehrbuches der jüdischen Religion in 
teutscher Sprache zum Gebrauche bei dem Jugendunterrichte, als 
eines ebenfalls hiezu dienlichen teutschen Gesangbuches, durch das 
Landrabbinat mit Genehmigung Unseres Ministeriums des Innern 
veranstaltet werden, 


180. Hohenzollern. Gesetz vom 9. August 1837, betr. die 
staatsbürgerlichen Verhältnisse der israelitischen Glaubens- 
genossen. | 


8 32. Der Religionsunterricht in den israelitischen Elementar- 
schulen ist von dem Rabiner wenigstens wöchentlich zweimal, und 
bei dessen Verhinderung oder Abwesenheit, von dessen Stellvertreter 
oder dem Schullehrer nach Anleitung des Rabiners, und zwar in 
deutscher Sprache, zu ertheilen. 

8 37. Den israelitischen Glaubensgenossen ist die Ausübung 
ihrer Religion im Fürstenthume, nicht nur mittelst der Hausandacht, 
sondern auch mittelst Öffentlicher Versammlungen zu gemeinschaft- 
' lichem Gottesdienste in den Synagogen unter den hiernach folgenden 
Bestimmungen gestattet. 

Bezüglich auf Religions- und Ceremonialgesetze geniessen die 
israelitischen Glaubensgenossen volle Gewissensfreiheit (8 19 der 
Verf.-Urk.), jedoch hat die Regierung áuch hier das Recht und die 
Pflicht der Oberaufsicht, und die Sorge für die öffentliche Moral und 
deren Lehre, | 
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$ 39. Der Rabiner wird auf Vorschlag der Landesregierung 
von dem Landesfürsten, der Vorsünger von der Landesregierung er- 
nannt, von welcher auch deren Dienstgehalte zu bestimmen sind. 

Zur Befühigung des Rabiners ist erforderlich: 

1. dass er, nach vollendeten Gymnasial- und philosophischen 
Studien, die mosaische Theologie auf einer Universität ab- 
solvirt und hierüber gute Zeugnisse aufzuweisen habe; 

2. dass er bei der von der Staatsregierung anzuordnenden 
Prüfung als fáhig erfunden worden sei. 


Der Rabiner sowie der Vorsünger ist auf den Gehorsam gegen 
die Staatsgesetze, und dass er im Widerspruch mit diesen nichts 
lehren oder zulassen wolle, zu verpflichten. | 

Die Entlassung der Rabiner und Vorsänger kann nur aus hin- 
länglichen Ursachen von der Staatsbehórde, welcher die Ernennung 
derselben zukommt, verfügt werden. — 

8 42 Abs. 2 und 3. Zu Ausübung der Kirchenzucht und zu 
Besorgung anderer die Kirchengemeinde angehenden Geschäfte soll 
ein Vorsteheramt bestehen, das, neben dem Rabiner und seinem Stell- 
vertreter, dem Vorsänger, wenigstens drei Beisitzer zählt, die von 
der Gemeinde aus ihrer Mitte gewählt und von dem betreffenden 
Oberamte bestätigt werden. 

Dieses Vorsteheramt ist befugt, gegen die einzelnen Kirchen- 
genossen Verweise und Geldbussen bis zum Betrag von 3 Gulden, 
welch letztere der Kirchengemeinde zufliessen, zu erkennen. 


§ 43 Abs. 1. Die Oberaufsicht und Leitung des ganzen israeliti- 
schen Kirchen- und des damit verbundenen Armenwesens steht der 
Landesregierung zu (S 37), welche erforderlichen Falles das Gut- 
achten eines benachbarten israelitischen Kousistoriums, und bei an- 
zuordnenden Kirchenvisitationen die Anwohnung eines bewährten 
israelitischen Gottesgelehrten in Anwendung bringen wird. 

8 44. Die Israeliten sind in den Orten, wo keine Synagoge. 
besteht, lediglich auf die einfache Hausandacht beschränkt. 

8 45. Die Israeliten sind schuldig, an Fest- und Sabbath- 
tagen auf Verlangen vor der Obrigkeit zu erscheinen und sich den 
erforderlichen Verhandlungen zu unterziehen. Sie sind jedoch an 
diesen Tagen nur in dringenden Fällen vorzuladen. 

Von der persónlichen Leistung der Staats- und Gemeindefrohnen 
an jenen Tagen sind sie, Nothfálle ausgenommen, frei zu lassen, je- 
doch verbunden, entweder einen Ersatzmann zu stellen, oder ihren 
Dienst in der Folge nachzuholen. 

Archiv für Kirchenrecht. LXXXII. 29 
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181. Hannoversches Gesetz vom 30. September 1842 über 
die Rechtsverhältnisse der Juden. 


8 19. Den Juden steht die Ausübung des Gottesdienstes in 
der Synagoge frei. 

Auch kónnen sie ihre Kinder in besonderen jüdischen Schulen 
unterrichten lassen (8 38). 

8 20. Das Synagogen-, Schul- und Armenwesen der Juden 
steht unter der Aufsicht der Regierung. Diese Aufsicht wird neben 
den Ortsobrigkeiten zunächst durch die Landrabiner unter Leitung 
der Landdrosteien ausgeübt. 


182. Generalkonzession vom 23. Juli 1845 für die von der 
Gemeinschaft der evangelischen Landeskirche sich getrennt 
haltenden Lutheraner (Gesetzsamml. S. 516). 


Auf die Uns vorgetragenen Bitten und Wünsche derjenigen 
Unserer Lutherischen Unterthanen, welche sich von der Gemeinschaft 
der evangelischen Landeskirche getrennt halten, wollen Wir in An- 
wendung der in Unserer Monarchie bestehenden Grundsätze über Ge- 
wissensfreiheit und freie Religionsübung und im Interesse der öffent- 
lichen bürgerlichen Ordnung zulassen und gestatten, dass von den 
gedachten Lutheranern nachstehende Befugnisse unter den hinzuge- 
fügten massgebenden Bestimmungen in Ausübung gebracht werden: 

]. Den von der Gemeinschaft der evangelischen Landeskirche 
sich getrennt haltenden Lutheranern soll gestattet sein, ew 
besonderen Kirchengemeinden zusammenzutreten und einen 
Verein dieser Gemeinden unter einem gemeinsamen, dem 
Kirchenregiment der evangelischen Landeskirche nicht 
untergebenen Vorstande zu bilden. 

2. Zur Bildung einer jeden einzelnen Gemeinde ist jedoch die 
besondere Genehmigung des Staats erforderlich. Die Er- 
theilung dieser Genehmigung steht gemeinschaftlich den 
Ministern der geistlichen Angelegenheiten, des Innern und 
der Justiz zu. 

3. Eine solche Kirchengemeinde (Nr. 2) hat die Rechte einer 
moralischen Person. Sie kann daher auch Grundstücke 
auf ihren Namen mit Genehmigung des Staats erwerben, 
sowie eigene, dem Gottesdienste gewidmete Gebäude be- 
sitzen, welchen jedoch der Name und die Rechte der 
Kirchen (8 18 Titel 11 Theil II des Allgemeinen Land- 
rechts) nicht beizulegen sind. 
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4. Als Geistliche der von der Gemeinschaft der evangelischen 
Landeskirche sich getrennt haltenden Lutheraner dürfen 
nar Männer von unbescholtenem Wandel aufgestellt wer- 
den, welche zu einer bestimmten Gemeinde vozirt, von dem 
Vorstande (Nr. 1) bestätigt und von einem ordinirten Geist- 
lichen ordinirt sind. 

Rechtsfälle: 1. Ein Dr. W., welcher in der evangelisch-lutheri- 
schen Landeskirche Hannovers konfirmirt worden war, hatte seinen 
Wohnsitz nach Pommern verlegt und sich dort einer lutherischen 
Gemeinde angeschlossen. Gleichwohl wurden ihm Kirchensteuern 
für die landeskirchliche Gemeinde abverlangt und ein von ihm am 
6. April 1898 gegen den Beschluss des Gemeindekirchenraths an die 
Regierung eingelegter Rekurs abschlägig beschieden und zwar mit 
der Begründung: Mitglieder der evangelisch-lutherischen Landes- 
kirche Hannovers werden durch Verlegung ihres Wohnsitzes in das 
Gebiet der evangelischen Landeskirche Preussens Mitglieder der letz- 
teren und können in steuerlicher Beziehung als Angehörige einer 
ausserhalb der Landeskirche stehenden lutherischen Gemeinde nur 
dann erachtet werden, wenn sie, was im vorliegenden Fall nicht ge- 
schehen war, in der durch das Gesetz vom 14. Mai 1873 vorge- 
schriebenen Form ihren Austritt aus der Landeskirche mit ver- 
mögensrechtlicher Wirkung herbeigeführt haben. Vgl. Kirchenblatt 
für die Evangelisch-lutherischen Gemeinden in Preussen 1898 S. 692. 

2. Durch Erlass vom 6. Juli 1899 untersagte der Regierungs- 
präsident von Kóslin dem lutherischen Pastor R. in Stolp die Be- 
zeichnung seiner Gemeinde als »evangelisch-lutherische Kirche« in 
den durch öffentliche Blätter verbreiteten Anzeigen über die Ab- 
haltung von Gottesdiensten; zugleich drohte er demselben für jeden 
Fall der Nichtbefolgung dieses Verbots eine Geldstrafe von 50 4 
an. Pastor R. erhob hiergegen Beschwerde bei dem Oberpräsidenten 
der Provinz Pommern und gegen dessen ablehnenden Bescheid Klage 
bei dem Oberverwaltungsgericht, welches zwar ein prüventives Ein- 
schreiten gegen Presserzeugnisse für unzulässig, im Uebrigen aber 
die Klage für unbegründet erachtete. Vergl. Kirchenblatt für die 
Evangelisch-lutherisehen Gemeinden in Preussen 1899 S. 444; Neue 
Preussische Zeitung vom 28. November 1900. 
+. Am 6. März 1900 hat der Abgeordnete v. Blanckenburg diesen 
letzteren Fall im preussischen Abgeordnetenhaus zur Sprache ge- 
bracht und hervorgehoben, in dem Zwange, sich der Bezeichnung 
evangelisch-lutherisch zu enthalten, liege »etwas Gewissenbedrücken- 
dese; die Glieder der lutherischen Kirche, welche der Union nicht 
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beigetreten seien, müssen als die alleinige Fortsetzung der alten 
lutherischen Kirche in Preussen oder mindestens als eine Fort- 
setzung derselben angesehen werden. 
Vgl. Stenogr. Ber. S. 2420— 2425. | 
Landtagsverhandlungen: Das Oberkirchenkollegium der evan- 
gelisch-lutherischen Kirche in Preussen hat bei dem Abgeordneten- 
haus in den Sessionen 1890/91, 1892/93, 1895 und 1896 petitionirt : 
»der Hohe Landtag der Monarchie wolle bei der Kónigl. Staats- 
regierung wegen einer neuen gesetzliehen Regulirung unserer 
Verháltnisse auf Grund der historischen Rechte der evangelisch- 
lutherischen Kirche und zwar näher sich dahin verwenden, dass 
unter Aufhebung der Generalkonzession vom 23. Juli 1845 
der Gesammtheit der unter unserer regimentlichen Pflege 
stehenden Gemeinden in Preussen als lutherischer Kirche 
die Rechte einer Öffentlich aufgenommenen Religionsgesell- 
schaft, namentlich mit Anerkennung ihrer Gemeinden als 
Parochien, ihrer gottesdienstlichen Gebäude als Kirchen, 
ihrer Geistlichen als dem Staate gegenüber den der evan- 
gelischen Landeskirche gleichberechtigten, ihrer Schulen 
als besonderer konfessioneller Schulen, beigelegt werden.« 
Am 13. Mai 1896 beschloss das Abgeordnetenhaus, die Petition 
der Staatsregierung in dem Sinne zur Berücksichtigung zu über- 
geben, dass sie mit dem Öberkirchenkollegium in Verhandlung trete 
über eine anderweitige gesetzliche Regelung der Rechte derselben als 
einer Öffentlich anzuerkennenden Kirche, sowie über die Gewährung 
von Parochialrechten an dieselbe. Die Regierung lehnte jedoch die 
prinzipielle Forderung der Petenten ab. 
Vgl. Kommissionsbericht Nr. 72 der Drucksachen der Session 
1896; Stenogr. Ber. S. 2169—2188 über die Sitzung vom 13. Mai 1896. 


183. Gesetz vom 23. Juli 1847 über die Verhältnisse der Juden. 


8 50. — — Dasselbe [das vom Vorstand und den Repräsen- 
tanten zu entwerfende, der Bestätigung des Oberpräsidenten unter- 
liegende Statut] kann auch besondere Festsetzungen über das Ver- 
hältniss des Vorstandes und der Repräsentanten zu einander und 
gegen die Synagogengemeinde, namentlich in Beziehung auf die den 
Kultus betreffenden inneren Einrichtungen (S 51) enthalten. — — 

8 51. Die auf den Kultus bezüglichen inneren Einrichtungen 
bleiben in jeder einzelnen Syaagogengemeinde, solange und soweit 
nieht das Statut ein Anderes festsetzt (8 50), der Vereinbarung des 
Vorstandes und der Repräsentanten überlassen. Die Regierung hat 
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von diesen Einrichtungen nur insoweit Kenntniss zu nehmen und 
Entscheidung zu treffen, als die öffentliche Ordnung ihr Einschreiten 
erfordert. 

$ 52. Dem Statut einer jeden Synagogengemeinde bleibt die 
Bestimmung darüber vorbehalten, ob Kultusbeamte angestellt und 
wie dieselben gewählt werden sollen. Bis dahin behält es wegen 
dieser Wahlen bei demjenigen, was in den einzelnen Judenschaften 
herkömmlich ist und in Ermangelung eines festen Herkommens bei 
den allgemeinen gesetzlichen Vorschriften wegen der Wahl von Ge- 
sellschaftsbeamten sein Bewenden. Die gewählten Kultusbeamten 
dürfen in ihr Amt nicht eher eingewiesen werden, bis die Regierung 
erklärt hat, dass gegen ihre Annahme nichts zu erinnern ist. Die 
Regierung hat bei dieser Erklärung ausser den Förmlichkeiten der 
Wahl nur darauf Rücksicht zu nehmen, ob die gewählten Kultus- 
beamten unbescholtene Männer sind. 

8 53. Entstehen innerhalb einer Synagogengemeinde Streitig- 
keiten über die inneren Kultuseinrichtungen, welche auf Bildung 
einer neuen Synagoge abzielen, so sind die Minister der geistlichen 
Angelegenheiten und des Innern ermächtigt, auf den Antrag der 
Interessenten eine Begutachtung der obwaltenden Differenzen durch 
eine zu diesem Zweck einzusetzende Kommission eintreten zu lassen. 
Kann durch den Ausspruch der Kommission der Konflikt nicht aus- 
geglichen werden, so haben die Minister unter Benutzung des von 
der Kommission abgegebenen Gutachtens darüber Anordnung zu 
treffen, mit welcher Massgabe entweder die Einrichtung eines abge- 
sonderten Gottesdienstes oder die Bildung einer neuen Synagoge zu 
gestatten ist. Zugleich haben dieselben mit Ausschluss des Rechts- 
weges zu bestimmen, welcher Theil im Besitz der vorhandenen 
Kultuseinrichtungen und des Vermögens der Synagogengemeinde 
verbleibt. 

$ 54. Diese Kommission soll, so oft das Bedürfniss es er- 
fordert, unter der Aufsicht eines Regierungsabgeordneten in Berlin 
zusammentreten, und aus 9 Kultusbeamten oder anderen Männern 
jüdischen Glaubens bestehen, die das Vertrauen der Synagogenge- 
meinde, welcher sie angehören, besitzen. l 

§ 55. Die Mitglieder der Kommission mit einer angemessenen 
Zahl von Stellvertretern werden von den Ministern der geistlichen 
Angelegenheiten und des Innern auf Vorschlag des Oberpräsidenten, 
welche dabei die Antráge der Synagogengemeinden ihres Verwaltungs- 
bezirks besonders zu berücksichtigen haben, auf die Dauer von sechs 
Jahren ernannt, 
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184. Verfassungsurkunde vom 31. Januar 1850. 


Artikel 13. Die Religionsgesellschaften, sowie die geistlichen 
Gesellschaften, welche keine Korporationsrechte haben, können diese 
Rechte nur durch besondere Gesetze erlangen. 


185. Nassauische Verordnung vom 7. Januar 1852. Instruktion 
für die Vorstände der israelitischen Kultusgemeinden des 
Herzogthums. 


S 1 Abs. 1. Die Vorsteher der israelitischen Kultusgemeinden 
des Herzogthums werden von dem betreffenden Herzoglichen Kreis- 
amte, welches die Wünsche und Ansichten der Mitglieder der Kultus- 
gemeinde in geeigneter Weise zu erfahreu bemüht sein wird, ernannt. 

$ 12. Ausser der Verwaltung des Vermógens der Kultusge- 
meinde hat der Vorsteher sein Augenmerk darauf zu richten, dass 
der vorgeschriebene Religionsunterricht von dem Religionslehrer ohne 
Unterbrechung ertheilt und von den schulpflichtigen Kindern regel- 
mässig besucht wird. Die israelitischen Religionslehrer bedürfen zum 
Antritte ihres Dienstes der speziellen Genehmigung der Ministerial- 
abtheilung des Innern, welche nur nach vorgängiger Prüfung über 
genügende Qualifikation ertheilt wird. 


S 13. Ausser den vorgenannten Obliepenheiten hat der Vor- 
steher auch für das Aeusserliche des Gottesdienstes Sorge zu tragen 
und die äussere Kirchenzucht zu handhaben, wobei ihn die Vor- 
stehergehilfen zu unterstützen verbunden sind. 

Derselbe hat mit seinen Gehilfen namentlich mit Ernst auf die 
Erhaltung guter Ordnung während des Gottesdienstes zu sehen. — — 


S8 15. Der Vorsteher hat darauf zu sehen, dass kein Gottes- 
dienst von seinen Glaubensgenossen in Privathäusern (Sterbefälle 
und ausserordentliche Veranlassungen ausgenommen) gehalten werde. 


S 16. Hinsichtlich der äusseren Einrichtungen des Religions- 
unterrichts und Gottesdienstes findet stets eine wechselseitige Be- 
nehmung zwischen dem Vorstande und dem israelitischen Geistlichen 
resp. dessen Vertreter (dem Religionslehrer und Vorsänger) statt. 
Uebrigens hat der Vorstand, auch was das Innere des israelitischen 
Lehr- und Seelsorgeamts betrifft, den Geistlichen und Religions- 
lehrer durch Wort und That zu unterstützen und auf Beförderung 
und Erhaltung des religiösen Sinnes und Wandels in der Gemeinde 
hinzuwirken. 
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186. Amt Homburg. Verordnung vom 21. Juni 1853, be- 
treffend die Bildung des Vorstandes der israelitischen Re- 
i ligionsgemeinden im Amte Homburg. 


8 1. An der Spitze jeder im Amte Homburg bestehenden 
oder noch entstehenden anerkannten israelitischen Religionsgemeinde 
steht ein Vorstand als gesetzlicher Vertreter derselben in allen 
Angelegenheiten, welche die Gemeinde als solche und die Verwaltung 
ihres Vermögens und Haushaltes betreffen. — 


8 2. Der Vorstand soll bestehen aus dem Geistlichen (Rabbiner) 
und einem von Uns ernannten Mitglied der Gemeinde (erster Vor- 
steher) als ständiger, sodann in der Stadt Homburg aus vier, in 
den anderen Gemeinden aus zwei unständigen, von sechs zu sechs 
Jahren wechselnden Mitgliedern. Die unstándigen Mitglieder werden 
auf den Vorschlag der ständigen Mitglieder von Unserer Landes- 
regierung ernannt. — — 


§ 5. Die Obliegenheiten des Vorstandes der israelitischen Re- 
ligionsgemeinde bestehen im Allgemeinen darin: 

3. Darüber zu wachen, dass die von dem Vorstand aufzu- 
stellende und Unserer Landesregierung zur Bestätigung vorzu- 
legende Synagogenordnung pünktlich beobachtet, in dem Bethause 
oder in der Synagoge, der Religionsschule, dem Frauenbad und 
Friedhofe die gehörige Ordnung gehandhabt und die Religion mit 
der ihr gebührenden Achtung und schuldigen Würde ausgeübt werde, 
und zu dem Ende hierin vorkommende Unordnungen und Störungen 
unverzüglich der zuständigen Gerichtsbehörde zur weiteren Unter- 
suchung und Bestrafung zu veranzeigen ; 

4. Die religiöse Bildung der Israeliten seiner Gemeinde, so viel 
an ihm vermöge seiner Stellung liegt, zu befördern zu suchen. 

In allen Angelegenheiten, welche oder soweit solche rein reli- 
giöser Natur sind, steht dem Vorstand selbstverständlich keine Ent- 
scheidung zu, vielmehr bleibt diese ausschliesslich dem hierzu ver- 
möge seines Amtes allein berufenen Rabbiner vorbehalten. 

Anmerkung: In dem vormaligen hessen-homburgischen Ober- 
amt Meisenheim ist durch Verordnung vom 20. September 1867 das 
preussische Gesetz vom 23. Juli 1847 eingeführt. Dagegen gilt in 
den übrigen Theilen der vormaligen Landgrafschaft Hessen-Homburg 
noch jetzt die Verordnung vom 21. Juni 1853. Zum Vollzug der 
auf Grund des $ 5 Ziffer 3 dieser Verordnung erlassenen Synagogen- 
ordnung erging die Verfügung vom 24. Juni 1864; s. Ziffer 189. 
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187. Holstein. Gesetz vom 4. Juli 1863, betreffend die Re- 

ligionsübung und Gemeindeverhältnisse der Reformirten, Katho- 

liken, Mennoniten, Anglikaner und Baptisten im Herzogthum 
Holstein. 


S 1. Den Reformirten, Katholiken, Mennoniten, Anglikanern 
und Baptisten ist, wie die private, so an denjenigen Orten, wo sie 
mit Genehmigung der Regierung zu einer kirchlichen Gemeinde zu- 
sammengetreten sind, auch die gemeinsame öffentliche Religionsübung 
gestattet. — — — — 


188. Holstein. Gesetz vom 14. Juli 1863, betreffend die Ver- 
hältnisse der Juden im Herzogthum Holstein. 


$ 9. Den Juden ist die Ausübung ihrer Religion im Herzog- 
thum Holstein gestattet. 

8 17. Für den Unterricht in der jüdischen Religion wird ein 
besonderes Lehrbuch in deutscher Sprache autorisirt werden und 
sollen sich künftig alle jüdischen Knaben und Mädchen einer öffent- 
lichen Prüfung unterziehen und ein Glaubensbekenntniss ablegen. 
Diese Prüfung ist in der Synagoge von dem Geistlichen vorzunehmen. 
Um zu der Prüfung zugelassen zu werden, müssen die Knaben das 
15., die Mädchen das 14. Lebensjahr zurückgelegt haben, es sei 
denn, dass zuvor die regierungsseitige Erlaubniss, sich der Prüfung 
in früherem Alter zu unterziehen, beigebracht wird. 

Anmerkung: Die Rechtsfolgen, welche das Gesetz denjenigen 
androht, welche dieser »Religionsprüfung«e sich nicht unterziehen, 
sind durch das Reichsgesetz über die Gleichberechtigung der Glaubens- 
bekenntnisse beseitigt. 


189. Bekanntmachung der Landgräflich Hessischen Regierung 

vom 24. Juni 1864, betreffend die Vollziehung der Synagogen- 

ordnung für die israelitische Gemeinde in Homburg vor der 
Höhe. 


Die Gemeindesynagoge allein ist für den israelitischen öffent- 
lichen Gottesdienst bestimmt, und Gebets- oder sonstige gottesdienst- 
liche Versammlungen ausserhalb der Synagoge mit Ausnahme folgen- 
der Fälle sind untersagt: 

1. das Gesetzesstudium der ersten Nacht des Gesetzgebungs- 
festes und des siebenten Tages des Laubhüttenfestes, wobei 
jedoch das Morgengebet verboten bleibt; 

2. der Gottesdienst im Hause eines Trauernden während der 
sieben Trauertage; 
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3. das tägliche Nachtgebet in dem seit undenklichen Zeiten 
bestehenden Talmud-Thoraverein und 
4. der Fall, dass der Vorstand die Abhaltung eines Privat- 
gottesdienstes ausdrücklich gestatten sollte. 
Zuwiderhandlungen gegen dieses Verbot, welche von dem Vor- 
stande durch das Organ seines Vorsitzenden zur Anzeige zu bringen 
sind, sollen mit einer Geldbusse von 30 Kreuzern bis 3 Gulden oder 
entsprechender Gefängnissstrafe gegen jeden Theilnehmer gerichtlich 
bestraft werden. 


190. Gesetz vom 4. Juli 1875, betreffend die Rechte der 
altkatholischen Kirchengemeinschaften an dem kirchlichen 
Vermögen (Gesetzsamml. S. 333). 


8 1. In denjenigen katholischen Kirchengemeinden, aus welchen 
eine erhebliche Anzahl von Gemeindemitgliedern einer altkatholischen 
Gemeinschaft beigetreten ist, wird die Benutzung des kirchlichen 
Vermögens im Verwaltungsweg bis auf Weiteres nach Massgabe der 
folgenden Bestimmungen geordnet. 

$ 2. Der altkatholischen Gemeinschaft wird der Mitgebrauch 
der Kirche und des Kirchhofs eingeräumt. Sind mehrere Kirchen 
(Kapellen u. s. w.) vorhanden, so kann eine Gebrauchstheilung nach 
bestimmten Objekten verfügt werden. 

Die nämliche Gebrauchstheilung findet bezüglich der kirchlichen 
Geräthschaften statt. 

Ist der altkatholischen Gemeinschaft die Mehrheit der Ge- 
meindemitglieder beigetreten, so steht der Gemeinschaft der Mitge- 
brauch der Kirche in den zur Abhaltung des Hauptgottesdienstes 
herkómmlich bestimmten Stunden, bei mehreren Kirchen der Gebrauch 
der Hauptkirche zu. 

$ 3. Tritt ein Pfründeninhaber der altkatholischen Gemein- 
Schaft bei, so bleibt er im Besitz und Genuss der Pfründe. 

Bei Erledigung der Pfründe wird dieselbe im Falle des, 8 2 
Abs. 3 der altkatholischen Gemeinschaft überwiesen. 

Sind mehrere Pfründen vorhanden, so kann bei deren Er- 
ledigung mit Rücksicht auf das Zahlenverhältniss beider Theile eine 
Genusstheilung nach bestimmten Pfründen verfügt werden. | 

84. An dem übrigen, zu kirchlichen Zwecken bestimmten 
Vermógen wird der altkatholischen Gemeinschaft, mit Rücksicht auf 
das Zahlenverhältniss beider Theile, der Mitgenuss eingeräumt. 

Umfasst die altkatholische Gemeinschaft die Mehrheit der Ge- 
meindemitglieder und ist die Zahl der übrigen Gemeindemitglieder 
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nicht mehr erheblich, so kann die Einräumung des vollen Genusses 
an die Gemeinschaft verfügt werden. 

Gleichzeitig hat in diesem Fall eine Neuwahl des Kirchen- 
vorstandes und der Gemeindevertretung stattzufinden. 

8 5. Altkatholische Gemeinschaften im Sinne dieses Gesetzes 
sind sowohl die zu gottesdienstlichen Zwecken gebildeten altkatho- 
lischen Vereine, sofern dieselben von dem Oberprásidenten als kirch- 
lich organisirt anerkannt worden sind, als auch die altkatholischen 
Parochien. 

Die Mitglieder der altkatholischen Parochien bleiben ver- 
pflichtet, zu der Unterhaltung der Kirche, des Kirchhofs und der 
sonstigen Vermögensstücke beizutragen, deren Benutzung ihnen nach 
den 88 2 bis 4 dieses Gesetzes zusteht. 

8 6. Ueber die Art und den Umfang der den altkatholischen 
Gemeinschaften nach den S88 2 bis 5 dieses Gesetzes einzuräumen- 
‚ den Rechte entscheidet der Oberpräsident. 

Gegen die Entscheidung des Oberpräsidenten steht die Berufung 
an den Minister der geistlichen Angelegenheiten offen. 

Die Entscheidungen sind im Verwaltungsweg vollstreckbar. 

8 7. In den Eigenthumsverháltnissen des kirchlichen Vermögens 
tritt durch dieses Gesetz keine Aenderung ein. 


191. Gesetz vom 14. Mürz 1880, betreffend die Bestreitung 
der Kosten für die Bedürfnisse der Kirchengemeinden in den 
Landestheilen des linken Rheinufers (Gesetzsamml. S. 225). 


8 4. Den bürgerlichen Gemeindebehórden steht die Benutzung 
der Kirchenglocken bei feierlichen oder festlichen Gelegenheiten, bei 
Unglücksfällen oder ähnlichen Veranlassungen zu, ingleichen die 
Fortbenutzung der in den kirchlichen Gebäuden befindlichen, feuer- 
polizeilichen Zwecken dienenden Lokale. 

Zu Sicherstellung und Regelung dieser Befugnisse trifft der 
Oberpräsident die erforderlichen Anordnungen und setzt diejenigen 
feierlichen und festlichen Gelegenheiten nicht kirchlichen Charakters 
fest, bei welchen die Kirchenglocken zu benutzen sind. 


Bayern. 


192. Erlass vom 29. April 1813, betreffend die Herrenhuter 
(Döllinger Bd. VIII S. 1787). 


Ziffer 1. Den sich so nennenden Assoziirten der Herrenhuter- 
brüdergemeinde zu N. wird die Erlaubniss zu ihren Privatandachten 
unter Aufsicht der Polizei ertheilt. 
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193. Juden-Edikt vom 10. Juni 1813 (Dollinger Bd. VI S. 1). 


8 23. Den jüdischen Glaubensgenossen im Königreich wird 
vollkommene Gewissensfreiheit gesichert. Sie geniessen alle den 
Privatkirchengesellschaften eingeräumten Befugnisse, insofern sie 
in der gegenwärtigen Verordnung nicht abgeändert oder näher be- 
stimmt sind. 

8 24. Wo die Juden in einem gewissen mit der Territorial- 
eintheilung des Reiches übereinstimmenden Bezirke in einer Zahl 
von wenigstens 50 Familien vorhanden sind, ist ihnen gestattet, eine 
eigene kirchliche Gemeinde zu bilden, und an einem Orte, wo 
eine Polizeibehórde besteht, eine Synagoge, einen Rabbiner und eine 
eigene Begräbnissstätte zu haben. | 

8 25 Abs. l. Wo sie keine kirchliche Gemeinde bilden, sind 
sie lediglich auf die einfache Hausandacht beschränkt, und alle heim- 
lichen Zusammenkünfte unter dem Vorwande des häuslichen Gottes- 
dienstes sind ihnen verboten. 


194. Verfassungsurkunde vom 26. Mai 1818. 


Titel IV. 8 9, Abs. 5. Die geistliche Gewalt darf in ihrem 
eigentlichen Wirkungskreise nie gehemmt werden, und die weltliche 
Regierung darf in rein geistliche Gegenstände der Religions-Lehre 
und des Gewissens sich nicht einmischen, als insoweit das Oberst- 
hoheitliche Schutz- und Aufsichtsrecht eintritt, wonach keine Ver- 
ordnungen und Gesetze der Kirchen-Gewalt ohne vorgängige Einsicht 
und das Placet des Königs verkündet und vollzogen werden dürfen. 


195. II. Verfassungsbeilage. 


8 24. Die in dem Königreiche bestehenden drey christlichen 
Glaubenskonfessionen sind als Öffentliche Kirchengesellschaften mit 
gleichen bürgerlichen und politischen Rechten, nach den unten 
folgenden nähern Bestimmungen anerkannt. 

8 28. Die mit ausdrücklicher Königlicher Genehmigung auf- 
genommenen Kirchen-Gesellschaften geniessen die Rechte Offentlicher 
Korporationen. 

§ 29. Die zur Ausübung ihres Gottesdienstes gewidmeten Ge- 
bäude sollen, wie andere öffentliche Gebäude geschützt werden. 

S 30. Die zur Feier ihres Gottesdienstes und zum Religions- 
unterricht bestellten Personen geniessen die Rechte und Achtung 
öffentlicher Beamten. 

$ 32. Eine Religionsgesellschaft, welche die Rechte öffentlich 
aufgenommener Kirchengesellschaften bei ihrer Genehmigung nicht 
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erhalten hat, wird nicht als eine öffentliche Korporation, sondern als 
eine Privatgesellschaft geachtet. 

8 33. Es ist derselben die freie Ausübung ihres Privatgottes- 
dienstes gestattet. 

8 34. Zu dieser gehört die Anstellung gottesdienstlicher Zu- 
sammenkünfte in gewissen dazu bestimmten Gebäuden, und die Aus- 
übung der ihren Religionsgrundsátzen gemässen Gebräuche sowohl 
in diesen Zusammenkünften, als in den Privatwohnungen der Mit- 
glieder. 

8 35. Den Privatkirchengesellschaften ist aber nicht gestattet, 
sich der Glocken oder sonstiger Auszeichnungen zu bedienen, welche 
Gesetze oder Gewohnheit den óffentlichen Kirchen angeeignet haben. 

8 36. Die von ihnen zur Feier ihrer Religionshandlungen be- 
stellten Personen geniessen als solche keiner besonderen Vorzüge. 

S 37. Die ihnen zustehenden weiteren Rechte müssen nach 
dem Inhalte ihrer Aufnahmsurkunden bemessen werden. 

$ 38. Jeder genehmigten Privat- oder Öffentlichen Kirchen- 
gesellschaft kömmt unter der obersten Staatsaufsicht nach den im 
III. Abschnitte enthaltenen Bestimmungen die Befugniss zu, nach 
der Formel und der von der Staatsgewalt anerkannten Verfassung 
ihrer Kirche, alle innern Kirchen-Angelegenheiten anzuordnen. 

Dahin gehören die Gegenstände: 

&) Glaubenslehre, 

b) Form und Feyer des Gottesdienstes, 

c) der geistlichen Amtsführung, 

d) des religiösen Volksunterrichts, 

e) der Kirchen-Disciplin, 

f) der Approbation und Ordination der Kirchendiener, 

g) der Einweihung der zum Gottesdienste gewidmeten Ge- 
báude und Kirchhófe, 

h) der Ausübung der Gerichtsbarkeit in rein geistlichen 
Sachen; nämlich des Gewissens oder der Erfüllung der 
Religions- und Kirchen-Pflichten einer Kirche, nach ihren 
Dogmen, symbolischen Büchern und darauf gegründeten 
Verfassung. 

8. 39. Den kirchlichen Obern, Vorstehern oder ihren Reprä- 
sentanten kommt demnach das allgemeine Recht der Aufsicht mit 
den daraus hervorgehenden Wirkungen zu, damit die Kirchen- 
Gesetze befolgt, der Kultus diesen gemäss aufrecht erhalten, der 
reine Geist der Religion und Sittlichkeit bewahret, und dessen Aus- 
breitung befördert werde. Der Antheil, welcher jedem Einzelnen 
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an dieser Aufsicht zukömmt, wird durch seine Amtsvollmaeht be- 
stimmt. 


196. Edikt vom 20. Mai 1818 über die inneren kirchlichen 
Angelegenheiten der protestantischen Gesammtgemeinde des 
Königreiches (Döllinger Bd. VIII S. 1274). 


S 1. Das oberste Episkopat und die daraus hervorgehende 
Leitung der protestantischen inneren Kirchenangelegenheiten soll 
künftig dureh ein selbständiges Oberkonsistorium ausgeübt werden, 
welches dem Staatsministerium des Innern unmittelbar untergeord- 
net ist. 

8 11 Abs. Í. Der Wirkungskreis des Oberkonsistoriums sowie 
der ihm untergeordneten Konsistorien ist demnach beschränkt auf 
die Gegenstände der inneren Kirchenpolizei, auf die Ausübung des 
mit der Staatsgewalt verbundenen Episcopates und die Leitung der 
inneren Kirchenangelegenheiten. Es steht ihm hienach zu die Auf- 
sicht über Kirchenverfassung, Kirchenordnuug, Disziplin, Lehrvor- 
tráge, Amtsführung und Betragen der Geistlichen, Prüfung, Ordina- 
tion, Anstellung und Beförderung der Kandidaten, Ertheilung des 
Religionsunterriehtes in den Schulen, Kultus, Liturgie, Ritual, Puri- 
fikation und Dismembration der Pfarreien, Erledigung und Wieder- 
besetzung der Pfarrstellen und anderer Kirchendienste, Investitur der 
Geistlichen, Synodal- und Diózesanverháltnisse, Dispensation, Pfarrer- 
Wittwen, und Pfarrer-Pensionsanstalten , sour und Veränderung 
der Pfarreinkünfte. 


197. Gesetz vom 11. Juli 1834, betr. die bürgerlichen und poli- 
tischen Rechte der griechischen Glaubensgenossen (Gbl. S. 42). 


Artikel I. Die Bekenner der unirten sowohl als der nicht 
unirten griechischen Kirche geniessen mit den Bekennern der in dem 
Königreich bereits verfassungsmässig bestehenden drey christlichen 
Kirchengesellschaften gleiche bürgerliche und politische Rechte, 


198. Min.-Entschl. vom 19. März 1844, betreffend die Aus- 
übung des englischen Gottesdienstes in München (Döllinger 
Bd. XXIII. S. 472). 


Das Verhältniss der Angehörigen der anglikamischen Kirche 
in München ist dasjenige der Privatkirchengesellschaften und ist ihr 
staatsrechtliches Verhältniss nach den Bestimmungen der II. Ver- 
fassungsbeilage SS 32 bis 38 zu benrtheilen. 
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199. Min.-Entschl. vom 20. Oktober 1848, betreffend die 
deutsch-katholische Kirchengesellschaft in München 
und 
Min.-Entschl. vom 14. September 1849, betr. die freie Kirchen- 
gemeinde des Johannes Ronge (Döllinger Bd. XXIII S. 473 bis 475). 


Hiernach stehen diesen Kirchengemeinden überhaupt jene Rechte 
" zu, welche nach der IL. Verfassungsbeilage den Privatkirchengesell- 
schaften eingeräumt sind, insbesondere 

a) die Regelung der kirchlichen Angelegenheiten an sich, 

b) die Vornahme von Taufen, Trauungen und Beerdigungen 
bezüglich ihrer Mitglieder durch den aufgenommenen Geist- 
lichen oder Prediger, 

c) die Ertheilung des Religionsunterrichtes durch denselben 
an die zur Gemeinde gehórigen schulpflichtigen Kinder. 


200. Min.-Entschl. vom 28. März 1862 


räumt den Mennoniten und Irvingianern die Rechte einer Privat- 
kirchengesellschaft ein. Silbernagel, Verfassung und Verwaltung der 
Religionsgenossenschaften in Bayern, 2. Aufl. S. 236.  Seydel, 
Bayrisches Staatsrecht, 2. Aufl., 1896, Bd. III, S. 489, Anm. 18. 


Sachsen. 
201. Verfassungsurkunde vom 4. September 1831. 


8 57. Der König übt die Staatsgewalt über die Kirchen (jus 
circa sacra), die Aufsicht und das Schutzrecht über dieselben nach 
den diesfallsigen gesetzlichen Bestimmungen aus, und es sind daher 
namentlich auch die geistlichen Behórden aller Konfessionen der 
Oberaufsicht des Ministeriums des Kultus untergeordnet. 

Die Anordnungen in Betreff der inneren kirchlichen Ange- 
legenheiten bleiben der besonderen Kirchenverfassung einer jeden 
Konfession überlassen. Insbesondere wird die landesherrliche Kirchen- 
gewalt (jus episcopale) über die Evangelischen, so lange der König 
einer anderen Konfession zugethan ist, von der § 41 bezeichneten 
Ministerialbehórde ferner in dem seitherigen Masse ausgeübt. 


202. Königliches Reskript vom 7. August 1815, betreffend 
verschiedene, in geistlichen Angelegenheiten ergangene Gou- 
vernementsverfügungen. 

Nachdem Uns wegen verschiedener von dem fremden General- 
gouvernement in Schul- und Kirchensachen getroffener Verfügungen 
Anzeige erstattet worden, so tragen Wir kein Bedenken, die den in 
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hiesigem Königreich sich aufhaltenden griechischen Christen zuge- 
standene Gleichstellung mit den übrigen christlichen Religionspar- 
teien in Ansehung ihrer bürgerlichen Gerechtsame zu genehmigen. 

Hiezu bemerkt v. Seydewite, Codex des im Königreich Sachsen 
geltenden Kirchen- und Schulrechts, 3. Aufl. 1890, S. 107: »Unge- 
achtet der in obigem Reskript anerkannten Gleichstellung der Chri- 
sten griechischer Konfession rücksichtlich ihrer bürgerlichen Rechte, 
ist denselben die öffentliche Religionsübung nebst den davon ab- 
hängigen Rechten zur Zeit noch nicht zugestanden worden, daher 
dieselben nur als eine geduldete Religionspartei angesehen werden 
können.« 


203. Gesetz vom 18. Mai 1837, betreffend die Religionsübung 
der Juden. 


Den jüdischen Glaubensgenossen sowohl zu Dresden als zu 
Leipzig wird gestattet, an einem jeden dieser Orte in Eine Re- 
ligionsgemeinde sich zu vereinigen und als solche ein gemeinschaft- 
liches Bet- und Schulbaus zu haben, und werden, damit sie ein 
solches. entweder durch Ankauf und passende Einrichtung eines 
schon vorhandenen Gebäudes, oder durch Erwerb eines Bauplatzes 
und Aufführung eines neuen Gebäudes errichten können, das gesetz- 
liche Verbot, nach welchem Juden Grundstücke nicht besitzen dürfen, 
ingleichen die in den Gesetzen und Ortsstatuten enthaltenen Be- 
stimmungen, wonach den Juden weder eine Synagoge zu errichten, 
noch einen besonderen Ort zu gemeinschaftlicher Verrichtung ihrer 
jüdischen Ceremonien, noch einen anderen als blossen Privatkultus 
zu haben, verstattet sein soll, insoweit hierdurch aufgehoben. Die 
bisher üblichen Privatsynagogen sind aufzuheben. 

Unser Ministerium des Kultus und Öffentlichen Unterrichts ist 
jedoch ermächtigt, von diesem Verbot der Privatsynagogen für die, 
die Messe zu Leipzig besuchenden, ausländischen Juden Ausnahmen 
zu gestatten. Auch wird dasselbe den Zeitpunkt festsetzen, wo die 
einzelnen Bestimmungen dieses Gesetzes in Wirksamkeit treten. 

Anmerkung: v. Seydewitz, Codex des im Königreich Sachsen 
geltenden Kirchen- und Schulrechts, 3. Aufl. 1890, S. 206 bemerkt 
hierzu: Das Gesetz sei nur unter dem Gesichtspunkt einer aus- 
nahmsweisen Vergünstigung, als die Gewährung einer Art von er- 
weitertem Privatkultus zu betrachten, keineswegs sei die jüdische 
Religion als solche in die Klasse der vom Staat anerkannten Kon- 
fessionen (Verf.-Urk, 8 56) erhoben und ebensowenig seien deren 
Glaubensgenossen in Beziehung auf freie und öffentliche Religions- 
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übung den Bekennern der christlichen Religion vóllig gleichgestellt 
worden. Auch die spátere Gesetzgebung des Landes und des Reichs |. 
haben hieran nichts geändert. 

Zur Zeit bestehen im Königreich Sachsen drei israelitische Ge- 
meinden in Dresden, Leipzig und Chemnitz, deren Verfassung die 
Bestätigung des Kultusministeriums erhalten hat. Ausserdem sind 
in Plauen und Zittau israelitische Religionsgemeinden als Personen- 
vereine in das Genossenschaftsregister eingetragen worden. 


204. Verfügung des Kultusministeriums vom 29. Mai 1839 


gestattet den in Dresden lebenden Engländern anglikanischen Gottes- 
dienst. Zugleich ist zur Abhaltung dieses blossen Privatgottes- 
dienstes die freie Wahl des Privatlokals nachgelassen worden. 

Bezüglich der Ministerialhandlungen des anglikanischen Geist- 
lichen, dessen Wahl dem freien Ermessen der Betheiligten über- 
lassen ist, s. Ziffer 393. 

Besondere Bestimmungen wurden bezüglich des Gebrauchs der 
Glocken getroffen; s. unten Ziffer 268. 


205. Gesetz vom 2. November 1848 über die Rechtsverhält- 
nisse der deutsch-katholischen Glaubensgenossen. 


S 1. Die deutsch-katholischen Glaubensgenossen, welche sich 
zu den beigefügten, auf der zu Ostern 1845 in Leipzig abgehaltenen 
Kirchenversammlung angenommenen Glaubenssátzen bekennen, wer- 
den hierdurch als eine christliche Kirchengesellschaft aufgenommen. 

§ 3. Die deutsch-katholischen Glaubensgenossen sind von nun 
an aller in 88 32, 33, 56, 57, 58, 59, 60 und 139 der Verfassungs- 
urkunde vom 4. September 1831 angegebenen Rechte theilhaftig und 
den entsprechenden Verpflichtungen unterworfen. 

Es dürfen daher insbesondere auch die deutsch-katholischen 
Kirchengemeinden ihren Gottesdienst frei und öffentlich ausüben und 
die Geistlichen derselben alle gottesdienstlichen Verrichtungen und 
geistlichen Amtshandlungen bei deutsch-katholischen Glaubensge- 
nossen vollziehen. 

S 14. Dem Könige steht über die deutsch- katholische Kirchen- 
gesellschaft, wie über jede andere, im Königreich aufgenommene Re- 
ligionsgesellschaft das weltliche Hoheitsrecht (jus circa sacra) zu. 

Anmerkung: v. Seydewitz cit. S. 276 Anm. lb erwähnt, es 
sei durch Verfügung des Kultusministeriums vom 20. Mai 1851 an- 
geordnet worden, dass in jedem Falle, wo ein deutsch-katholischer 
Gottesdienst an einem anderen, als dem Wohnort des deutsch- 
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katholischen Predigers abgehalten werden solle, zuvor ministerielle 
Genehmigung nachzusuchen sei. 

Eine Verfügung des Kultusministeriums vom 19. März 1862 
bestimmte, dass die ausserhalb der Parochialorte abgehaltenen 
deutsch-katholischen Missionsgottesdienste bei der geringen Anzahl 
der dabei betheiligten Deutsch-Katholiken »in den Grenzen blosser 
Privatgottesdienste sich zu halten« haben. 


206. Gesetz vom 22. November 1850, betreffend das Vereins- 
und Versammlungsrecht. 


8 1 Abs. 1. Zu friedlichen Versammlungen und deren Ver- 
anstaltung bedarf es keiner besonderen Erlaubniss. 

S 11. Niemand darf mit Waffen irgend welcher Art in einer 
Versammlung erscheinen, ausgenommen die zu derselben abgeordneten 
Polizeibeamten, insoweit deren Amtstracht die Bewaffnung mit sich 
bringt. 

8 12. Bei dringender Gefahr für die öffentliche Ruhe, Ordnung 
und Sicherheit können Versammlungen, sowie Öffentliche Auf- und 
Umzüge und Festlichkeiten verboten werden. 

S 13. Versammlungen, sowie Öffentliche Auf- und Umzüge und 
Festlichkeiten, zu welchen óffentliche Plätze und Strassen in Städten 
und Ortschaften benutzt werden sollen, bedürfen der vorgängigen 
Genehmigung derjenigen Behörde, welcher die Strassenpolizei über 
jene Räumlichkeiten zusteht. Dass diese Genehmigung gehörig 
nachgesucht werde, dafür haben die Unternehmer, Vorsteher, Ordner 
und Leiter der Versammlung, des Auf- und Umzugs oder der Fest- 
lichkeit gemeinschaftlich zu haften. 

S 17. Die Bestimmungen der 88 2, 3, 4, 6, 7, 8, 9, 10, 15 
leiden keine Anwendung auf Versammlungen, welche lediglich 

c) zu frommen oder wohlthátigen Zwecken oder 

d) zur regelmässigen kirchlichen Erbauung nach der Ver- 

fassung der einzelnen Konfessionen stattfinden. 


207. Gesetz vom 20. Juni 1870 über die Einführung der 
bürgerlichen Eheschliessung und der Civilstandsregister für 
Dissidenten. 


8 21. Wollen Vereine oder Genossenschaften einen besonderen 
religiósen Kultus üben, so bedürfen sie hierzu der staatlichen Ge- 
nehmigung, welche durch die Bestätigung ihrer Statuten seitens des 
Ministeriums des Kultus und óffentlichen Unterriehts ertheilt wird, 

Arohiv für Kirchenrecht. LXXXII. 23 
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Die Genehmigung wird ertheili, wenn die in den Statuten 
festzustellenden Religionsgrundsátze und Normen für die Religions- 
übung mit der Ehrfurcht gegen Gott, dem Gehorsam gegen die - 
Gesetze und der allgemeinen Sittlichkeit vereinbar sind und nicht 
in der geringen Zahl der Theilnehmer oder in deren Persönlich- 
keiten Grund zu Zweifeln über den zweckentsprechenden Fort- 
bestand liegt. | 

Durch die Bestätigung derselben erlangt die Religionsgesell- 
schaft das Recht, unter Oberaufsicht des Staats gottesdienstliche 
Zusammenkünfte in dazu bestimmten Räumlichkeiten zu veranstalten 
und sowohl bier als in Privatwohnungen der Mitglieder die ihren 
Religionsgrundsätzen entsprechenden Gebräuche auszuüben, auch 
eigene Prediger und Religionslehrer anzunehmen. 

Anmerkung : I. Nach einer der Kommission vorgelegten Petition 
der separirten evangelisch-lutherischen Gemeinden in Sachsen wird 
$ 21 vom Kultusministerium dahin ausgelegt, dass gottesdienstliche 
Zusammenkünfte nur in denjenigen Orten zu gestatten seien, welche 
das Ministerium bestimmt hat, und auch die Grenzen der Religions- 
gemeinden vom Ministerium mit der Wirkung festzusetzen seien, 
dass den ausserhalb des abgegrenzten Bezirks wohnenden Personen 
der Anschluss nur auf Grund besonderer Genehmigung des Mini- 
steriums zusteht. 

II Gegen die Baptisten wird auf Grund des oben angeführten 
S8 21 ein lebhafter Kampf geführt. Hierüber hat der Prediger 
K. Mascher in Dresden eine Broschüre (Ist in Sachsen Religions- 
freiheit? Hamburg-Borgfelde, 1898) veröffentlicht, bezüglich deren 
auf Grund eines vom sächsischen Kultusminister gestellten Straf- 
antrags Anklage erhoben wurde, jedoch durch Urtheil des Land- 
gerichts Dresden vom 5. Juni 1899 Freisprechung erfolgte. Dieser 
Broschüre sind folgende thatsächliche Mittheilungen zu entnehmen: 

l. Am 1. Mai 1891 hat das Polizeiamt Chemnitz dem Gustav 
Adolf Fiedler aus Planitz die Veranstaltung und Abhaltung von 
»Versammlungen, in welchen religiöse Fragen nach Art eines Gottes- 
dienstes verhandelt« werden, unter Androhung einer Geldstrafe von 
50 JA, eventuell 10 Tage Haft für jeden Fall der Zuwiderhandlung 
untersagt. Mascher S. 22. 

2. Der Stadtrath in Aue eröffnete am 5. Januar 1892 dem 
Robert Petersen daselbst, dass christliche Vorträge je über eine 
Bibelstelle in zwei von ihm angemeldeten, in seiner Wohnung ge- 
planten Versammlungen abgehalten werden dürfen, dass es aber un- 
statthaft sei, diese Vorträge mit Gesang und Gebet einzuleiten und 
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zu schliessen, da auf diese Weise ein Hausgottesdienst entstehen 
würde, derartige gottesdienstliche Zusammenkünfte aber nur Ver- 
einen gestattet seien, welche die staatliche Genehmigung erhalten 
haben, und dass deshalb diese Versammlungen zu überwachen und 
eventuell nach § 5 des Vereinsgesetzes vom 22. November 1850 auf- 
zulösen seien. Mascher S. 23. 

3. Am 3, März 1892 wurde dem Baptistenprediger Fiehler 
aus Niederplanitz ein Strafbefehl von der Amtshauptmannschaft 
Schwarzenberg zugestellt, in welchem ihm wegen groben Unfugs 
eine Geldstrafe von 20 A angesetzt wurde, weil derselbe bei dem 
Leichenbegängniss einer Baptistin in Sosa auf öffentlicher Strasse 
»zum Aergerniss der Anhänger der Landeskirche« die Ausführung 
von Gesängen geleitet habe, obgleich nach 8 14 des Regulativs für 
kirchliche Handlungen bei Ueberführung der Leichen von Dissidenten 
nach dem Gottesacker die Ausführung von Gesängen unzulässig sei. 
Das Schöffengericht Eibenstadt erkannte jedoch am 23. März 1892 
auf Freisprechung mangelnden Beweises halber. Mascher S. 40. 

4. Prediger Mascher in Dresden theilt aus seinen eigenen Er- 
fahrungen noch Folgendes mit: Am 26. April 1892 untersagte ihm 
der Rath der Stadt Dresden, in Dresden und Umgegend öffentliche 
Gottesdienste abzuhalten, und befahl ihm bei Vermeidung einer Ord- 
nungsstrafe von 30 .#, die am Versammlungslokal der Baptisten in 
Dresden angebrachten »beiden Tafeln«, von welchen die links vom 
Eingang die Inschrift trug »Versammlungslokal der Baptisten«, die 
rechts vom Eingang unter der Ueberschrift »Evangelischer Gottes- 
dienst« die Stunden des Gottesdienstes bezeichnete, zu beseitigen, 
weil diese Inschriften den Anschein erweckten, als ob die Baptisten- 
gemeinde zur Abhaltung Öffentlicher Gottesdienste: berechtigt sei. 
Als später die Inschrift »Gemeinde gläubig getaufter Christen« ge- 
wählt wurde, musste auf Anordnung des Hauptpolizeiamts zu Dresden 
auch diese Inschrift entfernt werden, weil sie bei den evangelisch- 
lutherischen Glaubensgenossen Anstoss errege; es soll darin sogar 
ein »versteckter Angriff auf die Landeskirche« erblickt worden sein. 
Mascher S. 6 bis 9 u. 4. | 

Am 2. Januar 1897 eróffnete der Rath der Stadt Dresden dem 
Prediger Mascher, dass ihm die Ankündigung des Baptistengottes- 
dienstes in einer Zeitung bei 100 .# Strafe verboten sei, und die Tages- 
blätter erhielten gleichzeitig Weisung, die von Mascher nicht für 
die Kirchennachrichten, sondern für den allgemeinen Annoncentheil 
eingeschickten Anzeigen zurückzuweisen. Nun veröffentlichte Mascher 
in mehreren Dresdener Zeitungen folgende Bekanntmachung: 
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»Laut Verfügung des Raths zu Dresden vom 2. Januar 
1897 ist jede Anzeige der gottesdienstlichen Zusammen- 
künfte der Dresdener Baptisten in der Tagespresse, wie: 

Baptistengemeinde, 
Friedenskapelle, Camelienstr. Nr. 16, 
Sonntag Vormittag 9!/, bis 10!/, Uhr Predigt, 
11 bis 12 Uhr Kindergottesdienst, 
Nachmittags 5 bis 61/, Uhr Predigt, 
Abends 7 Uhr Vereine, 
Mittwoch Abends 8!/, Uhr Gebetsstunde, 
laut 8 2 des Gesetzes A vom 28. Januar 1835 bei 100 Æ 
Strafe in jedem Zuwiderhandlungsfalle verboten, was wir 
hierdurch zur allgemeinen Kenntniss bringen. 
Der Vorsitzende: K. Mascher. 

Wegen dieser Bekanntmachung wurde Mascher mit einer Geld- 
strafe von 100 -Æ bestraft. Da Mascher die Zahlung verweigerte, 
wurde ihm ein Theil seines Mobiliars gepfándet und in Öffentlicher 
Auktion versteigert. Mascher S. 13 bis 15 u. 3. 

5. Der Stadtrath in Meerane verbot durch Verfügungen vom 
30. Juni 1892 der Wittwe Wilhelmine Steinbach in Meerane und 
dem Prediger H. Fiedler in Niederplanitz die Abhaltung von Bibel- 
- betrachtungen in ihrer Wohnung bezw. in den Wohnungen anderer 
Privatpersonen. Mascher S. 22 bis 23. 

6. Am 31. März 1896 wies die Amtshauptmannschaft in 
Schwarzenberg den Baptistenprediger Paul Sellin in Aue zur Ver- 
meidung einer Geldstrafe von 30 -Æ an, bei den Kindergottesdiensten 
der Baptistengemeinde in Sosa »andere Konfessionsverwandte« , ins- 
besondere Schulkinder evangelisch-lutherischer Konfession in Zukunft, 
auch auf deren Wunsch, beziehentlich mit Zustimmung ihrer Eltern, 
nicht mehr zuzulassen. Mascher S. 52. 

7. Die Amtshauptmannschaft in Döbeln verbot dem Bauern 
Emil Oskar Fröhner in Hartha durch Verfügung vom 22. Mai 1896, 
zu den in seinem Haus stattfindenden religiösen Versammlungen der 
Baptisten Kindern anderer Religionsverwandten den Zutritt zu ge- 
statten, und verlangte in einer Verfügung vom 8. Februar 1898 
noch ausdrücklich von demselben, dass er sich bei jeder religiösen 
Unterredung zu überzeugen habe, dass dergleichen Kinder nicht an- 
wesend seien. Im Falle des Zuwiderhandelns gegen dieses Verbot 
wurde ihm eine Geldstrafe von 50 «Æ für jeden einzelnen Fall an- 
gedroht und das gänzliche Verbot der Baptistenversammlungen in 
Aussicht gestellt. Mascher S. 49 bis 50. 
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8. Am 25. Juli 1896 eröffuete der Gemeindevorstand in Caius- 
dorf der Frau Christiane Ficker daselbst, dass ihr durch Verfügung 
der Amtshauptmannschaft Zwickau die Zulassung von Kindern, die 
der Landeskirche angehören, zu der von ihr geleiteten baptistischen 
»Sonntagsschule« bei Vermeidung einer Geldstrafe von 50 -Æ unter- 
sagt sei. Als die Ficker gleichwohl am 6. September 1896 drei 
Kinder evangelisch-lutherischer Elteru zu der Sonntagsschule zuliess, 
wurde sie von der Amtshauptmannschaft durch Verfügung vom 
9. September 1896 mit 50 -Æ wegen Ungehorsams bestraft und ihr 
zugleich für jeden weiteren Fall der Zuwiderhandlung eine Geld- 
strafe von 60 «Æ angedroht. Die Ficker bat um gerichtliche Ent- 
Scheidung, da die betreffenden Eltern ihr die Kinder besouders an- 
vertraut hatten, allein die gerichtliche Entscheidung gegen die auf 
Grund des Kompetenzgesetzes vom 28. Januar 1835 erkannte Un- 
gehorsamsstrafe war unzulässig, und das als Rekurs zu behandelnde 
Rechtsmittel wurde verworfen. Mascher S. 50 bis 52. 

9. Der Gärtnereibesitzer Frane Robert Sieber hatte am 
2. August 1896 in der Wohnung des Maurers Müller in Hart- 
mannsdorf in Anwesenheit von etwa 10 Baptisten eine religiöse An- 
sprache gehalten, welcher Gesang und Gebet vorausgegangen war; 
am Schlusse der Versammlung hatte er freiwillige Beiträge für 
einen wohlthätigen Zweck gesammelt. Wegen dieser Handlung wurde 
auf Grund des Vereinsgesetzes vom 22. November 1850 gegen ihn 
Anklage erhoben; er wurde vom Schöffengericht in Kirchberg zu 
der Geldstrafe von 25 «Æ verurtheilt, in zweiter Instanz aber durch 
Urtheil des Landgerichts Zwickau vom 26. November 1896 freige- 
sprochen mit der Begründung, dass weder gegen das Vereinsgeseta 
noch gegen das Dissidentengesetz verstossen sei, da derartige Zusam- 
menkünfte der Anzeigepflicht und der staatlichen Genehmigung nicht 
unterliegen. Mascher S. 24 bis 28. 

10. Am 24. August 1896 wurde dem Maurer Karl Friedrich 
Müller in Hartmannsdorf, in dessen Wohnung 5 bis 10 Personen 
aus Hartmannsdorf und dessen Nachbarorten einigemal am Sonntag 
Nachmittag zum Lesen christlicher Zeitschriften und zu religiösen 
Gesprächen zusammengekommen waren, von dem Gemeindevorsteher 
eröffnet, dass dies unstatthaft sei und in Zukunft bestraft werden 
würde. Mascher S. 23 bis 24. 

11. Am 10. März 1897 eröffnete der Stadtrath in Eibenstock 
der Baptistin Alma Schram daselbst, dass die Baptisten in Eiben- 
stock keine Öffentlichen Gottesdienste abhalten dürfen, sondern nur 
Hausandachten ohne Zulassung anderer Konfessionsverwandter und 
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ohne vorherige óffentliche Ankündigung; diese Hausandachlen dürfen 
aber nur in den Räumen abgehalten werden, welche als solche vor- 
her der Polizei angezeigt worden seien, und eine Theilnahme an 
solchen Hausandachten sei Kindern nur dann gestattet, wenn sie auf 
Antrag ihrer Eltern in das Dissidentenregister eingetragen seien. 
Zugleich wurde ihr die Zulassung anderer Konfessionsverwandten 
oder anderer Kinder zu den Andachten, sowie deren Abhaltung in 
anderen als der Polizei angemeldeten Räumen bei 30 .# Strafe für 
jede Zuwiderhandlung verboten. Mascher S. 32. 

12. Am 26. März 1897 erging vom Amtsgericht Annaberg 
ein Strafbefehl gegen den Posamentiergehülfen Karl Louis Horn in 
Cunersdorf, in welchem eine Geldstrafe von 33 -Æ gegen denselben 
angesetzt wurde, weil derselbe in 4 Fällen ohne Anzeige Versamm- 
lungen zur Besprechung religiöser Angelegenheiten zusammenberufen 
habe. Diese Strafe wurde bezahlt. Mascher S. 30 bis 31. 

13. Durch Beschluss der Amtshauptmannschaft Schwarzenberg 
vom 14. April 1897 wurde dem Hausbesitzer Karl Zierold in Jo- 
hanngeorgenstadt, welcher eine Bibelbetrachtung am Charfreitag in 
seinem Haus abhalten wollte und zu diesem Zweck eine Versamm- 
lung angezeigt hatte, die Abhaltung dieser »óffentlichen Versamm- 
lung am Charfreitag« auf Grund des $ 8 des Gesetzes vom 10. Sep- 
tember 1870 verboten. Mascher S. 33. 

14. Am 16. Juni 1897 verbot die Amtshauptmannschaft Zwickau 
dem Maurer Müller zu Hartmanusdorf unter Androhung einer Ord- 
nungsstrafe von 50 -Æ für jeden einzelnen Fall, öffentliche Versamm- 
lungen der Baptisten in seiner Wohnung zu halten, und zu den 
Gottesdiensten derselben Kinder anderer Konfession zuzulassen. 
Mascher S. 29. 

15, In diesem Zusammenhang ist noch anzuführen, dass 
Mascher (S. 3) erzáhlt, es haben in Folge des behórdlichen Ein- 
schreitens sächsische Baptisten im Herbst 1896 und Frühjahr 1897 
ibre Gottesdienste heimlich im Walde und um Mitternacht an einem 
der Polizei unbekannten Orte abgehalten. 

16. Am 28. Juli 1897 erliess der Stadtrath von Eibenstock 
folgende Bekanntmachung in der dortigen Lokalzeitung: 

»Es wird darauf hingewiesen, dass Sekten, deren Ver- 
fassung nicht nach 8 21 des Gesetzes vom 20. Juni 1870 
genehmigt ist, vom Stadtrath bis auf anderweitige Ent- 
scheidung als Verein im Sinne des Vereinsgesetzes ange- 
sehen werden. $8 17 des Vereinsgesetzes kommt auf diese 
Versammlungen nicht in Anwendung. Insbesondere wird 
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gegen dispositionsunfühige oder solche dispositionsfähige 
Personen, welche nicht in das Dissidenienregister einge- 
tragen sind, demgemäss vorgegangen, wenn sie sich an der- 
artigen Sektenversammlungen betheiligen.« 


Mascher S. 33. 


17. Am 12. August 1897 untersagte die Amtshauptmannschaft 
Dresden- Altstadt der Baptistengemeinde in Dresden die Abhaltung 
von Gottesdiensten in Plauen bei Dresden, Auf erhobene Vorstellung 
aber gab dieselbe ihnen die Erlaubniss zur Abhaltung von religiósen 
Erbauungsstunden in ihrem Betsal zu Plauen, mit der Beschränkung, 
dass der Zutritt nur Baptisten gestattet werde und Kinder von der 
Landeskirche angehórigen Familien von denselben ausgeschlosseu 
werden. Mascher S. 33—34. 


18. In Sosa hatten die Baptisten eine Kapelle gebaut und die 
Behörde hiervon in Kenntniss gesetzt. Am 20. September 1897 
untersagte die Amtshauptmannschaft zu Schwarzenberg in einer dem 
Prediger Paul Sellin in Aue zugestellten Verfügung die Abhaltung 
der angezeigten Zusammenkünfte in dieser Kapelle, weil hierbei ge- 
sungen, gebetet und das Wort Gottes vorgelesen und die Theilnahme 
hierbei Jedermann gewährt, also ein öffentlicher Gottesdienst abge- 
halten werden solle, der nur den staatlich anerkannten Religions- 
gesellschaften zustehe. Als Prediger Sellin hierauf für den folgen- 
den Sonntag auf Grund des Vereinsgesetzes einen religiösen Vortrag 
bei der Behörde anmeldete, eröffnete ihm die Amtshauptmannschaft 
am 24. Dezember 1897, dass dieser Vortrag sich als Umgehung der 
bestehenden Vorschriften und der gegebenen Anweisungen darstelle 
und dass die beabsichtigte Versammlung bei Vermeidung einer Geld- 
strafe von 40 «Æ untersagt sei. Sodann ergingen am 19. Januar 
und 4. Februar 1898 Verfügungen der Amtshauptmannschaft an den 
Prediger Sellin, an den Militärinvaliden Heinrich Julius Müller in 
Sosa, den Fabrikarbeiter Hermann Blechschmidt iu Sosa, den Handels- 
mann Ferdinand Thriemer in Aue und andere Personen, in welchen 
denselben die Abhaltung oder Gestattung von Öffentlichen Gottes- 
diensten in der Baptistenkapelle zu Sosa bei Vermeidung einer Geld- 
Strafe von 40 «Æ für jeden Zuwiderhandlungsfall verboten wurde. 
Als trotzdem am 30. Januar 1898 in der Kapelle zu Sosa ein 
Baptistengottesdienst stattfand, wurden Prediger Sellin und vier Mit- 
glieder der Baptistengemeinde, welche als Eigenthümer der Kapelle 
eingetragen sind, sowie der Bruder, welcher Küsterdienste versehen 
hatte, am 4. Februar 1898 mit je 40 -Æ bestraft, Gegen diese 
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Geldstrafen im Gesammtbetrag vou 200 .4 war die Anrufung ge- 
richtlicher Entscheidung nicht zulässig. Mascher S. 34— 37. 

19. Am 7. Januar 1898 untersagte die Amtshauptmannschaft 
Schwarzenberg der Baptistin Auguste Minna Themel in Johann- 
georgenstadt zu Vermeidung einer Geldstrafe von 30 -Æ für jeden 
Zuwiderhandlungsfall, fernerhin mit Kindern in dem Versammlungs- 
lokale der Baptisten an Sonntagen Zusammenkünfte, sog. Sonntags- 
freude, zu halten, »in denen gesungen und Erzählungen aus der 
Kiudheit des Heilandes vorgetragen werden«.  Mascher S. 53. 

20. Am 8. Februar 1898 untersagte die Amtshauptmannschaft 
Döbeln dem Baptisten Putensen in Hartha, an den religiösen Unter- 
redungen im dortigen Baptistensaal auch solchen Kindern den Zu- 
tritt zu gestatten, die sammt ihren Eltern der evangelisch-lutheri- 
schen Landeskirche angehören; zugleich wurde ihm für jede Zu- 
widerhandlung gegen dieses Verbot eine Geldstrafe von 50 Æ an- 
gedroht. Mascher S. 50. 

2]. Nicht ohne eine heitere Seite ist ein Vorgang, über wel- 
chen die Zeitschrift »Ebenezer«, Hamburg 1890, S. 80 berichtet. 
Danach wurde vor einigen Jahren in Oederan ein lutherischer Kauf- 
mann aus Chemnitz, welcher sich nach einem Teiche erkundigte, um 
in demselben ein Bad nehmen zu kónnen, von einem Gendarmen fest- 
genommen wegen des Verdachts, er sei ein Baptist und wolle in dem 
Teich eine Taufe vornehmen. Er wurde auf das Rathhaus vor den 
Amtmann geführt, einer Durchsuchung unterworfen und trotz seiner 
Versicherung, dass der Verdacht grundlos sei, in Haft genommen, 
bis auf ein Telegramm sein Rechtsauwalt aus Chemnitz erschien und 
ihn befreite. »Jedoch die Kosten des Verfahrens musste der Kauf- 
mann noch vor seiner Entlassung bezahlen.« 

III. Auch gegen die Methodisten in Sachsen richtet sich das 
polizeiliche Einschreiten, worüber in der Broschüre von Dr. Hermann 
Gerlach (Staatskirchentum und Religionsfreiheit, unter besonderer 
Berücksichtigung der kirchlichen Zustände im Königreich Sachsen 
am Ende des 19. Jahrhunderts; Halle 1899) folgende Fälle mitge- 
theilt werden: 

]. Am 23. Dezember 1892 wurde der Methodistenprediger 
Wunderlich in Pöhla durch Verfügung der Amtshauptmannschaft 
in Schwarzenberg mit 50 .# bestraft, weil er zu den gottesdienst- 
lichen Versammlungen seiner Methodistengemeinde auch Nicht- 
methodisten zugelassen hatte. Aus demselben Grunde wurde 
R. Müller in Breitenbrunn als Besitzer der dortigen Methodisten- 
kapelle ebenfalls mit 50 .# bestraft. Eingelegte Rechtsmittel waren 
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ohne Erfolg. Da Wunderlich die Zahluug verweigerte, wurde Zwangs- 
vollstreckung gegen ihn eingeleitet; die gepfändeten Sachen wurden 
öffentlich versteigert. Gerlach S. 31—33. 

2. Im Jahre 1892 wurden zwei Methodistenprediger vom Stadt- 
rath in Aue wegen Zulassung von Nichtmethodisten zu einem Gottes- 
dienst der Methodisten bestraft. Der Rekurs an das Kultusmini- 
sterium führte zur Aufhebung der von der Kreishauptmannschaft 
bestätigten Strafen durch Ministerialverfügung vom 3. März 1893; 
der Minister nahm in diesem Fall an, dass die Anwesenheit einiger 
weniger Nichtmethodisten auf einem verzeihlichen Irrthum beruht 
habe. Gerlach S. 33. 

3. Im Februar 1899 wurde dem Methodistenprediger Lindner 
und 5 Methodisten der Methodistengemeinde in Zschopau durch die 
Polizei bei einer für jeden Fall zu zahlenden Geldstrafe von je 150 Æ 
(zusammen also 900 .#) verboten, bei ihren mit religiösen Vorträgen 
verbundenen Versammlungen irgend ein Gebet zu sprechen oder ein 
Lied zu singen. Gerlach S. 49—50. 


208. Gesetz vom 23. August 1876, betreffend die Ausübung 
des staatlichen Oberaufsichtsrechts über die katholische Kirche 
im Königreich Sachsen, 


8 29. Neue geistliche Eiurichtungen jeder Art, welche in 
irgend einer Hinsicht die staatlichen oder bürgerlichen Verhältnisse 
berühren, dürfen nur mit Genehmigung der Staatsregierung ausge- 
führt werden. 

Die Genehmigung darf nur aus staatlichen Gründen versagt 
werden. 

Anmerkung: In den Motiven des Entwurfes (Landtagsakten 
cit. S. 199) werden als solche Einrichtungen, welche eine Ge- 
nehmigung der Staatsregierung erfordern sollen, beispielsweise her- 
vorgehoben: »Errichtung neuer Kirchen und anderer geistlicher An- 
stalten, Bestimmung oder Veränderung der Parochialgrenzen, Ein- 
richlung eines neuen Gottesdienstes, welcher über die Grrenzen einer 
einfachen Hausandacht hinausgeht, Bildung neuer Kirchengemein- 
den.« — 

Zur Veranstaltung katholischer Gottesdienste ausserhalb” des 
Pfarrortes oder zur Abhaltung sog. ambulatorischer oder Missionsgottes- 
dienste an einzelnen von Katholiken bewohnten Orten bedarf es der 
ausdrücklichen Genehmigung des Kultusministeriums. Mittels Ver- 
fügung vom 11. März 1858 hat das Kultusministerium dem Aposto- 
lischen Vikariate eröffnet, dass es der kirchlichen Ordnung halber 
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von der Abhaltung jedes einzelnen katholischen Missions- oder am- 
bulatorischen Gottesdienstes im Voraus Wissenschaft haben müsse 
und deshalb unmittelbar von demselben die bezüglichen Mittheilungen 
erwarte. Als hierauf das Apostolische Vikariat ein Verzeichniss aller 
derjenigen Ortschaften einreichte, wo zur Zeit katholische Missions- 
gottesdienste gehalten wurden, ist demselben in einer Verfügung des 
Kultusministeriums vom 3. Februar 1859 zur Nachachtnng zu er- 
kennen gegeben worden, dass damit den hinsichtlich der ambulatori- 
schen Gottesdienste für alle im Staat anerkannte Konfessionen be- 
stehenden Bestimmungen noch nicht genügt werde; vielmehr sei 
hiernach die Abhaltung jedes einzelnen Gottesdienstes ausserhalb des 
Parochialortes im Voraus unter Angabe des Ortes, des überlassenen 
Lokals und der Zeit dem Ministerium anzuzeigen. 

v. Seydewite, Codex cit. S. 280, Anm. 3, wo die hier er- 
wähnten allgemeinen Bestimmungen über Missionsgottesdienste sich 
nicht angeführt finden. 


Württemberg. 
209. Verfassungsurkunde vom 25. September 1819. 


8 70. Jeder der drei im Königreiche bestehenden christlichen 
Konfessionen wird freie öffentliche Religionsübung . . . zugesichert. 

& 75. Das Kirchenregiment der evangelisch-lutherischen Kirche 
wird dureh das kónigliche Konsistorium und den Synodus nach den 
bestebeuden oder künftig zu erlassenden verfassungsmässigen Ge- 
setzen verwaltet. 

§ 76. Sollte in künftigen Zeiten sich der Fall ereignen, dass 
der Kónig einer anderen, als der evangelischen Konfession, zugethan 
wäre, so treten alsdann in Hinsicht auf dessen Episkopalrechte die 
dahin gehörigen Bestimmungen der früheren Religionsreversalien ein. 

8 78. Die Leitung der inneren Angelegenheiten der katholischen 
Kirche steht dem Landesbischof nebst dem Domkapitel zu. Derselbe 
wird in dieser Hinsicht mit dem Kapitel alle diejenigen Rechte aus- 
üben, welche nach den Grundsätzen des katholischen Kirchenrechts 
mit seiner Würde wesentlich verbunden sind. 

8 79. Die in der Staatsgewalt begriffenen Rechte über die 
katholische Kirche werden von dem Könige durch eine aus katho- 
lischen Mitgliedern bestehende Behórde ausgeübt, welche auch bei 
Besetzung geistlicher Aemter, die von dem Könige abhängen, jedes- 
mal um ihre Vorschláge vernommen wird. 

8 83. Was die in dem Königreiche befindlichen reformirten 
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Kirchengemeinden betrifft, so wird... auf Verbesserung ihrer kirch- 
lichen Einrichtung gesorgt werden. 


210. Gesetz vom 25. April 1828 in Betreff der öffentlichen 
Verhältnisse der israelitischen Glaubensgenossen. 


Dritte Abtheilung. 
Von dem Kirchenwesen der Israeliten. 


Artikel 48. Den israelitischen Glaubeusgenossen ist die Aus- 
übung ihrer Religion im Königreiche nicht nur mittels der Haus- 
andacht, sondern auch mittels öffentlicher Versammlungen zu ge- 
meinschaftlichem Gottesdienste in deu Synagogen unter den hiernach 
folgenden Bestimmungen gestattet. 

Artikel 49. Für den Zweck der gemeinschaftlichen Gottesver- 
ehrung vereinigen sich die inländischen Israeliten zu gewissen Kirchen- 
gemeinden, deren jede ihre eigenen Kirchenvorsteher und ihre Syna- 
gogen hat. 

Jeder im Königreiche ansässige Israelite muss Genosse einer 
solchen Kirchengemeinde sein. — — — 

Artikel 51 Abs. 1. Der Gottesdienst in der Synagoge muss 
unter der Aufsicht und Leitung eines israelitischen Gottesgelehrten 
(Rabbinen) stehen. Ist der Rabbine für mehrere Kirchengemeinden 
gemeinschaftlich angestellt, so hat er in der Leitung des Gottes- 
dienstes unter den Synagogen seines Bezirkes regelmässig zu wechseln. 

Artikel 52. Der Rabbine wird, auf Vorschläge der israeliti- 
schen Kirchen-Oberbehórde, von der Staatsregierung ernannt. Zu 
seiner Befähigung ist erforderlich 

1. dass er nicht bloss die mosaische Theologie, sondern auch 

die allgemeinen Vorbereitungswissenschaften, und zwar die 
letzteren auf einer Universität nach erstandener Vorprüfung 
studirt und hierüber gute Zeugnisse aufzuweisen habe, und 

2. dass er bei der von der Staatsbehórde angeordneten Prüfung 

als fáhig gefunden worden sei. 

Nach seiner Ernennung wird er auf den Gehorsam gegen die 
Staatsgesetze, und dass er im Widerspruche mit diesen nichts lehren 
oder zulassen wolle, verpflichtet. 

Die Entlassung eines Rabbinen kann nur aus hinlänglichen Ur- 
sachen von der Staatsbehörde, welcher die Ernennung desselben zu- 
kommt, verfügt werden. 

Das Amt eines Schächters oder irgend ein anderes Nebenamt 
kann er nicht bekleiden; auch der Gewerbe hat er sich, gleich den 
christlichen Kirchendienern, zu enthalten. 
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Artikel 53. Bei jeder Kirchengemeinde, welche nicht für sich 
allein, sondern in Verbindunz mit andern Gemeinden einen Rabbinen 
hat, ist ein Vorsänger anzustellen. 

In Orten, in welchen eine Öffentliche israelitische Schule be- 
steht, ist die Stelle des Vorsängers in der Regel mit der des Schul- 
lehrers, nach dem Ermessen der Staatsbehörde, zu verbinden. Findet 
keine solche Verbindung statt, so wird der Vorsänger von der Kirchen- 
gemeinde gewählt, jedoch erst nach vorgängiger Prüfung durch die 
Staatsbehörde zur Ausübung seines Amtes zugelassen. Er kann von der 
israelitischen Oberkirchenbehörde zu jeder Zeit wieder entlassen werden. 

Artikel 54. Neben dem bisherigen Gottesdienste hat der 
habbine, oder wenn dieser in der Gemeinde nicht anwesend ist, 
nach dessen Anleitung der Vorsänger, an jedem Sabbath einen Vor- 
trag über die Vorschriften der Religion und der Sittenlehre zur Er- 
. bauung der Erwachsenen, und eine katechetische Erklärung jener 

Vorschriften zum Unterrichte der israelitischen Jugend, beides in 
deutscher Sprache und in öffentlicher Synagoge, zu halten. An 
beiderlei Vorträgen haben auch die (verheiratheten sowohl als un- 
verheiratheten) Frauenspersonen Theil zu nehmen. 

Artikel 56. Zur Ausübung der Kirchenzucht und zur Be- 
sorgung anderer, die ganze Kirchengemeinde angehender Geschäfte 
soll bei jeder Gemeinde ein Vorsteheramt bestehen, das neben dem 
Rabbinen und seinem Stellvertreter, dem Vorsänger, wenigstens drei 
Beisitzer zählt, die von der Gemeinde aus ihrer Mitte gewählt und 
dem Oberamt, in dessen Bezirk die Synagoge sich befindet, zur Be- 
stätigung angezeigt werden. — — — 

Artikel 57. Die Aufsicht und Leitung‘ über das ganze 
israelitische Kirchen- und Armenwesen wird einer von der Re- 
gierung zu bestellenden Oberbehörde übertragen, welche aus einem 
Regierungskommissär und wenigstens vier israelitischen Beisitzern 
bestehen soll. — — 

(Abs. 3.) Zur Berathung wichtiger Angelegenheiten kann die 
Oberbehórde sich durch Beiziehung eines oder mehrere der im 
Königreiche angestellten Rabbinen verstärken. 


211. Königliche Verordnung vom 27. Oktober 1831, betr. die 

Bildung und den Wirkungskreis der Vorsteherämter der is- 

raelitischen Kirchengemeinden und der israelitischen Ober- 
kirchenbehörde. 


S 4. Zu dem Wirkungskreis der Kirchenvorsteher (Gesetz 
Art. 56, 61) gehört: | | 
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1. die Fürsorge für den öffentlichen Gottesdienst in der 
Synagoge und für dessen Erfordernisse, 


S 5. In Beziehung auf den Gottesdienst in der Synagoge 
haben die Kirchenvorsteher für die Ordnung und Würde bei dessen 
Abhaltung zu sorgen, Störungen desselben abzuwenden, über der 
Beobachtung der auf den Gottesdienst sich beziehenden Gesetze so- 
wie der diesfälligen Anordnungen und Vorschriften der Oberkirchen- 
behörde zu wachen und wegen Herstellung und Erhaltung des 
Synagogengebäudes und anderer gottesdienstlicher Erfordernisse das 
Erforderliche vorzukehren oder einzuleiten. — — 

S 16. Die israelitische Oberkirchenbehörde besteht aus einem 
Regierungskommissär, einem israelitischen Theologen, und wenig- 
stens drei weiteren Israeliten als ordentlichen Beisitzern. 


Für wichtigere Angelegenheiten und insbesondere für Gegen- 
stände der hiernach im $ 21 genannten Art werden der Oberbehörde 
jedesmal einzelne der im Königreich angestellten Rabbinen von dem 
Ministerium beigegeben werden. — — 

$ 21, [Zu dem Geschäftskreis der Oberkirchenbehörde ge- 
hóren:| B. Religionsgegenstände: 

1. Festsetzung der Gottesdienstordnung in den Synagogen und 

der Amtsobliegenheiten der Rabbinen und Vorsinger; 

2. Bestimmung der in den Synagogen zu gebrauchenden Lehr- 
und Erbauungsbücher ; 

3. alle Anordnungen, die sich auf die Form des israelitischen 
Gottesdienstes, auf die Herstellung und Erhaltung seiner 
Reinheit, auf die Abbestellung von Gebräuchen, die den 
echten Grundsätzen der israelitischen Religion nicht gemäss 
sind, beziehen; 

4. alle Anordnungen, welche die Beobachtung der reinen is- 
raelitischen Glaubenslehre zum Gegenstand haben, und Er- 
ledigung der hierauf sich beziehenden Anstände; 

5. die Entscheidung von Anständen und Zweifeln in Beziehung 
auf die Anwendung oder die Auslegung von Religionsvor- 
schriften, und die Erstattung der von anderen Stellen, ins- 
besondere den ehegerichtlichen Behörden, diesfalls ver- 
langten Gutachten, und 

6. Erstattung von Vorschlägen zur Verbesserung des religiös- 
sittlichen Zustandes der Israeliten. 


8 22. Die israelitische Oberkirchenbehörde ist dem Ministerium 
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des... . Kirchen- und Schulwesens unmittelbar untergeordnet. An 
dasselbe hat die Oberkirchenbehörde 

3. ihre Beschlüsse über die in dem $ 21 genannten Religions- 

gegenstände zur Gutheissung vorzulegen. 

S 24 Abs. 2. Religionsgegenstände ($ 21) dagegen bringt das 
theologische Mitglied der Oberkirchenbehörde zum Vortrag. 
| & 25 Abs. 2. Bei reinen Religionsgegenständen aber und über- 
haupt bei allen auf den besonderen Religionsansichten der Israeliten 
beruhenden Fragen steht dem Regierungskommissär keine zählende 
Stimme zu. Tritt bei solchen Gegenständen Stimmengleichheit ein, 
so ist die Sache dem Ministerium zur Entscheidung der Frage vor- 
zulegen: ob zur Erledigung derselben ein weiterer Rabbine zu be- 
rufen sei? 

Baden. 
212. Edikt vom 13. Januar 1809 (Reg.-Bl. S. 29). 


8 1. Die Judenschaft des Grossherzogthums bildet einen 
eigenen konstitutionsmässig aufgenommenen Religionstheil unserer 
Lande, der gleich den übrigen unter seinem eigenen angemessenen 
Kirchenregiment steht, wie solches weiter unten näher bestimmt wird. 

§ 2. Er theilt sich in eigene kirchliche Gemeinden, deren 
jede ihre eigene Gemeindesynagoge hat, zu welcher ein bestimmter 
Theil des von ihren Religionsgenossen bewohnten Antheils desjenigen 
Staatsgebiets gehórt, das Kirchspielsrechte geniesst. Die Bestimmung 
behalten Wir uns nach vernommenem Vorschlag bevor. — 

8 14. Der Inhalt ihres Unterrichts für die Kinder, sowie 
jener in ihren gottesdienstlichen Versammlungen für die Erwachsenen 
muss Sittlichkeit, allgemeine und besondere Nächstenliebe, Unter- 
würfigkeit unter die Staatsgewalt, und bürgerliche Ordnung nach 
den reinen Grundsätzen aus Moses und den Propheten einschärfen, 
auch über ihre Ceremonien und Gebräuche jene Aufklärung geben, 
wodurch sie mit allen bürgerlichen Pflichten für Krieg und Friede 
ebenso verträglich werden, als sie es damals waren, wo die Nation 
noch einen eigenen Staat bildete. 

8 15. Ihre kirchlichen Zusammenkünfte müssen Öffentlich in 
denen dazu gewidmeten Synagogen an denen dazu bestimmten Zeiten, 
oder wenn eine ausserordentliche Versammlung nóthig wird, nach 
vorheriger Anzeige an den Ortsvorstand geschehen, damit dieser für 
Ruhe, Ordnung und Stille wachen kónne, da er sie gleich anderen 
erlaubten kirchlichen Versammlungen gegen alle Störung kräftigst 
zu schützen hat. — 
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8 30. Jede Ortssynagoge hat zu ihrem kirchlichen Beamten 
einen Orts- Rabbiner, der gehörig studirt haben, ordnungsmässig ge- 
prüft, von der Behörde ernannt und von der Provinzregierung be- 
stätigt sein muss, und einen Orísáltesten, der aus den gebildetsten 
jüdischen Bürgern ernannt und von den Beamten, unter welchen die 
Synagoge liegt, bestätigt sein muss. Der erstere ist für den Re- 
ligionsunterricht und beide sind für die Kirchenzucht, für die Unter- 
stützung des Vollzugs der von der Obrigkeit ergehenden Befehle, 
welche die Judengemeinden betreffen, — — — verantwortlich. 


8 94. Die sämmtlichen Ortssynagogen stehen unter einem in 
dem Sitz der Staatsregierung aufzustellenden jüdischen Oberrath. — 


8 42 Weder der volle Rath noch der Ausschuss kann eine 
Verfügung erlassen, wodurch etwas Neues eingeführt, oder etwas 
Altes abgeschafft oder die kirchlichen Rechtsverhältnisse der jüdi- 
schen Gemeindeglieder unter sich geändert werden, ohné bei dem 
einschlagenden Ministerium die Staatsgenehmiyung dazu eingeholt 
zu haben. | 

Anmerkung: Nach § 36 werden alle Mitglieder des Oberraths 
vom Grossherzog auf Vorschlag des Oberraths ernannt. Durch Ver- 
ordnung vom 4. Mai 1812 (Reg.-Bl. S. 102) wurde der Oberrath 
unter die Direktion eines Ministerialkommissarius gestellt, der bei 
allen Berathungen den Vorsitz zu führen hat und dem alle Be- 
schlüsse vor ihrer Ausfertigung zur Einsicht und Mitunterschrift 
vorgelegt werden müssen. 


213. Verordnung vom 5. März 1827 (Reg.-Bl. S. 67). 


III. Die Geschäfte des Israelitischen Oberraths werden in drei 
Konferenzen erledigt: 
1. Konferenz für die Administration der kirchlichen Ange- 
legenheiten, soweit sie weltlicher Natur sind; 
2. Konferenz für die Religionsangelegenheiten im engeren 
Sinn, und 
3. Konferenz für die israelitischen Schulangelegenheiten. 
V. Die Religionskonferenz besteht aus sämmtlichen weltlichen 
Mitgliedern des Oberraths und drei Rabbinern. 
Die Gegenstände, welche in ihren Gescháftsumfang gehören, sind : 
1. Die Aufrechterhaltung echter israelitischer Religionsgrund- 
sátze. 
2. Die Sorge, dass sie gelehrt und verbreitet werden. 
3. Die Sorge, dass der Kultus in seiner Reinheit erhalten werde, 
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10. 


11. 


. Die gleiche Sorge, den Wandel der Israeliten gottgefällig 


zu erhalten. 


. Die Entscheidung über Dunkelheiten der Religionsgesetze, 


über Anwendung eines Gesetzes in vorkommenden Fällen, 
wo die Anwendung zweifelhaft sein möchte; über erhobene 
Zweifel in allen religiösen Beziehungen, welche irgend einen 
objektiven Grund haben, indem alles Andere der Belehrung, 
Rathgebung und Entscheidung der Bezirksrabbiner über- 
lassen bleibt. 


. Die Berathung über allenfalls statthabende Aenderungen, 


welche in der Lehre oder in der Anwendung des Religions- 
gesetzes vorgeschlagen werden. 


. Diese Religionsbehörde ertheilt demnach authentische In- 


terpretationen in Religionssachen und ist, sowie die unten 
bezeichnete Synode mit der in dem Grossherzogthum Baden 
allein geltenden Autorität bekleidet, verbindliche Vor- 
schriften in Religionsangelegenheiten zu ertheilen, wenn, wo 
es nöthig ist, die Staatsgenehmigung hierfür eingeholt wurde. 


. Sie ertheilt Entscheidung über die Frage, ob Ehen nach 


dem Religionsgesetz zulässig oder nicht zulässig sind, in 
Zweifels- und Anfragsfällen. 


. Ihr ist die kirchliche Zulassung der von der weltlichen 


Behörde erkannten Ehetrennungen übertragen. 

Die Prüfung der Rabbinatskandidaten und der Schullehrer 
im Religionsfache und die Begutachtung, wer zum Studium 
der Theologie oder zum Lehrfache zuzulassen sei. 

Der landesherrliche Kommissär hat bei Berathungen über 
obige Gegenstände kein Entscheidungsrecht, und die welt- 
lichen Mitglieder haben hierbei keine entscheidende, son- 
dern nur eine berathende Stimme. 

Bei differirenden Ansichten kann der landesherrliche 
Kommissär die Streitfrage vor eine zu versammelnde Synode 
bringen, oder die Verhandlungen vertagen, und wo die 
Entscheidung mit der Staatsverfassung und den Staatsge- 
setzen als wnvereinbarlich von ihm erkannt wurde, die 
Erlassung derselben suspendiren. 

Diese Religionsbehörde versammelt sich jährlich zweimal. 


. Die Synode bestehet, nebst dem Oberrathe, aus sämmt- 


lichen Rabbinern des Landes und den drei áltesten Bezirks- 
ältesten, wobei jedoch den weltlichen Mitgliedern kein 
anderes als das oben bezeichnete Stiminrecht zustehet. 
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214. Gesetz vom 9. Oktober 1860, betreffend die rechtliche 
Stellung der Kirchen und kirchlichen Vereine im Staat. 


$ 1. Der vereinigten evangelisch-protestantischen und der 
römisch-katholischen Kirche ist das Recht öffentlicher Korporationen 
mit dem Rechte der öffentlichen Gottesverehrung gewährleistet. 

S 2. Die Befugnisse der übrigen Religionsgemeinschaften, 
welehe bisher aufgenommen oder geduldet waren, richten sich nach 
den ihnen ertheilten besonderen Verwilligungen. 

S 7. Die vereinigte evangelisch-protestantische und die 
römisch-katholische Kirche ordnen und verwalten ihre Angelegen- 
heiten frei und selbständig. 


215. Gesetz vom 15. Juni 1874, die Rechtsverhältnisse der 
Altkatholiken betreffend (Ges.- u. Verdn.-Bl. 1874, Nr. XXIII, 
. 8. 277). 


Artikel 1. Alle bezüglich der rómisch-katholischen Kirche des 
Landes erlassenen Staatsgesetze finden auch Anwendung auf den- 
jenigen Theil der Katholiken, welcher den vatikanischen Konsti- 
tutionen vom 18. Juli 1870, insbesondere den Lehrsätzen von der 
»hóchsten ordentlichen und unmittelbaren Jurisdiktion und von dem 
unfehlbaren Lehramte« des römischen Papstes die Anerkennung ver- 
weigert. 

Dieselben (die sogenannten Altkatholiken) erleiden keinen Ver- 
lust der ihnen als Katholiken zustehenden Rechte; insbesondere bleibt 
den Benefiziaten, Präbendaren und den übrigen Inhabern kirchlicher 
Aemter, ohne Rücksicht auf die Nichtanerkennung dieser Lehrsätze, 
der Genuss ihrer Pfründen und Einkünfte gesichert. 

Artikel 2. Die Jurisdiktionsgewalt der bisherigen kirchlichen 
Oberen hat den (Alt-) Katholiken gegenüber einstweilen keine Wirk- 
samkeit. 

Es steht diesen Katholiken behufs Einrichtung und Abhaltung 
eines besonderen öffentlichen Gottesdienstes und Vornahme sonstiger 
kirchlicher Handlungen das Recht zu, innerhalb der Kirchspiele be- 
ziehungsweise der Gemeinden eigene kirchliche Gemeinschaften zu 
bilden. 

Artikel 3. Zur Bildung einer solchen kirchlichen Gemeinschaft 
ist die Genehmigung der Regierung erforderlich. 

Diese wird jedoch einer kirchlich konstituirten Gemeinschaft 
nicht versagt werden, sobald im Verhältniss zur Gesammtheit der 
Kirchspiels- beziehungsweise Gemeindegenossen eine erhebliche An- 
zahl von Altkatholiken vorhanden, für die Pastoration derselben ge- 
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sorgt ist und die zur Bestreitung der kirchlichen Bedürfnisse er- 
forderlichen Mittel für einige Jahre nachgewiesen sind. 

Zu den Kirchspiel-, beziehungsweise Gemeindegenossen im Sinne 
dieses Gesetzes werden die volljährigen Katholiken männlichen Ge- 
schlechts gerechnet, welehe in dem Kirchspiel bezw. der Gemeinde 
ihren dauernden Aufenthalt haben und im Besitze der bürgerlichen 
Ehrenrechte sind. 

Artikel 4. Nach der staatlichen Anerkennung einer solchen 
kirchlich konstituirten Gemeinschaft werden die Verhältnisse der- 
selben im Verwaltungswege bis auf Weiteres, wie folgt, geordnet: 

1. Der Gemeinschaft wird die Mitbenützung der Kirche und 
der kirchlichen Geräthschaften eingeräumt, 

Ueber die Art und Weise der Ausübung und den Umfang der 
Mitbenützung trifft die Regierung die nöthigen Bestimmungen. Be- 
stehen in einem Kirchspiel bezw. einer Gemeinde mehrere Kirchen, 
Kapellen etc., so kann eine Gebrauchstheilung nach bestimmten Ob- 
jekten mit Rücksicht auf das Zahlenverhältniss beider Theile vorge- 
nommen werden. 

2. Bei einer Erledigung der Pfründe wird ihr auch diese über- 
wiesen, wenn die Gemeinschaft in diesem Zeitpunkte die Mehrheit 
in dem Kirchspiele bildet. Sind mehrere Pfründen (wobei auch 
Benefizien, Kaplaneien, Präbenden, Prädikaturpfründen, Vikariate in 
Betracht kommen) in dem Kirchspiele bezw. der Gemeinde vorhanden 
und ist eine oder die andere erledigt, so kann eine Genusstheilung 
nach bestimmten Pfründen mit Rücksicht auf das Zahlenverhältniss 
beider Theile vorgenommen werden. 

3. Hinsichtlich des übrigen örtlichen Kirchenvermögens kann 
je nach den thatsächlichen Verhältnissen eine Theilung des Genusses 
angeordnet, oder der überwiegenden Mehrheit der volle Genuss zu- 
gewiesen werden. 

In letzterem Falle stebt auch die Verwaltung des Vermögens 
dem ausschliesslich genussberechtigten Theile zu. . . 


Hessen. 


216. Verfassungsurkunde vom 27. Dezember 1820. 


Artikel 21. Den anerkannten christlichen Konfessionen ist 
freie und Öffentliche Ausübung ihres Religionskultus gestattet. 

Artikel 39. Die innere Kirchenverfassung geniesst auch den 
Schutz der politischen. 
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217. Verordnung vom 2. November 1841, betr. die Bildung 
der Vorstánde der israelitischen Religionsgemeinden und die 
Verwaltung des Vermögens derselben. 


8 1. An der Spitze jeder israelitischen Religionsgemeinde steht 
ein Vorstand, als gesetzlicher Stellvertreter derselben in allen An- 
gelegenheiten, welche die Gemeinde als solehe und die Verwaltung 
ihres Vermógens und Haushalts betreffen. | 

Der Kreis- oder Landrath ist die dem Vorstand zunächst vor- 
gesetete Dienstbehörde. 

S 9. Die Obliegenheiten des israelitischen Religionsgemeinde- 
Vorstandes bestehen im Allgemeinen darin; — — 

3. darüber zu wachen, dass die Synagogenordnung pünktlich 
beobachtet, in dem Bethause oder in der Synagoge, der 
Religionsschule, dem Frauenbad und Friedhof die gehörige 
Ordnung gehandhabt und die Religion mit der ihr gebühren- 
den Achtung und schuldigen Würde ausgeübt werde, daher 
hierin vorkommende Unordnungen und Störungen bei dem 
Kreis- und Landrath unverzüglich zur Anzeige und zur 
Bestrafung durch das einschlagende Polizeigericht zu bringen; 

4. die religiöse und bürgerliche Bildung der Israeliten seiner 
Gemeinde, soviel an ihm vermöge seiner Stellung liegt, 
befördern zu suchen. — — 


218. Verordnung vom 23. Februar 1850, betr. die Staatsauf- 
sicht über neue Religionsgemeinschaften und über Versamm- 
lungen zu kirchlichen Zwecken (Reg.-Bl. S. 99 ff.). 


§ 5. Die Gesellschaftsbeamten neuer Religionsgemeinschaften 
sind verbunden, der Staatsbehörde zu jeder Zeit, auf Erfordern voll- 
ständige, gewissenhafte um über die Verhältnisse der Gemein- 
schaft zu ertheilen. 

S 8. Eine besondere oberen der Versammlungen der 
Religionsgemeinschaften ist dann anzuordnen, wenn sich gegründete 
Vermuthung ergibt, dass diese Versammlungen dazu missbraucht 
werden, Hass und Unfrieden unter den Anhängern verschiedener Re- 
ligionsparteien zu verbreiten; Gegenstände der Verehrung, Lehren 
und Einrichtungen anderer Religionsparteien herabzuwürdigen ; Be- 
amte des Staats oder anderer Religionsgesellschaften mit Schmäh- 
ungen zu verfolgen; Lehren zu verbreiten, durch welche die Ver- 
letzung der Gesetze der bürgerlichen und staatsbürgerlichen Pflichten 
oder der Sittlichkeit für erlaubt erklärt wird; oder überhaupt die 
gesetzliche Ordnung und Sittlichkeit zu gefährden. 

24* 
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Den Staatsbeamten, welchen die Wahrung der öffentlichen 
Ordnung übertragen ist, kann der Zutritt zu den Versammlungen 
der Religionsgemeinschaften nie verweigert werden. 


219. Gesetz vom 23. April 1875, betr. die rechtliche Stellung 
der Kirchen und Religionsgemeinschaften im Staate. 


Artikel 1. Der evangelischen und der katholischen Kirche ist 
das Recht öffentlicher Korporationen mit dem Rechte der öffentlichen 
Gottesverehrung gewährleistet. 

Artikel 2. Den übrigen bereits bestehenden, sowie den sich 
bildenden neuen Religionsgesellschaften steht ebenfalls das Recht der 
öffentlichen Gottesverehrung zu. 

Korporationsrechte sollen denselben, insofern sie solche noch 
nicht besitzen, auf den Nachweis der entsprechenden Erfordernisse 
verliehen werden. 

Artikel 3. Die Bildung neuer Religionsgemeinschaften ist ge- 
stattet. Ihre Verfassung und ihr Bekenntniss darf den Staatsge- 
setzen und der Sittlichkeit nicht widersprechen und nicht zum Vor- 
wande dienen, Andere in ihren politischen, bürgerlichen oder reli- 
giösen Rechten zu beeinträchtigen. 

Artikel 4. Die evangelische und die katholische Kirche, sowie 
jede andere Religionsgemeinschaft ordnet und verwaltet ihre Ange- 
legenheiten selbständig, bleibt aber der Staatsgewalt und der Ober- 
aufsicht des Staates unterworfen. Insbesondere kann keine Kirche 
oder Religionsgemeinschaft aus ihrer Verfassung oder ihren Verord- 
nungen Befugnisse ableiten, welche mit der Hoheit des Staates oder 
mit den Staatsgesetzen in Widerspruch stehen. 


Mecklenburg-Schwerin. 


220. Verordnung vom 6. Juni 1831 (Raabe, Gesetzsammlung für 
die Mecklenburg-Schwerinschen Lande; lI. Folge, Bd. IV, S. 97). 


Da sich seit einiger Zeit eine, von der evangelischen Kirche 
sich absondernde Sekte von Wiedertäufern im Lande hervorgibt, 
welche in der Gegend von Boizenburg zuerst entstanden zu sein 
scheint, so wird allen Polizei- und Gerichtsbehörden in Unseren 
Landen hiermit aufgegeben, wenn sich Anhänger dieser Sekte in 
ihren Bezirken anfinden und sich unterfangen, Öffentlichen Gottes- 
dienst zu halten, das Abendmahl zu reichen oder Taufhandlungen 
vorzunehmen, solche ohne Ansehen der Person sofort arretiren zu 
lassen und davon ungesäumt an Unsere hiesige Justizkanzlei, als die 
mit Untersuchung des eingerissenen Sektenwesens beauftragte Be- 
hörde, Anzeige zu machen. 
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221. Katholischer Gottesdienst. 


Im Jahre 1890 ersuchte der katholische Seelsorger in Lud- 
wigslust die Regierung um Erlaubniss, in Parchim katholischen 
Gottesdienst halten zu dürfen. Das Gesuch wurde abschlägig be- 
schieden, weil die Zahl der Katholiken in Parchim gering und die 
katholische Kirche in Ludwigslust nahegelegen sei. Nach der letzt- 
vorangegangenen Volkszählung befanden sich in Parchim 71 Katho- 
liken, darunter Angehörige des dortigen Dragonerregiments; die 
Entfernung von Ludwigslust nach Parchim aber beträgt 26 Kilo- 
meter und die Fahrt auf der die beiden Städte verbindenden Eisen- 
bahn kostet mindestens 2,30 «Æ, was der in Betracht kommenden 
katholischen Arbeiterbevölkerung den Besuch der Kirche in Lud- 
wigslust sehr erschwert. Ein nochmaliges Gesuch des Seelsorgers, 
wenigstens für die ósterliche Zeit einen einmaligen Gottesdienst in 
Parchim zu gestatten, wurde genehmigt. Dagegen fand ein im Juni 
1890 mit 55 Unterschriften versehenes Gesuch der Katholiken 
Parchims, in welehem um Genehmigung eines monatlich einmaligen 
katholischen Gottesdienstes in Parchim gebeten wurde, keine Zu- 
Stimmung bei der Regierung, obschon dieselbe um keinerlei Geld- 
unterstützung angegangen wurde. Vgl. Vering's Archiv für katholisches 
Kirchenrecht, Bd. 65, S. 349 ff. Nach der Mittheilung des mecklen- 
burgischen Bevollmächtigten zum Bundesrath in der Sitzung des 
Reichstags vom 5. Dezember 1900 (Stenogr. Ber. S. 332) wird gegen- 
wärtig in Parchim »ungefähr in jedem Monat« katholischer Gottes- 
dienst abgehalten. Zu jedem einzelnen dieser regelmässig stattfinden- 
den Gottesdienste bedarf es aber auch heute noch eines besonderen An- 
suchens durch den betreffenden katholischen Geistlichen und je einer 
besonderen Entschliessung des Ministeriums, und dasselbe ist der 
Fall bei den regelmässigen periodischen katholischen Gottesdiensten 
in Lübz; vgl. den cit. Stenogr. Ber. S. 325. 

Es bedurfte auch vieler und langer Verhandlungen, bis end- 
lich von der Regierung gestattet wurde, den katholischen Gottes- 
dienst in Wismar nicht nur für die Wismarer Katholiken, sondern 
auch für die Katholiken der Umgebung Wismars abzuhalten. 

Als im Juli 1900 ein Gesuch um Genehmigung eines katho- 
lischen Gottesdienstes für 200 katholische Arbeiter in Altenhof ein- 
gereicht wurde, erfolgte ein abschlägiger Bescheid, weil die Zeit nicht 
mehr hinreiche, um die nothwendigen Erhebungen über das Bedürf- 
niss eines Gottesdienstes für die nur den Sommer über dort be- 
schäftigten Arbeiter anzustellen, 
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Mecklenburg-Strelitz. 


222. Verordnung vom 28. Januar 1868, betreffend die recht- 
lichen Verhältnisse der Juden. 


8 6 der politischen Attribute, welche bisher den jüdischen Ge- 
meinden zustanden, werden dieselben entkleidet, und behalten die- 
selben nur den landesgesetzlich geschützten Wirkungskreis von 
Schul- und religiösen etc. Gemeinden. So wie ihr Armenwesen aus 
demselben Grunde an die allgemeinen Armenbehörden übergeht, so 
sollen überall zu dieser Hinüberführung und Umarbeitung der Ge- 
meindestatuten Landesherrliche Kommissarien bestellt werden. 


Sachsen-Weimar. 


223. Gesetz vom 7. Oktober 1823 über das Verhältniss der 
katholischen Kirchen und Schulen (s. Göckel, Gesetzsammlung, 
II. Theil, 2. Abth., S. 1201 ff). 


8 1. Zur Wahrung und Ausübung der Rechte des Staates, 
welche in Ansehung der katholischen Kirche, ihrer Güter und 
Diener, aus der weltlichen Oberaufsicht und Polizeigewalt, der Schutz- 
gerechtigkeit — den Jura circa jura — überhaupt sich ergeben, ist 
unter dem Grossherzoglichen Staatsministerium eine eigene Ober- 
behörde, die Immediatkommission für das katholische Kirchen- und 
Schulwesen, angeordnet. In der Regel sollen zwei Mitglieder derselben 
— ein Weltlicher und ein Geistlicher — der katholischen Kirche 
zugethan sein. Sie steht in einem koordinirten Verhältnisse zu 
allen anderen Oberbehórden des Landes, namentlich zu den Ober- 
konsistorien. An die Immediatkommission sind in der Regel und 
zunüchst auch alle diejenigen Sachen zu bringen, in welchen nach 
gegenwürtigem Gesetze die Kenntnissnahme, Zustimmung, Einwil- 
ligung, Bestátigung u. s. w. von Seiten des Staates ausdrücklich 
vorbehalten wird. Es hat sich aber diese Behörde aller Unter- 
suchungen und Erlasse in dem bloss dogmatischen Fache aus der 
inneren, den Staat überall nicht berührenden Kirchendisziplin gänz- 
lich zu enthalten. 

8 6. Wie die katholische Kirche überhaupt mit und neben 
der brüderlich vereinigten evangelischen (protestantischen) Kirche 
gleiche Ansprüche an den Schutz des Staates haben und gleiche 
Rechte und Vorzüge geniessen soll: so steht derselben und ihren 
Giedern in dem Grosshersogthum auch das freie, ungehinderte Be- 
kenntniss ihres Glaubens und die freie öffentliche Ausübung ihres 
Kultus mit allen Rechten zu, welche Folge dieser allgemeinen An- 
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erkennung sind, vorbehaltlich der Bestimmungen 88 7 und 8 (8 8 
ist aufgehoben durch $ 2 des Gesetzes vom 6. Mai 1857), sowie der 
protestantischen Kirchen an ihren Rechten und ihrem Frieden un- 
beschadet. 

8 31. Der Dechant (8 18) hat jährlich einmal die Pfarreien 
und Kirchen zu visitiren und nach Beendigung dieses Geschäfts der 
Immediatkommission über folgende Fragen Bericht zu erstatten: 


8. wie das Vernehmen zwischen den Pfarrern, Kirchendienern 

und Parochianen? 

9, wie die Amtsführung und das Betragen der Geistlichen das 

Jahr hindurch sich bewähret ? 
10. was sich überhaupt über den sittlich-religiösen Zustand der 
Pfarrgemeinden sagen lasse? 

Der Immediatkommission bleibt es überlassen, der jährlichen 
Kirchenvisitation durch den Dechant eines ihrer weltlichen Mitglieder 
beizuordnen. 

8$ 33. Sollte der Bischof oder dessen Weihbischof in eigener 
Person die katholischen Kirchen und Pfarreien des Grossherzogthums 
visitiren wollen, so ist dem Landesherrn zuvörderst eine Anseige 
hiervon zu machen. Es wird danı bestimmt werden, ob auch dieser 
Visitation ein weltlicher Rath beizuordnen sei. 

$ 62. Für alle in diesem Gesetz oder sonst in vorhandenen 
oder künftigen Gesetzen und Verordnungen des Grossherzogthums 
nicht enthaltene Bestimmuugen über die Verhältnisse der katholischen 
Kirchen und der protestantischen Kirchen zu solchen wird das 
Königlich Preussische Landrecht insonderheit Th. 2 Tit. 11 auch in 
dem Grossherzogthum als weitere Grundlage angenommen. 


224. Gottesdienstordnung für die Juden vom 7. Mai 1883. 


S 32. Zusammenkünfte von Personen aus verschiedenen Woh- 
nungen zu Privatandachtshaltung sind von jetzt an überall gemessenst 
verboten. 


225. Gesetz vom 6. März 1850 über die Rechtsverhältnisse 
der Juden. 


§ 2. Alle jüdischen Staatsbürger des Grossherzogthums haben 
mit den übrigen Staatsbürgern gleiche Rechte und gleiche Verbind- 
lichkeiten, in allen Beziehungen zu dem Staate, zu den Gemeinden, 
ingleichen in allen privatrechtlichen Verhältnissen sind sie den übrigen 
Staatsbürgern gleichgestellt. 
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Auch in Ansehung der freien Religions- Ausübung stehen sie 
unter denselben Gesetzen und Behörden, wie die übrigen Staatsbürger. 

$ 5. Die Judengemeinden bestehen nur noch als Religions- 
gesellschaften und behalten in letzterer Eigenschaft ihre Vermögens- 
bestände. 

8 6. Die Rechte, welche dem Staate gegenüber den Religions- 
gesellschaften überhaupt zustehen, übt auch den jüdischen Religions- 
gesellschaften gegenüber das Staatsministerium, 9esapuen durch 
geeignete, ihm untergeordnete Beamte aus. 


Oldenburg. 
226. Revidirtes Staatsgrundgesetz vom 22. November 1852. 


Artikel 75. Die für Vereine und Versammlungen überhaupt 
geltenden Bestimmungen finden auf Religionsgesellschaften , welche 
Korporationsrechte haben, keine Anwendung. 

Artikel 77. Denjenigen Religionsgesellschaften, welche bereits 
Korporationsrechte haben (Religionsgenossenschaften), werden die- 
selben gewährleistet, andere können diese Rechte nur durch ein 
Gesetz erhalten. 

Artikel 78. $ 1. Jede Religionsgenossenschaft ordnet und 
verwaltet ihre Angelegenheiten selbständig, unbeschadet der Rechte 
des Staats. 

Artikel 80. Die Kirchengemeinden und Religionsgenossen- 
schaften werden in dem Besitz des Kirchenvermögens, sowie bei der 
stiftungsmässigen Verwendung desselben geschützt, und gelten zu 
dessen Erhaltung nur dieselben Bestimmungen, welche für die welt- 
lichen Gemeinden massgebend sind. 

Artikel 81. Jeder Religionsgenossenschaft bleibt überlassen, 
die Aufbringung der Abgaben und Leistungen zu ihren Zwecken 
selbst zu ordnen. 

Diese Abgaben und Leistungen sollen von den Staatsbehörden 
den Abgaben und Leistungen der weltlichen Gemeinden gleich be- 
handelt werden und gleiche Vorzüge wie diese haben, wenn die Grund- 
sätze, wonach jene Abgaben und Leistungen aufgebracht und ver- 
theilt werden sollen, von der Staatsgewalt genehmigt sind. 


227. Gesetz vom 3. Juli 1858, betreffend die Kultus- und 
Unterrichtsangelegenheiten der Juden. 
Artikel 4. Zum Wirkungskreise des Synagogengemeinderaths 
gehört insbesondere: — 
a) Aufrechterhaltung von Zucht und Ordnung beim Gottes- 
dienst und in der, jüdischen Schule: 
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Artikel 5, 8 2. Der jüdische Landesgemeinderath besteht aus 
a) dem Landrabbiner (Artikel 6) als Vorsitzenden, 
b) den sämmtlichen Vorstehern der Synagogengemeinden. 
S 3. Der Wirkungskreis des jüdischen Landesgemeinderaths 
besteht 
a) in der Wahl und Präsentation des vom Grossherzog zu 
ernennenden Landrabbiners ; wenn der Grossherzog Bedenken 
findet, den Präsentirten zu ernennen, so hat der Landes- 
gemeinderath eine andere Person zu wählen und zu präsen- 
tiren; 
b) in der Berathung und Beschlussfassung über allgemeine 
Anordnungen rücksichtlich der jüdischen Kultverhältn:sse. 
Artikel 7. Der Regierung steht zur Wahrung der Rechte des 
Staats die Oberaufsicht über das gesammte jüdische Kultuswesen 
zu — — 
Braunschweig. 
228. Neue Landschaftsordnung vom 12. Oktober 1832. 


8 211. Allen im Herzogthume anerkannten oder durch ein 
Gesetz aufgenommenen christlichen Kirchen wird freie óffentliche 
Religionsübung zugesichert, sie geniessen gleichen Schutz des Staates 
und ihre Angehórigen gleiche bürgerliche Rechte. 

S 212. Alle Kirchen stehen unter der auf der hóchsten Staats- 
gewalt beruhenden Oberaufsicht der Landesregierung. Die Anord- 
nung der rein geistlichen Angelegenheiten bleibt, unter dieser Auf- 
sicht, der in der Verfassung jeder dieser Kirchen begründeten 
Kirchengewalt überlassen. Im Zweifel entscheidet darüber, ob eine 
Angelegenheit rein geistlich sei, die Landesregierung. 

$ 213, Abs. 1. In der evangelisch-lutherischen Kirche steht 
die Kirchengewalt dem Landesfürsten zu, welcher sie unter Mit- 
wirkung und Beirath des mit evangelischen Geistlichen und Laien 
besetzten Konsistoriums ausübt. 

S 214. Sollte der Landesfürst sich zu einer anderen, als der 
evangelisch-lutherischen Religion bekennen, so wird die alsdann ein- 
tretende Beschränkung in der persönlichen Ausübung der Kirchen- 
gewalt ohne Aufschub mit Zustimmung der Landstände festgestellt 
werden. 

S 215, Abs. 1. Die Landesregierung wird darüber halten, dass 
diejenigen, welchen, nach der Verfassung der anderen christlichen 
Kirchen, die Kirchengewalt zusteht, solche weder missbrauchen, noch 
überschreiten. 
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Anmerkung: Verfügungen des Herzoglichen Staatsministeriums 
schreiben in jedem Jahr den katholischen Geistlichen die Bibeltexte 
vor, welche sie am Buss- und Bettag ihren Predigten zu Grund zu 
legen haben. Auf Grund welcher Gesetzesvorschrift diese Verfügungen 
ergehen, ist nicht zu ersehen, da die Landschaftsordnung ausdrück- 
lich die Freiheit der Religionsübung zusichert. 


229. Gesetz vom 25. März 1873, betreffend die Verhältnisse 
der Dissidenten. 


8 19. Wollen Vereine oder Genossenschaften einen religiösen 
Kultus üben, so bedürfen sie hierzu der staatlichen Genehmigung auf 
Grund der vorzulegenden Statuten. 

Die Genehmigung wird ertheilt, wenn die in den Statuten fest- 
zustellenden Religionsgrundsätze und Normen für die Religionsübung 
mit der Ehrfurcht gegen Gott, dem Gehorsam gegen die Gesetze 
und der allgemeinen Sittlichkeit vereinbart sind, und nicht in der 
geringen Zahl der Theilnehmer oder in deren Persönlichkeiten Grund 
zu Zweifeln über den zweckentsprechenden Fortbestand liegt. 


Durch die ertheilte Genehmigung erlangt die Religionsgesell- 
schaft das Recht, unter Oberaufsicht des Staates gottesdienstliche 
Zusammenkünfte in dazu bestimmten Räumen zu veranstalten, und 
sowohl hier als in Privatwohnungen der Mitglieder die ihren Re- 
ligionsgrundsätzen entsprechenden Gebräuche auszuüben, auch eigene 
Prediger und Religionslehrer anzunehmen. 


$ 20. Korporative Rechte erlangen religiöse Vereine und Ge- 
nossenschaften nur durch besondere Verleihung seitens der Herzog- 
lichen Landesregierung. | 


Sachsen-Meiningen. 


1 


230. Grundgesetz für die vereinigte landschaftliche Ver- 
fassung vom 23. August 1829. 


8 29. Die evangelische Kirche ist die Landeskirche und sie 
wird, wenn ihre Dotationen in irgend einer Hinsicht unzureichend 
sind, aus den Landeseinkünften unterhalten. Doch geniessen auch 
alle anderen Kirchen den Schutz des Staats und volle Gewissens- 
freiheit, insofern sie sich den Gesetzen und Ordnungen des Staats 
gemäss bezeigen. Keine vorgebliche Religionsmeinung kann von den 
Verbindlichkeiten gegen den Staat entbinden. | 


4 
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231. Gesetz vom "7. Dezember 1878, betreffend die aus der 
Kirche Austretenden (Dissidenten). 


Artikel 6. Wenn die aus der Kirche Ausgetretenen eine be- 
sondere Religionsgesellschaft bilden wollen, so haben sie dies bei 
dem Herzoglichen Staatsministerium , Abtheilung für Kirchen- und 
Schulsachen, zur Anzeige zu bringen und sich darüber auszuweisen, 
dass ihre Religionsgrundsátze und Gebräuche nichts enthalten, was 
gegen die bürgerliche Ordnung und Sittlichkeit verstösst. Ist in 
dieser Beziehung nichts zu erinnern und desfallsige Eróffnung ihnen 
zugegangen, so sind sie sowohl zu gemeinsamer häuslicher, als auch 
zu Öffentlicher Religionsübung in gewissen dazu bestimmten Gebäuden 
resp. bei den Beerdigungen ihrer Mitglieder befugt. Zur Beerdigung 
von Dissidenten haben die Kirchengemeinden die Benutzung ihrer 
Kirchhófe gegen eine mássige Abgabe zu gestatten. 

Korporationsrechte kónnen nur durch eine besondere Verleihung 
der Staatsregierung erworben werden. 


Sachsen-Altenburg. 


232. Grundgesetz vom 29. April 1831. 


8 128. Die evangelisch-protestantische Kirche ist die Kirche 
des Landes. 

8 130. An der Spitze der Landeskirche steht der evangelisch- 
protestantische Regent, welcher als gleichzeitiges Staatsoberhaupt 
das Recht der Oberaufsicht und die Verpflichtung zum Schutze der 
Kirche hat. Sollte der Regent sein Glaubensbekenntniss ändern, so 
werden die Kirchenhoheitsrechte einem evangelisch-protestaitischen 
Ministerium, welches aus mehr als zwei Gliedern besteht, übertragen. 


233. Verordnung vom 24. Januar 1851, betreffend die Bilcung 
neuer Religionsgemeinschaften. . 


8 5. Die Gesellschaftsbeamten neuer Religionsgemeinsche ften 
sind verbunden, der Staatsbehörde zu jeder Zeit auf Erfordern voll- 
ständige, gewissenhafte Auskunft über die Verhältnisse der Gemein- 
schaft zu ertheilen. 

8 6. Behufs der Annahme von Geistlichen, Predigern oder 
Religionslehrern haben die Vorsteher neuer Religionsgemeinschaften 
der Landesregierung Vorlage über die Heimath, den Wohnort, die 
Ausbildung, das seitherige sittliche und bürgerliche Verhalten der- 
selben zu machen. 

Von höchster Stelle, wohin die Landesregierung demnächst 


380 


hierüber Bericht zu erstatten hat, kann die Zulassung zu den Ver- 
richtungen eines Geistlichen, Predigers oder Religionslehrers versagt 
werden, wenn die von der Religionsgemeinschaft hierfür in Aussicht 
genommenen Personen sich eines unsittlichen Lebenswandels schuldig 
gemacht, oder auffallende Nichtachtung der Gesetze oder der bürger- 
lichen Ordnung oder der Rechte der im Staate schon bestehenden 
Religionsparteien zu erkennen gegeben haben, oder wenn ihnen die 
Bildung zu einem derartigen Berufe im Allgemeinen abgeht. 

Wenn die Geistlichen, Prediger oder Religionslehrer nicht an 
dem Orte, wo die Gemeinschaft ihren Sitz hat, wohnen sollen, so ist 
dieses anzuzeigen und es kann die Zulassung verweigert werden, 
wenn der Wohnort ausserhalb der Landesgrenze oder nicht in dem 
Zwecke entsprechender Nähe zu dem Sitze der Gemeinde liegt. 

Mit der Verweigerung sind die Gründe und die Thatsachen, 
auf welche sich dieselbe stützt, den Betheiligten zu eröffnen. Liegt 
kein Anstand vor, so ist auszusprechen, dass der Uebernahme von 
Verrichtungen von Staatswegen nichts entgegenstehe. | 

S 7. Das Auftreten herumreisender Geistlicher oder Prediger 
ist nur mit Gestattung unserer Landesregierung zulässig. 

$ 8. Eine besondere Ueberwachung der Versammlungen der 
Religionsgemeinschaften ist dann anzuordnen, wenn sich gegründete 
Vermuthung ergibt, dass diese Versammlungen dazu gemissbraucht 
werden, Hass und Unfrieden unter den Anhängern verschiedener Re- 
ligionsparteien zu verbreiten, Gegenstände der Verehrung, Lehren 
und Einrichtungen anderer im Staate bestehender Religionsparteien 
herabzuwürdigen; Beamte des Staates oder anderer im Staate be- 
stehender Religionsgesellschaften mit Schmähungen zu verfolgen, 
Lehren zu verbreiten, durch welche Verletzung der Gesetze der 
bürgerlichen oder staatsbürgerlichen Pflichten oder der Sittlichkeit 
für erlaubt erklärt wird; oder überhaupt die gesetzliche Ordnung 
und Sittlichkeit zu gefährden. 

Den Staats- und Kommunalbeamten, welchen die Wahrung 
der öffentlichen Ordnung übertragen ist, kann der Zutritt zu den 
Versammlungen der Religionsgemeinschaften nie verweigert werden. 

. 8 9. Der Religionsunterricht, welcher von Geistlichen, Predigern 
oder Religionslehrern, in oder ausserhalb der Versammlungen der 
Religionsgemeinschaften, der Jugend ertheilt wird, ist der Aufsicht 
des Staates unterworfen, welche insbesondere von der Landesregierung 
durch Vermittlung der Ortspolizeibehörden oder anderer dazu geeig- 
neter Staats- oder Gemeindebeamten auszuüben ist. 

Den Aufsichtsbeamten liegt es namentlich ob, Anzeige zu 
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machen, wenn der Inhalt des Unterrichtes mit den in 8 8 erwähnten, 
vom Staate zu wahrenden Rücksichten in Widerspruch steht. 

Die Geistlichen, Prediger, Religionslehrer und Vorsteher sind 
verbunden, den Aufsichtsbeamten alle Auskunft und Gelegenheit zur 
eigenen Beobachtung zu geben, welche der Zweck erfordert. 

S 10. Wenn Geistliche, Prediger oder Religionslehrer in ihren 
Vorträgen für Erwachsene, oder in der Unterweisung der Jugend die 
im $ 8 erwähnten, vom Staate zu wahrenden Rücksichten bei Seite 
setzen, oder wenn sie sich ein Betragen zu Schulden kommen lassen, 
welches nach $ 6 die Verweigerung ihrer Zulassung nothwendig 
machen würde, so hat, abgesehen von strafrechtlicher Verfolgung, 
unsere Landeskirche, wenn im geeigneten Falle vorzunehmende 
Warnungen nicht fruchten, nach gehöriger Ermittlung der That- 
sachen die Einstellung der Verrichtungen jener Geistlichen, Prediger 
oder Religionslehrer zu verfügen. Eine solche Verfügung ist stets 
mit Auseinandersetzung der Gründe und Thatsachen, auf welchen 
sie beruht, zu begleiten. 

8 12 Abs. 2 und 3. Korporationsrechte erlangen die neuen 
Religionsgesellschaften lediglich durch besondere landesherrliche Ver- 
leihung. 

Dieselben stehen in religiösen Beziehungen unter den welt- 
lichen Orts- und Regierungsbehörden. 

§ 14. Die Abhaltung gottesdienstlicher Versammlungen oder 
religiöser Aufzüge und Feierlichkeiten im Freien ist nur statthaft, 
wenn die Natur der Sache, wie bei Beerdigungen, die Vornahme im 
Freien mit sich bringt, oder wenn zuvor besondere Genehmigung 
unserer Landesregierung dazu eingeholt worden ist. 

$ 15. Volksversammlungen, welche nicht zur Abhaltung eines 
Gottesdienstes oder einer religiösen Feierlichkeit, wohl aber zu 
anderen kirchlichen Zwecken bestimmt sind, sind lediglich nach 
den über Volksversammlungen im Allgemeinen gültigen Bestim- 
mungen zu beurtheilen. 

S 16. Versammlungen von igsordneten in oder auch aus- 
ländischer neuer Religionsgemeinschaften (Synoden) dürfen nur mit 
Vorwissen der herzoglichen Landesregierung im Inlande abgehalten 
werden und sind daher mindestens acht Tage vor der Versamm- 
lungszeit derselben anzuzeigen. 

S 17. Die Vollziehung geistlicher Amtshandlungen, welche 
mit bürgerlichen Wirkungen verknüpft sind, daher auch aller und 
jeder Trauungen oder Taufen, sowie überhaupt aller, eine vom Staate 
anerkannte Autorität voraussetzender Funktionen haben sich die bei 
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neugebildeten Religionsgemeinschaften angestellten Geistlichen, Pre- 
diger oder Religionslehrer schlechterdings zu enthalten. 

8 18. An der Vollziehung solcher geistlicher Handlungen da- 
gegen, welche mit Wirkungen für das öffentliche oder Privatrecht 
nicht verknüpft sind, also namentlich an der Spendung des Abend- 
mahles, an der Einsegnung von .Brautleuten ausser der legalen 
Trauung derselben durch den kompetenten Pfarrer (88 19, 20) und 
an der Theilnahme an Begräbnissen sind die bei den neuen Re- 
ligionsgemeinschaften fungirenden Geistlichen in Bezug auf die An- 
gehörigen ihrer Glaubensgemeinschaft nicht zu behindern, sie haben 
jedoch alle Fälle, welche des Eintrags in Öffentliche Bücher und 
nöthigenfalls künftiger Beglaubigung bedürfen, insbesondere alle 
Todesfälle der Genossen ihres Vereins, dem betreffenden evangelisch- 
lutherischen Pfarrer, beziehentlich Kirchendiener, anzuzeigen. 

$ 19. Bei allen im vorstehenden $ 18 erwähnten Handlungen 
sind alle bestehenden Gesetze und Vorschriften, soweit sie nicht 
dogmatischer oder liturgischer Natur sind, genau zu befolgen, sowie 
denn überhaupt bis auf Weiteres das im Herzogthum für die 
evangelisch-lutherischen Kirchen geltende Kirchenrecht, vornehmlich 
auch das Eherecht, auch für die neuen Religionsgemeinschaften seine 
Geltung behält. 

$ 21. Nehmen Geistliche, Prediger oder Religionslehrer die 
ihnen als solchen zukommenden Verrichtungen vor, ehe ihre Zu- 
lassung erfolgt oder ihnen eröffnet ist, oder nachdem sie ihnen ver- 
sagt, oder die Einstellung ihrer Verrichtungen verfügt worden ist, 
so ist die noch nicht ausgesprochene Zulassung zu versagen und 
sowohl gegen Geistliche, Prediger und Religionslehrer als auch 
gegen Vorsteher, wenn die Verrichtungen mit deren Zustimmung 
stattgefunden haben, eine Geldstrafe von 10 bis 50 Thalern zu er- 
kennen. 

S 23. Wenn eine Öffentliche Versammlung zur Abhaltung 
eines Gottesdienstes oder einer religiösen Feier ohne die im § 13 
bemerkten Voraussetzungen stattfindet, so sind diejenigen, welche 
den Platz zur Versammlung eingeräumt haben, die Unternehmer, 
Ordner, Leiter und in der Versammlung aufgetretenen Redner mit 
einer Geldstrafe von 10 bis 50 Thalern zu belegen. 

War die Versammlung auf Grund des $ 13 vorher von der 
Landesregierung oder Ortspolizeibehörde untersagt worden, oder er- 
folgt diese Untersagung nach Beginn der Versammlung und es löst 
sich dieselbe in diesem Falle nicht sogleich auf, so ist gegen die im 
ersten Absatz erwähnten Personen eine Geldstrafe von zwanzig bis 
fünfzig Thalern zu erkennen. 
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$ 24. Wird gegen die Bestimmungen des $ 14 gefehlt, so 
sind gegen die im ersten Absatz des vorstehenden $ 23 genannten 
Personen, wenn die Voraussetzungen zur Abhaltung eines öffentlichen 
Gottesdienstes (S 13) nicht fehlen, Geldstrafen von 5 bis 10 Thalern 
zu erkennen. Diese Strafen sind auf 10 bis 50 Thaler zu erhóhen, 
wenn es an jenen Voraussetzungen fehlt. 

§ 25. Die in dem vorigen Paragraphen angedrohten Geld- 
strafen sind, im Falle des Unvermögens der Verurtheilten zur Ent- 
richtung der Geldstrafe, in Gefüngnisstrafe zu verwandeln, und zwar 
nach dem in $ 21 des Kriminalgesetzbuches angegebenen Massstabe 
der Gleichstellung zwischen 20 Ngr. und Einem Tage Gefángniss. 


Sachsen-Coburg-Gotha. 


234. Staatsgrundgesetz für die Herzogthümer Coburg und 
Gotha vom 3. Mai 1852, 


S 35, Satz 1. Keine Religionsgesellschaft geniesst vor anderen 
Vorrechte in kirchlicher Hinsicht; vielmehr gewährt der Staat allen 
gleichen Schutz. 

Sachsen-Coburg. 


235. Regulativ vom 24. Juni 1813 für die kirchliche Verfassung 
der katholischen Glaubensgenossen (Archiv für kathol. Kirchen- 
recht Bd. 32 S. 420 ff.). 


S 1. Den rómisch-katholischen Glaubensgenossen im hiesigen 
Lande ist vollkommene Religionsfreiheit und öffentliche Ausübung 
ihres Gottesdienstes zugestanden; sie haben sich jedoch, was das 
Aeussere ihrer Religionsausübung betrifft, den allgemeinen gesetz- 
lichen Vorschriften des Landes, insoweit diese nicht das Eigenthüm- 
liche der protestantischen Verfassung allein angehen, zu unterwerfen, 
auch sonst in deren Hinsicht nach den Polizeigesetzen sich zu richten, 
welche der Staat zur Erhaltung öffentlicher Ruhe und Ordnung für 
nöthig findet. | 

S 2. Die in der hiesigen Stadt wohnenden römisch-katholischen 
Glaubensgenossen bilden vor der Hand die einzige katholische Kirchen- 
gemeinde in den hiesigen Landen, und es wird denselben, so lange 
sie hier besteht, die Nikolaikirche von dem hiesigen Magistrat zum 
ausschliesslichen Gebrauch bei ihrem Gottesdienst eingeräumt und 
abgetreten. | 

8 3. Diese Kirchengemeinde, ihre Diener und etwa künftig 
noch zu erwerbende Besitzungen sind der oberaufsehenden Staats- 
gewalt unterworfen, und ihre Privilegien und Obliegenheiten werden 
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im Allgemeinen durchgängig nach den für die protestantischen Kirchen 
bestehenden Landesgesetzen beurtheilt. 

8 4. Die oberste Kirchengewalt steht lediglich dem Landes- 
herrn zw, und kraft derselben behalten Serenissimus sich bevor, 
künftig nach Befinden die Fürsorge und Oberaufsicht auf das Eigen- 
thümliche des rómisch-katholischen Gottesdienstes einen nach Höchst- 
dero freien Wahl zu bestimmenden auswärtigen Bischof in Form 
eines Mandats, das auf keinerlei Art einer auswärtigen Konfirmation 
bedarf, zu übertragen und die Verhältnisse dieses Bischofs sodann 
näher zu bestimmen. 

88 5 bis 7. [Bestimmungen über die Ausübung der kirch- 
lichen Jurisdiktion bis zu der im $ 4 vorgesehenen Unterstellung 
der Gemeinde unter einen Bischof. 

8 8. Ausser diesem neubemerkten Fall [des 8 7] bleibt jeder 
auswärtige äussere . Einfluss auf die rómisch-katholischen Unter- 
thanen im hiesigen Lande gänelich ausgeschlossen. Es dürfen daher 
weder päpstliche Dekrete, Bullen, Breven, Reskripte, Mandate oder 
andere Expeditionen des päpstlichen Stuhles, eines Bischofs, Pfarrers 
oder einer anderen Person, wie sie genannt werden mögen, wenn die- 
selben auch nur einzelne Privatpersonen betreffen, noch  Dekrete 
fremder Synoden und allgemeine Konzilienschlüsse ohne ausdrückliche 
Erlaubniss des Landesherrn angenommen, bekannt gemacht, gedruckt 
oder in Wirksamkeit gesetzt werden, und ebensowenig darf bei den 
öffentlichen Unterrichtsstunden und Predigten etwas, das die Haltung 
` des Gottesdienstes nicht unmittelbar betrifft, ohne vorgängige Ge- 
nehmigung des Herzoglichen Konsistoriums bekannt gemacht werden. 
Uebrigens darf auch kein auswártiger Nuntius, Legat, Vikar, aposto- 
lischer Kommissär oder sonst eine auswärtige geistliche Behörde 
einigen Einfluss auf die katholischen Unterthanen des Landes aus- 
üben, und diese selbst dürfen ohne vorhergegangene ausdrückliche 
Genehmigung des Landesherrn in eine Zusammenkunft, Synode oder 
andere Vereinigung in kirchlicher Hinsicht sich nicht einlassen. 

[Bezüglich der kirchlichen Verordnungen gilt nunmehr 8 35 
des Staatsgrundgesetzes, s. Ziffer 338]. 
| 8 9. Das Hereogliche Konsistorium zu Koburg ist die von 
dem Landesherrn für die kirchlichen Angelegenheiten der katho- 
lischen Gemeinde angeordnete Behörde. In dieser Eigenschaft liegt 
demselben ob, dafür zu wachen, dass die Vorschriften dieses Hegulativa 
allenthalben auf das Genaueste befolgt und dass demselben in keinem 
Punkte zuwidergehandelt werde. Es hat dasselbe hiernächst auch 
genaue Aufsicht zu führen, dass: von Seiten der katholischen Kirchen- 
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gemeinde, deren Pfarrer oder anderer geistlicher Personen dieser 
Konfession in ihrem Amte oder ausser demselben kein Missbrauch 
getrieben werde, welcher das Wohl des Staates oder seiner Bürger 
gefährde, und vorzüglich hat diese Behörde darauf zu sehen, dass 
bei den kirchlichen Verhandlungen die Ehre der Bürger nicht ange- 
griffen oder verletzt, dass ihr Gewissen nicht aus blosser Willkür 
beunruhigt oder sonst etwas vorgenommen werde, was zu einem 
öffentlichen Aergerniss gereichen könne. Das Herzogliche Kon- 
sistorium ist autorisirt und verpflichtet, in allen solchen und ähnlichen 
Fällen diejenigen Anordnungen und Verfügungen zu treffen, welche 
sowohl zur Ahndung als zur Abwendung dergleichen Missbräuche 
erforderlich sind. 
Sachsen-Gotha. 


236. Regulativ vom 23. August 1811 für die kirchliche Ver- 
fassung der römisch-katholischen Glaubensgenossen im Herzog- 
thum Gotha (s. Archiv für kath. Kirchenrecht Bd. 36 S. 215 ff.). 


S 1. Die römisch-katholische Konfession wird im Staate frei 
geübt, ihr Gottesdienst darf öffentlich gehalten werden; jedoch haben 
sich die Konfessionsverwandten in dessen Anordnungen nach den 
Polizeigesetzen zu richten, welche der Staat in Absicht auf die öffent- 
liche Ruhe und Ordnung für nöthig finden wird. 

$8 2—6. [Bestimmungen bis zur Zeit der Unterordnung der 
katholischen Gemeinde unter einen Bischof.] 

8 9. Es darf daher in allen dergleichen die äussere Ver- 
fassung der Kirchengemeinde angehenden Gegenstánden schlechter- 
dings keine Bulle, Reskript, Decret, Mandat, Provision, Signatur, 
noch irgend eine audere Ausfertigung des römischen Hofes, des 
Bischofs, des Pfarrers oder einer anderen Person, wenn auch solche 
nur eingelne Privatpersonen betreffen sollten, angenommen , bekannt 
gemacht, gedruckt oder in Wirkung gesetet werden, ohne dass der 
Landesherr solche eingesehen und autorisirt habe. 

8 10. Ebensowenig können Dekrete fremder Synoden und selbst 
allgemeiner Konsilien im Lande publizirt werden, bevor die vom 
Landesherrn hierzu verordnete Behörde ihre |Uebereinstimmung mit 
der Verfassung des Staates und mit seinen sonstigen Gesetzen, in- 
gleichen, ob dabei die Öffentliche Ruhe in irgend einer Rücksicht 
gefährdet sein möchte, untersucht und der Landesherr die zu er- 
lassende Bekanntmachung autorisirt hat. 

[Zu S8 9, 10: Bezüglich der kirchlichen Verordnungen gilt 
jetzt S 35 des Staatsgrundgesetzes, s. Ziffer 338.] 

Archiv für Kirchenrecht. LXXXII. 25 
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S 11. Insbesondere darf bei den öffentlichen Unterrichtsstunden 
und Predigten nichts, was nicht in unmittelbarer Beziehung auf 
Haltung des Gottesdienstes steht, bekannt gemacht werden, wenn 
die Staatsbehörde solches nicht genehmigt. 

8 12. Auch kann Niemand, er nenne sich Nuntius, Legat, 
Vikar, apostolischer Kommissarius oder wie immer er wolle, ohne 
eine gleiche Autorisation von Seiten des Landesherrn, irgend eine 
Art des Ansehens oder einen wirkenden Einfluss auf die Unterthanen 
des Staats ausüben. 

8 13. Keine allgemeine Zusammenkunft oder Konsilium, keine 
Synode, keine Vereinigung mehrerer in- oder ausländischer Kirchen 
darf ohne ausdrückliche vorhergegangene Genehmigung des Landes- 
herrn gehalten werden. 

8 14. Die von dem Landesherrn für die kirchlichen Ange- 
legenheiten der katholischen Gemeinde angeordnete Behórde hat 
Aufsicht zu führen, dass von Seiten der Kirchengemeinde und der 
derselben vorstehenden Píarrer oder anderen geistlichen Personen in 
ihrem Amte oder ausser demselben kein Missbrauch getrieben werde, 
welcher das Wohl des Staates oder seiner Bürger gefährde, vorzüg- 
lich hat jene Behórde dahin zu achten, dass bei den kirchlichen 
Verhandlungen die Ehre der Bürger im Staate nicht angegriffen und 
verletzt, ihr Gewissen nicht bloss aus Willkür beunruhigt, oder 
sonst etwas vorgenommen werde, was ein Öffentliches Aergerniss 
geben könnte. In allen solchen und ähnlichen Fällen hat die ver- 
ordnete Behörde zur Ahndung sowohl, als Abwendung des stattge- 
habten Missbrauchs die erforderlichen Verfügungen und Anordnungen 
zu trefien. 

8 15. Zu der Behörde, bei welcher das, was die äussere Ver- 
fassung der Kirche, die Verpflichtung der Geistlichen, die Anordnung 
ausserordentlicher Feste, die Erlaubniss zu Frühbeerdigungen, [die 
Dispensationen vom Aufgebote oder dessen Zusammenziehung, die Er- 
laubniss zu auswärtigen Trauungen, der Ehescheidungsprozess,] die 
Oberaufsicht über die Verwaltung des kirchlichen Vermögens, sowie 
über die Führung der Kirchenbücher betrifft, verhandelt werden 
muss, wird das Oberkonsistorium zu Gotha bestimmt. | 

$ 20. In Ansehen aller Verrichtungen des Pfarrers, welche 
den inneren Kultus angehen, ist, so lange derselbe dieserhalb nicht 
an einen Bischof gewiesen ist, sein Verhalten lediglich seinem eigenen 
Gewissen überlassen, dagegen bleibt derselbe in Rücksicht der den 
äusseren Kultus und die äusseren Kircheneinrichtungen angehenden 
Handlungen der Aufsicht der von dem Landesherrn hierzu verordneten 
Behörde unterworfen, 
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$ 92. Hauskapellen und Privatbethäuser oder Säle sind, ohne 
ausdrückliche Erlaubniss des Landesherrn, um welche dermalen der 
.Pfarrer nachzusuchen hat, nicht gestattet. 

8 36. Bei allen Vorträgen haben die Priester jeder Aeusserung, 
welche mittelbar oder unmittelbar gegen eine andere vom Staat 
geduldete Konfession gerichtet ist, sich zu enthalten. 

Anmerkung: Der Bischof von Paderborn hat bei der herzog- 
lichen Regierung wiederholt, am 21. Juni 1852 und am 13. Juni 
1853, eine Vorstellung eingereicht, in welcher er um Beseitigung 
der mit den Grundsätzen der katholischen Kirche unvereinbaren, in 
die inneren kirchlichen Angelegenheiten eingreifenden Bestimmungen 
des Regulativs bat und seinerseits Vorschläge zur Abänderung des 
Regulativs machte. Diese Vorstellungen hatten jedoch keinen Erfolg. 
Vgl. Archiv für katholisches Kirchenrecht, Bd. 36 S. 226 ff. ; Vering, 
Lehrbuch des Kirchenrechts, 3. Aufl, 1893, S. 215. 


Anhalt-Bernburg. 


237. Gesetz vom 13. Februar 1851, betreffend die Staats- 

aufsicht über neue Religionsgenossenschaften, deren Versamm- 

lungen, das Ausscheiden der Mitglieder aus ihrer früheren 
und ihre Aufnahme in die neue Religionsgesellschaft. 


$ 5. Die Gesellschaftsbeamten neuer Religionsgemeinschaften 
sind verbunden, der Staatsbehörde zu jeder Zeit auf Erfordern voll- 
ständige gewissenhafte Auskunft über die Verhältnisse der Gemein- 
schaft zu ertheilen. 

8 6. Behufs der Annahme von Geistlichen, welchen nach ihrer 
Anerkennung durch den Staat zustehen soll, Amtshandlungen mit 
bürgerlieh rechtlicher Wirkung zu verrichten, oder Religionslehrern 
haben die Vorsteher neuer Religionsgenossenschaften dem betreffenden 
Kreisamte Vorlage über die Heimath, den Wohnort, die Ausbildung, 
das seitherige sittliche und bürgerliche Verhalten derselben zu machen. 
Das Kreisamt hat die Verhandlungen der Regierung vorzulegen. 
Diese, welche die Entschliessung hierauf zu ertheilen hat, kann die 
Zulassung zu den Verrichtungen eines Geistlichen oder Religions- 
lehrers versagen, wenn die von der Religionsgenossenschaft hierfür 
in Aussicht genommenen Personen sich eines unsittlichen Lebens- 
wandels schuldig gemacht oder auffallende Nichtachtung der Gesetze 
oder der bürgerlichen Ordnung oder der Rechte anderer Religions- 
parteien zu erkennen gegeben haben, oder wenn ihnen die zu einem 
derartigen Berufe erforderliche Bildung abgeht. Wenn die Geistlichen 
oder Religionslehrer nicht an dem Orte, wo die Religionsgenossen- 
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schaft ihren Sitz hat, wohnen sollen, so ist dieses anzuzeigen, und 
es kann die Zulassung verweigert werden, wenn der Wohnort im 
Auslande oder nicht ia der Nähe des Sitzes der Genossenschaft liegt. 
Mit der Verweigerung sind die Gründe und die Thatsachen, auf 
welche sich dieselben stützen, den Betheiligten zu eröffnen. Liegt 
kein Anstand vor, so ist auszusprechen, dass der Uebernahme der 
Verrichtungen von Staatswegen nichts entgegenstehe. 

Bei abschlägiger Bescheidung der Regierung findet der Rekurs 
an das Staatsministerium, jedoch ohne Suspensiveffekt statt. 

8 8. Eine besondere Ueberwachung der Versammlungen der 
Religionsgenossenschaften ist dann anzuordnen, wenn sich gegründete 
Vermuthung ergibt, dass die Versammlungen dazu missbraucht 
werden, Hass und Unfrieden unter den Anhängern verschiedener 
Religionsparteien zu verbreiten, Gegenstände der Verehrung, Lehren 
und Einrichtungen anderer Religionsparteien herabzuwürdigen, Be- 
amte des Staats oder andere Religionsgesellschaften mit Schmähungen 
zu verfolgen, Lehren zu verbreiten, durch welche die Verletzung der 
Gesetze, der bürgerlichen und staatsbürgerlichen Pflichten oder der 
Sittlichkeit für erlaubt erklärt wird, oder überhaupt die gesetzliche 
Ordnung und Sittlichkeit zu gefährden. 

Den Staatsbeamten, welchen die Wahrung der öffentlichen 
Ordnung übertragen ist, kann der Zutritt zu den Verhandlungen der 
Religionsgemeinschaften nie verweigert werden. 

8 10. Wenn Geistliche oder Religionslehrer in ihren Vorträgen 
für Erwachsene oder in der Unterweisung der Jugend die in 8 8 
erwähnten, vom Staate zu wahrenden Rücksichten bei Seite setzen, 
oder wenn sie sich ein Betragen zu Schulden kommen lassen, welches 
nach 8 6 die Verweigerung ihrer Zulassung nothwendig machen 
würde, so hat, abgesehen von strafrechtlicher Verfolgung, wenn im 
geeigneten Falle vorzunehmende Warnungen nicht fruchten, die 
Regierung nach gehöriger Ermittlung der Thatsachen die Einstellung 
der Verriehtungen jener Geistlichen oder Religionslehrer zu verfügen. 
Eine solche Verfügung ist stets mit Auseinandersetzung der Gründe 
und Thatsachen, auf welchen sie beruht, zu begleiten. 

Gegen derartige Verfügung der Regierung findet Rekurs an 
das Staatsministerium, jedoch ohne Suspensiveffekt statt. 

8 12. Die Abhaltung gottesdienstlicher Versammlungen oder 
religiöser Aufzüge und Feierlichkeiten im Freien ist nur statthaft, 
wenn die Natur der Sache, wie bei Beerdigungen, die Vornahme im 
Freien mit sich bringt oder wenn zuvor besondere Genehmigung der 
Regierung dazu eingeholt worden ist. 
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S 14. In eine Geldstrafe von 20 bis 50 Thalern verfallen: 

1. Personen, welche sich anmassen, Verrichtungen, welche nur 
Geistlichen oder Religionslehrern der Genossenschaft zu- 
Stehen, vorzunehmen, bevor ihre Zulassung zu der erforder- 
lichen Stellung erfolgt, ihnen eröffnet oder nachdem solche 
versagt ist; 

2. Geistliche oder Religionslehrer, welche in Vornahme ihrer 
Funktionen fortfahren, nachdem ihnen solche von der zu- 
ständigen Behörde untersagt worden; 

3. die Vorsteher der Gemeinschaft, falls die ad 1 und 2 be- 
zeichneten Verrichtungen mit ihrer Zustimmung stattge- 
funden haben. 

Die unter 1 genannten Personen verwirken damit zugleich die 
Zulassung zu den in Rede stehenden Verrichtungen, wenn diese noch 
nicht ausgesprochen ist, für alle Folgezeit. 

S 17. Wird gegen die Bestimmungen des § 12 gefehlt, so 
sind gegen die im ersten Absatz des $ 16 genannten Personen, wenn 
die Voraussetzungen zur Abhaltung eines öffentlichen Gottesdienstes 
($ 11) nicht fehlen, Geldstrafen von 5 bis 20 Thalern zu erkennen, 
Diese Strafen sind auf 20 bis 50 Thaler zu erhöhen, wenn es an 
jenen Voraussetzungen fehlt. 


Anhalt. 


238. Verordnung vom 8. Februar 1886, betreffend die Beauf- 
sichtigung der jüdischen Kultusgemeinden, insbesondere die 
Anstellung eines Landesrabbiners. 


$ 1. Die jüdischen Kultusgemeinden sind berechtigt, ihre An- 
gelegenheiten nach Massgabe ihrer landesherrlich bestätigten Statuten 
selbst zu verwalten. 

Neue Statuten und Abänderungen der bestehenden Statuten 
bedürfen der landesherrlichen Genehmigung. 

Die von den Gemeinden gewählten Rabbiner und Kultus- 
beamten bedürfen der Bestätigung der Aufsichtsbehörde. | 

8 2. Die Aufsicht des Staats über die jüdischen Kultusge- 
meinden wird von der Regierung, Abtheilung des Innern, und in 
hóherer Instanz von dem Staatsministerium ausgeübt. 

$ 3. Zu diesem Behufe wird der Regierung ein Landesrabbiner 
unmittelbar unterstellt, dessen Ernennung Wir Uns Selbst vorbe- 
halten. Derselbe ist als solcher den Bestimmungen des Gesetzes 
über den Civilstaatsdienst unterworfen. 
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$ 5. Der Landesrabbiner ist ausser in seiner Wohnortsge- 
meinde zugleich in allen denjenigen Gemeinden, welche einen 
eigenen, mit Genehmigung der Aufsichtsbehörde angestellten Rabbiner 
nicht besitzen, als der ordentliche Geistliche und Seelsorger zu be- 
trachten. 

In dieser Eigenschaft hat er den Religionsunterricht zu über- 
wachen, Schulprüfungen vorzunehmen und jeder Gemeinde zum Min- 
desten ein Mal im Jahre eine Predigt zu halten. 

Abgesehen von diesem regelmässigen Jahresbesuch hat er sich, 
so oft es wegen einer besonderen Feier oder Handlung, welche einen 
Rabbiner erfordert, von einer Gemeinde gewünscht wird, zu der 
letzteren zu verfügen. 


Schwarzburg-Rudolstadt. 


239. Verordnung vom 15. Februar 1856 im Betreff des Gottes- 
dienstes und des Schulunterrichts der Juden. 


$ 1. Der jüdische Kultus und die jüdischen Schulen sind der 
Oberaufsicht der Ministerialabtheilung für Kirchen und Schulsachen 
unterworfen, welche sich hierbei der ihr untergeordneten Organe, 
als der Fürstl. Kirchen- und Schul-Inspektionen, der Ephoren, der 
Geistlichen, als Lokal-Schulinspektoren, und beziehungsweise des 
Rabbiners bedient. 


240. Verordnung vom Jahre 1872 über die katholisch-kirch- 
lichen Verhältnisse (s. Archiv für kath. Kirchenrecht Bd. 36 S. 411). 


S 1. Dem Bischof von Paderborn wird die Ausübung der 
bischöflichen Jurisdiktion über die Katholiken des Fürstenthums in 
demselben Umfange und mit denselben Rechten und Pflichten zuge- 
standen, wie solche den katholischen Bischöfen des Königreichs 
Preussen zustehen und obliegen. 

S 2. Dem Bischof von Paderborn wird insbesondere die Be- 
fugniss eingeräumt, in unserer Residenz eine ständige Seelsorgestelle 
zu errichten. Der vom Bischof ausgewählte Seelsorger ist jederzeit 
vor der Einweisung in sein Amt uns zur Genehmigung zu benennen. 
Wir werden diese Genehmigung nur aus wichtigen staatlichen 
Gründen versagen. Der gedachte Seelsorger übt die cura animarum 
über sämmtliche in der Oberherrschaft lebenden Katholiken, versieht 
alle pfarramtlichen Handlungen bei denselben mit Ausnahme der 
Führung der Kirchenbücher und bezieht die Stolgebühren. — — — 
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Schwarzburg-Sondershausen. i 
241. Landesgrundgesetz vom 8. Juli 1857. 


8 4. Die evangelisch-lutherische Kirche ist die Landeskirche.: 
Der evangelisch-lutherische Fürst übt in derselben die bischöflichen 
Rechte aus. 


242. Gesetz vom 3. Januar 1860, betreffend die Vereinigung 
der Juden in eine Synagogengemeinde. 


8 14 Abs. 2. Von den den Kultus betreffenden inneren Ein- 
richtungen haben die Aufsichtsbehórden nur insoweit Kenntniss zu 
uehmen und darüber Entscheidung zu treffen, d die óffentliche 
)rdnung ihr Einschreiten fordert. 


Waldeck. | 
243. Gesetz vom 15. Juli 1833 über die Gemeinheiten der Juden. 


8 2. Der Zweck dieser Gremeinheiten [Gemeinden] gehet auf 
gehörige Feier des Öffentlichen Gottesdienstes in einer gemeinschaft- 
lichen Synagoge, auf religiöse Ausbildung und Unterricht, und auf 
Ausübung derjenigen Religionsgebräuche und Vorschriften, welche 
bei der Geburt, bei der Trauung und bei dem Tode jüdischer 
Glaubensgenossen zu beobachten sind. Es muss daher 

1. jede Gemeinde eine Synagoge haben, in welcher allein 

und ausschliesslich der öffentliche Gottesdienst zu feiern ist. 

Uebrigens bleibt es den einzelnen Familien unbenommen, auch 
Privatübungen der Andacht in ihren Häusern mit den bei ihnen 
wohnenden Familiengliedern vorzunehmen, wozu aber fremde Per- 
sonen nur in dem Falle zugezogen werden dürfen, wo für Ver- 
storbene ein Gebet su halten ist, und solches wegen Entfernung der 
Synagoge in dieser nicht gehalten werden kann. — — 

$ 11 Ziff. 1. Die Gemeinheits-Angelegenheiten der Juden und 
diese Gemeinheiten selbst bleiben in allen Beziehungen nach Mass- 
gabe dieser Verordnung der Oberaufsicht Unserer Regierung unter- 
stellt. 


244. Verfassungsurkunde vom 17. August 1852. 


S 41. Religionsgenossenschaften, welche Korporationsrechte 
nicht besitzen oder sich erst neu bilden, können diese Rechte nur 
durch besondere Gesetze erlangen. 

8 42. Die evangelische und die römisch-katholische Kirche, 
sowie jede andere Religionsgesellschaft bleibt im Besitze und Ge- 
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nuss der für ihre Kultus-, Unterrichts- und Wohlthätigkeitszwecke 
bestimmten Anstalten, Stiftungen und Vermögensstücke und ordnet 
und verwaltet ihre Angelegenheiten selbständig, ist aber den allge- 
meinen Landesgesetzen unterworfen. 


Reuss à. L. 
245. Verfassungsgesetz vom 28. März 1807. 


$46. — — Nur den anerkannten christlichen Konfessionen 
steht die freie öffentliche Religionsübung zu. Die evangelisch- 
lutherische Kirche ist die Landeskirche. 

$ 48. Dem Landesherrn stehen die in der Kirchenverfassung 
begründeten Episcopalrechte über die Landeskirche zu. Er übt die 
Staatsgewalt über die Kirchen, die Aufsicht und das Schutzrecht 
über dieselben aus. 


246. Gesetz vom 3. Januar 1887, betr. das Versammlungsrech t 


$ 21. Die Bestimmungen der 88 3 [Berufung], 4 [Leitung], 
6 [Theilnahme], 8 [Verantwortung des Leiters], 9, 10 [Auflösung], 
14 [Untersagung der Versammlung] finden keine Anwendung auf 
solche Versammlungen, welche, ohne den Gebrauch öffentlicher 
Plätze und Strassen in Städten oder Ortschaften in Anspruch zu 
nehmen, veranstaltet werden: 

a) zu frommen und erlaubten Wohlthätigkeitszwecken ; 

b) zur Uebung der Gottesdienste nach den Verfassungen oder 
den Ordnungen bezw. Statuten der anerkannten Konfessionen 
oder anderer als Vereine seitens der zuständigen Behörde 
genehmigten oder sonst tolerirten religiösen Gemeinschaften, 
eventuell unter Einhaltung der im Allgemeinen oder Spe- 
ziellen gegebenen Vorschriften, — — — — 


Reuss j. I. 
. 247. Revidirtes Staatsgrundgesetz vom 14. April 1852. 


8 47. Die unmittelbare und mittelbare Ausübung der Kirchen- 
gewalt über die evangelisch- Iutherische Landeskirche verbleibt wie 
bisher dem Landesherrn. 

In liturgischen Sachen ergehen die Verfügungen durch das 
Konsistorium und werden überhaupt keine wesentliche Neuerungeu 
' gepflogen werden, ohne dass eine besonders zu veranstaltende Synodal- 
versammlung darüber befragt- wird. 
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Schaumburg-Lippe. 


248. Reskript vom 3. Juli 1809, betreffend Gleichstellung der 

Katholiken mit den Augsburgischen Konfessionsverwandten 

(siehe Landesverordnungen Bd. IV, S. 114 ff) abgeändert durch 

Verordnung vom 9. Dezember 1846 (siehe Landesverordnungen 
Bd. VII, S. 238). 


In Erwägung des Artikel 4 Unserer Beitrittsurkunde zum 
Rheinischen Fürstenbunde vom 30. April 1807, vermöge dessen 
Unsere römisch-katholischen Unterthanen mit den Augsburgischen 
Konfessionsverwandten Unseres Fürstentums in Hinsicht der Aus- 
übung ihres Gottesdienstes völlig gleiche Rechte haben sollen, und 
in Betracht, dass es Unseren Wünschen ganz gemäss ist, Unseren’ 
getreuen römisch-katholischen Unterthanen diese Rechte zu ertheilen, 
haben wir beschlossen und beschliessen wie folgt: 


1. Das Unseren katholischen Unterthanen bereits verstattete 
exercitium religionis soll dahin erweitert werden, dass den 
katholischen Geistlichen des hiesigen Landes erlaubt wird, 
alle actus ministeriales, nämlich Taufen, Proklamationen,. 
Kopulationen u. s. w. künftig zu verrichten und dass so- 
wohl davon, als von den auf den lutherischen Kirchhófen 
zu bestattenden katholischen Leichen keine Stolgebühren 
an die lutherischen Geistlichen entrichtet werden sollen. 
Es versteht sich jedoch von selbst, dass den lutherischen . 
Predigern die ihnen gebührenden sogenannten Pfarr- 
pflichten, Opfer und übrigen dergleichen Emolumente, 
welche wirkliche Reallasten sind, hiedurch nicht entzogen. 
werden sollen, wenn etwa katholische Religionsverwandte 
Grundstücke besitzen, auf denen diese Abgaben haften. 

2. In Ansehung der Taufe und des Religionsunterrichts solcher 
Kinder, von deren Eltern nur einer der rómisch-katholischen 
Religion zugethan ist, soll es so gehalten werden, dass — 
— die Sóhne des Vaters, die Tóchter aber der Mutter Re- 
ligion folgen. — — — Wenn jedoch ein bis zur Kon- 
firmation in der einen Religion unterrichtetes Kind die 
andere Religion vorzieht, so soll seine Gewissensfreibeit 
hiedurch nicht beschränkt, sondern dasselbe nicht gehindert 
sein, seiner Ueberzeugung nach zur anderen Religion über- 
zugehen. 

4. Die Kirchenbücher und Mortalitätslisten sollen von dem 
katholischen Pfarrer ebenso, wie von dem lutherischen und 
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reformirten Prediger, eingerichtet und geführt werden, auch 
sollen die rómisch-katholischen Religionsverwandten in geist- 
lichen Sachen, so wie die Reformirten, unter Unserer Re- 
gierung stehen. 

Anmerkung: Die Verordnung vom 9. Dezember 1846, $ 2, 
erklàrt die (im Reskript vom 3. Juli 1809 zugelassenen) Verein- 
barungen der Eltern über die religiöse Erziehung der Kinder für 
ungültig und unterwirft dieselben den in der Verordnung vom 
22. März 1746 enthaltenen Strafbestimmungen. 


Lippe. 


249. Edikt vom 9. März 1854, betreffend die gesetzliche Gleich- 
stellung der kathol. Kirche mit der evangel. Landeskirche. 


Wir etc. haben Uns, beseelt von der Ueberzeugung in der 
Förderung einer christlich-religiösen Richtung Unserer Unterthanen 
eine der ersten Aufgaben Unserer landesherrlichen Vorsorge zu er- 
kennen, veranlasst gefunden, die Regulirung der kirchlichen Verhält- 
nisse der in Unserem Lande bestehenden drei christlichen Konfes- 
sionen bei den schon seit vielen Jahren obschwebenden Differenzen 
zur Erledigung gelangen zu lassen. Indem Wir hiebei den Präju- 
dicialpunkt, die Gleichheit zur Kultusberechtigung der drei kirch- 
lichen Konfessionen durch den Beitritt Unseres Fürstlichen Hauses 
zur Rheinbundsakte, sowie durch Art. 16 der teutschen Bundesakte 
als bereits gesetzlich feststehend unerkennen mussten, erübrigt es nur 
noch die zur Vollziehung dieser gesetzlichen allgemeinen Bestim- 
mungen erforderlichen Anordnungen näher festzusetzen. 

Wir verkünden demnach hinsichtlich der in Unserem Lande 
bestehenden Verhältnisse der rómisch-katholischen Kirche nach- 
folgende Vorschriften: 

Artikel 1. Wir gestatten dem Bischof zu Paderborn die 
Uebung der bischóflichen Diózesanrechte über Unsere sämmtlichen 
der rómisch-katholischen Religion zugethanen Unterthanen. 

Artikel 2. Insbesondere verstatten Wir dem Bischof von 
Paderborn die Errichtung katholischer Pfarreien und deren Be- 
setzung mit einen canonischen Tischtitel besitzenden Priestern mit 
dem Vorbehalt, hierbei personam minus gratam abzulehnen. 

Artikel 5. Der Pfarrer steht in allen nicht kirchlichen An- 
gelegenheiten lediglich unter den zuständigen ordentlichen Behörden 
des Fürstenthums, und hat in solchen Angelegenheiten nur Befehle 
von diesen anzunehmen und zu befolgen. Ueber Gegenstände, welche 
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zugleich religiöse und bürgerliche Beziehungen haben, wird die 
bischöfliche Behörde mit dem Fürstlichen Ministerium in Ver- 
bindung treten. 

Artikel 6. Den Pfarrern werden mit ihrer Anstellung alle und 
jede Parochialrechte und die ungehinderte Uebung aller religiösen 
Gebräuche der katholischen Kirche zugestanden und überwiesen. 
Dem Bischof von Paderborn wird die Berechtigung gegeben, nach 
Grutbefinden die im Lande vereinzelt wohnenden katholischen Glaubens- 
genossen einer beliebigen katholischen Parochie zusuweisen. Im Falle 
jedoch diese eine ausländische sein sollte, ist die Eintragung in die 
Kirchenbücher dem protestantischen Geistlichen des Wohnorts der 
betreffenden Personen mit der Verpflichtung zuzuweisen, die dafür 
zu entrichtenden Gebühren an dieselben abzutragen, und wenn die 
Amtshandlung von: dem protestantischen Geistlichen nicht selbst 
verrichtet worden ist, sich mit den Attesten des katholischen Geist- 
lichen über die speziellen Fälle auszuweisen. 

Artikel 11. Aus dem Obigen ist nothwendige Folge, dass der 
bisher bestandene Parochialzwang sammt seinen Folgen nicht weiter 
stattfindet, unter welchen Begriff jedoch Realverpflichtungen nicht zu 
nehmen sind. 

Artikel 13. In allen zweifelhaften Fällen über Anwendung 
dieser Verordnung und bei Konflikten über die Grenzen der bischöf- 
lichen Berechtigungen, sollen die Bestimmungen der preussischen 
Verfassungsurkunde vom 31. Januar 1850 massgebend sein. 

Anmerkung: Die noch geltenden Bestimmungen der preussichen 
Verfassungsurkunde vom 31. Januar 1850 Art. 12, 13, 14 sind zu 
§ 1 und $ 5 des Antrages angeführt; die für Preussen aufgehobenen, 
für Lippe aber noch geltenden Artikel lauten: 

Artikel 15. Die evangelische und die rómisch-katholische Kirche, 
sowie jede andere Religionsgesellschaft, ordnet und verwaltet ihre 
Angelegenheiten selbstándig und bleibt im Besitz und Genuss der 
für ihre Kultus-, Unterrichts- und Wohlthätigkeitszwecke bestimmten 
Anstalten, Stiftungen und Fonds. 

Artikel 16. Der Verkehr der Religionsgesellschaften mit ihren 
Oberen ist ungehindert. Die Bekanntmachung kirchlicher Anord- 
nungen ist nur denjenigen Beschränkungen unterworfen, welchen alle 
übrigen Veröffentlichungen unterliegen. 

Artikel 18. Das Ernennungs-, Vorschlags-, Wahl- und Be- 
stätigungsrecht bei Besetzung kirchlicher Stellen ist, soweit es dem 
Staate zusteht, und nicht auf dem Patronat oder besonderen Rechts- 
titeln beruht, aufgehoben. 
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Auf die Anstellung von Geistlichen beim Militär und an óffent- 
lichen Anstalten findet diese Bestimmung keine Anwendung. 


250. Edikt vom 15. März 1854, betreffend die Gleichstellung 
der evangelisch-lutherischen Kirche mit der evangelisch-refor- 
mirten im Fürstenthume (Landesverordnungen Bd. XI S. 185). 


Artikel 1. Der lutherischen Kirche ist in Unserem Fürsten- 
thume eine mit der reformirten Kirche vollkommen gleiche Be- 
rechtigung eingeräumt. 

Artikel 2 bis 6 betreffen die Kirchengemeinden; Aufhebung 
des Pfarrzwanges. 

Artikel 7. Die der lutherischen Kirche eingeräumte volle 
Rechtsgleichstellung mit der reformirten, unterwirft diese nach der 
Natur der Sache auch einer vollkommen gleichen Verpflichtung, . 
namentlich in der Unterordnung unter Unser bestehendes Konsistorium 
und die Vorschriften der Kirchenordnung. 


251. Gesetz vom 30. Juni 1858, betreffend die Feststellung 
der bürgerlichen und staatsbürgerlichen Verhältnisse, der 
gottesdienstlichen Einrichtungen und des Schulwesens der Juden. 


S 13. Die im Lande ansässigen Juden bilden unter dem Namen 
der Landjudenschaft eine mit den Rechten einer juristischen Person 
versehene religióse Genossenschaft. 

8 14, Abs. 1. Die Landjudenschaft zerfällt in eine dem Be- 
dürfniss entsprechende Anzahl von Synagogen-Gemeinden, welchen 
ebenfalls die juristische Persönlichkeit beigelegt wird. 

S 20. Sonstige, als die am Schlusse des $ 17 erwähnten 
Streitigkeiten, (S 17: Wahlstreitigkeiten), welche in den einzelnen 
jüdischen Gemeinden entstehen, gehören je nach dem Gegenstande 
des Streits zur Kompetenz der Gerichte oder der Verwaltungs- 
behórden. Insofern es sich dabei um das Dogma oder die Liturgie 
handelt, ist zuvor das Gutachten des Landrabbiners einzuziehen. 

S 22. Die obere Leitung und Beaufsichtigung des jüdischen 
Kultus im ganzen Lande steht dem Landrabbiner zu, welcher zu 
einer würdigen Feier des Gottesdienstes die nöthige Anleitung zu 
ertheilen und für jede Gemeinde nach Rücksprache und im Einver- 
ständniss mit derselben ein Synagogen- Reglement zu entwerfen hat, 
insofern ein solches nicht bereits vorhanden ist. 

Der Entwurf eines neuen oder die Veränderung eines bereits 
vorhandenen Synagogen- Reglements bedarf der Bestätigung der 
Regierung. 
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Lübeck. 


252. Regulativ vom 14. Juli 1841 für die rómisch-katholische 
Gemeinde zu Lübeck. 


Artikel 1. Den hiesigen Bürgern und Einwohnern rómisch- 
katholischer Konfession bleibt es wie früher gestattet, ihren gemein- 
schaftlichen Gottesdienst unter der Leitung eines Seelsorgers in der 
Kapelle des Vikarienhauses Nr. 916 in der Pfaffenstrasse hierselbst 
in bisheriger Weise zu üben. 

Anmerkung: Am 10. Mai 1891 wurde eine katholische Kirche 
an der Parade eingeweiht. 

Artikel 5. Der bei dieser Gemeinde angestellte Seelsorger hat 
sich stets sowohl den allgemeinen Gesetzen und Anordnungen als 
auch den ihm zugehenden besonderen obrigkeitlichen Vorschriften 
gemäss zu verhalten, hat also auch namentlich in Ansehung be- 
sonders angeordneler nicht etwa der protestantischen Kirche, als 
solcher, eigenthümlicher kirchlicher Feste, Buss- und Bettage, all- 
gemeiner Fürbitten, Kirchenkollekten und der Bekanntmachung obrig- 
keitlicher Verfügungen von der Kanzel, dasjenige zu beobachten, 
was für alle Kirchen der Stadt angeordnet ist. 

Artikel 6. Neben der Befugniss zur Vornahme der Amtshand- 
lungen innerhalb der Kapelle, wie zu dem ihm obliegenden Unter- 
richte der Jugend in der Religion, ist dem Geistlichen auch ge- 
stattet, in den Wohnungen der Mitglieder der Gemeinde ohne be- 
sondere Dispensationen zu taufen, zu trauen und in Krankheits- und 
Sterbefällen die Sakramente zu reichen. 

Artikel 10. Wie der Geistliche von den Gebräuchen seiner 
Kirche nichts zur öffentlichen Schau bringen, also auch keinerlei 
Prosessionen, Aufzüge halten darf, so sind ihm insbesondere alle 
‚eingreifenden Schritte und Massregeln zum Zwecke der Vermehrung 
seiner Glaubensgenossen z. B. durch gestellte Bedingungen bei ge- 
mischten Ehen gänslich untersagt. Vielmehr wird derselbe in richtiger 
Würdigung seiner ganzen hiesigen Stellung nach allen Kräftsn sich 
bestreben, die unter den verschiedenen Glaubensverwandten bestehende 
Eintracht und Duldung zu erhalten und zu befördern und sich aller 
Handlungen enthalten, welche zu einer Störung derselben Veranlassung 
geben könnten. 

Artikel 16. Schliesslich bleibt dem Senate das jus circa sacra 
in Bezug auf die katholische Gemeinde in seinem ganzen Umfange, 
sowie jegliche Abänderung und Erweiterung dieses Regulativs nach 
Zeit und Umständen vorbehalten. 
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253. Ordnung für die israelitische Gemeinde zu Lübeck 
vom 5. April 1865. 


Art. 1. Die israelitische Gemeinde zu Lübeck bildet, unter 
der Oberaufsicht des Staates, eine Religionsgesellschaft zum Zweck 
der Ordnung und Leitung der israelitischen Kultusangelegenheiten 
nach ihren verschiedenen Beziehungen, namentlich auf Religions- 
übung, Unterricht und Wohlthätigkeit, und übt als solche die 
selbstándige Verwaltung des Gemeindevermógens. 

Art. 5. Die Leitung und Verwaltung der Gemeindeangelegen- 
heiten wird durch einen Gemeindevorstand und einen Gemeindeaus- 
schuss wahrgenommen. 

Art. 6. Der Gemeindevorstand besteht aus fünf auf fünf Jahre 
von der Gemeindeversammluug erwählten Gemeindeáltesten. — — 

So oft es sich in den Versammlungen des Gemeindevorstandes 
um Angelegenheiten des Kultus, der Schule oder um Wahlen handelt, 
muss ausserdem noch der Rabbiner gegenwärtig sein. 

Art. 9, Abs. 5. Auf Grund des vom Rabbiner und dem Vor- 
stande unterzeichneten Wahlprotokolls ist die Bestätigung der Ge- 
wählten bei dem Senate zu beantragen. 

Art. 12. Dem Gemeindevorstand liegt ob: 

1. die Förderung religiöser Gesinnung und Sitte in der Gemeinde, 
Aufrechterhaltung der religiösen Anordnungen und Ein- 
richtungen, sowie die Wachsamkeit über die Ordnung und 
den Anstand beim Gottesdienste, zu welch letzterem Zwecke 
der Vorstand vier bis acht Gemeindemitglieder zu bestellen 
hat. — — 

Art. 20. Der Gemeindeausschuss besteht aus sechs auf drei 
Jahre von der Gemeindeversammlung erwählten Gemeindemitglie- 
dern. — — 

Art. 23. Die Wahl und Bestätigung der Ausschussmitglieder 
erfolgt ganz nach Massgabe der für die Wahl der Gemeindeältesten 
im Art. 9 vorgeschriebenen Bestimmungen. 

Art. 25. Dem Gemeindeausschusse steht, in Vertretung der 
Gemeinde, zu: — — 

5. die Genehmigung etwaiger Abänderungen dieser Gemeinde- 

ordnung, jedoch nur in Gemeinschaft mit 15 zu diesem 
Zweck besonders von der Gemeindeversammlung zu er- 
wühlenden Gemeindemitgliedern, wozu, soweit religióse und 
Schulangelegenheiten in Frage kommen, auch die Zu- 
stimmung des Rabbiners erforderlich ist. | 
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Art. 28. Der Rabbiner hat das Wort Gottes im Sinne der 
Tradition rein und lauter zu lehren, durch Wort und Werk, Lehre 
und Beispiel, Gesetzeskunde, Religiosität und Moralität in der Ge- 
meinde zu verbreiten, über alle religiösen Anordnungen und Ein- 
richtungen der Gemeinde zu wachen, auch über vorkommende Fragen 
und Zweifel den verlangten Aufschluss nach den religions-gesetzlichen 
Bestimmungen zu ertheilen. — — 

Art. 29. Der Rabbiner hat in allen auf den Kultus und den 
Religionsunterricht bezüglichen Fragen die entscheidende Stimme, 
weshalb er bei den dahin gehörenden Berathungen des Gemeinde- 
vorstandes und dessen Kollegien, wie auch des Gemeindeausschusses 
gegenwärtig sein muss (Art. 6 und 24), auch namentlich an der 
Bildung des Kultus- und Schulkollegiums Theil nimmt. Im Uebrigen 
steht ihm zwar die Leitung der Wahlen von Vorstands- und Aus- 
schussmitgliedern zu, doch ist er selbst bei diesen Wahlen weder 
stimmberechtigt noch wählbar (Art. 7, 9, 21 und 23). 

Art. 30, Abs. 5. Der von der Gemeindeversammlung gewählte 
Rabbiner ist vom Gemeindevorstande dem Senate zur Bestätigung 
zu präsentiren. 


254. Verfassung vom 5. April 1875. 


Art. 50. Die Mitgenehmigung der Bürgerschaft ist [für Be- 
schlüsse des Senats] erforderlich : 

V. zur Gestattung der Ausübung öffentlichen Gottesdienstes 
seitens solcher Religionsgesellschaften, welchen dieselbe bisher noch 
nicht zugestanden ist; — — 


Bremen. 
255. Verfassung vom 17. November 1875. 


$ 97. Demzufolge gehört zum Wirkungskreise des Senats, als 

der Regierung des Bremischen Staats: 

d) Ausübung der Rechte des Staates in kirchlichen Angelegen- 
heiten, — unbeschadet der Mitwirkung der Bürgerschaft 
bei der Gesetzgebung, namentlich bei Anerkennung neuer 
Religionsgesellschaften, — sowie des protestantischen Epis- 
copatrechtes in herkömmlicher Weise, unbeschadet der be- 
stehenden Rechte der kirchlichen Gemeinden ; 
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Hambur g. 
256. Verfassung vom 13. Oktober 1879. 


Artikel 23. Die dem Staat zustehende Oberaufsicht über die 
bürgerlichen und religiósen Gemeinden wird vom Senat ausgeübt. 

Artikel 96. Die gesetzmässig bestehenden und die künftig 
sich bildenden religiósen Gemeinden verwalten ihre Angelegenheiten 
selbständig, jedoch unter Oberaufsicht des Staates. 

Ueber die Bedingungen für die Bildung neuer religióser Gemein- 
Schaften bestimmt das Gesetz. 


Elsass-Lothringen. 


257. Konkordat der franzósischen Regierung v. 8. April 1802. 
(18. Germinal X). 


Artikel 1. Die katholische, apostolische und römische Religion 
soll in Frankreich frei bekannt werden; ihr Kultus ist Öffentlich, 
unterliegt jedoch den polizeilichen Anordnungen, welche die Regierung 
im Interesse der öffentlichen Ruhe zu treffen für nóthig erachten wird. 


258. Organische Artikel vom 8. April 1802. 
(18. Germinal X). 


Artikel 43. Alle Geistlichen haben in der landesüblichen geist- 
lichen Tracht (habillés à la Française) gu erscheinen. 

Die Bischöfe dürfen diesem Kostüm das Hirtenkreuz und 
violettfarbene Strümpfe beifügen. 

Artikel 47. Den Spitzen der Civil- und Militärbehörden sind 
sofern sie katholisch sind, in den Kathedralen und Pfarrkirchen 
Ehrenplätze einzuräumen. 


259. Gesetz über die Organisation der Kulte v. 18. Germinal X. 
(sog. organische Artikel der Protestanten). 


Artikel 2. Die protestantischen Kirchengemeinden und deren 
Pfarrer dürfen mit auswärtigen Mächten und Obrigkeiten nicht in 
Verbindung stehen. | 


260. Dekret vom 23. Prairial XII. 


Artikel 18. Die bei den verschiedenen Glaubensgenossenschaften 
bei Leichenzügen üblichen Feierlichkeiten dürfen wieder stattfinden, 
und bleibt den Familien die Regelung der Kosten überlassen. Religiöse 
Feierlichkeiten ausserhalb der Kirchen und Begräbnissorte sind 
jedoch nach Art. 45 des Gesetzes vom 18. Germ. X nur in den 
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Gemeinden zulässig, in welchen ausschliesslich ein Glaubensbekennt- . 
niss geübt wird. 

Artikel 19. Wenn ein Geistlicher aus irgend einem Grunde 
sich herausnimmt, seine Dienste bei einem  Leichenbegüngniss zu 
verweigern, so hat die Civilbehórde von Amtswegen oder auf An- 
trag der Familie einen anderen Geistlichen des gleichen Bekennt- 
nisses mit Vornahme der betreffenden Handlungen zu beauftragen. 

Unter allen Umständen ist die Civilbehórde zum Transport, 
zur Prüsentation und zur Beisetzung der Leiche verpflichtet. 


261. Ordonnanz vom 25. Mai 1844, enthaltend Vorschriften, 
bezüglich der Verfassung des israelitischen Kultus. 


Art. 1. Der israelitische Kultus hat Bezirkskonsistorien, Ober- 
rabbiner, Gemeinderabbiner und Vorsänger. 

Art. 14. Jedes Bezirkskonsistorium besteht aus dem Ober- 
rabbiner des Amtsbezirks und 6 Laienmitgliedern. 

Art. 23. Die Bezirkskonsistorien können durch Verfügung des 
Kultusministers aufgelöst werden. 

Art. 24. Die Ernennung der Laienmitglieder der Konsistorien 
ist Unserer Bestätigung unterworfen. | 

Art. 45. — Ihre (der Oberrabbiner) Ernennung unterliegt 
Unserer Bestätigung. 

Art. 48. — Die Ernennung (der Gemeinderabbiner) unterliegt 
der Genehmigung des Kultusministers. 

Art. 58. Der Oberrabbiner des Konsistoriums und die Rab- 
biner dürfen nur innerhalb ihres Bezirks beim Abschluss einer Ehe 
mitwirken, 

Art. 54. Ohne ausdrückliche Ermächtigung der | Regierung 
darf keine berathende Versammlung zusammentreten, keine Lehre 
oder Glaubenssatz veröffentlicht oder Gegenstand des Unterrichts 
werden. 

Art. 55. Jeder Eingriff der israelitischen Religionsdiener, jede 
Meinungsverschiedenheit zwischen denselben, jeder Angriff auf die 
Ausübung des Kultus und die diesen Religionsdienern gewährleistete 
Freiheit ist auf den Bericht des Kultusministers vor den Staatsrath 
zu bringen, um von Uns entschieden zu werden. 

Art. 56. Kein israelitischer Religionsdiener darf einen Unter- 
richt oder eine Auslegung des Gesetzes geben, welche den Be- 
schlüssen des grossen Sanhedrin und den späteren von Uns ge- 
nehmigten Beschlüssen der Synodalversammlungen nicht entspricht. 

Die Rabbiner haben unter der Gewalt der Konsistorien die 

Archiv für Kirchenrecht. LXX XII. 96 | 


402 


Aufsicht und Leitung des Religionsunterrichts in den israelitischen 
Schulen. 

Anmerkung: Die weiteren Bestimmungen dieser Ordonnanz und 
deren zahlreiche Aenderungen durch die spätere Gesetzgebung 
s, Sammlung der in  Elsass-Lothringen geltenden Gesetze von 
Althoff, Förtsch, Harseim, Keller und Leoni, Band II S. 615 ff. 


2. Errichtung gottesdienstlicher Gebäude und Gebrauch der 
Glocken. 


Preussen. 


262. Allgemeines Landrecht vom 5. Februar 1794. 
Theil II Titel 11. 


8 25. Ihr (der bloss geduldeten Kirchengesellschaft) ist nicht 
gestattet, sich der Glocken zu bedienen. — — 

8 176. Neue Kirchen können nur unter ausdrücklicher Ge- 
nehmigung des Staats erbaut werden. 

8 177. Eine Kirchengesellschaft kann auf diese Erlaubniss 
nur alsdann Anspruch machen, wenn sie erhebliche Gründe der 
Nothwendigkeit oder des Nutzens, und zugleich hinlängliche Mittel 
zum Baue und zur Unterhaltung eines solchen neuen Kirchensystems 
ohne besorglichen Ruin der gegenwärtigen und künftigen Mitglieder, 
nachweisen kann. 

$ 178. Durch Errichtung neuer Kirchen sollen die Rechte, 
oder vom Staat genehmigte Verfassung anderer schon vorhandenen 
Kirchengesellschaften, nicht beeinträchtigt werden. 

S 191. Das bei einer Kirche befindliche Geläute ist in der 
Regel als ein Eigenthum der Kirchengesellschaft anzusehen. 

8 192. Wo nach Verträgen, oder hergebrachter Observanz, 
auch eine andere Gemeine oder Religionspartei auf den Gebrauch 
desselben Anspruch machen kann, da kann dennoch dieser Mitge- 
brauch während des Gottesdienstes der Kirchengesellschaft, welcher 
die Glocken gehören, nicht verlangt werden. 


263. Hannoversches Gesetz vom 30. September 1842 über 
die Rechtsverhältnisse der Juden. 


8 27. Die Anlegung neuer Synagogen . . . . erfordert land- 
drosteiliche Genehmigung. 
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264. Holstein. Gesetz vom 4. Juli 1863, betreffend die Re- 

ligionsübung und  Gemeindeverháültnisse der Reformirten, 

Katholiken, Mennoniten, Anglikaner und Baptisten im Herzog- 
thum Holstein. 


$ 3. Zur Erbauung neuer Kirchen ist die Allerhöchste Er- 
laubniss erforderlich. Beschränkungen in Betreff der Ausstattung 
der kirchlichen Gebäude mit Thürmen oder Glocken sollen künftig 
bei Gestattung solcher Bauten nicht vorgeschrieben werden, gleich- 
wie solche Beschränkungen, wo dieselben bisher bestehen , von jetzt 
an wegfallen. — — — 


265. Holstein. Gesetz vom 14. Juli 1863, betreffend die 
Verhältnisse der Juden im Herzogthum Holstein. 


89. — — Zur Errichtung neuer Synagogen ist eine be- 
sondere Allerhöchste Erlaubniss erforderlich. 


266. Holstein. Gesetz vom 14. Juli 1864. 


8 3. Zur Erbauung neuer Kirchen ist die Allerhöchste Er- 
laubniss erforderlich. 
Bayern. 


267. II. Beilage zur Verfassungsurkunde vom 26. Mai 1818. 


$ 35. Den Privatkirchengesellschaften ist aber nicht gestattet, 
sich der Glocken oder sonstiger Auszeichnungen zu bedienen, welche 
Gesetze oder Gewohnheit den öffentlichen Kirchen angeeignet haben. 


Sachsen. 


268. Verfügung des Kultusministeriums vom 29. Mai 1839 über 
die Gestattung des anglikanischen Gottesdienstes in Dresden 


traf bezüglich der Glocken folgende Bestimmung : 

Die Anschaffung und der Gebrauch der Glocken für die englische 
Kirche bedarf, da die englische Konfession zu den im Königreich 
Sachsen aufgenommenen christlichen Konfessionen nieht gehört, der 
staatlichen Genehmigung. 

Durch Verfügung des Kultusministeriums vom 16. Januar 
1869 wurde genehmigt, dass der Thurm des anglikanischen Kirchen- 
gebäudes mit Glocken versehen und von letzteren 

»für den Gottesdienst unter der Voraussetzung Gebrauch 

gemacht werde, dass dieser Gebrauch auf das Anschlagen 

während derjenigen kirchlichen Ritualhandlungen, bei denen 

solches in der anglikanischen Kirche überhaupt üblich ist, 
26 * 
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sowie auf ein einmaliges kurses Lüuten vor den somm- und 
festtügigen Gottesdiensten beschränkt bleibe.« 

Durch Ministerialverfügung vom 20. Februar 1877 wurde 
ausgesprochen, dass das Ministerium in Berücksichtigung der Befür- 
wortung seitens der Inspektion der evangelisch-lutherischen Kirchen 
der Stadt Dresden von diesen Beschränkungen für den Gebrauch der 
Glocken »bis auf Weiteres« absehen und statt dessen die Genehmigung 
nur von der Bedingung abhängig machen wolle, dass die Glocken 
nur zu gottesdienstlichen und kirchlichen Zwecken gebraucht werden. 

Vgl. v. Seydewite cit. S. 153—154. 


Mecklenburg-Schwerin. 
269. Bau katholischer Kirchen. 


| Durch Erlass des Justizministeriums, Abtheilung für 
geistliche Angelegenheiten, vom 21. August 1883 wurde ein 
Gesuch des katholischen Seelsorgers in Rostock um Ertheilung der 
. Erlaubniss zum Bau einer katholischen Kirche abschlägig beschieden, 
»da die Katholiken daselbst weder das Recht der óffent- 
lichen Religionsäbung haben, noch eine Gemeinde mit 
juristischer Persönlichkeit und dem Rechte zum Erwerb 
von Eigenthum bilden, der Magistrat in Rostock aber der 
Erweiterung der denselben bisher zugestandenen privaten 
Religionsübung durch die Gestattung der Erbauung einer 
Kirche unter Berufung auf die der Stadt im $ 57 sub III. 
des Erbvertrages vom 13. Mai 1788 ertheilte Zusicherung 
widersprochen hat. Uebrigens steht der Herrichtung oder 
Erbauung einer besonderen Räumlichkeit für den katho- 
lischen Gottesdienst daselbst (ohne Thurm und ohne Glocken) 
und der Benutzung: derselben für diesen Zweck kein recht- 
liches Hinderniss entgegen.« 
` An der Stelle des Erbvertrages, auf welche hier Bezug genommen 
wird, versichert der Herzog : 

»III. überdies gnádigst, die Stadt ohne einige Ver- 
änderung bei dem Buchstab des ersten Artikuls der Landes- 
reversalen von 1621, wie überhaupt, also auch besonders 
in doctrinalibus gnädiglich zu erhalten.« 

Der erste Artikel des Assekurationreverses vom 23. Februar 
1621 lautet: 

»Erstlich, den punctum religionis betreffend, haben Wir 
unser getreuen Ritter- und Landschaft in Gnaden ver- 
sprochen und zugesagt, dass Wir sie und einen jeden in- 
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sonderheit bei der ersten unverenderten . . . Augsburgischen 
Konfession und in unsern Fürstentumen und Landen bis 
anhero allenthalben gelehrt- und gepredigten Lutherschen 
Religion, und in unser publicirten Kirchenordnung verfasster 
Lehr, Glauben und Bekenntniss, und deren exercitio in 

. allen und jeden Kirchen und Schulen, unser Fürstentum, 
Lande, Städte, Aemter und Dörffer, auch in specie im 
Thumb zu Güstrow ......... ohne einige Veränderung 
in doctrinalibus und ceremonialibus geruhiglich verbleiben 
lassen wollen.e Vgl. [Deitens] Handbuch der im Grossh. 
Meklenburg-Schwerin geltenden Kirchengesetze; Wismar 
1839, S. 640. 


In Wismar wurde durch Reskript vom 3. November 1871 die 
Abhaltung katholischen Gottesdienstes erlaubt. Als die Katholiken 
Wismars im Jahre 1898 um die Erlaubniss zur Erbauung einer 
Kirche einkamen, erhielten sie dureh Erlass vom 6. Januar 1899 
vom Ministerium für geistliche Angelegenheiten den Bescheid: 


»Gestattet wird, an Stelle des bisherigen Gebäudes auf 
dem neu erworbenen Grundstück in der Breitenstrasse zu 
Wismar ein Gebäude für die Abhaltung des durch Reskript 
vom 3. November 1871 zugelassenen rómisch-katholischen 
Gottesdienstes aufzuführen und zu benutzen. Dagegen wird 
nicht gestattet die Errichtung einer römisch-katholischen 
Kirche oder Kapelle und die Anlage eines Thurms und 
Geläutes auf dem aussuführenden Gebäude. Auch darf 
dem Gebäude im Aeusseren ein kirchenühnliches Aussehen 
nicht gegeben werden.« 


Oldenburg. 


270. Entscheidung des Staatsministeriums vom 31. Juli 1880 
(s. Hagen, Oldenburgisches Kirchenrecht. 1888, S. 74). 


»— — dass es mit Rücksicht auf das bei uns bestehende 
öffentliche Recht, namentlich das öffentliche Kirchenrecht, sich nicht 
in der Lage sieht, dem Gebrauch der Glocken seitens einer Re- 
ligionsgenossenschaft zu ihren religiösen Akten entgegentreten zu 
können, auch wenn die betreffende Genossenschaft weder der evan- 
gelischen oder katholischen Kirche angehört, noch Komoren 
besitzt.« 
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Sachsen-Kobur y. 


271. Regulativ vom 24. Juni 1813 für die kirchliche Ver- 
fassung der katholischen Glaubensgenossen. 

8 14. Der Gebrauch der Glocke auf der Nikolaikirche ist der 
katholischen Gemeinde zum Behuf ihrer Zusammenberufung zum 
öffentlichen Gottesdienst verstattet; zu anderen Zwecken, als diesen 
darf aber die Glocke ohne ganz ausdrückliche Genehmigung der 
Polizei des Orts nicht gebraucht werden. 


Sachsen-Gotha. 


272. Regulativ vom 23. August 1811 für die kirchliche Ver- 
fassung der rómisch-katholischen Glaubensgenossen im Herzog- 
thum Gotha. 

8 35. Glocken zu gebrauchen ist der katholischen Kirchen- 
gemeinde, sowohl um dieselbe zu den sonn- und festtäglichen Ver- 
sammlungen zusammenzurufen, als auch bei Begräbnissen, wenn 
solche am Tage und solenn stattfinden, verstattet. Zu anderen 
Zwecken als solchen dürfen die Glocken ohne ganz ausdrückliche 
Genehmigung der Polizei des Orts nicht gebraucht werden. 


Elsass-Lothringen. 


273. Organische Artikel vom 8. April 1802. 
(18. Germinal X.) 

Artikel 44. Hauskapellen und Privatoratorien können nur auf 
Antrag des Bischofs mit ausdrücklicher Erlaubniss der Regierung 
errichtet werden. 

Artikel 46. Ein und dasselbe Gotteshaus kann nur dem Kultus 
Eines Bekenntnisses dienen. 

Artikel 48. Der Bischof hat sich mit dem Präfekten über den Ge- 
brauch der Glocken zum Einläuten des Gottesdienstes zu verständigen. 

Zu anderen Zwecken dürfen die Glocken ohne Erlaubniss der 
Ortspolizeibehórde nicht geläutet werden. 


3. Anlegung von Begräbnissplätzen der Religionsgemein- 
schaften. 


Preussen. 
274. Allgemeines Landrecht vom 5. Februar 1794. 
Theil 11, Titel 11. 


$ 183. Kirchhöfe oder Gottesäcker und Begrübnissplátze, welche 
zu den einzelnen Kirchen gehören, sind der Regel nach das Eigen- 
thum der Kirchengesellschaften. 
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§ 184. In den Kirchen und in bewohnten Gegenden der Städte 
sollen keine Leichen beerdigt werden. 

S 185. Bei Verlegung der Begräbnissplätze können diejenigen, 
welche bisher erbliche Familienbegrübnisse in den Kirchen besessen 
haben, die unentgeltliche Anweisung eines schicklichen PX dazu | 
auf dem neuen Kirchhof fordern. 

S 186. Ohne Anzeige bei den geistlichen Oberen sollen Leichen 
anderswo, als auf einem óffentlichen Kirchhofe nicht begraben werden. 

8 187. Niemand kann, durch Veranstaltung eines solchen Pri- 
vatbegräbnisses, der Kirchenkasse und der Geistlichkeit die ihnen 
zukommenden Abgaben entziehen. 

8 188. Ohne Erkenntniss des Staats soll Niemanden das ehr- 
liche Begräbniss auf dem öffentlichen Kirchhof versagt werden. 

$ 189. Auch die im Staate aufgenommenen Kirchengesell- 
schaften der verschiedenen Religionsparteien dürfen einander wechsel- 
weise, in Ermangelung eigener Kirchhöfe, das Begräbniss nicht ver- 
sagen. 

S 190. Wo der Kirchhof erweislich nicht der Kirchengesell- 
schaft, sondern der Stadt- und Dorfgemeine gehórt, da kann jedes 
Mitglied der Gemeine, ohne Unterschied der Religion, auch auf das 
Begrábniss daselbst Anspruch machen. 

8 764. Die Anlegung neuer Begräbnissplätze soll nur aus er- 
heblichen Ursachen, und nur unter Einwilligung der geistlichen 
Oberen, sowie der Polizeivorgesetzten des Ortes, stattfinden. 

Anmerkung: Hinsichtlich der Rechtslage in Rheinpreussen 
besteht lebhafter Streit darüber, ob die alten Bestimmungen des 
französischen Rechts noch gelten und konfessionelle Kirchhöfe zu- 
lässig sind. Vgl. Vering, Lehrbuch des Kirchenrechts, 3. Auflage, 
1893 S. 981. Die Bemühungen im preussischen Abgeordnetenhaus, 
eine Neuregelung der umstrittenen Frage herbeizuführen, waren bis- 
her erfolglos. 


275. Kurhessische Verordnung vom 30. Dezember 1823, be- 
treffend die gemeinheitlichen Verhältnisse der Israeliten. 


8 21. Jede Synagogengemeinde kann ihren eigenen Todienhof 
haben, ist aber, wie sich von selbst versteht, rücksichtlich der An- 
legung, der Einfassung, der Tiefe der Grüber, der Zeit der Be- 
erdigung u. s. w. den allgemeinen polizeilichen "Vorschriften unter- 
worfen. 

Die bereits vorhandenen Juden-Todtenhófe sollen, wenn nicht 
æren Schliessung oder Verlegung aus polizeilichen Gründen verfügt 
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wird, beibehalten, jedoch soll deren künftiger Gebrauch der Ab- 
grenzung der Synagogengemeinden möglichst angepasst werden. 


276. Hannoversches Gesetz vom 30. September 1842 über die 
Rechtsverhältnisse der Juden. ! 


S 27. Die Anlegung neuer .. .. Begräbnissplätze erfordert 
landdrosteiliche Genehmigung. | 


277. Gesetz vom 23. Juli 1847 über die Verhältnisse der Juden. 


8 58. Die Kosten des Kultus und der übrigen die Synagogen- 
gemeinde betreffenden Bedürfnisse, gu welchen auch die Einrichtung 
und Unterhaltung der Begräbnissplätze gehört, werden nach den 
durch das Statut einer jeden Synagogengemeinde näher zu bestim- 
menden Grundsätzen auf die einzelnen Beitragspflichtigen umge- 


legi. — — — 


278. Holstein. Dänisches Gesetz vom 14. Juli 1863, betreffend 
die Verháltnisse der Juden im Herzogthum Holstein. 


8 21. Die Juden sind auf einem jüdischen Beerdigungsplatze 
zu bestatten. 
Bayern. 


270. II. Beilage zur Verfassungsurkunde vom 26. Mai 1818. 


8 100. Wenn ein Religionstheil keinen eigenen Kirchhof be- 
sitzt, oder nicht bei der Theilung des gemeinschaftlichen Kirchen- 
vermögens einen solchen für sich anlegt, so ist der im Orte befind- 
liche als ein gemeinschaftlicher Begrübnissplatz für sämmtliche Ein- 
wohner des Ortes zu betrachten, zu dessen Anlage und Unterhaltung 
aber auch sämmtliche Religionsverwandte verhältnissmässig beitragen 
müssen. 

8 103. Der Glocken auf den Kirchhófen kann jede öffentlich 
aufgenommene Kirchengemeinde bei ihren Leichenfeierlichkeiten gegen 
Bezahlung der Gebühr sich bedienen. 

Anmerkung: Bezüglich der Juden vgl. Ziffer 193 und 283, 
Anmerkung. 

Baden. 


280. Judenedikt vom 13. Januar 1809. 


S 3. Jeder Synagogensprengel kann eigene Gotiesäcker, die er 
hat, so lange nicht aus polizeilichen Ursachen eine Schliessung un« 
Verlegung nóthig wird, beibehalten; auch wo er keine oder keim 
hinlànglich geräumige oder gelegene hat, neue auf eigenthümlid 
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erworbenen, von der Polizei dafür zulässig erkannten Plätzen solche 
anlegen; muss aber in Absicht ihrer Einfassung, der Tiefe der 
Grüber, der. Zeit der Beerdigung u. dgl. nach den allgemeinen 
Polizeigesetzen sich richten, wogegen er auch dafür die gleiche 
Achtung und den gleichen Schutz gegen Beleidigungen zu gewarten 
hat, den andere kirchliche Begräbnissstätten landesverfassungsmässig 
geniessen. 
Oldenburg. 


281. Verordnung vom 14. Januar 1851, betreffend die Regu- 
lirung einiger Verháltnisse der verschiedenen Religionsgesell- 
schaften zu einander. 


8 8. Hinsichtlich der Beerdigungen bleibt es einstweilen bei 
der bisherigen Verpflichtung der kirchlichen Gemeinden, die Leichen 
von Nichtangehórigen, welche keinen eigenen oder gemeinschaftlichen 
Kirchhof haben, auch ihre Leichen nicht nach einem auswärtigen 
Kirchhof ihrer Konfessionsverwandten zu bringen pflegen, auf dem 
Gemeindekirchhof aufzunehmen, — — — 


Lippe. 


282. Edikt vom 9. März 1854, betreffend die gesetzlich 
Gleichstellung der katholischen Kirche mit der evangelischen 
Landeskirche. 


Artikel 12. In Ansehung der Benutzung der Kirchhöfe hängt 
es von den katholischen Pfarrgemeinden ab, die zeitherige Benutzung 
gemeinsamer Begräbnissplätze fortzusetzen, oder eigene Begräbniss- 
stätten zu errichten. Im ersteren Fall können aber bauliche Ein- 
richtungen und Errichtungen bleibender Symbole nur mit Einverständ- 
niss der anderen Konfessionsverwandten angebracht werden. 


Elsass-Lothringen. 


283. Dekret vom 23. Prairial XII (Dursy, Staatskirchenrecht in 
Elsass-Lothringen, I S. 361). 


Artikel 15. In Gemeinden mit verschiedenen Glaubensbekennt- 
nissen soll für die Angehórigen jedes Bekenntnisses ein besonderer 
Begrübnissort bestehen. Ist nur ein einziger Kirchhof vorhanden, 
so muss er nach Massgabe der Seelenzahl der einzelnen Religions- 
gesellschaften in entsprechende Abschnitte getheilt werden und sind 
die einzelnen Theile dureh Mauern, Hecken oder Gráben von ein- 
ander zu trennen. Jeder Abschnitt muss einen besonderen Eingang 
haben. - | ei 
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Anmerkung: Dieser Artikel ist in Frankreich durch Gesetz 
vom 15. November 1881 aufgehoben, gilt aber noch in Elsass-Loth- 
ringen, Rheinbayern und Rheinhessen. Bestritten ist, ob die Vor- 
schrift auch noch in der preussischen Rheinprovinz gilt. Vgl. Geigel, 
das französische und reichsländische Staatskirchenrecht 1884, S. 213; 
Silbernagl, Verfassung und Verwaltung der Religionsgenossenschaften 
in Bayern, 2. Aufl. S. 382. 


4. Vornahme Öffentlicher Religionshandlungen ausserhalb der 
gottesdienstlichen Gebäude. 


Preussen. 


284. Allgemeines Landrecht vom 5. Februar 1794. 
Theil II Titel 11. 


S 25. Ihr (der bloss geduldeten Kirchengesellschaft) ist nicht 
gestattet, — — — Öffentliche Feierlichkeiten ausserhalb der Mauern 
ihres Versammlungsortes anzustellen. 


285. Verordnung vom 11. März 1850 über die Verhütung 
eines die gesetzliche Freiheit und Ordnung gefáhrdenden 
Missbrauchs des Versammlungs- und Vereinigungsrechts. 


8 10, — — — Gewóhnliche Leichenbegängnisse, sowie Züge 
der Hochzeitsversammlungen, wo diese hergebracht sind, kirchliche 
Prozessionen, Wallfahrten und Bitigänge, wenn sie in der herge- 
brachten Art stattfinden, bedürfen einer vorgängigen Genehmigung 
und selbst einer Anzeige nicht. 


286. Holstein. Gesetz vom 4. Juli 1863, betreffend die Religions- 
übung und Gemeindeverhältnisse der Reformirten, Katholiken, 
Mennoniten, Anglikaner und Baptisten im Herzogthum Holstein. 


§ 4. Oeffentliche religiöse Handlungen dürfen nur in solchen 
Gebäuden, oder an solchen Plätzen vorgenommen werden, welche für 
die Abhaltung derselben mit Genehmigung der Regierung bestimmt sind. 


Bayern. 
26. Februar 1850 
15. Juni 1898 ` 
Artikel 4. Zu Versammlungen, welche auf öffentlichen Plätzen 
und Strassen in Stádten und Ortschaften stattfinden sollen, sowie 
zu Öffentlichen Aufzügen in Städten und Ortschaften hat der Unter- 
nehmer, Leiter oder Ordner die Zustimmung der betreffenden Ge- 


287. Vereinsgesetz vom 
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meindeverwaltung zu erholen und sodann die Genehmigung der 
Distriktspolizeibehörde nachzusuchen, welche den Bescheid möglichst 
schleunig und spätestens am folgenden Tage schriftlich zu ertheilen hat. 

Herkömmliche kirchliche Prozessionen, Wallfahrten und Bitt- 
gänge, gewöhnliche Leichenbegängnisse, Züge der Hochzeitsversamm- 
lungen und hergebrachte Umzüge der Innungen unterliegen dieser 
Bestimmung nicht. 

Anmerkung: Als »herkömmliche« kirchliche Prozessionen sind 
nicht bloss die an einem Orte herkömmlichen anzusehen, vielmehr 
sind darunter alle diejenigen zu verstehen, welche in der betreffenden 
religiösen Gesellschaft herkömmlich sind, speziell also im Kultus der 
katholischen Kirche die Fronleichnamsprosessionen. Erklärung des 
Kultusministers v. Landmann in der Sitzung des 14. besonderen 
Ausschusses der Abgeordnetenkammer vom 11. Januar 1898 (Beilagen- 
band XV S. 482), sowie des Ministers des Innern v. Feilitesch in 
der öffentlichen Sitzung der Abgeordnetenkammer vom 4. Mai 1898 
(Stenogr. Bericht Band XII S. 444). 


Hessen. 


287. Verordnung vom 23. Februar 1850, betreffend die Staats- 
aufsicht über neue Religionsgemeinschaften und über Ver- 
sammlungen zu kirchlichen Zwecken. 


813. Die Abhaltung gotiesdienstlicher Versammlungen oder 
religiöser Aufzüge und Feierlichkeiten im Freien ist nur statthaft, 
wenn die Natur der Sache, wie bei Beerdigungen, die Vornahme im 
Freien mit sich bringt, oder wenn zuvor besondere Genehmigung 
Unseres Ministeriums des Innern dazu eingeholt worden ist. 

S 18. Wird gegen die Bestimmungen des $ 13 gefehlt, so 
sind gegen die im ersten Absatz des $ 17 genannten Personen (»die- 
jenigen, welche den Platz zur Versammlung eingeräumt haben, die 
Unternehmer, Ordner, Leiter und in der Versammlung auftretenden 
Redner«) Geldstrafen von 5 bis 20 Gulden zu erkennen. 

Anmerkung: Ueber die Geltung dieser Vorschriften s. Dr. Arthur 
Schmidt, kirchenrechtliche Quellen des Grossherzogthums Hessen, 
Ergänzungshefl; Giessen 1895, S. 6 ff. 


288. Gesetz vom 23. April 1875, betreffend die rechtliche 
Stellung der Kirchen und Religionsgemeinschaften im Staat. 
Artikel 4. (Abs. 5.) Oeffentliche Wege und Plätze können zu 


‚kirchlichen oder religiösen Feierlichkeiten nur mit Zustimmung der 
Obrigkeit benutzt werden. 
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Sachsen-Weimar. 


280. Gesetz vom 6. Mai 1857 über Abünderung einiger Vor- 
schriften des Gesetzes vom 7. Oktober 1823 über das Ver- 
háltniss der katholischen Kirchen. 


8 2. Prosessionen richten sich nach dem Herkommen der 
Parochie, bei welchem es auch ferner bewendet; jedoch bleibt bei 
denselben wie bei Wallfahrten, sobald eine Gefährdung der óffent- 
lichen Ordnung oder der Sittlichkeit zu besorgen ist, die geeignete 
polizeiliche Massnahme vorbehalten. 


Sachsen-Koburg. 


290. Regulativ vom 24. Juni 1813 für die kirchliche Ver- 
| fassung der katholischen Glaubensgenossen. 


8 13. Alle kirchlichen Handlungen und Ceremonien dürfen in 
der Regel nur in der dem katholischen Kultus gewidmeten Kirche 
verrichtet, und insbesondere ausser derselben keine öffentlichen Um- 
günge gehalten werden. | 

Bei solchen gottesdienstlichen Verhandlungen aber, welche ihrer 
Natur nach ausserhalb dieser Kirche bewirkt werden müssen, haben 
der Pfarrer und die Glieder katholischer Gemeinde alles zu ver- 
meiden, was den Bekennern einer anderen Konfession auffallend und 
anstössig sein oder ein öffentliches Aergerniss nach sich ziehen könnte, 


Sachsen-Gotha. 


291. Regulativ vom 23. August 1811 für die kirchliche Ver- 
fassung der römisch-katholischen Glaubensgenossen im Herzog- 
thum Gotha. 


$ 33. Alle kirchlichen Handlungen und Ceremonien dürfen in 
der Regel nur in der dem katholischen Kultus gewidmeten Kirche 
verrichtet, und insbesondere ausser derselben keine öffentlichen Um- 
züge gehalten werden. Bei solchen gottesdienstlichen Verhandlungen 
aber, welche ihrer Natur nach ausserhalb der Kirche bewirkt wer- 
den müssen, wie bei Begräbnissen und bei Reichung des Abend- 
mahls an Kranke der Fall ist, insbesondere aber bei der durch die 
letztere Veranlassung nothwendig werdenden Ueberbringung’der Mon- 
strang in die Wohnung des Kranken, haben die Pfarrer und die 
Glieder der. katholischen Gemeinde alles zu vermeiden, was den Be- 
kennern einer anderen Konfession auffallend und anstössig sein, oder 
ein öffentliches Aergerniss nach sich ziehen könnte, 
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292. Gesetz vom 26. Dezember 1850 über die Verhütung eines 
die gesetzliche Freiheit und Ordnung störenden Missbrauchs 
des Versammlungs- und Vereinigungsrechts. 


8 12. — — Gewöhnliche Leichenbegängnisse, sowie Züge der 
Hochzeitsversammlungen, wo diese hergebracht sind, kirchliche Pro- 
gessionen, wenn sie in der hergebrachten Art stattfinden, bedürfen 
weder einer vorgängigen Genehmigung noch einer Anzeige. 

Anmerkung: Im Uebrigen vgl. das Anhalt-Bernburgische Ge- 
setz vom 18. Februar 1851 88 12, 17 über Abhaltung gottesdienst- 
licher Versammlungen, religióser Aufzüge und Feierlichkeiten im 
Freien; s. oben. 


Reuss &. L. 


293. Gesetz vom 3. Januar 1887, betreffend das Vereins- und 
Versammlungsrecht. 


8 13. Züge und Versammlungen bei gewöhnlichen Leichenbe- 
güngnissen und Hochzeiten, sowie Aufzüge bei kirchlichen Festlich- 
keiten, wenn sie in der hergebrachten Weise stattfinden, bedürfen 
weder einer vorgängigen Genehmigung noch einer Anzeige. — — — 


Reuss j. L. 


294. Gesetz vom 5. Juli 1852, betreffend das Vereins- und 
Versammlungsrecht. 


S 13. [betr. kirchliche Prozessionen; gleichlautend mit An- 
halter Gesetz vom 26. Dezember 1850, 8 12]. | 


Lippe. 


205. Gesetz vom 23. Februar 1891, betreffend das Versamm- 
lungs- und Vereinsrecht. 


8 9, Abs. 3. Gewöhnliche Leichenbegängnisse, Züge der Hoch- 
zeitsversammlungen, kirchliche Prozessionen , sowie öffentliche Auf- 
züge, welche lediglich Vergnügungszwecke verfolgen, bedürfen einer 
Anzeige nicht, 

Lübeck. 


Regulativ vom 14. Juli 1841 für die römisch-katholische Ge- 
meinde zu Lübeck. 


Artikel 10. [bezüglich der Prozessionen ausserhalb des Kirchen- 
gebäudes; s. Ziffer 252]. : 
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206. Organische Artikel vom 8. April 1802 
(18. Germinal X.) 


Artikel 45. In den Stádten, in welcheu sich Kirchen ver- 
schiedener Konfessionen befinden, dürfen religiöse Feierlichkeiten 
ausserhalb der zum katholischen Gottesdienst bestimmten Gebäude 
nicht vor sich gehen. 

Anmerkung: vgl. oben Ziffer 60. 


5. Staatliche Anordnungen über Form und Inhalt der Re- 
ligionshandlungen. 


Preussen. 
297. Allgemeines Landrecht vom 5. Februar 1794. 
Theil II, Titel 11. 


8 34. Die Anordnung Öffentlicher Bet-, Dank- und anderer 
ausserordentlicher Festtage hängt allein vom Staate ab. 

$ 35. Inwiefern die bereits angeordneten Kirchenfeste mit 
Einstellung aller Handarbeiten und bürgerlichen Gewerbe begangen 
werden sollen, oder nicht, kann nur der Staat bestimmen. 


298. Hohenzollern. Gesetz vom 9. August 1837, betreffend die 
staatsbürgerlichen Verhältnisse der israelit. Glaubensgenossen. 


S 23. Die Trauung darf nur durch den zuständigen Rabbiner 
vorgenommen werden. 

8 24. Der kirchlichen Trauung muss die Verkündigung an 
8 Sabbathen in den Synagogen der Kirchengemeinden, welchen der 
Bräutigam und die Braut angehören, vorangehen. 

$ 40. Neben dem bisherigen Gottesdienste hat der Rabbiner, 
oder wenn dieser in der Gemeinde nicht anwesend ist, nach dessen 
Anleitung der Vorsänger, an jedem Sabbath einen Vortrag über die 
Vorschriften der Religion und der Sittenlehre zur Erbauung der 
Erwachsenen, und eine katechetische Erklärung jener Vorschriften 
zum Unterricht der israelitischen Jugend, beides in deutscher Sprache 
und in öffentlicher Synagoge zu halten. 

An beiderlei Vorträgen haben auch die (verheiratheten sowohl, 
als unverheiratheten) Frauenspersonen Theil zu nehmen. 

8 41. An jedem Sabbathe, und überhaupt bei jedem feierlichen 
jüdischen Gottesdienst, ist auch die Fürbitte für den Landesfürsten 
und seine Familie, gleichfalls in deutscher Sprache. vorzunehmen. 
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Ebenso haben auf jedesmalige Anordnung der Regierung jene 
ausserordentliche Gebete statt zu finden, welche in besonderen Fällen 
verlangt werden. 


299. Hannoversches Gesetz vom 30. September 1842 über 
die Rechtsverhältnisse der Juden. 


8 36. Am Sabbath und an den israelitischen Festtagen ist von 
dem Rabbiner, Vorsänger oder sonstigen Lehrer über religiöse Gegen- 
stände wenigstens ein Vortrag in deutscher Sprache zu halten.! 

8 37. In der Synagoge hat Jeder sich der bestehenden” oder 
mit Genehmigung der Landdrostei festzustellenden Synagogenordnung 
zu unterwerfen. 

Ausser der Obrigkeit haben die Landrabbiner durch die Vor- 
steher der Synagoge für die Aufrechthaltung derselben zu sorgen und 
können wegen ihrer Verletzung Verweise und Geldstrafen bis zu 
10 Thalern, vorbehaltlich der Beschwerde bei der Landdrostei, aus- 
sprechen. 

Die Vollstreckung erfolgt durch die Obrigkeit. 

Die Strafgelder fliessen in diejenige Armenkasse,. aus welcher 
die jüdischen Armen des Orts unterstützt werden. 

Anmerkung: Die Verhängung von Geldstrafen ist durch das 
Preussische Gesetz vom 13. Mai 1873 über die Grenzen des Rechts 
zum Gebrauche kirchlicher Straf- und Ane atimta] is a 
erklärt worden. | 


300. Hannoversche Synagogenordnung vom 31. Dezember 1860 
(Gesetzsammlung S. 239). 


Georg der Fünfte, von Gottes Gnaden König von Hannover etc. 

Wir haben auf den Antrag der Landrabbiner des Königreichs 
Uns bewogen gefunden, hiemit der nachfolgenden, nach S 37 des 
Gesetzes über die Rechtsverhältnisse der Juden vom 20. September 
1842 festgestellten allgemeinen Synagogenordnung Unsere landesherr- 
liche Bestátigung zu ertheilen: 


I. Allgemeines. 

8 1. In jeder Synagogengemeinde ist öffentlicher Gottesdienst 
zu den gewöhnlichen Gebetszeiten regelmässig zu halten, jedenfalls 
an Sabbath- und Festtagen, sowie am Todestage der Eltern (Jahr- 
zeit) eines Gemeindemitgliedes , wenn irgend thunlich auch an den 
Fast- und Halbfesttagen, am Neumondstage, am Vorabend des Neu- 
jahrs- und Versöhnungstages, sowie am Montage und Donnerstage 
Morgens. 


416 


Hat in einer Gemeinde der öffentliche Gottesdienst wegen zu 
geringer Anzahl von Theilnehmern (Minjan) wiederholt unterbleiben 
müssen, so kann der Landrabbiner nach Anhörung der Gemeinde 
anordnen, dass fortan jedes männliche Gemeindemitglied am Orte 
der Synagoge nebst den theilnahmefähigen männlichen Hausgenossen 
mindestens an denjenigen Tagen sich einfinde, oder einen Ersatz- 
mann stelle, an denen nach $ 1 öffentlicher Gottesdienst jedenfalls 
zu halten ist. 

8 2. Der öffentliche Gottesdienst darf am Orte der Synagoge 
nur in dieser selbst abgehalten werden. 

Ausnahmen sind nur zulässig bei Hochzeiten, Beschneidungen 
und bei Sterbefällen in den ersten 7 Trauertagen. 

Für sonstige Fälle bedarf es vorgängiger Genehmigung des 
Vorstehers. 

8 8. An Orten wo die Synagoge nicht ist, kann regelmässiger 
öffentlicher Gottesdienst nur mit Genehmigung des Landesrabbiners 
abgehalten werden (Filialgottesdienst). 

Vor der Genehmigung ist die Gemeinde zu hören. 

8 4. Die Anlegung, Verlegung und Aufhebung einer Synagoge 
erfordert die Genehmigung der oberen Verwaltungsbehörde, die Ein- 
richtung und Einweihung einer solchen die des Landrabbiners. 

8 5. Abünderungen der bestehenden Form des Gottesdienstes 
(Liturgie und Ritus) bedürfen die Genehmigung des Landrabbiners, 
wesentliche Aenderungen durch den Letzteren die Zustimmung der 
Gemeinde. 


II. Aufsicht über die Synagoge und den Gottesdienst. 


8 6. Die Aufsicht über die Synagoge und den Gottesdienst 
liegt dem Vorsteher ob (88 11, 13, 27 ff. der Ministerialbekannt- 
machung vom 19. Januar 1844, das jüdische Synagogen-, Schul- 
und Armenwesen betreffend). 

Sind mehrere Vorsteher vorhanden, so entscheidet das Dienst- 
alter; nöthigenfalls hat die Gemeinde einen derselben auszuersehen. 

In grösseren Gemeinden kann neben dem Vorsteher noch anderen 
Gemeindemitgliedern die Ueberwachung der Ordnung in der Synagoge 
aufgetragen werden. In kleineren Gemeinden ist für die Fälle der 
Behinderung des Vorstehers ein Stellvertreter aus den Gemeinde- 
mitgliedern zu wählen. Ä 

. 8 7. Der Vorsteher (8 6) hat darauf zu sehen: 

.. &) dass die Synagoge nebst allem zum Gottesdienste Erforder- 
lichen stets in gutem und angemessenen Zustande sei; 
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b) dass die Synagogenordnung gehörig befolgt werde; ` 

c) dass Vorbeter, Vorleser und Synagogendiener ihre Pflichten 

pünktlich erfüllen. 

8 8. Der Vorsteher muss es sich angelegen sein lassen, 
wenigstens an Sabbath- und Festtagen dem Gottesdienste thunlich 
vom Beginn bis zur Beendigung beizuwohnen und hat im Be- 
hinderungsfalle den Stellvertreter zeitig zum Erscheinen zu veranlassen. 

$ 9. Ausser den § 6 Bezeichneten darf Niemand Ruhe und 
Ordnung in der Synagoge gebieten, noch andere zur Aufsicht über 
dieselbe und den Gottesdienst gehórige Handlungen vornehmen. 

Bemerkte Ordnungswidrigkeiten sind erst nach Beendigung 
des Gottesdienstes dem die Aufsicht Führenden anzuzeigen. 

.. 8 10. Vorlesen von Bekanntmachungen in der Synagoge, 
sowie Anschlagen und Abnehmen von solchen in oder an der Synagoge 
steht nur dem Vorsteher oder den von ihm Beauftragten zu. 

Bekanntmachungen , welche nicht zum Gottesdienst gehören, 
dürfen in der Synagoge nur auf Grund höherer Anweisung verlesen 
werden. 

8. 11. Mit Ausnahme des Rabbiners, Vorstehers oder des vom 
Landrabbiner besonders Beauftragten darf Niemand Fehler oder Ver- 
sehen des Vorbeters oder Vorlesers wührend des Gottesdienstes ver- 
bessern. 

8 12. Den Anordnungen des die Aufsicht über den Gottes- 
dienst Führenden ist unweigerlich Folge zu leisten. 

S 13. Beschwerden über die Anordnungen und Weisungen des 
die Aufsicht über die Synagoge und den Gottesdienst Führenden 
sind nach dem Gottesdienste beim Landrabbiner anzubringen. 


ITI. Aeussere Ordnung des Gottesdienstes. 


S8 14. Ueber die Vertheilung der Stellen in der Synagoge be- 
schliesst die Gemeinde, unbeschadet wohlerworbener Rechte Einzelner. 

$ 15. Den Armen sollen auf Wunsch Stellen unentgeltlich 
vom Vorsteher angewiesen werden, soweit solches thunlich. 

S 16. Die Anfangszeit des Gottesdienstes richtet sich nach 
dem Hannoverschen jüdischen Kalender. 

Abweichungen sind nur mit Genehmigung des Landrabbiners 
zulässig. 

Die Anfangszeit ist in der Synagoge durch Anschlag bekannt 
zu machen. 

8 17. Der Gottesdienst muss pünktlich eur festgesetzten Zeit 
anheben. 
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Auf die rituell erforderliche Anzahl von Personen (Minjan) ist 
hóchstens zehn Minuten zu warten. 

Nach Verlauf soleher Zeit hat der Vorbeter mit Hinweglassung 
der Minjan erfordernden Gebete im Vorbeten fortzufahren. 

§ 18. Zum Gottesdienst muss Jeder möglichst in angemessener 
und würdiyer Kleidung erscheinen. 

Gottesdienstliche Handlungen sind jedenfalls an den Sabbath- 
und Festiagen Morgens nur im Hut oder schwarzen Käppchen zu 
verrichten. 

& 19. Kinder unter sechs Jahren dürfen dem Gottesdienste 
nicht beiwohnen. 

Frauen und Mädchen sind in der Mánnerabtheilung der 
Synagoge nur bei Trauungen, Religionsweihen und wenn es sonst 
nach der gottesdienstlichen Handlung erforderlich ist, zuzulassen. 

8 20. In der Synagoge muss während des Gottesdienstes feier- 
liche, ehrfurchtsvolle Stille herrschen. 

Zusammenstehen vor der Synagoge, sowie in der Vorhalle, 
desgleichen lautes Sprechen daselbst ist verboten. 

$ 21. Auch die Ausübung ritueller Vorschriften darf nicht 
mit Verletzung des Anstandes geschehen. Im Besonderen ist zu 
unterlassen das Aus- und Anziehen der Fussbekleidung in der 
Synagoge vor dem Priestersegen u. s. w., sowie unnöthiges Geräusch 
beim Abschlagen des Weidenstrausses und dergleichen. 

S 22. Lautes Mitbeten, Mitsingen und Mitlesen mit dem 
Vorbeter und Vorleser, ebenso überlautes Verrichten der Gebete ist 
untersagt. 

8 23. Bei denjenigen Gebeten, die Vers um Vers gesprochen 
werden, dürfen weder Vorbeter noch Gemeinde vorzeitig einfallen. 

8 24. Das Gebet der Leidtragenden (Kaddisch) ist vom Vor- 
beter stets laut und deutlich voreutragen und von sämmtlichen 
Leidtragenden gleichzeitig mit ihm vor der heiligen Lade zu ver- 
richten. 

8 25. Beim Chorgesang, wo solcher besteht, ist uneeitiges 
und überlautes Mitsingen zu vermeiden. 

8 26. Zuwiderhandlung gegen die Bestimmungen der S8 18 
bis 25 ist von dem die Aufsicht Führenden dureh Ermahnung zur 
Ruhe und Ordnung entgegenzutreten. 

Widersetzlichkeiten ist ohne Störung des Gottesdienstes, soweit 
thunlich, sofort zu begegnen, nöthigenfalls Bestrafung nach $ 37 
des Gesetzes vom 30. September 1842 zu veranlassen. 
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IV. Vorbeter und Synagogendiener. 


8 27. Das Vorbeten soll in der Regel nur von dem bestellten 
Vorbeter geschehen. 


Für geeignete Stellvertretung hat der Vorsteher im Voraus zu 
sorgen. 

Zu Stellvertretern sind vorzugsweise diejenigen auszuersehen, 
welche von der Gemeinde zum Vorbeten nach 8 28 erwählt sind. 

Ist der Vorbeter behindert, so hat er zeitig dem Vorsteher An- 
zeige zu machen. 

8 28. Zum PForbeten der Bussgebete (Selichoth), der Gebete 
am Neujahr und Versöhnungstage, sowie eum Blasen der Posaune 
(Schofar) sind die geeigneten Personen von der Gemeinde zeitig zu 
bestimmen. 

Beschwerden über die Wahl unfähiger und unwürdiger Personen 
entscheidet der Landrabbiner. 

S 29. Die Beschlussnahme über Amtstracht des Vorbeters und 
des Synagogendieners an Sabbath- und Festtagen bleibt der Ge- 
meinde überlassen. 

§ 30. Der Vorbeter hat den Goltesdienst mit Anstand und 
Würde zu leiten und alles Störende zu vermeiden. 

Der Vortrag der Gebete ist weder zu übereilen noch unver- 
hältnissmässig zu dehnen. 

Profaner und überflüssiger Gesang ist unstatthaft. 

Dem Gesange sind die üblichen einfachen Sangweisen unter- 
zulegen. 

In grösseren Gemeinden ist thunlichst Chorgesang einzuführen. 

8 31. Der Vorbeter hat sich streng nach der Synagogenord- 
nung zu richten. 

Willkürliche Abänderungen, Zusätze und Auslassungen sind 
demselben untersagt. 

8 32. Der Vorbeter hat die aus der Thora vorzulesenden Ab- 
schnitte nach Vocalen und Accenten richtig vorzulesen. 

8 33. Der Synagogendiener oder der dessen Stelle Vertretende 
hat alle äusseren Vorrichtungen, welche der Gottesdienst erfordert, 
als Lichtanzünden u. s. w. vor dem Beginn desselben zu treffen. 

Er hat nach beendigtem Gottesdienste in der Synagoge Alles 
wiederum in die gehörige Ordnung zu bringen. 


V. Vorlesen der Thora und Ehrenrechte. 


$ 34. In der Synagoge ist der meistbietende Verkauf der 
Ehrenrechte (Mizwoth) verboten. 


27* 


420 


Ueber die: Erhebung von Opfer- und Ceremoniengeldern, anstatt 
der verkäuflichen Ueberlassung der Ehrenrechte überhaupt, beschliesst 
die Gemeinde. 

8 35. Jede Gemeinde hat binnen drei Monaten nach Ver- 
kündigung dieser Synagogenordnung über die Vertheilung der Ehren- 
rechte in der Synagoge und die Ordnung des Aufrufes zur Thora 
Beschluss zu fassen und solehen dem Landrabbiner zur Genehmigung 
vorzulegen. | 

8 36. Besteht kein genehmigter Beschluss, so tritt folgende 
Ordnung ein: 

1. Das Ein- und Ausheben der Thora verrichtet der Rabbiner, 
wo ein solcher nicht ist, der Vorsteher. 

2. Den Beistand beim Vorlesen der Thora (Segau) leisten die 
stimmberechtigten Gemeindemitglieder nach dem Alter ihres Eintritts 
in die Gemeinde, so dass jedes Mitglied einen (jüdischen) Monat, 
und wenn mehr als 20 stiminberechtigte Mitglieder vorhanden sind, 
eine Woche das Amt zu versehen hat. 

Bei Behinderung des hiernach Berufenen (Segan) vertritt den- 
selben der Vorsteher’ oder dessen Stellvertreter. 

Am Neujahr, sowie am versongungstage verrichtet der Vor- 
steher jedesmal das Segan. 

3. Für das Aufrufen zur Thora an den Sabbath- und Fest- 
tagen, sowie am siebenten Tage des Laubhüttenfestes (Hoschanah- 
rabbah) wird eine Liste sämmtlicher stimmberechtigter Gemeinde- 
mitglieder nach der Zeit des Eintritts in die Gemeinde, daneben 
eine Liste aller übrigen Gemeindeangehórigen nach dem Lebensalter 
angefertigt. 

Nach Massgabe dieser Listen erfolgt an jedem Sabbath- und 
Festtage Morgens durch den Segan das Aufrufen zur Thora, der- 
gestalt, dass zuerst eine Anzahl stimmberechtigter, sodann eine ent- 
sprechende Anzahl sonstiger Gemeindeangehórigen aufgerufen wird. 

Ist ein hiernach Aufzurufender abwesend, so wird er für dasmal 
übergangen, bleibt jedoch zur Entrichtung der etwa. (Oev peso LZLEN 
Gebühr gehalten. 

4. Am Neujahr und am Versóhnungstage dürfen mit Ausnahme 
der Thorapflichtigen (8 40) und besonders achtbarer Fremden nur 
stimmberechtigte Mitglieder aufgerufen werden. 

Die Reihenfolge für den Aufruf beginnt jedes Mal am N eujahrs- 
tage von Neuem. 

Am Versóhnungstage sind der Vorsteher und die Vorstands- 
mitglieder auch ausser der Reihe, soweit thunlich, zur Thora zu rufen. 
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5. Geschieht der Aufruf zur Thora zu anderer als der Ziffer 3 
und 4 bezeichneten Zeit, so bestimmt der Segan die Reihenfolge. 

6. Gemeindemitglieder, welche 5 Jahre lang stimmberechtigt 
gewesen, behalten ihren Rang beim Aufrufen zur Thora auch dann, 
wenn sie die Stimmberechtigung wegen Unvermögens zur Zahlung 
der Beiträge verlieren. 

7. Der Vorsteher bezw. der Segan ist befugt, anwesende Fremde 
in die Reihen der Aufzurufenden einzuschalten. 

Zeitig hierauf gestellte Anträge stimmberechtigter Gemeinde- 
mitglieder sind thunlichst zu berücksichtigen. 

8. Von wem die zweite beziehungsweise dritte Thora beim 
Ausheben getragen werden soll, bestimmt der Segan, ebenso das 
Oeffnen der heiligen Lade. Letztere soll jedoch am Neujahr und 
Versöhnungstage während der ganzen Wiederholung der 18 Segens- 
sprüche (Schemoneh-essreh) geöffnet bleiben. 

9. Das Aufheben und Zurollen der Thora geschieht von dem 
Segan und dem Vorbeter, bezw. dem zuletzt Aufgerufenen. 

8 37. Das Aufrufen zur Thora durch Karten ist zulässig. 

8 38. Zum Vortrage des Abschnitts ‘aus den Propheten 
(Haphtarah) soll in der Regel nur der Rabbiner, der Vorbeter oder 
der Lehrer zugelassen werden. | 

8 39. Ohne Genehmigung des E S darf 
Niemand das Recht auf eine gottesdienstliche Handlung einem 
Anderen übertragen. 

Auch darf Niemand das Aufyehen zur Thora oder die Ver- 
richtung sonstiger ihm aufgetragener gottesdienstlicher Handlungen 
in der Synagoge verweigern. 

$ 40. Das Recht der Thorapflichtigen (Chijuwim), deren An- 
meldung jedoch zeitig geschehen muss, bestimmt sich nach folgender 
Rangordnung: 

1. der Knabe an dem Sabbath nach zurückgelegtem 13. Lebens- 

jahr (Barmizwah); 

2. der Bräutigam an dem Sabbath vor und nach seiner Hochzeit; 

3. der Ehemann an dem Sabbath, wenn seine Ehefrau aus 

den Wochen geht; 
. der Gevatter bei der Beschneidung; 
. der Vater des zu beschneidenden Kindes; 
. wer den Sterbetag seiner Eltern begeht; 
. wer die Beschneidung eines Kindes vollzieht; 
. der Bräutigam am Sabbath nach der Verlobung; 
. wer für die Rettung aus Gefahr sein Dankgebet sprechen will; 
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10. wer die Posaune am Neujahr blässt oder wer an den hohen 
Festtagen den Vorbeter ersetzt; in beiden Fällen jedoch 
nur, wenn dies unentgeltlich geschieht und hinsichtlich 
des Neujahrs nur an einem Tage. 

8 41. Ob und wieweit nichtstimmberechtigte Gemeindemit- 
glieder oder Fremde thorapflichtig (8 40 Ziffer 1 bis 10) sein sollen, 
beschliesst die Gemeinde. 

8 42. Die Reihenfolge mehrerer Thorapflichtigen desselben 
Grades richtet sich nach dem Lebensalter. 

8 43. Wegen des Aufrufs des Landrabbiners zur Thora ver- 
bleibt es bei dem in der Gemeinde Bestehenden. 

Die Gemeindebeamten sind hinsichtlich des Aufrufs zur Thora 
wie beitragende Mitglieder zu behandeln. 

8 44. In der Regel darf keine grössere als die rituell vor- 
geschriebene Anzahl von Personen zur Thora gerufen werden, selbst 
nicht am Gesetzes- Freudeafeste. 

Zum: Aufruf beim letzten und ersten Abschnitte der Thora 
(Chatan-Thora und Bereschith) gelangen die beitragenden Mitglieder 
nach der Reihenfolge des Eintritts in die Gemeinde. In grösseren 
Gemeinden bleibt es dieserhalb beim Bestehenden. 

Die Reihenfolge für das Tragen der Thora-Rollen bei den feier- 
lichen Umzügen in der Synagoge bestimmt, wo nichts Anderes her- 
kómmlich ist, der Vorsteher. 

8 45. Der Segen (Mischeberach) für jeden einzelnen Aufge- 
rufenen fällt in Zukunft weg. Dafür soll vom Vorbeter nach Be- 
endigung der Thora-Vorlesung ein allgemeiner Segen für sämmt- 
liche Aufgerufene und deren Angehörige gesprochen werden. 

Ausnahmen sind bei angemessener Spende zulässig: 

a) am Neujahr, am Versöhnungstage und bei der Seelenge- 
dächtnissfeier (Matnatjad); 

b) für Kranke, für eine Wöchnerin, sowie bei anderen Familien- 
festen von Mitgliedern. 

Es dürfen jedoch nicht mehr als höchstens zwei Mischeberach 

gesprochen und in keinem mehr als drei Namen genannt werden. 

Bei der Seelengedächtnissfeier hat der Landrabbiner bezw. der 
Vorbeter einen allgemeinen Segensspruch, ohne Benennung Einzelner, 
zu sagen. 

S 46. Das Ablesen der biblischen Bücher: Hohes Lied, Ruth 
und Prediger Salomonis kann an den betreffenden Tagen nach be- 
endigtem Morgen- oder vor dem Nachmittagsgottesdienste stattfinden. 

Ebenso können am Sabbath-Nachmittag die Psalmen Borachi- 
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nafschi, oder die Sprüche der Väter (Pirke-Aboth) vor Anfang des 
Nachmittags-Gottesdienstes gesprochen werden. 

Desgleichen können der jedesmalige Tagespsalm (Schir schel 
jóm) und die Lobgebete Schirhajichud und An’im semiroth vor dem 
Gebete Baruch scheamar gebetet werden. 


VI. Vorträge. 


8 47. In der Synagoge soll in der Regel mindestens am 
Sabbath vor dem Neumonde, an den Sabbathen unmittelbar vor dem 
Passahfeste und dem Versöhnungstage, desgleichen an dem Sabbath 
des Weihefestes (Chanuccah), nicht minder an einem Tage der drei 
Hauptfeste, am ersten Tage des Neujahrs und am Versöhnungstage 
von dem Landrabbiner oder dem damit beauftragten Lehrer eine 
Predigt gehalten oder vorgelesen werden. 

An den Sabbathen, an denen nicht gepredigt wird, sind sonstige 
religiöse Vorträge in deutscher Sprache, als Uebersetzen und Er- 
klären des Propheten-Abschnitts (Haphtarah) und dergleichen zu 
halten. (Gesetz vom 30. September 1842, $ 36.) 

8 48. Vor und nach der Predigt soll, wo thunlich, ein Psalm 
oder ein vom Landrabbiner näher zu bezeichnender Choral gesungen 
werden. 

8 49. Das Gebet für den König, die Königin und das Kónig- 
liche Haus ist allsabbathlich von dem Vorbeter, beew. dem Land- 
rabbiner, mit der Thora im Arm feierlichst eu sprechen, während 
dessen die Anwesenden stehen. 

Am Geburtstage des Königs und der Königin — sofern es 
nicht anders thunlich, am darauffolgenden Sabbathe — soll nach 
näherer Anweisung des Landrabbiners. in den Synagogen eine ange- 
messene Feier stattfinden. 


VII. Casualfeierlichkeiten. 


a) Beschneidung. 


8 50. Zur Vornahme der Beschneidung sollen nur vorschrifts- 
mässig geprüfte Männer zugelassen werden. 

Die Prüfung in operativer Beziehung geschieht von einem 
Physikus, in ritueller Beziehung durch den Landrabbiner unter Hin- 
zuziehung eines bewährten und erfahrenen Sachverständigen. 

Zur Beschneidung soll ausser dem sie Vollziehenden in der 
Regel ein Arzt oder Wundarzt, und wo thunlich noch ein zweiter 
derselben Kundiger zugezogen werden. 

Die Vornahme der Beschneidung in der Privatwohnung ist zu- 
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lässig, jedoch ist der Synagogenvorsteher von der Absicht zeitig in 
Kenniniss zu setzen. 

Die Beschneidung unehelicher Kinder soll ausserhalb der 
: Synagoge stattfinden. 


b) Religionsweihe (Konfirmation). 


$ 51. Die feierliche Schulentlassung (Religionsweihe, Kon- 
firmation) soll fortan thunlichst überall stattfinden. 

S 52. Die Feier zerfällt: 

l. in die öffentliche Prüfung über die wichtigsten Grundsätze 

der jüdischen Glaubens- und Sittenlehre; 

2. in die feierliche Entlassung. 

Beide Handlungen können getrennt oder verbunden geschehen. 

8 53. Der Schulentlassung soll ausser dem gewöhnlichen Re- 
ligionsunterricht ein besonderer Unterricht in der Glaubens- und 
Sittenlehre vorangehen. | 

Derselbe soll mindestens drei Monate vor der Entlassungsfeier 
in wöchentlich zwei Stunden ertheilt werden. 

.8 54 An diesem Unterrichte haben sämmtliche schulpflichtige 
Kinder, auch die von einem Privat- oder Hauslehrer unterrichteten, 
Theil zu nehmen. 

Die Eltern und Vormünder sind zu zeitiger Anmeldung ver- 
pflichtet. 

Dispensation von der Theilnahme (Abs. 1) kann der Land- 
rabbiner in geeigneten Fällen ertheilen. 

8 55. Zur Entlassungsfeier können nur diejenigen Kinder zu- 
gelassen werden, welche das schulpflichtige Alter zurückgelegt 
($ 2 der Schulordnung vom 5. Februar 1854) haben und der Ent- 
lassung fähig befunden sind. 

$. 56. Nur der Landrabbiner, Rabbiner oder der dazu von 
dem Landrabbiner besonders ermächtigte Lehrer dürfen die Ent- 
lassung vollziehen. 

8 57. Die Handlung soll in der Synagoge, der Regel nach 
am Wochenfeste, stattfinden. 

Die Feier geschieht nach Anweisung des  Landrabbiners. 
Stórung der Feier wird wie Stórung des Gottesdienstes geahndet. 

§ 58. Der Gebrauch, nach welchem Knaben am ersten Sab- 
bath nach zurückgelegtem 13. Lebensjahr aus der Thora vorlesen 
(8 40 Ziffer 1), kann beibehalten werden. Jedoch ist die Vorlesung 
auf einen Abschnitt aus der Thora zu beschränken. 
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c) Trauungen. 

8 59. Die Trauung soll in der Regel in der Synagoge 
geschehen. o. 

Ausnahmen in geeigneten Fällen sind zulässig. 

Der Landrabbiner darf die Trauung in der Synagoge aus sittlich- 
religiósen Gründen verweigern. 

8 60. Der Vorsteher hat für gehórige Aufrechthaltung der 
Ruhe und Ordnuüg in der Synagoge auch bei Trauungen zu sorgen. 

8 61. Die Trauung soll in der Regel unter einem Trau- 
himmel (Chuppah) geschehen. 

Wird ein Trauhimmel angewandt, so ist das Bedecken der 
Brautleute mit einem Gebetmantel (Tallith) nicht erforderlich. 

8 62. Die Trauung beginnt mit einer einleitenden kurzen 
Anrede an die Brautleute über die Wichtigkeit der zu übernehmenden 
Pflichten. 

Die eigentliche Trauhandlung (Siddur hakkidduschin) findet 
nach herkömmlichem Ritus statt. | | 

Die rituelle Eheverschreibung (Ketuba) ist auch deutsch zu 
verlesen. EE 

Die Segenssprüche bei der Trauung sind von dem zu Voll- 
ziehenden vorzutragen. 

Gebet und Segen beschliessen die Trauung. 

8S 63. Das Herumführen der Braut um den Bräutigam, das 
sogenannte Mahnführen, das Glaszerbrechen und ühnliche Ceremonien 
sind zu vermeiden. 

d) Begrübnisse. 

$ 64. Zu gesetzlicher und würdiger Bestattung der Leichen 
ist thunlichst in jeder Synagogengemeinde eine Brüderschaft zu bilden. 

Die Rechte und Pflichten der Mitglieder der bestehenden und 
ferner zu bildenden Brüderschaften sind mit Genehmigung des Land- 
rabbiners statutenmässig. festzustellen. 

8 65. Besteht in einer Synagogengemeinde eine Brüderschatt 
nieht, so hat der Synagogenvorsteher dafür zu sorgen, dass die Be- 
stattung der Leichen dem Ritus gemäss geschieht. 

8 66. Die Vorschriften über die Zeit der Beerdigung sind 
streng zu beachten. 

8 67. Alles, was mit der Leiche rituell vorzunehmen ist, kann, 
soweit thunlich, schon im Trauerhause geschehen; duselbst ist auch 
der Riss in das Kleid zum Zeichen der Trauer (Kriah) zu machen. 

8 68. Die grösseren Gemeinden haben, wo möglich, für die 
Anschaffung eines Leichenwayens Sorge zu tragen. 
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Ist in einer Gemeinde kein Leichenwagen, so ist die Leiche 
mit einem aus den Mitteln der Brüderschaft, eintretenden Falls der 
Synagogengemeinde, anzuschaffenden schwarzen Leichentuche zu be- 
decken, innerhalb des Ortes mit Ordnung eu tragen und der Regel 
nach erst ausserhalb desselben auf den etwa zu verwendenden Wagen 
zu bringen. 


8 69. Die Leiche ist, wo irgend thunlich, von mindestens 
sehn männlichen Personen, die das 13. Lebensjahr ewrückgelegt 
haben, bis eum Friedhofe zu begleiten. 

Die von der Brüderschaft oder dem Vorsteher zu bestimmenden 
Träger und Begleiter müssen mit einem schwarzen Hut bedeckt und 
anständig gekleidet sein. 


Letztere folgen paarweise der Leiche, bezw. den Leidiragenden 
in geordnetem Zuge. 


8 70. Ehe die Leiche auf dem Friedhof anlangt, muss das 
Grab fertig sein. 


8 71. Die auf dem Friedhof zu verrichtenden Gebete sind 
von dem Vortragenden laut, von den Uebrigen leise su sprechen. 


‚VIII. Schlussbestimmungen. 


8 72. Mit Genehmigung der oberen Verwaltungsbehörde kann 
der Landrabbiner Dispensation von einzelnen Bestimmungen der 
gegenwärtigen Synagogenordnung auf den Antrag einer Synagogen- 
gemeinde für dieselbe, soweit nöthig, eintreten lassen. 

8 73. Zweifel über Auslegung der Synagogenordnung, sowie 
Streitigkeiten über Anwendung derselben entscheidet der Landrabbiner, 
unbeschadet der Berufung an die obere Verwaltungsbehórde. 

Wir verordnen, dass die vorstehende allgemeine Synagogen- 
ordnung mit dem 1. März k. J. in Kraft trete, und verweisen 
wegen Uebertretungen derselben auf die Strafvorschrift im $ 37 
des Gesetzes über die Rechtsverhältnisse der Juden vom 30. Sep- 
tember 1842, 


Bayern. 
301. II. Beilage zur Verfassungsurkunde vom 26. Mai 1818. 


$ 55. Der Regent kann bei feierlichen Anlässen in den ver- 
schiedenen Kirchen Seines Staates durch die geistlichen Behörden 
öffentliche Gebete und Dankfeste anordnen. 
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Sachsen. 


302. Gesetz vom 23. August 1876, betreffend die Ausübung 
des staatlichen Oberaufsichtsrechts über die katholische Kirche 
im Königreich Sachsen. 


$ 6. Dem Könige steht zu, in den katholischen Kirchen des 
Königreichs Feierlichkeiten und Gebete zu verlangen und, vorbehält- 
lich der besonderen Einrichtungen des katholischen Gottesdienstes, 
über die Art solcher Feierlichkeiten zu bestimmen. 

Die Motive des Entwurfes zu diesem Gesetz (Landtagsakten 
von den Jahren 1875/76, Königliche Dekrete Bd. IV,*S. 188) sagen 
hierzu: „Die Berechtigung des Landesherrn, aus Anlässen des staat- 
. lichen! Lebens kirchliche Feierlichkeiten und Gebete zu verlangen, 
ist ausser Zweifel.“ 


Baden. 
303. Judenedikt vom 13. Januar 1809. 


815. — — — In ihren Gottesdiensten haben sie sowohl 
die gewöhnliche Fürbitte für den Regenten und dessen ganzes Haus, 
als jene Gebete, die jeweils ausserordentlich verlangt werden, in der 
ihrer Religion gemässen Art abzulegen. 


Mecklenburg-Schwerin. 


304. Erlass des Ministeriums, Abtheilung für geistliche An- 
gelegenheiten, vom 24. Oktober 1898. 


Die an die evangelisch-lutherische Landesgeistlichkeit erlassene 
Verfüguug des Oberkirchenraths vom 12. d. Mts, betreffend das 
künftig aus Anlass des Geburtstages Seiner Hoheit des Herzog- 
Regenten nach Höchst dessen Bestimmung zu verlesende Kirchengebet, 
wird Ihnen [der katholischen Geistlichkeit des Landes] in einem 
Abdruck hierneben zur entsprechenden Befolgung mitgetheilt. 

Anmerkung: Ebenso werden der katholischen Geistlichkeit in 
Mecklenburg-Schwerin die vom evangelisch-lutherischen Oberkirchen- 
rath aufgestellten Predigttexte für die Buss- und Bettage vom 
Ministerium alljáhrlich zugestellt. 


Sachsen- Weimar. 
305. Judenordnung vom 20. Juni 1823. 


8 6. Der jüdische Gottesdienst darf nur in deutscher Sprache 
gehalten und der Unterricht in jüdischen Schulen soll nur in dieser 
Sprache ertheilt werden. Es sind dabei keine anderen Religions-, 
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Gebet-, Gesang- und Schulbücher zulässig, als solche, welche bei 
einem der Oberkonsistorien (& 2) geprüft worden sind und von 
solchen die Billigung erhalten haben. 

Untersuchungen desshalb, insonderheit Untersuchungen der 
jüdischen Schulen, sind von Zeit zu Zeit und wenigstens des Jahres 
einmal anzuordnen. 


306. Gesetz vom 7. Oktober 1823 über das Verhältniss der 
katholischen Kirchen und Schulen. 

8 7. Diejenigen Feier- und Festtage, welche beiden Kon- 
fessionen bisher gemeinsam waren, z. B. Ostern, werden von beiden 
beibehalten. Solche Feste dagegen, welche entweder von den Katho- 
liken oder von den Protestanten allein begangen werden, sind in 
der Regel auf den müchstvorhergehenden oder den nächstfolgenden 
Sonntag zu verlegen. Der Charfreitag, ingleichen der Busstag in 
der Adventszeit ist von beiden Konfessionen gemäss den darüber 
bestehenden gesetzlichen Anordnungen zu begehen. Dasselbe gilt 
von denjenigen Festen, welche bei besonderen Ereignissen von dem 
Landesherrn als allgemeine Feste ausgeschrieben werden. Die 
Liturgie für solche ist in den katholischen Kirchen von der bischöf- 
lichen Behörde mit landesherrlicher Zustimmung anzuordnen. 

8 9, Das Gebet für den Grossherzog und das Grossherzogliche 
Haus wird in das Kirchengebet für allgemeine Angelegenheiten ein- 
geschaltet. Das dieserhalb von der bischöflichen Behörde entworfene 
Formular ist zur landesherrlichen Genehmigung vorzulegen. Ausser- 
ordentliche, im Lande vorgeschriebene Kirchengebele sind von der 
katholischen Geistlichkeit nach den ihr zugehenden Formularen vor- 
zulesen. Hält dieselbe, um des Rituals ihrer Kirche Willen, Zusätze 
für nöthig, so erfordern diese ebenfalls die lundesherrliche Ge- 
nchmigung. 


307. Gottesdienstordnung für die Juden vom 7. Mai 1833 
(Gesetzsamml. Bd. V, S. 319). 

Nachdem zu Ausführung der im Eingange der Judenordnung 
vom 20. Juni 1823 ausgesprochenen landesväterlichen Absicht, auf 
die Verbesserung der Verhältnisse Unserer israelitischen Unterthanen, 
namentlich auch durch geeignete Aufsicht über ihre Religionsübung 
hinzuwirken, auf dem Grunde des von dem Landrabbiner des Gross- 
herzogthums und von anderen israelitischen Gesetzeskundigen abge- 
gebenen Gutachtens eine, nach diesem Gutachten den wesentlichen 
Vorschriften der israelitischen Religion durchaus entsprechende Gottes- 
dienstordnung entworfen worden ist, welche also lautet: 
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8 1. Die Vorschrift im 8 6 der Judenordnung, dass der jüdische 
Gottesdienst in deutscher Sprache gehalten werden soll, ist nun un- 
verweilt zu vollziehen. 

Indessen bleibt es noch ausnahmsweise bis auf Weiteres bei 
den früheren Vergünstigungen, dass 

a) denjenigen älteren Juden, deren Unkunde des Deutschlesens 
dem Landrabbiner bekannt ist oder bezeugt wird, von letzterm 
auf Nachsuchen besondere Erlaubniss ertheilt werden darf, zum 
Nachlesen der Gebete etc. in der Synagoge ein Gebetbuch mit 
hebräischem Texte und nebenstehender deutscher Uebersetzung zu 
gebrauchen; dass 

b) bei dem Gottesdienste in der Synagoge die Thorah-Ab- 
schnitte (Lidroth und bezüglich Parschoth) nebst Haphtarah, in 
hebräischer Sprache vorgelesen werden dürfen, jedoch mit sofort 
daran zu knüpfender deutscher Uebersetzung nach Moses Mendelsohn 
und bezüglich Ottensofer. 

Von letzterer Vorschrift sollen nur folgende Stellen: 1. Buch 
Moses Kap. 19 Vers 31—37, 1. Buch Moses Kap. 35 Vers 22, 
1. Buch Moses Kap. 38, 2. Buch Moses Kap. 32 Vers 21— 35, 
3. Buch Moses Kap. 18 Vers 6 bis Kap. 19, 3. Buch Moses Kap. 20 
Vers 11—20, 4. Buch Moses Kap. 5 Vers 11 bis zum Ende, 4. Buch 
Moses Kap. 6 Vers 1 und 22—27, 4. Buch Moses Kap. 25, Vers 6—8, 
9. Buch Moses Kap. 27 und 28 ausgenommen sein. 

Uebrigens wird 

c) noch der Gebrauch der hebráischen Sprache gestattet für 
die Segensspruch-Formeln bei dem Vorlesen der Thora, bei dem 
Herausnehmen und Wiederbringen. derselben in die heilige Lade, 
sowie bei dem Schophar-Blasen und bei dem Segen der Priester 
(Duchan). 

§ 2. Auswahl und Folge der vorzulesenden Gebete und Schrift- 
stellen, sowie der übrigen feierlichen Handlungen bei dem Gottes- 
dienste, ist nach der von dem Landrabbiner entworfenen und ge- 
genehmigten Liturgie (Beilage A) zu beobachten. 

8 3. Die Gebete (mit Einschluss der wenigen, nach einer sorg- 
fältigen Auswahl noch beibehaltenen Pijutim und Selichot) sind, der 
allgemeinen Vorschrift (8 1) zu Folge, sámmtlich nur iu deutscher 
Sprache zu wahrhafter Andacht mit gebührendem Anstande vorzu- 
tragen, der bisher bei dem hebräischen Vortrag der Gebete meistens 
gebrauchte singende Ton, das laute Nachsprechen der Gebete, das 
voreilende Einfallen bei den Wechselgebeten, sowie das Schaukaln 
und Murmeln wird gemessenst untersagt. 
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8 4. Das Singen ist auf wirkliche Lieder in deutscher Sprache 
zu beschränken. Der Landrabbiner hat für würdige und erbauliche 
Anwendung des Gesanges bei dem Gottesdienste Sorge zu tragen 
und deshalb zweckdienliche Anordnung zu treffen. 

8 5. Nach dem Lesen der Gebete und der Thora-Abschnitte 
an den Sabbath- und Festtagen und nach Aufführung eines erheben- 
den Gesanges sollen, so oft es irgend nach der vorschriftsmässigen 
Einrichtung und Dauer des Gottesdienstes thunlich ist, in deutscher 
Sprache Predigten oder Ablesungen geeigneter religiöser Vorträge, 
auch belehrende und erbauende Unterredungen über Religionsgegen- 
stände (Katechisationen) mit der erwachsenen Jugend gehalten werden. 

Das Predigen und Katechisiren wird der Landrabbiner an seinem 
Wohnorte in der Regel selbst verrichten; demnächst jährlich zwei 
Mal in jeder der anderen Judengemeinden des Eisenachschen Kreises, 
die Stadt Eisenach ausgenommen. In Weimar und in Eisenach hat 
er jáhrlich ein Mal óffentlichen Gottesdienst zu halten. 

Ausserdem ist in den Orten, wo der Landrabbiner nicht wohnt, 
nach deshalb von ihm genau zu ertheilender Anleitung das Ablesen 
zweckdienlicher Religionsvortráge und das Katechisiren von den jüdi- 
schen Vorbetern zu besorgen. _ 

8 6. Das in dem Formular (Beilage B) enthaltene Gebet für 
Seine Königliche Hoheit den Grossherzog und die Grossherzogliche 
Familie ist an jedem Sabbath, nach dem Vortrage des einfallenden 
Thorah-Abschnitts, in der Synagoge vom Landrabbiner, an den- 
jenigen Orten aber, wo der Landrabbiner nicht anwesend ist, vom 
Vorbeter, mit der Thorah im Arme laut vorzulesen und nach Be- 
endigung eines jeden Hauptabschnitts desselben ist von der Fer- 
sammlung laut: » Amen« gu sprechen. 

S 7. Das Vorbeteramt ist, seiner Wichtigkeit wegen, allein 
von den dazu eigens angestellten und verpflichteten Personen zu ver- 
richten. Vorbetergehülfen (Bale hatphilloth) und auswärtige Vor- 
beter sind blos ausnahmsweise und zwar nicht anders, als nach pflicht- 
mässiger Erprobung ihrer Tauglichkeit durch den Landrabbiner, zu- 
zulassen. 

8 8. Damit das Zusammenrufen der Gemeindemitglieder zur 
Synagoge unterbleiben kann, soll die Zeit des Gottesdienst-Anfangs 
für jedes Jahr durch den Landrabbiner im Voraus genau bestimmt 
und durch einen Anschlag an der Synagogenthüre bekannt gemacht 
werden. 

8 9. Das Zusammenkommen zum Halten der Frihgebete darf 
nicht eher als mit der Morgendámmerung stattfinden. 
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8 10. Der Eintritt sowie der Schluss der Gottesdienst- Feier 
ist durch den Landrabbiner, oder in dessen Vertretung durch don 
Vorbeter der Versammlung zu verkündigen. 

§ 11. Bei dem Hingehen nach der Synagoge und bei dem 
Weggehen aus der Synagoge ist, eur. Vermeidung von Anstoss, schick- 
liche Kleidung zu tragen. Die sogenannten Sterbekleider dürfen von 
denjenigen, die solcher sich bedienen wollen, erst im Gebäude der 
Synagoge angelegt werden. Die Kopfbedeckung in der Synagoge 
muss ebenfalls durchaus anständig sein. Der Vorstand und die zum 
Chor gehörigen Personen, mit Einschluss des Kirchendieners, sollen 
in der Synagoge eine einfache schwarse Kopfbedeckung tragen. 

8 12. Ordentliche Schemel zum Niedrigsitzen in der Synagoge 
am Trauertag der Zerstörung des Tempels ew Jerusalem werden 
gestattet. Jedoch ist das Tragen der Schemel über die Strasse ohne 
Aufsehenserregung au bewirken. Heusäcke, Strohsäcke und dergleichen, 
statt der Schemel, dürfen nicht gebraucht werden. 

S 13. Es ist bei dem Gottesdienste von allen Anwesenden 
die dem Zwecke und dem Orte der Versammlung gebührende Ruhe, 
Aufmerksamkeit und Anständigkeit zu beobachten, und, ausser in 
Nothfällen, vor verkündigter Beendigung des Gottesdienstes die 
Synagoge nicht zu verlassen. 

8 14. Daher wird auch jedes die Feier störende Herumgehen 
in der Synagoge, wie beispielsweise zum Thora-Küssen, zur Segens- 
erbittung bei den Eltern oder Grosseltern u. s. w. untersagt. 

8 15. Gleichfalls wird die Ungeziemlichkeit des Haman- 
Klopfens und Lürmens zum Purimfeste auf das Strengste verboten. 

8 16. Das Aufstellen und Ansünden von Kerzen in der 
Synagoge darf von einzelnen Gliedern der Versammlung durchaus 
nicht mehr geschehen. Die dem Bedürfnisse und der Festlichkeit 
entsprechende, würdige Kerzenaufstellung, mit Rücksicht auf Ort 
und Raum, hat überall der Landrabbiner in Vernehmung mit den 
Synagogenvorstehern, auf Kosten der Synagogen-Gemeindegesammt- 
heit, zu bestimmen. 

8 17. Kinder unter dem Alter von 5 Jahren dürfen in die 
Synagoge nicht mitgebracht werden. Kinder in der Alterszeit von 
5 Jahren bis zur feierlichen Ablegung ihres Religionsbekenntnisses 
dürfen nur in Begleitung ihrer Eltern oder anderer erwachsenen 
Personen, welchen bei eigener Verantwortung die Aufsichtsführung 
über ihr Benehmen obliegt, die Synagoge besuchen. 

S 18. Die bisherige Ausschliessung der unverheiratheten Weibs- 
personen von der Synagoge wird aufgehoben., Zur Handhabung der 
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Ordnung in der Synagogenabtheilung für die Frauen ist in jeder 
Judengemeinde vom Landrabbiner, in Vernehmung mit dem Synagogen- 
vorstande, dienliche Veranstaltung zu treffen. 

S 19. Versteigerung des Verrichtens gottesdienstlicher Hand- 
lungen sowohl in als ausser der Synagoge ist gänzlich abgeschafft. 

8 20. Das Aufrufen zur Thorah hat nur der Vorbeter, und 
zwar nach ordnungsmässiger Reihenfolge, mit Beachtung der Chejabim 
zu thun. Das Herausnehmen der Thorah aus der heiligen Lade und 
deren Wiederhineinlegen steht ebenfalls allein dem Vorbeter zu. 
Auch hat er allein die Haphtarah zu lesen. 

8 21. Am Gesetzfreuden- Feste (Simehath Thorah) sind nur 
die zum Vorlesen zu gebrauchenden drei Thorah aus der heiligen 
Lade zu nehmen, und es ist nur drei Mal um den Almemmer zu 
gehen. Ferner sind, wie an den übrigen Festtagen, an diesem Tage 
nur fünf Personen, ausser den Chathan bereschith und Chatan Thorab, 
zur Thorah aufzurufen.  Wegzulassen ist das Aufrufen der Col 
haccochanim (aller Priester), Col hallwijim (aller Leviten) und Col 
hannarim (aller Knaben). | 

8 22. Bei dem Aufgange eines Bräutigams zur Thorah mag, 
wenn er es verlangt, das Echad jechid gesprochen, aber ein solcher 
darf nicht mit einer höheren Stimme, als die anderen, sur Thorah 
aufgerufen werden. Den Vorbetern bleiben hierbei, in Bezug auf 
die besonderen Segnungen, ihre Gebührenansprüche, insoweit solche 
bisher begründet waren, vorbehalten. 

8 23. Das am Neujahrsfeste und am Versóhnungsfeste bisher 
üblich gewesene, die Andacht störende wiederholte Oeffnen und 
Schliessen der heiligen Lade soll nicht mehr statt haben. 

§ 24. Das Gebet Adonai Elohe Iisrael, das Gebet Schohmer 
lisrael und das Lesen des Col nidre am Versóhnungstage fällt von 
jetzt an gänzlich hinweg. Dessgleichen wird das Malkoth-Schlagen 
am Abend vor dem Versóhnungstage verboten. 

8 25. Das Gebet Kadiseh jathom ist nur vom Vorbeter (und 
zwar der allgemeinen Vorschrift zur Folge in deutscher Sprache) 
zu sagen, und es darf von den Trauernden (Abelim), welche dabei 
ihren Platz vor der heiligen Lade zu nehmen haben, nur leise nach- 
. gesprochen werden. 

S 26. An die Stelle der bisher in mehreren Judengemeinden 
noch bräuchlich gewesenen, zu verschiedenen Zeiten und auf ver- 
schiedene Weise gehaltenen Todtengedächtnissfeier (Hascharoth nescha- 
moth), soll von jetzt an jährlich eine, vom Landrabbiner angemessen 
und würdig zu ordnende Feier für den gedachten Zweck eintreten. 
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8 27. Wegen des in religiöser Beziehung bei den Leichen- 
bestattungen der Juden zu beobachtenden Anstandes wird 

a) die ohnehin schon in polizeilicher Ordnung beruhende Vor- 
schrift, dass der Leiehenzug aus dem Sterbehause bis zur 
Grabstätte angemessen ruhig fortgehen, dass mithin un- 
gebührliches Eilen der Sargträger dabei vermieden und 
dass auch von letzteren sowohl als von dem Trauergefolge 
schickliche Kleidung beobachtet werden soll, hierher wieder- 
holt. Sodann ist 

b) der laute Vortrag der Gebete auf dem Beerdigungsplatze 
allein von dem Vorbeter und zwar in deutscher Sprache 
mit würdigem Tone und Ausdruck zu verrichten; die 
Trauerversammlung aber darf bloss leise nachsprechen. 

c) Eine feierliche Trauerrede am Grabe ist nur auf dies- 
fallsiges besonderes Verlangen derer, welche die Leichen- 
bestattung veranstalten, vom Landrabbiner zu halten. 

& 28. Die kirchliche Bestätigung und Einsegnung einer Ehe 
(Trauung) soll, der Regel nach, in der Synagoge durch den Land- 
rabbiner geschehen. Für besondere Fälle und wegen erheblicher 
Gründe darf von der Aufsicht über das israelitische Kirchen-, Schul- 
und Armenwesen Haustrauung nachgelassen werden, vorbehaltlich 
einer von dieser Behörde zu ermässigenden Abgabe zur örtlichen 
Juden-, Kultus- und Schul-Kasse. Wird ein Gesuch um Haus- 
trauung von der Aufsicht abgeschlagen oder wird von derselben 
eine zu hohe Abgabe dafür bestimmt, so findet deshalb noch Vor- 
stellung bei der Landesdirektion statt. 

Durchaus untersagt werden hiermit alle, anstössiges Aufsehen 
erregende Gebräuche bei jüdischen Trauungen, wie das Weizen- 
streuen, das Zerbrechen eines Glases, das Vorausgehen einer Manns- 
person mit Fahne und dergleichen mehr. An den in der evangelischen 
Kirche angeordneten Busstagen und in den zwei letzten Wochen vor 
den christlichen Ostern ist jede Hochzeitsfeier gänzlich untersagt. 

8 29. Das Begleiten der nach einer Niederkunft zum ersten 
Male wieder die Synagoge besuchenden Frauen, sowie der neuver- 
ehelichten Frauen soll fortan höchstens nur für zwei Verwandte 
gestattet sein | 

830. Für die Judenkinder beiderlei Geschlechts soll, in Ab- 
sicht auf ihren Austritt aus der Elementarschule, unter Befolgung 
der allgemeinen landesgesetzlichen Bestimmungen in Betreff der 
Entlassung aus dem Schulunterrichte, jährlich eine Feierlichkeit in 
der Synagoge angestellt werden. Dabei sind die Kinder über das 
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Wesentliche der jüdischen Religionslehre zu prüfen; sodann haben 
dieselben, wenn sie diese Prüfung bestanden, ihr Religions-Glaubens- 
bekenntniss in deutscher Sprache abzulegen und sind vom Land- 
rabbiner (mittels Rede in deutscher Sprache) an ihre künftigen 
Pflichten als Religionsbekenner und Staatsbürger zu erinnern, auch, 
dem Geiste der jüdischen Religion gemäss, einsusegnen. 

Die jedesmalige Bestimmung des Tages dieser Feier in den 
verschiedenen Orten ist dem Landrabbiner zu überlassen. 

8 31. Den feierlichen Gottesdienst zur Einweihung eines neuen 
Tempel-(Synagogen-)Ortes hat ebenfalls der Landrabbiner jedes Mal 
gesetzmässig zu ordnen. 

8 32. Zusammenkünfte von Personen aus verschiedenen Wohn- 
ungen zu Privat- Andachtshaltung sind von jetet an überall gemessenst 
verboten. 

8 38. Zuwiderhandlungen gegen vorstehende Verordnungen 
fallen, je nachdem sie in der Synagoge oder ausserhalb derselben be- 
gangen worden, der Kognition des Landrabbiners oder der Ortsobrig- 
keit anheim, und sind nach S 11 der Judenordnung bezüglich dis- 
ziplinarisch von dem Landrabbiner mit Genehmigung der Ortsobrig- 
keit (als Polizeibehórde) oder von dieser allein, unter vorbehaltener 
Berufung an die Landesdirektion, in der Weise zu ahnden, dass 

l. die in den 88 3 und 24 verbotenen religiösen Gebräuche 

durch angemessene, nach Befinden strenge Ermahnungen 
und Zurechtweisungen und, wo diese nicht gefruchtet haben, 
mit kleinen Geldstrafen bis zu Einem Thaler gerügt, dagegen 

2. die Verbote in den 88 11, 15, 28, 29 und 32 durch Geld- 

Strafen bis zu 2 Thalern oder mit Gefángniss bis zu 8 Tagen 
aufrecht erhalten werden sollen. 

S 94. Ueber die Aufrechthaltung dieser Gottesdienstordnung 
haben die Obrigkeiten in den Orten, wo sich Judengemeinden be- 
finden, und hinsichtlich der Gottesdienst-Feier in der Synagoge der 
Landrabbiner, die Vorbeter und die Barnassen, bezüglich Synagogen- 
Gemeindevorsteher, zu wachen und bei Zuwiderhandlungen amtlich 
einzuschreiten. 

So haben Wir diesem, auch von dem getreuen Landtage ver- 
fassungsmässig genehmigten Gesetze Unsere landesfürstliche Be- 
stätigung hierdurch ertheilt, lassen dasselbe zur Öffentlichen Kennt- 
niss bringen und versehen Uns zu allen israelitischen Glaubensge- 
nossen des Grossherzogthums, besonders aber zu dem Landrabbiner, 
den Barnassen, Synagogen-Gemeindevorstehern und Lehrern unter 
denselben, dass sie die nur zu dem wahren Wohl der Israeliten ab- 
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zweckenden Vorschriften dieser Gottesdienstordnung genau befolgen 
und kräftig unterstützen werden. 


308. Gesetz vom 6. Mai 1857, über Abänderung einiger Vor- 

schriften des Gesetzes vom 7. Oktober 1823 über das Ver- 

hältniss der katholischen Kirchen und Schulen (Reg.-Bl. S. 13); 
abgeändert durch Gesetz vom 10. April 1895. 


$ 1. In Beziehung auf die bisher beiden Konfessionen ge- 
meinschaftlichen allgemeinen kirchlichen Fest- und Feiertage, sowie 
auch in Beziehung auf die besonderen kirchlichen Festtage jeder 
einzelnen Konfession bewendet es bei dem jetzigen Gebrauche. 
Werden aber von dem Landesherrn bei besonderen | Ereignissen 
£. D. einer Dank-, Erinnerungs- oder Trauerfeier, kirchliche 
Feierlichkeiten als allgemeine Feste angeordnet, so wird nach vor- 
gängigem Benehmen auch von der bischöflichen Behörde in den 
katholischen Kirchen das Geeignete vorgeschrieben werden. 


Sachsen-Coburg. 


. 309. Regulativ vom 24. Juni 1813 für die kirchliche Ver- 
fassung der katholischen Glaubensgenossen. 


S 6. Was den äusseren Kultus der rómisch-katholischen Kirohen- 
gemeinde betrifft, so steht dem Pfarrer derselben zwar zu, diesen 
äusseren Kultus anzuordnen, und die deshalb nóthigen Einrichtungen 
zu treffen, es ist derselbe jedoch verpflichtet, diege Einrichtungen 
nicht nur so zu machen, dass solche mit den bestehenden Gesetzen 
und Anordnungen des Staats nicht in Widerspruch kommen, sondern 
es hat derselbe auch Alles, was er hierunter voreunehmen gedenkt, 
zuvörderst dem Hersoglichen Konsistorium zur Beurtheilung und 
Einholung der landesherrlichen Entschliessung berichtlich vorzulegen. 

S 11. Alle Feste und die allgemeinen Buss- und Bettage wer- 
den in der katholischen Kirche wie in der protestantischen, insofern 
sie der letzteren nicht eigenthümlich sind, nach den bestehenden 
Vorschriften des Landes gefeiert. Sollte die katholische Gemeinde 
ausser diesen für sich besonders ein Fest regelmässig zu feiern 
wünschen, so hat sie dieses bei dem Herzoglichen Konsistorium als 
der bestellten Behörde anzuzeigen and deshalbige Genehmigung zu 
erwarten. 

8 12. Die Liturgie und der Katechismus, welche in der katho- 
lischen Kirche gebraucht werden sollen, müssen zuvörderst dem 
Landesherrn zur Beurtheilung, ob solche mit den bestehenden An- 
ordnungen des Staates sich nicht im Widerspruch befinden, und zur 
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Genehmigung vorgelegt werden. In dem gewöhnlichen Kirchengebet 
ist, wie in den protestantischen Kirchen, für den Landesherrn und 
dessen fürstliche Familie gu beten, und die ausserordentlichen im 
Lande vorgeschriebenen Gebete sind in der katholischen Kirche wie 
in der protestantischen eu verlesen, weshalb der katholische Pfarrer 
die Anordnungen des Herzoglichen Konsistoriums zu erwarten und 
zu befolgen hat. 


Sachsen-Gotha. 


310. Regulativ vom 23. August 1811 für die kirchliche Ver- 
fassung der kathol. Glaubensgenossen im Herzogthum Gotha. 


8 6. — — Solange die katholische Gemeinde an einen Bischof 
nicht ausdrücklich gewiesen ist, hat der Pfarrer den öffentlichen 
Kultus einzurichten und anzuordnen, jedoch die diesfallsigen Ein- 
richtungen nicht nur überhaupt so zu machen, dass solche mit den 
bestehenden Gesetzen und Anordnungen des Staats nicht in Wider- 
spruch stehen, sondern auch insbesondere die zutreffenden Einrich- 
tungen dem Oberkonsistorio zur Beurtheilung und Einholung der 
Herzoglichen Entschliessung vorzulegen. 

$ 7. Auch ist bei Einrichtung des Kultus auf Verrichtung 
eines Kirchengebets, in welchem des Landesherrn und seines Hauses 
Erwähnung geschieht, Rücksicht eu nehmen, und hiereu das von 
dem Landesherrn vorzuschreibende Formular gu brauchen. 

S 26. Die geistlichen Personen haben sich bei Uebung der 
gottesdienstlichen Handlungen der herkömmlichen Kleidung eu be- 
dienen; ausser ihren Amtsverrichtungen hingegen haben sie sonstige 
anständige und ihren Verhältnissen angemessene Kleidung von dunkler 
Farbe zu tragen, und dürfen die Pfarrer insbesondere sich hierbei 
keiner Auszeichnung, die nur den Bischöfen zukommt, anmassen. 

& 27. Die Liturgie und der Katechismus, welche in den 
Kirchen der katholischen Religionsverwandten gebraucht werden 
sollen, müssen für alle Kirchen eine und dieselbe sein. 

8 28. Damit beurtheilt werden könne, ob solche mit den be- 
stehenden Anordnungen des Staats sich nicht in Widerspruch befinden, 
hat der Pfarrer solche dem Landesherrn zur Beurtheilung und Ge- 
nehmigung vorzulegen. 

8 29. Wenn der Landesherr ausserordentliche Gebete vor- 
schreibt, so sind solche in der katholischen Kirche ebenso wie in 
der lutherischen zu verrichten. 

830. Die katholische Gemeinde hat in der Regel, ausser 
den Sonntagen und denjenigen Festtagen, welche auch in der 
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lutherischen Kirche dieses Landes beibehalten worden sind, sowie 
hiernächst die von dem Landesherrn angeordneten allgemeinen Feste, 
insofern sie der lutherischen Kirche nicht eigenthümlich sind, zu 
feiern. So wie daher die abgeschaffte Feier der dritten Feiertage 
auch in der katholischen Kirche nicht stattfinden darf, so hat sich 
hingegen dieselbe der Feier der Busstage, des Erntefestes oder anderer 
noch anzuordnender ähnlicher Feste nicht zu entziehen. Nicht 
minder hat, soviel die der katholischen Kirche eigenthümlichen Feste 
betrifft, der Pfarrer ein Verzeichniss derjenigen, welche seine Gemeinde 
regelmässig zu feiern wünscht, bei dem Oberkonsistorio als der be- 
stellten Behörde einzureichen und diesfallsige Genehmigung zu er- 
warten. 

S 31. Ausser den in der vorgedachten Masse regulirten Fest- 
tagen darf aus keinerlei Veranlassung und Vorwand irgend ein Fest- 
tag angesetzt und gefeiert werden, wenn solches nicht bei vor- 
kommenden ausserordentlichen Fällen zuvor bei der vorgesetzten 
Behörde angezeigt und von dieser genehmigt worden ist. 


Schwarzburg-Rudolstadt. 


311. Verordnung vom 15. Februar 1856 im Betreff des Gottes- 
dienstes und des Schulunterrichts der Juden. 


8 2. Beim jüdischen Gottesdienste ist das Gebet für den 
Landesherrn und die Fürstliche Familie, sowie die Predigt, ab- 
gesehen von dem Text und den betreffenden Bibelstellen, in deutscher 
Sprache zu halten. Auch soll dahin gestrebt werden, dass der 
Predigt ein deutscher Choral vorangeht und nachfolgt. 

Der den Gottesdienst leitende Kultusbeamte (der Rabbiner 
oder Vorbeter) ist für die Beobachtung der mit Genehmigung des 
Fürstlichen Ministeriums, Abtheilung für Kirchen- und Schul- 
sachen, festzustellenden Gottesdienst - (Synagogen) - Ordnung verant- 
wortlich. 

8 3. Trauungen dürfen nur vom Rabbiner oder dessen von 
ihm damit beauftragten Stellvertreter verrichtet werden und muss 
das zu trauende Paar — an drei nach einander folgenden Sabbathen 
vom Rabbiner oder bei dessen-Abwesenheit vom Kantor beim Morgen- 
Gottesdienst aufgeboten werden. 

8 12. Judenkinder werden nach vollendetem Schulunterrichte 
mittels eines durch den Rahbiner zu vollziehenden feierlichen Aktes 
entlassen. 
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Lippe. 


312. Gesetz vom 30. Juni 1858, betreffend die Feststellung 
der bürgerlichen und staatsbürgerlichen Verhältnisse, der 
gottesdienstlichen Einrichtungen und des Schulwesens der Juden. 


89. Die Trauung jüdischer Brautpaare steht allein dem 
Laudrabbiner (Vice-Rabbiner) zu, welcher dabei die allgemeinen 
gesetzlichen Vorschriften bei Vermeidung der für Kontraventionsfälle 
angedrohten Strafen zu beachten hat. — Der Trauung muss ein 
dreimaliges Aufgebot in den Synagogen des bisherigen Wohnorts 
der Brautleute vorhergehen. 


Lübeck. 


Regulativ vom 14. Juli 1841 für die römisch-katholische 
Gemeinde zu Lübeck. 


Artikel 5 [über kirchliche Feste, Buss- und Bettage, allgemeine 
Fürbitten s. Ziffer 252]. 


Elsass-Lothringen. 


313. Konkordat der französischen Regierung vom 8. April 1802 
(18. Germinal X). 


Artikel 8. Am Schlusse des Gottesdienstes ist in allen katho- 
lischen Kirchen Frankreichs nachstehende Fürbitte auszusprechen: 
Domine, Salvam fac rempublicam; 

Domine, Salvos fac consules, 


314. Organische Artikel vom 8. April 1802 (18. Germinal X). 


Artikel 39. Für sämmtliche katholische Kirchen Frankreichs 
soll nur Eine Liturgie und Ein Katechismus bestehen. 

Artikel 40. Ohne besondere Erlaubniss des Bischofs kann kein 
Pfarrer ausserordentliche Öffentliche Fürbitten in seiner Pfarrei 
anordnen. 

Artikel 41. Ohne Erlaubniss der Regierung darf ausser dem 
Sonntag kein Feiertag eingeführt werden. 

Artikel 42. Die Geistlichen bedienen sich bei den religiösen 

Feierlichkeiten des ihrem Amte entsprechenden Gewandes und 
Schmuckes; unter keiner Voraussetzung dürfen sie die den Bischöfen 
vorbehaltenen Farben und Rangzeichen anlegen. 
. Artikel 49. Wenn die Regierung öffentliche Fürbitien an- 
ordnet, so hat sich der Bischof mit dem Präfekten und dem Platz- 
kommandanten wegen Tag, Stunde und Art der Ausführung ins 
Benehmen zu setzen. 
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Artikel 50. Die feierlichen Predigten (sermons), sowie die- 
jenigen, welche unter der Bezeichnung Advents- und Fastenstationen 
bekannt sind, kónnen nur von solchen Priestern gehalten werden, welche 
die ausdrückliche Ermächtigung des Bischofs hierzu erhalten haben. 

Artikel 51. Die Pfarrer sollen in den Unterweisungen, welche 
sie bei den feierlichen Pfarrmessen ertheilen (pröne), für die Wohl- 
fahrt der fransösischen Republik und für die Konsuln beten und 
beien lassen. 


315. Gesetz über die Organisation der Kulte vom 8. April 1802 
(18. Germ. X). sog. organische Artikel der Protestanten. 
Artikel 3. Die Pfarrer und Geistlichen der verschiedenen 
protestantischen Bekenntnisse sollen bei ihren Vorträgen für die 
Wohlfahrt der französischen Republik und für die Konsuln beten 
und beten lassen. 


316. Ordonnanz vom 25. Mai 1844, enthaltend Vorschriften 
bezüglich der Verfassung des israelitischen Kultus. 
Art. 53 Abs. 2. — Die Einsegnung der Ehe kann, abgesehen 
von dem Falle einer durch das Bezirkskonsistorium besonders er- 
theilten Ermächtigung, nur im Innern der Synagoge erfolgen. 


VII. Freiheit der Oberen der Religionsgemeinschaften in 
Leitung der Religionsübung. 
($ 6 des Antrags.) 
Preussen. 
317. Verfassungsurkunde vom 31. Januar 1850. 

Artikel 16. Der Verkehr der Religionsgesellschuften mit ihren 
Oberen ist ungehindert. Die Bekanntmachung kirchlicher An- 
ordnungen ist nur denjenigen Beschränkungen unterworfen, welchen 

alle übrigen Veröffentlichungen unterliegen. 
Anmerkung: Dieser Artikel 16 ist zwar durch Gesetz vom 
18. Juni 1875 (Gesetzsamml. S. 259) aufgehoben, indessen ist hier- 
durch das Placetum regium nicht wiederhergestellt worden. Vgl. 


Rónne, Staatsrecht der preussischen Monarchie. 4. Aufl. 1882, 
Bd. II, S. 381, Anm. 3. 


318. Gesetz vom 3. Juni 1876, betreffend die evangelische 
Kirchenverfassung in den acht älteren Provinzen der Monarchie 
(Gesetzsamml. S. 125). 

Artikel 13. Kirchliche Gesetze und Verordnungen, sie mógen 
für die Landeskirche oder für einzelne Provinzen oder Bezirke er- 
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lassen werden, sind nur soweit rechtsgültig, als sie mit einem Staats- 
gesetz nicht in Widerspruch stehen. 

Bevor ein von einer Provinzialsynode oder von der General- 
synode beschlossenes Gesetz dem Könige zur Sanktion vorgelegt 
wird, ist durch eine Erklärung des Staatsministeriums festzustellen, 
dass gegen das Gesetz von Staats wegen nichts zu erinnern ist. 
In der Verkündigungsformel ist diese Feststellung zu erwähnen. 

Die Bestimmungen dieses Artikels gelten auch in dem Bezirk 
der Kirchenordnung vom 5. März 1835 für die Provinz Westfalen 
und die Rheinprovinz. 


319. Gesetz vom 6. April 1878, betreffend die evangelische 
Kirchenverfassung in der Provinz-Schleswig-Holstein und in 
dem Amtsbezirk des Konsistoriums zu Wiesbaden. 


Artikel 23 Abs. 1 u. 2 [wiederholt fast wörtlich die Be- 
stimmungen in Artikel 13 des eben angeführten Gesetzes vom 
9. Juni 1876]. 

Bayern. 
320. Konkordat vom 5. Juni bezw. 24. Oktober 1817 zwischen 
Papst Pius VII. und Kónig Maximilian Joseph. 


Artikel XII. In Leitung der Diócesen sind die Erzbischófe 
und Bischöfe befugt, alles dasjenige auszuüben, was ihnen vermóge 
ihres Hirtenamtes Kraft der Erklärung oder Anordnung der kano- 
nischen Satzungen nach der gegenwärtigen und vom heiligen Stuhle 
bestätigten Kirchen-Disciplin zusteht, und insbesondere: — — — 

e) nach Erforderniss des geistlichen Hirtenamtes sich dem 
Klerus und dem Volke der Diöcese mitzutheilen und ihren 
Unterricht und ihre Anordnungen in kirchlichen Gegen- 
ständen frey kund zu machen; übrigens bleibt die Communi- 
cation der Bischöfe, des Clerus und des Volkes mit dem 
heiligen Stuhle in geistlichen Dingen und kirchlichen An- 
gelegenheiten völlig frey; 
öffentliche Gebete und andere fromme Uebungen vor- 
zuschreiben und anzusagen, wenn dieses das Wohl der 
Kirche, des Staates oder des Volkes erheischt, und darauf 
zu sehen, dass bey den kirchlichen Verrichtungen, be- 
sonders aber in der Messe und der Ausspendung der 
Sakramente die lateinischen Kirchenformeln gebraucht 
werden. 

Ueber den Vollzug des Konkordats siehe Min. Entsch. v. 
8. April 1852 (Döllinger Bd. XXIII S. 91). 


g 


Ne 
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Verfassungsurkunde vom 6. Mai 1818. 
Tit. IV. 8 9 Abs. 5 siehe oben Ziffer 194. 


321. II. Verfassungsbeilage. 


8 50. Seine Majestät der König haben in mehreren Ver- 
ordnungen Ihren ernstlichen Willen ausgesprochen, dass die geist- 
liche Gewalt in ihrem eigentlichen Wirkungskreise nie gehemmt 
werden, und die königliche weltliche Regierung in rein geistliche 
Gegenstände des Gewissens und der Religionslehre sich nicht ein- 
mischen solle, als in soweit das Königliche oberste Schutz- oder 
Aufsichtsrecht dabei eintritt, Die Königlichen Landesstellen werden 
wiederholt zur genauen Befolgung derselben angewiesen. 

8 51. So lange demnach die Kirchengewalt die Grenzen ihres 
eigenen Wirkungskreises nicht überschreitet, kann dieselbe gegen 
jede Verletzung ihrer Rechte und Gesetze den Schutz der Staats- 
gewalt anrufen, der ihr von den königlichen einschlägigen Landes- 
stellen nicht versagt werden darf. | 

S 57. Da die hoheitliche Oberaufsicht über alle innerhalb der 
Grenzen des Staats verfallende Handlungen, Ereignisse und Ver- 

 bhültnisse sich erstreckt, so ist die Staatsgewalt berechtigt, von 
demjenigen, was in den Versammlungen der Kirchen-Gesellschaften 
gelehrt und verhandelt wird, Kenntniss einzuziehen. 

8 58. Hiernach dürfen keine Gesetze, Verordnungen oder 
sonstige Anordnungen der Kirchengewalt nach den hierüber in den 
Königlichen Landen schon längst bestehenden General- Mandaten 
ohne Allerhöchste Einsicht und Genehmigung publicirt und voll- 
zogen werden. Die geistlichen Obrigkeiten sind gehalten, nachdem 
sie die Königliche Genehmigung zur Publikation (Placet) erhalten 
haben, im Eingange der Ausschreibungen ihrer Verordnungen von 
derselben jederzeit ausdrücklich Erwähnung zu thun. 

& 59. Ausschreiben der geistlichen Behörden, die sich bloss 
auf die ihnen untergeordnete Geistlichkeit beziehen und aus ge- 
nehmigten allgemeinen Verordnungen hervorgehen, bedürfen keiner 
neuen Genehmigung. 

8 61. Die vorgeschriebenen Genehmigungen können nur von 
dem Könige selbst, mittels des Königlichen Staatsministeriums des 
Innern ertheilt werden, an welches die zu publizirenden kirchlichen 
Gesetze und Verordnungen eingesendet, und sonstige Anordnungen 
ausführlich angezeigt werden müssen. 

8 76. Unter Gegenständen gemischter Natur werden diejenigen 
verstanden, welche zwar geistlich sind, aber die Religion nicht 
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wesentlich betreffen und zugleich irgend eine Beziehung auf den 
Staat und das weltliche Wohl der Einwohner el haben. 

Dahin gehören: 

a) alle Anordnungen über den äussern Gottesdienst, dessen 
Ort, Zeit, Zahl etc.; 

b) Beschränkung oder Aufhebung der nicht zu den wesent- 
lichen Theilen des Kultus gehörigen Feyerlichkeiten, Pro- 
cessionen, Neben- Andachten, Ceremonien, Kreuzgänge und 
Bruderschaften ; 

c) Errichtung geistlicher Gesellschaften und sonstiger Institute 
und Bestimmung ihrer Gelübde; 

d) organische Bestimmungen über geistliche Bildungs-, Ver- 
pflegs- und Straf-Anstalten; 

e) Eintheilung der Diöcesen, Decanats- und Pfarr-Sprengel ; 

f) alle Gegenstände der Gesundheits-Polizey, in soweit diese 
kirchliche Anstalten mit herühren. 

8 77. Bey diesen Gegenständen dürfen von der Kirchen-Gewalt 
ohne Mitwirkung der weltlichen Obrigkeit keine einseitigen Anord- 
nungen geschehen. 

8 78. Der Staatsgewalt steht die Befugnis zu, nicht nur von 
allen Anordnungen über diese Gegenstánde Einsicht zu nehmen, son- 
dern auch durch eigene Verordnungen dabey alles Dasjenige zu 
hindern, was dem öffentlichen Wohle nachtheilig seyn könnte. 

Anmerkung: Bezüglich des Placetum regiwm siehe die Min.- 
Entsch. vom 25. Januar 1823, 14. Februar 1824, 27. Juni 1824, 
19. Juli 1824, 24. Januar 1826, 29. November 1826, 30. September 
1829, 14. Dezember 1829 bei Döllinger Bd. VIII S. 71 bis 78. 

Ueber die Bedeutung und Tragweite des Placet hat der 
bayerische Kultusminister Dr. Freiherr v. Lutz am 6. November 
1889 in der bayerischen Abgeordnetenkammer Folgendes erklärt: 

Ich halte fest, »dass das Placet nach der bayerischen Ver- 
fassung sich auch auf Glaubenssachen beziehe . . . Das Ziel des 
Placet . . . ist nar, der Staatsregierung die Freiheit zu gewähren, 
dass sie prüft, in welchen Fällen und wofür sie der Kirche den welt- 
lichen Arm zur Verfügung stellen soll, und ob sie das in einem 
konkreten Falle thun kann, ohne das Staatsinteresse zu schädigen.« 
(Stenogr. Ber. Bd. 4 S. 155 und 157.) 

Aehnlich Staatsminister Freiherr v. Crailsheim in der Sitzung 
der Reichsrathskammer vom 10. Februar 1890: 

»Das Placet hat lediglich die Bedeutung: Will eine kirchliche 
Behörde sich für einen ihrer Erlasse die Hülfe des weltlichen Armes 
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sichern, so hat sie um das Placet einzukommen. Unterlässt sie dieses 
oder wird das Placet verweigert, so ist die Staatsgewalt berechtigt, 
den weltlichen Arm vorzuenthalten und dem betreffenden kirchlichen 
Erlasse eine Wirkung auf staatlichem Gebiete zu versagen . . . Die 
Staatsregierung vindizirt sich nicht entfernt das Recht, zu ent- 
scheiden, ob ein Kirchengesetz auf korrektem Wege zu Stande ge- 
kommen sei, ob die Augehórigen an einen dogmatischen Satz zu 
glauben verbunden seien; hierüber zu entscheiden, ist lediglich und 
ausschliesslich Sache der Kirche. Die Staatsregierung behält sich 
nur die Erwägung vor, ob es mit dem Staatswohle verträglich sei, 
zur Durchführung eines kirchlichen Erlasses den weltlichen Arm zu 
leihen.« (Stenogr. Ber. S. 332 und 333.) 


322. Min.-Entschl. vom 25. März 1841, betr. die Kommuni- 
kation der bayerischen Bischófe mit dem apostolischen Stuhle 
(Döllinger Bd. XXIII S. 326). 


Hiernach soll dieser Verkehr jederzeit frei und ungehindert sein. 


323. Allerh. Verordnung vom 27. Februar 1847, betr. die 
oberste Leitung der Kirchen- und Schul-Angelegenheiten. 
(R.-Bl. S. 169.) 


8 5. Der Wirkungskreis des Ministeriums des Innern für 
Kirchen- und Sehulangelegenheiten umfasst: 

I. 4. Die Errichtung neuer kirchlicher Gemeinden, neuer 
Klöster oder sonstiger religiöser Körperschaften und Vereine, die 
Aufsicht auf die bestehenden, dann die Handhabung der Amorti- 
sationsgesetze. 

Sachsen. 
324. Gesetz vom 2. November 1848 über die Rechtsverhält- 
nisse der deutsch-katholischen Glaubensgenossen. 


8 16. Alle allgemeinen Anordnungen und Erlasse der deutsch- 
katholischen Kirchenbehörden, welche durch irgend eine Weise der 
Veröffentlichung zur allgemeinen Kenntniss der deutsch-katholischen 
Gemeinden gebracht werden sollen, sind zuvor dem Könige zur Er- 
theilung des landesherrlichen Placet vorzulegen und vor dessen Er- 
theilung nichtig. 

Die Vorlegung erfolgt durch das Ministerium des Kultus und 
öffentlichen Unterrichts, welches in der hierauf zu erlassenden Ver- 
fügung ausdrücklich zu bemerken hat, dass das Placet ertheilt wor- 
den sei. 

§ 17, Das landesherrliche Placet ist zu jeder Zeit widerruflich. 
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325. Gesetz vom 16. April 1873 zur Publikation des Kirchen- 
gesetzes wegen Errichtung eines evangelisch -lutherischen 
Landeskonsistoriums. 


8 2. Die in 8 1 des Kirchengesetzes vom 15. April 1873 er- 
wühnte Oberaufsicht der mit det landesherrlichen Kirchengewalt be- 
trauten, in Evangelicis beauftragten Staatsminister bezieht sich nur 
auf die Leitung und Verwaltung des a CUR Kirchen- 
regiments (jus in sacra). 

Das staatliche Oberaufsichtsrecht über die evangelisch-lutherische 
Kirche und folglich auch über das evangelisch-lutherische Landes- 
konsistorium (jus circa sacra) führt das Ministerium des Kultus und 
öffentlichen Unterrichts (8 57 der Verfassungsurkunde, Abs. 1). 

Der Vorstand dieses Ministeriums ist den Ständen dafür ver- 
antwortlich, dass keine Beschlüsse und keine Anordnungen der Ver- 
tretungen oder Behörden der evangelisch-lutherischen Kirche in 
Wirksamkeit treten, welche in die Kompetenz der Staatsbehörden 
oder der Stände eingreifen. 


326. Gesetz vom 23. August 1876, betreffend die Ausübung 
des staatlichen Oberaufsichtsrechts über die katholische Kirche 
im Königreich Sachsen. 


$ 1. Verordnungen der katholisch-geistlichen Behörden dürfen 
nichts enthalten, was den Gesetzen des Staates oder den auf Grund 
derselben von den zuständigen Behörden erlassenen Anordnungen 
widerspricht. | 

S 2. Verordnungen allgemeinen Inhalts, welche ausschliess- 
lich und allein dem Gebiete der inneren kirchlichen Angelegenheiten 
angehóren, sind vor der Verkündung der Staatsregierung vorzulegen. 

Als Verordnungen allgemeinen Inhalts im Sinne dieses Gesetzes 
sind diejenigen anzusehen, welche die Geistlichkeit oder die Diö- 
cesanen im Bezirke der verordnenden Behórde insgesammt angehen. 

8 3. Verordnungen allgemeinen Inhalts, welche ganz oder 
theilweise, sei es auch nur mittelbar, in staatliche oder bürgerliche 
Verhältnisse eingreifen, bedürfen zu ihrer Verkündung der landes- 
herrlichen Genehmigung nnd sind daher dem Könige vorzulegen. 

Die Vorlegung erfolgt durch das Ministerium des Kultus und 
öffentlichen Unterrichts, welches in der hierauf zu erlassenden Ver- 
fügung ausdrücklich zu bemerken hat, dass das Placet ertheilt wor- 
den sei. 

Die Genehmigung wird ertheilt werden, wenn sie vom staat- 
lichen Gesichtspunkte unbedenklich ist. 
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Die Genehmigung ist in der Verordnung zu bekunden. 

Die Genehmigung gilt so lange, als sie nicht durch neue An- 
ordnungen ausser Kraft gesetzt wird. 

Verordnungen im Sinne Abs. 1, welche ohne landesherrliche 
Genehmigung verkündet oder angewendet werden, sind rechtlich un- 
wirksam. 

8 4. Erlasse des römischen Stuhls jeder Art dürfen im König- 
reiche nur von den inlándischen katholisch-geistlichen Behórden und 
nur nach Massgabe der Bestimmungen in 88 1, 2 und 3 verkündet 
und angewendet werden. 

8 5. Ueber Zweifel bei Anwendung der 88 1 bis 4 entscheidet 
die Staatsregierung. 

8 16. Kirchliche Streitigkeiten in allen äusseren Angelegen- 
heiten der katholischen Kirche sind von den deshalb im Lande be- 
stehenden Behörden und nach den Landesgesetzen, soweit diese darauf 
Anwendung leiden, zur Erledigung zu bringen und dürfen unter 
keinerlei Vorwande, auch nicht im Instanzenzuge, ausserhalb des 
Landes und vor auswärtigen Richtern verhandelt werden. 

8 34. Die Staatsregierung ist befugt, wegen Handlungen oder 
Unterlassungen, welche diesem Gesetze oder den auf Grund desselben 
von den zuständigen Behörden erlassenen Anordnungen zuwider 
sind, Geldstrafen in einer den Vermügeusverháltnissen angemessenen 
Höhe als Ordnungsstrafen zu verfügen, sowie sonst zur Durchführung 
der Vorschriften dieses Gesetzes und von Anordnungen der gedachten 
Art gesetzlich zulässige Zwangsmittel in Anwendung zu bringen. 


Württemberg. 
327. Verfassungsurkunde vom 25. September 1819. 


8 71. Die Anordnungen in Betreff der inneren kirchlichen 
Angelegenheiten bleiben der verfassungsmässigen Autonomie einer 
jeden Kirche überlassen. 

S 72. Dem Könige gebührt das oberhoheitliche Schutz- und 
Aufsichtsrecht über die Kirchen. Vermöge desselben können die 
Verordnungen der Kirchengewalt ohne vorgängige Einsicht und Ge- 
nehmigung des Staatsoberhauptes weder verkündet, noch vollzogen 
werden, 


328. Gesetz vom 30. Januar 1862, betreffend die Regelung 
des Verhältnisses der Staatsgewalt zur katholischen Kirche. 


Artikel 1. Die von dem Erzbischof, dem Bischof und den 
übrigen kirchlichen Behörden ausgehenden allgemeinen Anordnungen 
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und Kreisschreiben an die Geistlichkeit und Diözesanen, wodurch 
dieselben zu Etwas verbunden werden sollen, was nicht ganz in 
dem eigenthümlichen Wirkungskreise der Kirche liegt, sowie auch 
sonstige Erlasse, welche in staatliche oder bürgerliche Verhältnisse 
eingreifen, unterliegen der Genehmigung des Staates. Solche allgemeine 
kirchliche Anordnungen und öffentlichen Erlasse dagegen, welche 
rein geistliche Gegenstände betreffen, sind der Staatsbehörde gleich- 
zeitig mit der Verkündigung zur Einsicht mitzutheilen. 

Denselben Bestimmungen unterliegen die auf Diözesan- und 
Provinzialsynoden gefassten Beschlüsse; ebenso die päpstlichen Bullen, 
Breven und sonstigen Erlasse, welche immer nur von dem Bischof 
verkündet und angewendet werden dürfen. 

Die vorstehenden Bestimmungen treten bezüglich der Ver- 
ordnung der katholischen Kirchengewalt an die Stelle des hierdurch 
unter Beobachtung des $ 176 der Verfassungsurkunde aufgehobenen 
zweiten Satzes des $ 72 der Verfassungsurkunde. 

Artikel 10. Disziplinarstrafsachen (Artikel 5, 6) — — dürfen 
anch im Instanzenzuge nicht vor ein ausserdeutsches kirchliches 
Gericht gezogen werden. 

Artikel 20. Der Verkehr mit den kirchlichen Oberen wird von 
Staatswegen nicht gehindert. 

Anmerkung: In der Abgeordnetenkammer des württembergischen 
Landtags wurde am 13. Mai 1896 ein Antrag auf Aufhebung der 
Bestimmungen über das landesherrliche Placet (Verfassungsurkunde 
8 72 und Gesetz vom 30. Januar 1862, § 1) abgelehnt, dagegen 
ein Antrag angenommen, wonach die Regierung ersucht wurde, »in 
Bälde den Entwurf eines Verfassungsgesetzes, betreffend die Neu- 
regelung des Königlichen Placet (8 72 Satz 2 der V.U.), in ent- 
sprechender Anwendung der Bestimmungen des Artikel 1 des Ge- 
setzes vom 30. Januar 1862, auch zu Gunsten der evangelischen 
Kirche vorzulegen.« 

Vgl. Verhandlungen der Württ. Kammer der Abgeordnete in 
den Jahren 1895/96, Protokollband III, S. 1827. 

Eine solche Vorlage ist bis jetzt nicht erfolgt. 


Baden. 


329. Gesetz vom 9. Oktober 1860, betreffend die rechtliche 
Stellung der Kirchen und kirchlichen Vereine im Staate. 


II. Besondere Bestimmungen über die rechtliche Stellung der 
vereinigten evangelisch-protestantischen und der rómisch-katholischen 
Kirche. 
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$ 7 Abs. 2. Der Verkehr mit den kirchlichen Oberen ist un- 
gehindert. 

8 15. Keine Verordnung der Kirchen, welche in bürgerliche 
oder staatsbürgerliche Verhältnisse eingreift, kann rechtliche Geltung 
in Anspruch nehmen oder in Vollzug gesetzt werden, bevor sie Ge- 
nehmigung des Staats erhalten hat. 

Alle kirchlichen Verordnungen müssen gleichzeitig mit der 
Verkündigung der Staatsregierung mitgetheilt werden. 


Hessen. 


330. Gesetz vom 23. April 1875, betreffend die rechtliche 
Stellung der Kirchen- und Religionsgemeinschaften im Staate. 


Artikel 5. Alle kirchlichen Verordnungen müssen gleichzeitig 
mit der Verkündigung der Staatsregierung mitgetheilt werden. 

Keine Verordnung der Kirchen- oder Religionsgemeinschaften 
kann in Beziehung auf bürgerliche oder staatsbürgerliche Verhält- 
nisse rechtliche Geltung in Anspruch nehmen oder in Vollzug ge- 
setzt werden, bevor sie die Genehmigung des Staates erhalten hat. 


331. Gesetz vom 23. April 1875, betreffend den Missbrauch 
der geistlichen Amtsgewalt. 


Artikel 12 Abs. 2. Zuwiderhandlungen gegen die Vorschriften 
des Artikel 5 des Gesetzes über die rechtliche Stellung der Kirchen 
und Religionsgemeinschaften im Staate werden in gleicher Weise 
[mit Geldstrafen bis zu 600 -Æ oder mit Haft oder mit Gefängniss 
bis zu einem Jahre und in Wiederholungsfällen mit Geldstrafen bis 
zu 1500 «Æ oder mit Gefüngniss bis zu zwei Jahren] bestraft. 


Sachsen-Weimar. 


332. Gesetz vom 7. Oktober 1823 über das Verhältniss der 
kathol. Kirchen und Schulen (Göckel, Gesetzsamml. S. 1201 ff.). 


8 2. Ohne Vorbewusst und Genehmigung des Staates hat kein 
kirchlicher Oberer für sich selbst oder durch Abgeordnete und Stell- 
vertreter, diese mögen Namen haben, wie sie wollen, irgend eine 
Gewalt, irgend eine Direktion, irgend einen Einfluss in den Kirchen- 
sachen des Grossherzogthums. 

8 3. Alle neuen bischöflichen Verordnungen, sowie alle erz- 
bischöfliche Verordnungen und Verfügungen, desgleichen alle Be- 
schlüsse von Synoden und Kirchenversammlungen, endlich alle Bullen 
und Breven oder sonstige Erlasse des römischen Stuhles an die katho- 
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lische Kirche, das Grossherzogthum mitangehend, oder an eine kirch- 
liche Stiftung, eine Gemeinde, oder einzelne Einwohner des Gross- 
herzogthums, wessen Inhalts sie auch sein mógen, und sonst ohne 
Unterschied , sind vor ihrer Bekanntmachung oder Insinuation der 
Staatsbehörde zur Einsicht vorzulegen. Auch dürfen dieselben in- 
sofern, als sie nicht bloss geistliche Vorschriften enthalten und nicht 
bloss moralischen oder dogmatischen Inhaltes sind, ohne das von 
dem Landesherrn ausdrücklich ertheilte Placet nicht publicirt, nicht 
insinuirt, nicht zur Anwendung gebracht werden. Wer in dem Gross- 
herzogthume dagegen handelt oder hieran Theil nimmt, soll zur 
Untersuchung gezogen und nachdrücklichst bestraft werden. Auch 
für alle frühere päpstliche Anordnungen ist die Genehmigung von 
Seiten des Staates nothwendig, sobald von solchen aufs Neue Ge- 
brauch gemacht werden soll. Das landesherrliche Placet ist zu jeder 
Zeit widerruflich. 

8 4. Die Berufung an den Papst als 3. Instanz findet nur in 
reinen Kirchensachen statt. Auch wird hierbei als ausdrückliche 
Bedingung vorausgesetzt, dass, mit Zustimmung des Staates, hin- 
länglich geeigenschaftete Geistliche innerhalb der Grenzen des 
Herzogthums oder des Preussischen Reichs als Synodalrichter be- 
stellt und für das Grossherzogthum ad generalitatem causarum be- 
vollmächtigt worden. 

Oldenburg. 
333. Revidirtes Staatsgrundgesetz vom 22. November 1852. 

Artikel 78, § 3. Das in Angelegenheiten der katholischen 
Kirche geübte Landesherrliche Placet und Visum bleibt aufgehoben. 

S8 4. Es steht den verschiedenen Religionsgenossenschaften 
frei, sich mit anderen zu grósseren Gemeinschaften zu vereinigen 
und darf der Verkehr mit den Ion enen Oberen in keiner Weise 
gehemmt werden. 


334. Gesetz vom 3. Juli 1858, betreffend die Kultus- und 
Unterrichtsangelegenheiten der Juden. 


Art. 7. — Sie [die Regierung] ist von allen allgemeinen An- 
ordnungen (Art. 5 $ 3b) des jüdischen Landesgemeinderaths spä- 
testens gleichzeitig mit der Publikation in Kenntniss zu setzen. 


Braunschweig. 
335. Neue Landschaftsordnung vom 12. Oktober 1832. 


8 215. Die Landesregierung wird darüber halten, dass die- 
jenigen, welchen nach der Verfassung der anderen christlichen 
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Kirchen, die Kirchengewalt zusteht, solche weder missbrauchen 
noch überschreiten. 

Allgemeine Anordnungen, welche vermóge der Kirchengewalt 
getroffen, uud Verfügungen, welche von auswärtigen geistlichen 
Oberen erlassen sind, dürfen, welcher Art sie auch sein mögen, ohne 
vorgängige Genehmigung der Landesregierung weder bekannt ge- 
macht, noch vollzogen werden. 


336. Gesetz vom 27. November 1872, betreffend die Publi- 
kation der neuen Redaktion des Gesetzes vom 22./31. De- 
zember 1870 wegen Bestrafung der Polizeiübertretungen 
(Gesetzsamml. 1873 S. 3 ff.). 


S 11. Mit Geldstrafe von 30 bis 150 -Æ oder mit Haft wer- 

den bestraft: 

2. derjenige Diener einer anderen christlichen, als der evan- 
gelisch-lutherisehen Kirche, welcher allgemeine Anord- 
nungen, die vermöge der Kirchengewalt getroffen, oder 
Verfügungen, welche von auswärtigen geistlichen Oberen 
erlassen sind, ohne vorgängige Genehmigung der Landes- 
regierung bekannt macht oder vollzieht. 

Der Landesregierung steht die Befugniss zu, im Wie- 
derholungsfalle nach vorgängiger Bedrohung dem renitenten 
Kirchendiener die ihm aus der Staatskasse, dem Kloster- 
und Studienfonds oder anderen ähnlichen Kassen zufliessen- 
den Einkünfte ganz oder theilweise zu entziehen. Das Ge- 
setz vom 10 Mai 1867 bleibt in fortdauernder Gültigkeit. 


Sachsen-Meiningen. 


337. Grundgesetz für die vereinigte landschaftliche Verfassung 
vom 23. August 1829. 


8 30. Keine kirchliche Verordnung darf ohne Vorwissen des 
Landesherrn und ohne dessen Genehmigung erlassen und in Vollzug 
gesetzt werden. 


Sachsen-Coburg-Gotha. 
338. Staatsgrundgesetz vom 3. Mai 1852. 


8 35, Satz 2. Verordnungen der Kirchengewalt kónnen ohne 
vorgängige Genehmigung der Gaa weder verkündigt noch 
vollzogen werden. 

Archiv für Kirchenrecht. LXXXII. 29 
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Lübeck. 


339. Regulativ vom 14. Juli 1841 für die rómisch-katholische 
Gemeinde zu Lübeck. 


Artikel 12. Alle Bekanntmachungen uud Verfügungen, welche 
dem Geistlichen von den ihm vorgesetzten oder von anderen Be- 
hórden zugehen, hat derselbe unverzüglich dem Senate vorzulegen 
und das placet desselben nachzusuchen, bevor er solehe in Aus- 
führung bringen oder sie weiter veróffentlichen darf. 


Elsass-Lothringen. 


340. Organische Artikel vom 8. April 1802. 
(18. Germinal X). 


Artikel 1. Keine Bulle, kein Breve, Reskript, Dekret, Mandat, 
keine Stellverleihungsurkunde oder eine dieselbe ersetzende Signatur 
noch andere Ausfertigungen der römischen Kurie, selbst wenn sie 
sich nur auf Privatpersonen beeiehen, können ohne Ermächtigung 
der Regierung angenommen, veröffentlicht, gedruckt oder in anderer 
Weise in Volleug gesetzt werden. 

Artikel 2. Niemand, er mag sich Nuntius, Legat, apostolischer 
Vikar oder Kommissär oder wie anders nennen, darf ohne gleiche 
Ermächtigung im Inland oder Ausland eine Thätigkeit ausüben, 
welche sich auf die gallikanische Kirche bezieht. 

Artikel 3. Die Beschlüsse auswärtiger Synoden und selbst der 
Generalkonzilien dürfen in Frankreich nicht veröffentlicht werden, 
bevor die Regierung deren Form und Uebereinstimmung mit den Ge- 
setzen, Rechten und Prärogativen der französischen Republik ge- 
prüft und sich davon überzeugt hat, dass durch die Publikation die 
öffentliche Ruhe nicht berührt oder gestört wird. 

Artikel 4. Ohne die ausdrückliche Erlaubniss der Regierung 
kann kein National- oder Metropolitankonzil, keine Diözesansynode 
und überhaupt keine berathende Versammlung stattfinden, 


341. Dekret vom 28. Februar 1810. 


Artikel 1. Die Breven der Penitentiaria, soweit sie sich auf 
das forum internum beziehen, dürfen ohne vorherige Ermächtigung 
vollzogen werden. 


342. Gesetz über die Organisation der Kulte 
vom 18. Germinal X (sog. organische Artikel der Protestanten). 


Artikel 4. Keine Entscheidung über Lehre oder Dogma, keine 
Formel, sie mag als »Bekenntniss« oder in irgend anderer Weise 
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bezeichnet sein, darf veröffentlicht oder gelehrt werden, bevor die 
Regierung die Ermächtigung zur Veröffentlichung oder Promulgation 
ertheilt hat. | 

Artikel 5. Gleiche Ermächtigung ist bei Aenderung der Dis- 
ziplinarbestimmungen erforderlich. 


343. Ordonnanz vom 25. Mai 1844, enthaltend Vorschriften 
bezüglich der Verfassung des israelitischen Kultus. 


Art. 54. Ohne ausdrückliche Ermächtigung der Regierung 
darf — — keine Lehre oder Glaubenssatz veröffentlicht oder Gegen- 
stand des Unterrichts werden. 


IX. Errichtung von Religionsgemeinden und Religionsümtern. 
(S 7 Absatz 1 des Initiativantrages.) 


Preussen. 
344. Allgemeines Landrecht vom 5. Februar 1794. 
Theil II, Titel 11. 


S 238. Neue Parochien können nur vom Staate unter Zu- 
ziehung der geistlichen Oberen errichtet und die Grenzen derselben 
bestimmt werden. 

S 239. Bei Veränderungen in schon errichteten Parochien 
muss der Staat alle diejenigen, welche ein Interesse dabei haben, 
rechtlich hören, und die ihnen etwa zukommenden Entschädigungen 
festsetzen. 

8 240. Alle dergleichen Streitigkeiten, sowie diejenigen, welche 
über die Grenzen zwischen zwei oder mehreren Parochien entstehen, 
müssen von der weltlichen Obrigkeit durch den ordentlichen Weg 
Rechtens entschieden werden. | 

8 306. Die unter Genehmigung des Staates einmal bestehen- 
den Parochien kónnen, ohne dergleichen Genehmigung, nicht wieder 
aufgehoben werden. 

$ 307. Dadurch, dass aus Mangel an Eingepfarrten in einer 
Kirche eine Zeit lang keine gottesdienstlichen Handlungen haben 
vorgenommen werden können, verliert dieselbe noch nicht die Rechte 
einer Parochialkirche. 

8 308. Wenn aber, aus Mangel an Eingepfarrten, die Stelle 
des Pfarrers länger als 10 Jahre hindurch unbesetzt geblieben ist: 
so kann der Landesherr, wo nicht besondere Landesverfassungen 
oder Traktate entgegenstehen, über die vakante Kirche verfügen, 

29 * 
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und alsdann erlóschen auch die etwaigen Parochialrechte der- 
selben. 

Anmerkung: Zweifelhaft ist, ob diese Bestimmungen, sowie 
ähnliche Vorschriften im Gebiet des französischen Rechts (vgl. die 
unter Elsass-Lothringen angeführten Vorschriften des Konkordats 
Art. 9 und des org. Art. 62) und des dänischen Rechts (vgl. das 
bei 8 5 des Antrages angeführte Holsteinische Gesetz vom 4. Juli 
1863, 88 1, 2) durch Art. 15 der Verfassungsurkunde aufgehoben 
worden sind. Die preussische Verwaltungspraxis hat ursprünglich 
angenommen, dass nach Art. 15 der Verfassung den Bischöfen die 
Errichtung neuer Pfarreien in selbstständiger Entscheidung zustehe, 
und dass es der staatlichen Genehmigung nur insoweit bedürfe, als 
es sich um Erlangung staatlicher Rechte (juristische Persönlichkeit, 
Recht der administrativen Beitreibung der Pfarrabgaben u. s. w.) 
handle. Dagegen nimmt die heutige Verwaltungspraxis die fort- 
dauernde Geltung jener Bestimmungen an. Vgl. Hinschius, Kirchen- 
recht Bd. II [1878], S. 466 Note 5 und S. 467 Note 1 und 10, 
welcher diese neuere Praxis billigt. 

Bei evangelischen Parochien können nach 8 5 der Verordnung 
vom 27. Juni 1858, betreffend die Ressortverhältnisse der Provinzial- 
behörden für das evangelische Kirchenwesen (Gesetz-Samml. S. 440), 
Art. 23, Nr. 6 und Art. 24 Nr. 5 des Gesetzes vom 3. Juni 1876, 
betreffend die evangelische Kirchenverfassung in den acht älteren 
Provinzen der Monarchie (Gesetz-Samml. S. 125), sowie Art. 31 
Nr. 6 und Art. 32 Nr. 5 des Gesetzes vom 6. April 1878, betr. die 
Kirchenverfassung in Sehleswig- Holstein und Wiesbaden (Ges.-Samml. 
S. 145), Veränderungen nur im Einverständniss zwischen Regierung 
und Konsistorium bewirkt werden; die Entscheidung steht allein 
dem Minister der geistlichen Angelegenheiten, welchem in jedem 
einzelnen Falle Bericht zu erstatten ist, zu, wobei es auf den Willen 
der Gemeinden und Patrone nicht ankommt. Vgl. Kries, preussische 
Kirchengesetzgebung, 1887, S. 22. 


345. Kurhessische Verordnung vom 30. Dezember 1823, be- 
treffend die gemeinschaftlichen Verhältnisse der Israeliten. 


8 1. Die Judenschaft soll in Beziehung auf die gemeinheit- 
lichen Angelegenheiten in eigene Gemeinden abgetheilt werden, 
welche aus den israelitischen Bewohnern eines Ortes oder denen 
mehrerer Orte sich bilden. 

Von der Regierung jeder Provinz soll die Zusammensetzung 
dieser Gemeinden auf den Vorschlag des Vorsteheramtes unter voll- 
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stándiger Berücksichtigung der Oertlichkeit und des Bedürfnisses 
vorerst, auf drei Jahre geschehen, nach deren Ablauf aber die schliess- 
liche Abtheilung an Unser Ministerium des Innern zu Unserer Be- 
státigung einberichtet werden. 


346. Hannoversches Gesetz vom 30. September 1842 über die 
Rechtsverhältnisse der Juden. 


8 35. Jeder im Königreiche wohnhafte Jude muss einer 
. Synagogengemeinde angehören. 

Die Bezirke derselben sollen, soweit nöthig, näher festgestellt 
werden. 


347. Hannoversche Bekanntmachung vom 19. Januar 1844, 
betreffend das jüdische Synagogenwesen. 


S 1. Die Bezirke der jüdischen Synagogengemeinden . . ., so- 
wie solche gemäss S 35 . . . des Gesetzes über die Rechtsverhält- 
nisse der Juden festgestellt sind oder werden, können, wenn es 
künftig als angemessen darstellt, dureh die Landdrosteien nach Ver- 
nehmung des betreffenden Landrabbiners und mit Unserer Genehmig- 
ung abgeündert werden. 


Generalkonzession vom 23. Juli 1845 für die von der Gemein- 
schaft der evangel. Kirche sich getrennt haltenden Lutheraner. 


Nr. 2, 3 über Bildung der Kirchengemeinden s. Ziffer 182. 


348. Gesetz v. 23. Juli 1847 über die Verhältnisse der Juden. 


S 35. Die Juden sollen nach Massgabe der Orts- und Be- 
völkerungsverhältnisse dergestalt in Synagogengemeinden (Juden- 
schaften) vereinigt werden, dass alle innerhalb eines Synagogen- 
bezirkes wohnende Juden einer solchen Gemeinde angehören. 

8 36. Die Bildung der Synagogenbezirke erfolgt durch die 
Regierungen nach Anhörung der Betheiligten. 

Die Regierungen sind ermächtigt, die in dieser Weise gebildeten 
Synagogengemeinden nach dem Bedürfnisse abzuändern und die 
hierauf bezüglichen Verhältnisse unter Zuziehung der Betheiligten, 
einschliesslich der etwa vorhandenen Gläubiger, zu ordnen. 

S 37. Die einzelnen Synagogengemeinden erhalten in Bezug 
auf ihre Vermögensverhältnisse die Rechte juristischer Personen. 
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349. Holstein. Gesetz vom 4. Juli 1863, betr. die Religions- 
übung und Gemeindeverhältnisse der Reformirten, Katholiken, 


Mennoniten, Anglikaner und Baptisten im Herzogth. Holstein 
(s. Dove's Zeitschrift für Kirchenrecht, Jahrg. IV, S. 265). 


8 2. Die Genehmigung der Regierung zur Bildung einer Ge- 
meinde (& 1) ist zu ertheilen, sobald nachgewiesen worden ist, dass 
die zur Organisation einer Gemeinde erforderlichen Einrichtungen ge- 
troffen sind. 

Diejenigen, welehe an Orten wohnen, wo eine Gemeinde ihrer 
Konfession nicht besteht, können sich in die nächstbelegene Gemeinde 
ihres Bekenntnisses aufnehmen lassen. — — — — 


350. Holstein. Gesetz vom 14. Juli 1863, betreffend die Ver- 
háltnisse der Juden im Herzogthum Holstein. 


8 10. Jeder im Herzogthum Holstein wohnende Jude muss 
Mitglied einer jüdischen religiösen Gemeinde sein. 

Insoweit nach dem Ermessen der Regierung das Bedürfniss 
dazu vorhanden ist, sind ausser den bereits bestehenden Gemeinden 
an den dazu geeigneten Orten neue Gemeinden zu bilden, deren Mit- 
glieder die Kosten der Herstellung und Unterhaltung der zur Re- 
ligionsübung dienenden Einrichtungen gemeinschaftlich abzuhalten 
haben, wohingegen die Juden von persönlichen Beiträgen für das 
christliche Kirchenwesen befreit sind. | 

Ueber die Gemeindeangehörigkeit derjenigen Juden, an deren 
Wohnort eine jüdische Gemeinde nicht existirt, hat in Zweifelsfällen 
die Regierung zu entscheiden. 


351. Gesetz vom 11. Mai 1873 über die Vorbildung und An- 
stellung der Geistlichen. 


8 19, Abs. 1. Die Errichtung von Seelsorgeämtern, deren 
Inhaber unbedingt abberufen werden dürfen, ist nur mit Genehmig- 
ung des Ministers der geistlichen Angelegenheiten zulässig. 

8 22, Abs. 2. Dieselbe Strafe [Geldstrafe von 200—1000 Thalern] 
trifft denjenigen, welcher der Vorschrift des § 19 Abs. 1 zuwiderhandelt. 


352. Gesetz vom 12. Juni 1874, betreffend die Verhältnisse - 
der Mennoniten. 


8 1. Mennonitengemeinden können durch gemeinschaftliche 
Verfügung der Minister der Justiz, des Innern und der geistlichen 
Angelegenheiten Korporationsrechte erlangen. 
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8 2. Die Ertheilung der Korporationsrechte ist nur zulässig 

und darf nicht versagt werden, wenn 

l. der Bezirk der Gemeinde geographisch abgegrenzt ist; 

2. nach der Zahl und Vermógenslage der dazu gehörigen Mit- 
glieder anzunehmen ist, dass die Gemeinde den von ihr 
behufs Ausübung ihres Gottesdienstes nach ihren Grund- 
sätzen zu übernehmenden Verpflichtungen dauernd zu ge- 
nügen im Stande sein wird; 

3. in dem Statut der Gemeinde keine Festsetzungen getroffen 
sind, welche mit den allgemeinen gesetzlichen Bestim- 
mungen in Widerspruch stehen. 


353. Gesetz vom 7. Juli 1875, betreffend die Ertheilung der 
Korporationsrechte an Baptistengemeinden. 


88 1, 2 stimmen wörtlich überein mit 88 1, 2 des Gesetzes 
vom 12. Juni 1874, betreffend die Verhältnisse der Mennoniten. 


Bayern. 
Judenedikt vom 10. Juni 1813. 
8 24 (Bildung von Judengemeinden; s. Ziffer 193). 


354. Konkordat vom 24. Oktober 1817. 


Artikel XII. In Leitung der Diözesen sind die Erzbischöfe 
und Bischöfe befugt, alles dasjenige auszuüben, was ihnen vermöge 
ihres Hirtenamtes kraft der Erklärung oder Anordnung der kanoni- 
schen Satzungen nach der gegenwärtigen vom heiligen Stuhle be- 
stätigten Kirchendisciplin zusteht, und insbesondere 

D)—- — -— — - - — — - — 
im Einverständnisse mit Seiner Königlichen Majestät, be- 
sonders wegen Anweisung angemessener Bezüge, Pfarreien 
zu errichten, zu theilen und zu vereinigen; 
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355. II. Verfassungsbeilage vom 26. Mai 1818. 


8 76 lit e und 8 77 (bestimmen, dass die Eintheilung der Diö- 
zesen, Dekanats- und Pfarrsprengel von der Kirchengewalt nicht ohne 
Mitwirkung der weltlichen Obrigkeit angeordnet werden kann? s. zu 
S 6 des Antrages). 

8 88. Den Mitgliedern der öffentlich aufgenommenen Kirchen- 
gesellschaften steht die Bildung einer eigenen Gemeinde aller Orten 
frei, wenn sie das erforderliche Vermógen zum Unterhalt der Kirchen- 
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diener, zu den Ausgaben für den Gottesdienst, dann zur Errichtung 
und Erhaltung der nóthigen Gebáude besitzen, oder wenn sie die 
Mittel hierzu auf gesetzlich gestattetem Wege aufzubringen vermógen. 

S 89. Das Verhältniss der Staatseinwohner, welche einer Re- 
ligion angehören, deren Mitgliedern nur eine Hausandacht oder nur 
ein Privatgottesdienst gestattet ist, muss aus dem Inhalt der Kon- 
zessionsurkunde beurtheilt werden. Sie dürfen von den Dienern der 
Kirchengewalt des Ortes, wo sie wohnen, gegen den Sinn und Zweck 
der Konzession weder beschränkt noch beeinträchtigt werden. Da 
sie mit der Ortskirche in keiner Verbindung stehen, so können von 
derselben keine pfarrlichen Rechte gegen sie ausgeübt werden; da- 
gegen haben sie aber auch keinen Antheil an den Rechten und dem 
Eigenthum der Kirche. 

Sachsen. 


356. Gesetz vom 13. August 1876, betreffend die Ausübung 
des staatlichen Aufsichtsrechts über die katholische Kirche. 


S 29 (ergiebt, dass die Parochialgrenzen nur mit Genehmigung 
der Staatsregierung bestimmt oder verändert werden dürfen; s. zu 
S 5 des Antrages). 

Württemberg. 


357. Gesetz vom 25. April 1828 in Betreff der öffentlichen 
Verhältnisse der israelitischen Glaubensgenossen. 


Artikel 49 Abs. 3. Die Bildung und Eintheilung der Kirchen- 
gemeinden geschieht nach vorgängiger Vernehmung der Israeliten 
durch die Staatsbehörde. 

Artikel 50. Zur Errichtung einer solchen Gemeinde wird er- 
fordert, dass die Bestreitung ihrer kirchlichen Bedürfnisse, insbe- 
sondere angemessene Gehalte für die anzustellenden Religionsdiener, 
sei es durch Ausmittelung besonderer Kirchenfonds oder durch Anord- 
nung regelmässiger Beiträge der Kirchengenossen, sichergestellt sei. 


358. Gesetz vom 30. Januar 1862, betreffend die Regelung 
des Verhältnisses der Staatsgewalt zur katholischen Kirche. 


Artikel 17. Die Bildung neuer kirchlicher Gemeinden und die 
Abänderung bestehender kirchlicher Gemeinde- und Bezirkseintheil- 
ungen kann von dem Bischof nur im Einverständnisse mit der Staats- 
regierung verfügt werden. 

Dasselbe gilt von der Errichtung, Theilung und Vereinigung 
von Pfründen, auch wenn eine neue kirchliche Gemeindeeintheilung 
nicht damit verbunden ist. 
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Hessen. 


359. Gesetz vom 5. Juli 1887, betreffend die Vorbildung und 
Anstellung der Geistlichen. 


Artikel 10. Die provisorische oder definitive Errichtung neuer 
Pfarrstellen, sowie die Aenderung bestehender Pfarrbezirke darf nur 
mit Genehmigung der Staatsregierung erfolgen. 


Sachsen- Weimar. 


360. Gesetz vom 23. April 1862 betreffend die Rechtsverhält- 
nisse der Juden. 


Unserer höchsten Entschliessung bleibt vorbehalten, bei her- 
vortretendem Bedürfnisse nach Anhörung der Betheiligten neue 
jüdische Religions- bezw. Schulgemeinden zu errichten, die Bezirke 
der vorhandenen Gemeinden angemessen abzugrenzen, auch verein- 
zelt wohnende Juden einer der bestehenden Gemeinden als Mitglie- 
der zuzuweisen. 

Oldenburg. 
361. Gesetz vom 3. Juli 1858, betreffend die Kultus- und 
Unterrichtsangelegenheiten der Juden. 

Art. 1, 8 3. Die Bildung einer neuen Synagogengemeinde, 
eine Veründerung der órtlichen Begrenzung der Synagogengemeinden 
oder die Vereinigung einer Synagogengemeinde mit einer anderen 
kann nach Anhórung der Betheiligten, sowie der betreffenden Syna- 
gogengemeinderüthe (Art. 3) mit Zustimmung des Staatsministeriums 
vom Landesgemeinderath (Art. 5) verfügt werden. 


Waldeck. 

362. G:setz v. 15. Juli 1833 über die Gemeinheiten der Juden. 

§ 3. Die jüdischen Gemeinheiten (Gemeinden) können und 
dürfen sich nur insofern konstituiren, als sie von Unserer Regierung 
bestätigt worden, von deren Bestimmung es abhängt, wie die Ge- 
meinheitsbezirke gegenwärtig eingetheilt oder in Zukunft verändert; 
auch wo bei einer aus Mitgliedern von verschiedenen Ortschaften be- 
stehenden Gemeinheit die Synagoge etablirt werden soll — — 


Lippe. 
363. Edikt vom 9. März 1854 über die gesetzliche Gleich- 
stellung der Katholiken mit der evangelischen Landeskirche. 


Artikel 2. Insbesondere verstatten Wir dem Bischof zu Pa- 
derborn die Errichtung katholischer Pfarreien und deren Besetzung 
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mit einem kanonischen Tischtitel besitzenden Priester mit dem Vor- 
behalte, hiebei personam minus gratam abzulehnen. 

Artikel 6. — — — Dem Bischof von Paderborn wird die 
Berechtigung gegeben, nach Gutbefinden die im Lande vereinzelt 
wohnenden katholischen Glaubensgenossen einer beliebigen katho- 
lischen Parochie suzuweisen. Im Falle jedoch diese eine ausländische 
sein sollte, ist die Eintragung in die Kirchenbücher dem protestan- 
tischen Geistlichen des Wohnortes der betreffenden Personen mit der 
Verpflichtung zuzuweisen, die dafür zu entrichtenden Gebühren an 
diesen abzutragen, und wenn die Amtshandlung von dem protestan- 
tischen Geistlichen nicht selbst verrichtet worden ist, sich mit den 
Attesten des katholischen Geistlichen über die speziellen Fälle aus- 
zuweisen. 


364. Gesetz vom 30. Juni 1858, betreffend die Feststellung der 
bürgerlichen und staatsbürgerlichen Verhältnisse etc. der Juden. 


S 14 Abs. 2. Die Bezirke der einzelnen [Synagogen-| Ge- 
meinden werden in Ausführung dieses Gesetzes von der Regierung 
nach Anhörung der Betheiligten festgesetzt und etwaige spätere 
Aenderungen in gleicher Weise bewirkt. 


Elsass-Lothringen. 
365. Konkordat der französischen Regierung vom 8. April 1802. 


Artikel 9. Die Bischöfe werden eine neue Abgrenzung der 
Pfarreien ihrer Diözesen vornehmen, welche indessen erst nach er- 
folgter Zustimmung der Regierung in Wirksamkeit tritt. 


366. Organische Artikel vom 8. April 1802. 


Artikel 60. Es soll mindestens Eine Pfarrei in jedem Friedens- 
gerichtsbezirke bestehen. 

Ferner sollen Hülfspfarreien nach Massgabe des Bedürfnisses 
errichtet werden. 

Artikel 61. Jeder Bischof bestimmt im Einvernehmen mit 
dem Präfekten die Zahl und den Umfang der Hülfspfarreien. 

Die bezüglichen Pläne werden der Regierung vorgelegt und 
dürfen ohne deren Ermächtigung nicht ausgeführt werden. | 

Artikel 62. Ohne ausdrückliche Ermächtigung der Regierung 
dürfen keine Haupt- noch Hülfspfarreien auf französischem Gebiet 
errichtet werden. 
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367. Gesetz über die Organisation der Kulte v. 18. Germinal X. 
(sog. organische Artikel der Protestanten). 


Artikel 19. Die Zahl der bei einer Konsistorialkirche ange- 
stellten Pfarrer kann ohne Ermächtigung der Regierung nicht ver- 
mehrt werden. 

Artikel 34 [bestimmt für die Kirche des Augsburgischen Be- 
kenntnisses dasselbe was Artikel 19 für die reformirten Kirchen]. 


368. Ordonnanz vom 25. Mai 1844, enthaltend Vorschriften 
bezüglich der Verfassung des israelitischen Kultus. 


Art. 60. Ein neuer Rabbinatsbezirk kann nur gebildet und eine 
Aenderung der bestehenden Bezirke nur vorgenommen werden auf 
Grund Unserer Ermáchtigung nach dem Berichte des Kultusmini- 
sters und vorgängigen Gutachten der betheiligten Gemeinden und 
des Präfekten des Bezirks. 


X. Zulassung auswärtiger Religionsdiener zur Seelsorge: 
(8 7 Absatz 2 des Initiativantrages.) 


Preussen. 


369. Hohenzollern. Gesetz vom 9. August 1837, betreffend die 
staatsrechtlichen Verhältnisse der israel. Glaubensgenossen. 


$ 42 Abs. 1. Der Gottesdienst in den Synagogen sowohl, als 
der Moralunterricht, darf, ohne besondere Ermächtiguug der Staats- 
behörde, durch keinen Anderen, als den gesetzlich geprüften und er- 
nannten Rabbiner oder dessen stellvertretenden Vorsänger vorgenom- 
men werden. 


370. Gesetz vom 11. Mai 1873 über die Vorbildung und An- 

stellung der Geistlichen; abgeändert durch die Gesetze vom 

21. Mai 1874, 31. Mai 1882, 11. Juli 1883, 21. Mai 1886 und 
29. April 1887. 


S 1. Ein geistliches Amt darf in einer der christlichen Kirchen 
nur einem Deutschen übertragen werden, welcher seine wissenschaft- 
liche Vorbildung dargethan hat und gegen dessen Anstellung kein 
Einspruch von der Staatsregierung erhoben worden ist. 
| 8 2. Die Vorschriften des 8 1 kommen zur Anwendung, gleich- 
viel, ob das Amt dauernd oder widerruflich übertragen werden oder 
nur eineStellvertretung oder Hülfsleistung in demselben statthaben soll. 

8 3. Die Vorschriften des 8 1 kommen, vorbehaltlich der Be- 
stimmungen des $ 26, auch zur Anwendung, wenn einem bereits im 
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Amte ($ 2) stehenden Geistlichen ein anderes geistliches Amt über- 
tragen oder eine widerrufliche Anstellung in eine dauernde verwan- 
delt werden soll. 


Zu 88 1 bis 3 sind folgende spätere Gesetze anzuführen: 


a) Artikel 1 des Gesetzes vom 21. Mai 1874: Das Gesetz 
vom 11. Mai 1873 wird dahin deklarirt, dass die Ueber- 
tragung eines geistlichen Amtes, sowie die Genehmigung 
einer solchen Uebertragung auch dann den Vorschriften der 
S8 1 bis 3 des Gesetzes zuwider sind, wenn dieselben ohne 
die im § 15 daselbst vorgeschriebene Benennung des Kan- 
didaten oder vor dieser Benennung oder vor Ablauf der im 
$ 15 für Erhebung des Einspruchs gewährten Frist erfolgen. 

b) Artikel 3, Abs. 2 des Gesetzes vom 31. Mai 1882: Der 
Minister der geistlichen Angelegenheiten ist ermächtigt, 
2. . . auch ausländischen Geistlichen die Vornahme von 
geistlichen Amtshandlungen . . . . zu gestatten. Die Grund- 
sätze, nach welchen dies zu geschehen hat, sind vom Staats- 
ministerium mit Kóniglicher Genehmigung festzustellen. 

c) Artikel 1 des Gesetzes vom 11. Juli 1883: Die Ver- 
pflichtung der geistlichen Oberen zur Benennung eines 
Kandidaten für ein geistliches Amt, sowie das Einspruchs- 
recht des Staates werden aufgehoben: 

1. für die Uebertragung von Seelsorgeämtern, deren Inhaber 
unbedingt abberufen werden dürfen, 

2, für die Anordnung einer Hülfeleistung oder einer Stell- 
vertretung in einem geistlichen Amte. | 

d) Artikel 2, S 1 Abs. 2 des Gesetzes vom 29. April 1887: 
das Einspruchsrecht des Staates gilt fortan nur für die 
dauernde Uebertragung eines Pfarramtes. 


S 22. Ein geistlicher Oberer, welcher den 88 1 bis 3 zuwider 
ein geistliches Amt überträgt oder die Uebertragung genehmigt, wird 
mit Geldstrafe von 200 bis 1000 Thalern bestraft. 


Dieselbe Strafe trifft denjenigen, welcher der Vorschrift des 
S 19 Abs. 1 zuwiderhandelt. 


8 23 Abs. 1. Wer geistliche Amtshandlungen in einem Amte 
vornimmt, welches ihm den Vorschriften der 88 1 bis 3 zuwider 
übertragen worden ist, wird mit Geldstrafe bis zu 100 Thalern 
bestraft. 


Anmerkung: Zu 88 22, 23 vgl. die folgenden Auszüge aus den 
Gesetzen vom 21. Mai 1886 und 29. April 1887. 
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371. Gesetz vom 21. Mai 1886, betreffend Abänderungen der 
kirchenpolitischen Gesetze. 


Artikel 15. Das Lesen stiller Messen und das Spenden der 
Sterbesakramente unterliegt nicht den Strafbestimmungen der Ge- 
setze vom 11. Mai 1873, 12. Mai 1873, 21. Mai 1874 (Gesetzsamul. 
S. 139) und 22. April 1875 (Gesetzsamml. S. 194). 


372. Gesetz vom 29. April 1887, betreffend Abänderungen der 
kirchenpolitischen Gesetze. 

Artikel 2. 8 5. Die Abhaltung von Messen und die Spendung 
der Sakramente fallen nicht unter die Strafbestimmungen der Ge- 
setze vom 11. Mai 1873 und vom 21. Mai 1874. 

Vorstehende Bestimmung findet auch auf Mitglieder von Orden 
und ordensáhnlichen Kongregationen Anwendung, sofern dieselben 
für das Gebiet der Preussischen Monarchie zugelassen sind. 

Die Vorschrift des Artikels 15 des Gesetzes vom 21. Mai 1886 
wird hierdurch nicht berührt. 

Anmerkung: Hinschius, das preussische Kirchengesetz vom 
29. April 1887 S. 12 erläutert diese Bestimmung dahin: »Es steht 
nunmehr jedem katholischen Priester frei, gleichviel, ob er Inlánder 
oder Ausländer ist, ob er die vorgeschriebene Bildung besitzt oder 
nicht, ob die Anzeigepflicht erfüllt ist oder nicht, ob er in Folge 
eines strafgerichtlichen Urtheils zur ferneren Ausübung seines Amtes 
unfähig geworden ist oder nicht, jede Art von Messen zu lesen und 
sämmtliche Sakramente zu spenden. Allerdings begreift diese Frei- 
heit nicht die Ausübung des Predigtamtes, die Spendung der Sakra- 
mentalien (der Weihungen und Segnungen) und die Verwaltung son- 
stiger kirchlicher Amtshandlungen, z. B. die Führung von Kirchen- 
büchern, die Theilnahme am Kirchenvorstand, und die Vornahme 
solcher Amtshandlungen ohne Beobachtung der S8 l bis 3 des Ge- 
setzes vom 11. Mai 1873 (in ihrer jetzigen Gestalt) ist nach § 23 
desselben strafbar geblieben.« 


Bayern. 
373. Judenedikt vom 18. Juni 1813. 


S 25 Abs. 2. Wo eine Synagoge besteht, darf ausser dem 
Rabbiner oder dem bestätigten Substituten kein Anderer kirchliche 
Verrichtungen ausüben. 


374. II. Beilage zur Verfassungsurkunde vom 26. Mai 1818. 


8 79. Zu ausserordentlichen kirchlichen Feyerlichkeiten, be- 
sonders wenn dieselben an Werktagen gehalten werden wollen, muss 
allezeit die spezielle Königliche Bewilligung erholt werden. 
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375. Min.-Entschl. vom 20. Juni 1851, betr. die Abhaltung 
ausserordentlicher kirchlicher Feierlichkeiten. 


(Döllinger Bd. XXIII S. 355). 


Ziff. 4. Wenn die kirchliche Oberbehörde zur Vornahme ausser- 
ordentlicher kirchlicher Feierlichkeiten Geistliche herbeirufen und 
ermächtigen will, welche einem im Lande nicht regipirten Orden 
angehören oder das bayrische Indigenat nicht besitzen, so hat sie 
hiervon bei der k. Regierung Anzeige zu machen, und behalten sich 
Seine Majestät der König die Entscheidung bevor. 


376. Min.-Entschl. vom 9. Oktober 1854, betr. die bischöfliche 
Denkschrift vom 15. Mai 1853 (Archiv für katholisches Kirchen- 
recht, Bd. 8, S. 431 ff.). 


IIT, Ziff. 8. »Bezüglich der Anordnung und Abhaltung ausser- 
ordentlicher kirchlicher Feierlichkeiten und Andachten ist lediglich 
mit Unterscheidung der Fälle, in welchen solche Feierlichkeiten aus 
Anlass eines politischen Ereignisses, oder unter Einstellung der 
Arbeitsthätigkeit an Werktagen, oder unter freiem Himmel abge- 
halten werden sollen, durch die Entschliessungen vom 20. Juni 1851 
und vom 8. April 1852 Ziff. 12 das Nähere angeordnet und aus- 
drücklich ausgesprochen worden, dass das in $ 76 und 77 der II. Ver- 
fassungsbeilage (s. zu $ 6, Abs. 2 des Antrages) für die unter $ 76 
unter lit. a und b fallenden Anordnungen, vorbehaltene Mitwirkungs- 
recht der weltlichen Behörde nur in einer das kirchliche Leben nicht 
beengenden Weise gehandhabt werden solle. 

Ebenso ist die Wahl der Geislichen zu Missionen den Bischöfen 
freigestellt, und nur in dem Falle, wenn die Wahl auf einen Aus- 
länder fällt, vorgängige Anzeige gefordert und Allerhöchste Ent- 
schliessung vorbehalten. — — 

Wenn im Falle der Berufung von Ausländern für Missionen 
im Inlande die vorgängige Anzeige und Einholung Allerhöchster 
Entschliessung in dieser Beziehung gefordert wird, so kann hierin 
nicht eine Beschränkung des kirchlichen Lebens an sich, welches 
Seine Majestät nicht beabsichtigt, sondern selbstverstándlich nur die 
wohlbegründete Wahrung des der Krone gemäss $ 19 des Indigenats- 
ediktes zustehenden Rechtes erkannt werden, Fremden die Erlaub- 
niss zum Aufenthalte im Königreich zu ertheilen oder zu versagen. 

Anmerkung: Der hier angeführte $ 19 des Edikts über das 
Indigenat vom 26. Mai 1818 lautet: 

»Fremde, welche mit königlicher Erlaubniss in dem 
Königreiche sich aufhalten, geniessen alle bürgerlichen 
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Privatrechte, so lange sie allda zu wohnen fortfahren, und 
seine Erlaubniss nicht zurückgenommen ist.« 

Dieser 8 19 ist jedoch gegenüber nichtbayerischen Deutschen 
durch 8 1 des Freizügigkeitsgesetzes vom 1. November 1867 aufge- 
hoben. Trotzdem ist bei Jubiläumsfeiern, welche im Jahre 1875 zu 
Oggersheim in der Pfalz und im Jahre 1881 zu Eichstätt stattfanden, 
»die Verweigerung der Allerhöchsten Genehmigung für den Fall der 
Uebernahme einer Predigt von Seiten solcher Kirchenfürsten oder 
ausgezeichneter Würdenträger, welche das bayerische Indigenat nicht 
besassen , theils ausgesprochen, theils in sichere Aussicht gestellt 
worden.« Die Vorstellungen, welche die bayerischen Erzbischöfe und 
Bischöfe an den Prinzregenten am 14. Juni 1888 richteten, hob auch 
diese »lästige Beschränkung des kirchlichen Lebens« als Beschwerde- 
punkt hervor, hatte aber in diesem Punkt ebensowenig einen Erfolg, 
wie die entsprechenden Vorstellungen vom 15. Mai 1853 und 23. Juli 
1868. Vgl. Archiv für katholisches Kirchenrecht Bd. 8, S. 435—436; 
und Band 62, S. 130—131. 


Sachsen. 


376. Gesetz vom 23. August 1876, betreffend die Ausübung 
des staatlichen Oberaufsichtsrechtes über die kathol. Kirche 
im Königreich Sachsen. 


S 19. Ein geistliches Amt darf nur einem Deutschen über- 
tragen werden, welcher seine wissenschaftliche Vorbildung nach den 
Vorschriften dieses Gesetzes dargethan hat und nicht nach $ 24, 
Abs. 1 und 2 zu Bekleidung eines geistlichen Amtes unfähig ist. 

S 21. Als Vorbildung zu einem geistlichen Amte wird er- 
fordert die Ablegung der Entlassungsprüfung auf einem deutschen 
Gymnasium und die Zurücklegung eines dreijährigen theologischen 
Studiums auf einer deutschen Universität. 

Bis auf weitere Bestimmung der Staatsregierung bewendet es 
jedoch bei der bisherigen Einrichtung, wornach auch Theologen, 
welche auf dem sogenannten wendischen Seminare in Prag gebildet 
worden sind, zu einem geistlichen Ainte berufen werden dürfen. 

Von den Vorschriften in Abs. 1 kann die Staatsregierung im 
einzelnen Falle aus erheblichen Gründen entbinden. 

In keinem Fulle darf zu einem geistlichen Amte berufen wer- 
den, wer in einem unter Leitung des Jeswitenordens oder einer 
diesem Orden verwandten religiösen Genossenschaft stehenden Se- 
minare seine Vorbildung erlangt hat. 

S 22. Kandidaten, welche nicht ihre Vorbildung nach $ 21, 


464 


Abs. 1 dargethan haben, müssen eine besondere wissenschaftliche 
Prüfung bestehen. 

Diese Prüfung ist mit der theologischen Amtsprüfung zu ver- 
binden und darauf zu richten, ob sich der Kandidat die für seinen 
Beruf erforderliche allgemeine wissenschaftliche Bildung erworben habe. 

Die Prüfung erfolgt óffentlich, unter Theilnahme eines von der 
Staatsregierung ernannten Kommissars. 

Ueber den Erfolg der wissenschaftlichen Prüfung entscheidet 
die Prüfungskommission für die theologische Amtsprüfung im Verein 
mit dem Kommissar der Staatsregierung, bei Meinungsverschieden- 
heiten zwischen beiden die letztere. 

8 24. Zu einem geistlichen Amte darf nicht berufen werden, 
wer wegen eines Verbrechens oder Vergehens, das im Deutschen 
Strafgesetzbuche mit Zuchthaus oder dem Verluste der bürgerlichen 
Ehrenrechte oder dem der óffentlichen Aemter bedroht ist, verurtheilt 
worden ist oder sich in Untersuchung befindet. 

Auch darf die Staatsregierung den zu einem geistlichen Amte 
Gewählten zurückweisen, wenn wider ihn auf Grund seines bisherigen 
Verhaltens die Annahme gerechtfertigt ist, dass er den Staatsgesetzen 
oder den innerhalb ihrer gesetzlichen Zustündigkeit erlassenen An- 
ordnungen der Obrigkeit entgegenwirken oder den óffentlichen Frie- 
den stóren werde. 

S 25. Jede Erledigung eines geistlichen Amtes, desgleichen 
jede Ernennung zu einem geistlichen Amte ist der Staatsregierung 
von der katholisch-geistlichen Behörde des Bezirks sofort anzuzeigen. 

Der Anzeige über die Ernennung sind die zur Prüfung nach 
88 19 ff. erforderlichen Unterlagen beizufügen. 

Erst wenn darauf von der Staatsregierung eróffnet worden ist, 
dass den Erfordernissen dieses Gesetzes genügt ist, darf die Ueber- 
tragung des geistlichen Amtes an den Ernannten geschehen. 

Eine den Vorschriften dieses Gesetzes zuwider erfolgte Ueber- 
tragung eines geistlichen Amtes gilt in allen staatlichen Beziehungen 
als nicht geschehen. 

S 26. Die Vorschriften in 88 19 bis 25 kommen zur An- 
wendung, gleichviel, ob das Amt dauernd oder widerruflich über- 
tragen werden, oder nur eine Stellvertretung oder Hülfsleistung in 
demselben stattfinden soll. 

Auch einzelne geistliche Amtshandlungen dürfen nur von Per- 
sonen vorgenommen werden, welche zu einem hierzu ermächtigenden 
Amte oder zur Stellvertretung oder zur Hilfsleistung in einem solchen 
Amte unter Beobachtung der SS 19 bis 25 berufen worden sind. 
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8 34. Strafbestimmung [s. Ziff. 326]. 

Anmerkung: Die Motive des Entwurfs zu diesem Gesetz be- 
merken hierzu (Landtagsakten 1875/76, Königl. Dekrete Bd. IV, 
S. 198): | 

»Aus den Bestimmungen des Paragraphen folgt unter 
Anderem, dass auch Hausgeistliche innerhalb des Kónig- 
reichs nur zugelassen werden können, wenn sie den staat- 
lichen Erfordernissen in $$ 19 ff. entsprechen, und dass 
dies der Fall, von der Staatsregierung nach 8 25 Abs. 3 
ausdrücklich festgestellt worden ist. Nur das Erforder- 
niss der besonderen wissenschaftlichen Prüfung nach S 25 
füllt bei ihnen weg, da sie keine Amtsprüfung zu be- 
stehen haben.« 

Bei der Deputations-Berathung in der zweiten Kammer er- 
läuterte die Regierung diese Bestimmung dahin: 

»Dass Abs. 2 des $ 26 sich auf solche Privatgeistliche 
beziehe, welche zugleich den Charakter von Pfarrgehülfen 
haben oder thatsächlich beanspruchen, dass dagegen eigent- 
liche Hausgeistliche d. h. solche Geistliche, welche ein 
Familienhaupt bloss zur Seelsorge für sich und die mit 
ihm ein und dieselbe Haushaltung bildenden Personen, ein- 
schliesslich seiner mit ihm in demselben Haus wohnhaften 
Dienerschaft, angenommen hat, den Vorschriften der $$ 19 
bis 25 nicht unterliegen.« 

Der Deputationsbericht fügt der Mittheilung dieser Erläuterung 
bei (Landtagsakten 1875/76, Berichte der II. Kammer, Bd. IV S. 20): 

»Die Deputation hat anzuerkennen, dass bei Hausgeist- 
lichen der zuletzt gedachten Art von einem eigentlichen 
geistlichen Amte keine Rede sein könne, und dass diese 
Hausgeistlichen, wenn und solange sie sich auf die be- 
zeichnete Privatthätigkeit innerhalb einer und derselben 
einzelnen Familie beschränken, zu dieser Thätigkeit staat- 
licher Genehmigung nicht bedürfen. Der Deputation er- 
scheint dies eine unbestreitbare Konsequenz der in der Ver- 
fassungsurkunde gewährleisteten Gewissensfreiheit zu sein.« 

Bei der Berathung des $ 26 in der ersten Kammer am 29. Juni 
1876 sagte Bischof Bernert (Mittheilungen über die FRCOMUIUORSUE 
Bd. I, S. 1047): 

»Für die Vornahme einzelner geistlicher EET 
lungen möchten doch nicht dieselben Bedingungen statuirt 
werden, wie für solche Geistliche, die bleibend in Sachsen 
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angestellt werden sollen. Es kommen so viele fremde Geist- 
liche auf der Heise nach Sachsen, die auch hier die 
heilige Messe lesen wollen. Es wäre doch eine Härte, 
es nicht zu gestatten, hier Messe zu lesen, da solches 
allenthalben Geistlichen, die sich gehörig ausweisen, ge- 
stattet wird. Desgleichen ist es ein Bedürfniss, für die 
Seelsorge fremder Arbeiter mitunter Sorge gu tragen und 
es ist mir bekannt, dass protestantische Geistliche aus 
Böhmen auch nach Sachsen kommen, um einen Gottesdienst 
für die Arbeiter zu halten. Durch diesen Paragraphen 
jedoch wird gane ausgeschlossen sein, einen fremden 
2. B. den der csechischen Sprache mächtigen Geistlichen 
für dergleichen Amishandlungen herbeisurufen. Ich würde 
also da bitten, dass das irgendwie berücksichtigt werden 
móchte.« x | 
Der Staatsminister Dr. v. Gerber entgegnete, die Bestimmung 
sei nothwendig, um eine wirkliche Ordnung aufrecht zu erhalten. 
Härten können durch Nachlass von Ausnahmen, der ja einigermassen 
in dem citirten Paragraphen gestattet sei, vermieden werden. 
Der $ 26 wurde hierauf unverändert nach der Regierungsvor- 
lage angenommen; in der zweiten Kammer hat eine Erörterung über 
diese Bestimmung nicht stattgefunden. 


Baden. 


377. Gesetz vom 9. Oktober 1860, betreffend die rechtliche 

Stellung der Kirchen und kirchlichen Vereine im Staate; ab- 

geändert durch Gesetze vom 19. Februar 1874, 5. März 1880 
und 5. Juli 1888. 


II. Besondere Bestimmungen über die rechtliche Stellung der ver- 
einigten evangelisch-protestantischen und der römisch-katholischen 
Kirche. 


8 8. Die Kirchenämter werden durch die Kirchen selbst ver- 
liehen, unbeschadet der auf öffentlichen oder auf Privatrechtstiteln 
wie insbesondere dem Patronate beruhenden Befugnisse. 

8 9. Die Kirchenämter können nur an solche vergabt werden, 
welche das badische Staatsbürgerrecht .besitzen oder erlangen und 
nicht von der Staatsregierung unter Angabe des Grundes als ihr in 
bürgerlicher oder politischer Beziehung missfällig erklärt werden. 

Die Zulassung zu einem Kirchenamt oder zur öffentlichen Aus- 
übung kirchlicher Funktionen ist durch den Nachweis einer allge- 
meinen wissenschaftlichen Vorbildung bedingt. 
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Dazu wird regelmässig erfordert, dass der Kandidat Zeugnisse 
über die von ihm bestandene Abiturienten- bezw. Maturitätsprüfung 
und den dreijährigen Besuch einer deutschen Universität, sowie 
darüber vorlegt, dass er während seines Universitätsstudiums Vor- 
lesungen aus dem Lehrkreise der philosophischen Fakultät in dem- 
selben Umfange, wie für die Studirenden der Rechtswissenschaft, der 
Medizin und des Kameralfaches vorgeschrieben ist, mit Fleiss ge- 
hört habe. 

Vom dreijährigen Besuch einer deutschen Universität darf der 
nicht dispensirt werden, welcher seine Studien an einer Anstalt ge- 
macht hat, an der Jesuiten oder Mitglieder anderer verwandter 
Orden (Reichsgesetz vom 4. Juli 1872) lehren. 

Das Nähere wird durch Regierungsverordnung bestimmt. In 
gleicher Weise wird festgestellt, in wie weit und unter welchen 
Voraussetzungen auswärtigen Geistlichen die öffentliche Ausübung 
kirchlicher Funktionen aushülfsweise und vorübergehend gestattet ist. 

Die Bestimmungen dieses Paragraphen finden auch Anwendung 
auf den Kapitularvikar, den Generalvikar, die ausserordentlichen 
Räthe und Assessoren des Ordinariates, auf die Vorsteher und Lehrer 
des Seminars. p 
Straf bestimmungen. 

8 16a. Wegen Verletzungen der Vorschriften dieses Gesetzes 
werden bestraft : 

1. derjenige Geistliche, welcher kirchliche Funktionen, die ihm 
unter Verletzung der gesetzlichen Bestimmungen übertragen 
worden sind, öffentlich ausübt, mit einer Geldstrafe von 
60 bis 300 Mark, bei einer zweiten Wiederholung mit Ge- 
fängniss von 3 bis 6 Monaten; 

2. der kirchliche Obere, welcher einem Geistlichen, entgegen 
der gesetzlichen Vorschrift, ein Kirchenamt bezw. kirchliche 
Funktionen überträgt, oder einem gesetzlich Unfähigen die 
kirchliche Einsetzung ertheilt, mit einer Geldstrafe von 300 
bis 1500 Mark, bei einer zweiten Wiederholung mit Ge- 
fängniss von sechs Monaten bis zu einem Jahr; 
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378.  Landesherrliche Verordnung vom 1. April 1880, 
betreffend den Nachweis der allgemein wissenschaftlichen 
Vorbildung der Geistlichen. 


Zum Vollzuge des Gesetzes vom 5. März 1880 über die allge- 
meine wissenschaftliche Vorbildung der Kandidaten des geistlichen 
30 * 
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Standes haben Wir nach Auhórung Unseres Staatsministeriums be- 
schlossen und verordnen, wie folgt: 

. 81. Niemand darf als Geistlicher der katholischen und der 
evangelisch-protestantischen Kirche mit einem nicht bloss vorüber- 
gehende öffentliche Ausübung kirchlicher Funktionen erfordernden 
Amte im Grossherzogthum betraut werden, bevor die in Artikel 1 
des Gesetzes vom 5. März 1880 bezeichneten Nachweisungen [s. Ge- 
setz vom 9. Oktober 1860 § 9 Abs. 3] dem Ministerium des Innern 
vorgelegt und von diesem als genügend anerkannt worden sind, be- 
ziehungsweise bevor bei etwaigem Mangel gesetzlicher Erfordernisse 
aus besonderen Gründen durch das Staatsministerium Dispensation 
ertheilt ist. 

8 2. Die Vorschrift des 8 1 kommt zur Anwendung, gleich- 
viel ob das Amt dauernd oder widerruflich übertragen worden, oder 
nur eine Stellvertretung oder Aushülfeleistung in demselben statt- 
haben soll. 

8 3. In dringenden Fállen kann eine vorübergehende Stell- 
vertretung oder Aushülfeleistung auch solchen Geistlichen, bezüglich 
deren die Voraussetzungen des S 1 nicht vorliegen, einstweilen und 
vorbehaltlich des Einspruchs des Ministeriums des Innern übertragen 
werden. 

Dem Ministerium des Innern ist in solchen Fällen von der 
Stellvertretung bezw. Aushülfeleistung unter Angabe des Anlasses, 
sodann des Namens, des Wohnsitzes und der sonstigen Dieuststellung 
des damit beauftragten Geistlichen jeweils sofortige Anzeige zu er- 
statten. 

§ 4. Eine nur vorübergehende Stellvertretung oder Aushülfe- 
leistung kann das Ministerium des Innern — auf vorherige Anfrage 
oder durch Unterlassung des Einspruches auf die nach 8 3 Absatz 2 
erstattete Anzeige — auch solchen Geistlichen gestatten, welche hin- 
sichtlich ihrer allgemein wissenschaftlichen Vorbildung nicht allen 
Anforderungen, die das Gesetz als Regel stellt, entsprechen. 

S 5. Weder eine Vorlage nach § 1, noch einer Anzeige nach 
8 3 Abs. 2 dieser Verordnung bedarf es für die Ausübung einzelner 
kirchlicher Handlungen durch auswärtige, bloss vorübergehend im 
Grossherzogthum sich aufhaltende Geistliche, wenn die betreffenden 
Handlungen weder in Ausübung eines geistlichen Amtes im Sinne 
der $$ 1 und 2, noch als Stellvertretung oder Aushülfe in der Seel- 
sorge nach $ 3 dieser Verordnung, sondern nur als eigene Andachts- 
übungen des Geistlichen stattfinden (z. B. bei sogenannten Privat- 
messen). 
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8 6. Den Geistlichen oder Kandidaten des geistlichen Standes, 
welehe auf Grund der nach Vorschrift des Gesetzes erbrachten Nach- 
weisungen oder auf Grund erwirkter Dispensationen zu einem Kirchen- 
amte oder zur stándigen óffentlichen Ausübung kirchlicher Funktionen 
im Gebiet des Grossherzogthums staatlich zugelassen sind, stellt das 
Ministerium des Innern hierüber Beurkundung aus. 

Die Namen derselben werden im Staatsanzeiger bekannt gemacht. 


Hessen. 


379. Verordnung vom 23. Februar 1850, betreffend die 
Staatsaufsicht über neue Religionsgemeinschaften und über 
Verhandlungen zu kirchlichen Zwecken (Reg. Bl. S. 99). 


8 6. Behufs der Annahme von Geistlichen oder Religions- 
lehrern haben die Vorsteher neuer Religionsgemeinschaften der be- 
treffenden Regierungskommission Vorlage über die Heimath, die 
Ausbildung, das seitherige sittliche und bürgerliche Verhalten der- 
selben zu machen. | 

Unser Ministerium des Innern, welches die Entschliessung 
hierauf zu ertheilen hat, kann die Zulassung zu den Verrichtungen 
eines Geistlichen oder Religionslehrers versagen, wenn die von der 
Religionsgemeinschaft hierfür in Aussicht genommenen Personen sich 
eines unsittlichen Lebenswandels schuldig gemacht, oder auffallende 
Niehtachtung der Gesetze oder der bürgerlichen Ordnung, oder der 
Rechte anderer Religionsparteien zu erkennen gegeben haben, oder 
wenn ihnen die zu einem derartigen Berufe erforderliche Bildung 
abgeht. 

Wenn die Geistlichen oder Religionslehrer nicht an dem Orte, 
wo die Gemeinschaft ihren Sitz hat, wohnen sollen, so ist dieses 
anzuzeigen, und es kann die Zulassung verweigert werden, wenn der 
Wohnort im Auslande oder nicht in Zweck entsprechender Nähe 
zu dem Sitze der Gemeinschaft liegt. 

Mit der Verweigerung sind die Gründe und die Thatsachen, 
auf welche sich dieselben stützen, den Betheiligten zu eröffnen. 
Liegt kein Anstand vor, so ist auszusprechen, dass der Uebernahme 
der Verrichtungen von Staatswegen nichts entgegenstehe. 

S 7. Das Auftreten herumreisender Geistlichen oder Prediger 
ist nur mit Gestattung Unseres Ministeriums des Innern zulässig. 

S 10. Wenn Geistliche oder Religionslehrer in ihren Vor- 
trägen für Erwachsene oder in der Unterweisung der Jugend die im 
8 8. [s. zu $ 5 des Antrages] erwähnten, vom Staate zu wahrenden 
Rücksichten bei Seite setzen, oder wenn sie sich ein Betragen zu 
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Schulden kommen lassen, welches nach 8 6 die Verweigerung ihrer 
Zulassung nothwendig machen würde, so hat, abgesehen von straf- 
rechtlicher Verfolgung, wenn im geeigneten Falle vorzunehmende 
Warnungen nicht fruchten, Unser Ministerium des Innern nach ge- 
hóriger Ermittlung der Thatsachen die Einstellung der Verrichtungen 
jener Geistlichen oder Religionslehrer zu verfügen. Eine solche 
Verfügung ist stets mit Auseinandersetzung der Gründe und That- 
sachen, auf welchen sie beruht, zu begleiten. 

$ 15. Nehmen Geistliche oder Religionslehrer die ihnen als 
solchen zukommenden Verrichtungen vor, ehe ihre Zulassung erfolgt 
und ihuen eróffnet ist, oder nachdem sie versagt oder die Einstellung 
ihrer Verrichtungen verfügt worden ist, so ist die noch nicht aus- 
gesprochene Zulassung zu versagen und sowohl gegen Geistliche und 
Religionslehrer, als auch gegen Vorsteher, wenn die Verrichtungen 
mit deren Zustimmung stattgefunden haben, eine Geldstrafe von 20 
bis 100 Gulden zu erkennen. 

Anmerkung: Ueber die fortdauernde Geltung dieser Vor- 
schriften: Dr. Arthur Schmidt, kirchenrechtliche Quellen des Gross- 
herzogthums Hessen, Ergänzungsheft; Giessen 1895, S. 6 ff. 


380. Verordnung vom 24. Dezember 1860, betr. die Behand- 
lung der im Grossherzogthum lebenden Mennoniten in ihren 
kirchlichen und religiösen Verhältnissen (Reg. Bl. 1861, S. 9). 


Artikel 1. Die von Mennoniten angenommen werdenden wirk- 
lichen Prediger sind nur dann zur Ausübung ihrer Funktionen 
befugt und zugelassen, wenn sie ihre Anerkennung als solche bei 
Unserem Ministerium des Innern erwirkt haben. | 


Artikel 2. Ausländische Mennonitenprediger oder  Aelteste 
haben in bürgerlicher Beziehung 
a) bei temporärem Aufenthalt im Grossherzogthum um des- 
fallsige Erlaubniss bei dem betreffenden Kreisamte, 
b) bei fester Anstellung an einer inländischen Mennonitenge- 
meinde um die Ertheilung des Inlünderrechtes nachzu- 
suchen. 


381. Gesetz vom 5. Juli 1887, betreffend die Vorbildung 
und Anstellung der Geistlichen. 


 Arükel 1. Ein Kirchenamt, welches mit einem Geistlichen zu 
besetzen ist, darf in einer der christlichen Kirchen nur einem Deut- 
schen übertragen werden, welcher seine wissenschaftliche Vorbildung 
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nach den "Vorschriften dieses Gesetzes dargethan hat und gegen 
dessen Anstellung kein Einspruch von Seiten der Staatsregierung er- 
hoben worden ist. (Art. 9.) 

Ueber die Form, in welcher der Besitz der vorerwähnten Eigen- 
schaften darzuthun ist, wird, soweit nicht dieses Gesetz darüber Vor- 
schriften enthält, Unser Ministerium des Innern und der Justiz das 
Erforderliche bestimmen. 

Artikel 3. Die Vorschriften über das Erforderniss der deutschen 
Staatsangehörigkeit und über die wissenschaftliche Vorbildung der 
Geistlichen kommen zur Anwendung ohne Unterschied‘, ob das Amt 
dauernd oder widerruflich übertragen, oder nur eine Stellvertretung 
oder Hülfeleistung in demselben stattfinden soll. 

Artikel 12. Die Uebertragung der Funktionen eines kirch- 
lichen Amtes, welche unter Verletzung der gesetzlichen Bestimmungen 
erfolgt, gilt als nieht geschehen, und es ist daher die Interkalar- 
verwaltung der betreffenden Pfründe anzuordnen oder, wenn solche 
bereits angeordnet ist, fortzusetzen. 

Der Geistliche, welcher die Funktionen eines kirchlichen Amtes, 
die ihm unter Verletzung der gesetzlichen Bestimmungen übertragen 
worden sind, oder die er, ohne dass den gesetzlichen Erfordernissen 
genügt ist, übernommen hat, Öffentlich ausübt, wird mit Geldstrafe 
bis zu 300 Mark bestraft. 

Der kirchliche Obere, welcher einem Geistlichen mit Verletzung 
der gesetzlichen Bestimmungen ein Kirchenamt oder die Funktionen 
eines kirchlichen Amtes überträgt, wird mit Geldstrafe von 300 bis 
1500 Mark bestraft. 

Artikel 14. Die vorübergehende Ausübung einzelner kirchlicher 
Handlungen unterliegt den Strafbestimmungen dieses Gesetzes nicht. 


Oldenburg. 
382. Revidirtes Staatsgrundgesetz vom 22. November 1852. 


Artikel 79. Die den Religionsgenossenschaften zustehende Wahl, 
Ernennung oder Einsetzung ihrer Beamten und Diener erfordert von 
Seiten der Staatsgewalt nur die Gutheissung nach Massgabe der Ge- 
setze oder Verträge. 

Braunschweig. 


383. Gesetz vom 10. Mai 1867, betreffend die Ordnung der 
kirchlichen Verhältnisse der Katholiken im hiesigen Lande. 


$8 15. Dem katholischen Geistlichen soll der Besuch der katho- 
lischen Kranken und die Administration der Sacra in deren Häuser 
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nicht bloss an den im 8 1 unter 1a bezeichneten Orten (Braunschweig, 
Wolfenbüttel, Helmstedt), sondern auch, wenn er überhaupt zu kirch- 
lichen Amtshandlungen im hiesigen Lande zugelassen ist, an anderen 
Orten ohne Weiteres zustehen. 

8 22. Bevor ein katholischer Geistlicher nach Unserer vor- 
gängigen Bestätigung im Amte bei der katholischen Kirche in deu 
in 8 1 unter la bezeichneten Orten (Braunschweig, Wolfenbüttel, 
Helmstedt) sein Amt antritt und seine Amtsthätigkeit beginnt, hat 
derselbe jedes Mal vor dem betreffenden Stadtmagistrate zu Protokoll 
anzugeloben, dass er diesem Gesetze getreulich nachkommen werde. 


8 23. Andere katholische Geistliche sind zur Vollziehung der 
in diesem Gesetze erwähnten kirchlichen Amtshandlungen im hiesigen 
Lande erst dann berechtigt, wenn jene ihnen auf Ansuchen vom 
Herzoglichen Staatsministerio gestattet ist, und nachdem sie gleich- 
falls das im $ 22 vorgeschriebene Angelóbniss zu Protokoll bei der 
betreffenden Herzoglichen Kreisdirektion oder in einer sonstigen öffent- 
lichen Urkunde abgegeben haben. 

8 24. Katholische Geistliche, welche, obne dazu berechtigt 
zu sein, kirchliche Amtshandlungen im hiesigen Lande vollziehen, 
verfallen der Bestrafung nach Massgabe der Landesgesetze. 


384. Gesetz vom 27. November 1872, betreffend die Publi- 
kation der neuen Redaktion des Gesetzes vom 22./31. Dezem- 
ber 1870 wegen Bestrafung der Polizeiübertretungen. 


8 11. Mit Geldstrafe von 30 bis 150 Æ oder mit Haft wer- 
den bestraft: 
3. katholische Geistliche, welche, ohne dazu berechtigt zu 
sein, kirchliche Amtshandlungen in den hiesigen Landen 
_ vollziehen, sofern die Bestimmungen des Reichs-Strafgesetz- 
buchs keine Anwendung finden. 


Rechtsfall: Im Jahre 1890 wurde der katholische Pfarrer B. 
in Lamspringe zu einer schwerkranken, hochbetagten katholischen 
Frau nach dem benachbarten braunschweigischen Dorfe Helmsche- 
rode gerufen, damit er derselben die Sterbesakramente spende. Die 
im 8 23 des Gesetzes vom 10. Mai 1867 verlangte ministerielle 
Vollmacht einzuholen, war, da Gefahr im Verzuge war, dem Geist- 
lichen nieht möglich. Der Geistlicbe machte sich sofort auf den 
Weg und versah die Frau. Auf Anzeige des evangelischen Konsi- 
storiums wurde Pfarrer B. wegen seiner Verfehlung gegen das Gesetz 
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mit 40 Æ Geldstrafe bestraft. Ein Gesuch, die Strafe im Gnaden- 
wege zu erlassen, wurde abschlägig beschieden. 

Vgl. »Juristische Rundscbau«, Frankfurt 1891, Heft 4/5, 
S. 51—52. 


Sachsen-Koburg. 


385. Regulativ vom 24. Juni 1813 für die kirchliche Ver- 
fassung der katholischen Glaubensgenossen im Herzogthum 
Koburg. 


8 29. Ohne vorgängige besondere landesherrliche Erlaubniss 
darf ausser dem angestellten Pfarrer Niemand im Lande geist- 
liche Verrichtungen vornehmen, und wenn der katholische Pfarrer 
in irgend einem Falle einen Stellvertreter nöthig hat: so muss er 
dieses zuvörderst dem Herzoglichen Konsistorium zur Genehmigung 
anzeigen und übrigens für des Stellvertreters Person und Handlungen 
einstehen. 

8 30 (s. Ziffer 399). 


Sachsen-Gotha. 


386. Regulativ vom 23. August 1811 für die kirchliche Ver- 
fassung der rómisch-katholischen Glaubensgenossen im Herzog- 
thum Gotha (s. Archiv für kathol. Kirchenrecht, Bd. 36, S. 215). 


S 22. Es darf überhaupt Niemand geistliche Verrichtungen 
vornehmen, wenn er nicht in irgend einer inländischen Diözese zu 
solchen wirklich angestellt ist oder dazu mit Genehmigung des Landes- 
herrn die besondere Erlaubniss erhalten hat. 


Anhalt-Bernburg. 


387. Gesetz vom 13. Februar 1851, betreffend die Staatsauf- 
sicht über neue Religionsgenossenschaften, deren Versamm- 
lungen etc. 

S8 7. Das Auftreten umherreisender Geistlichen oder Prediger 
ist nur mit Genehmigung der Regierung zulässig. 


Lübeck. 


388. Regulativ vom 14. Juli 1841 für die rómisch-katholische 
Gemeinde zu Lübeck. 


Artikel 13. Ohne dem Senate vorgängig gemachte Anzeige 
und dessen erfolgte Genehmigung darf der Geistliche keinen Ge- 
hülfen noch Stellvertreter, mag solcher von ihm selbst gewählt oder 
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ihm von seinem Vorgesetzten zugeordnet sein, zu der Ausübung 
irgend einer Amtshandlung zulassen. 


Elsass-Lothringen. 
389. Organische Artikel vom 8. April 1802 (18. Germinal X). 


Artikel 27. Die Pfarrer können keine Berufshandlung vor- 
nehmen, bevor sie den durch das Konkordat vorgeschriebenen Eid 
in die Hände des Präfekten geleistet haben. 

Artikel 31. Die Vikare und Hülfspfarrer üben ihren Beruf 
unter Aufsicht und Leitung der Pfarrer. 

Sie werden vom Bischof ernannt und kónnen von ihm ab- 
berufen werden. 

Artikel 32. Ohne Erlaubniss der Regierung kann ein Fremder 
keine geistlichen Berufshandlungen ausüben. 

Artikel 33. Allen Geistlichen, selbst wenn.sie die franzósische 
Staatsangehórigkeit besitzen, ist jede Amtshandlung überhaupt unter- 
sagt, so lange sie nicht einer bestimmten Diözese angehören. 

Artikel 63. Die Hülfspfarrer werden von den Bischöfen ernannt. 


390. Gesetz über die Organisation der Kulte (organische Ar- 
tikel der Protestanten) vom 18. Germinal X. 


Artikel 1. Niemand kann geistliche Berufshandlungen vor- 
nehmen, wenn er nicht Franzose ist. 


XI. Staatliche Vorschriften über Aufnahme in eine Religions- 
gemeinschaft, sowie über Taufe, kirchliche Trauung und 
kirchliches Begrübniss. 

(S 8 des Initiativantrages.) 


1. Staatliehe Vorschriften über Aufnahme in eine Religions- 
gemeinsehaft. 


Preussen. 


301. Hannoversche Verordnung vom 31. Juli 1826 über die 
religióse Erziehung der Kinder, deren Eltern verschiedener 
Konfession sind, sowie auch der Findlinge. 


$. 9. Bei namhafter, nach den Umständen zu ermässigender 
Strafe darf kein Geistlicher ein Kind, welches sein 14. Jahr noch 
nicht vollendet hat, zur Annahme oder zum Öffentlichen Bekennt- 
nisse einer anderen Religion zulassen, als worin dasselbe den vor- 
stehenden gesetzlichen Bestimmungen [s. zu 8 1 des Antrages] ge- 
mäss bis dahin zu erziehen gewesen ist. 
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Sachsen. 

Mandat vom 20. Februar 1827, betreffend den Uebertritt von 
einer christlichen Konfession zur anderen; 88 5, 7 (s. Ziffer 130). 
Sachsen-Weimar. 

Gesetz vom 10. Februar 1864, betreffend die kirchlichen 
Dissidenten, 8 11, (s. Ziffer 144). 
Oldenburg. 


Normativ vom 5. April 1831 für die Wahrnehmung des lan- 
desherrlichen Hoheitsrechts über die rómisch-katholische 
Kirche, $ 41 (s. Ziffer 145). 


Braunschweig. 


Gesetz vom 10. "Mai 1867, betreffend die Ordnung der kirch- 
lichen Verhältnisse der Katholiken, § 14 (s. Ziffer 146). 


Sachsen-Altenburg. 


Verordnung vom 24. Januar 1851, betreffend die Bildung 
neuer Religionsgemeinschaften, 88 3, 4, 22, 27 (s. Ziffer 148). 


Anhalt-Bernburg. 


Gesetz vom 13. Februar 1851, betr. die Staatsaufsicht über 
neue Religionsgemeinschaften etc., 88 4, 15, 19 (s. Ziffer 150). 


Lippe. 


Verordnung vom 24. Dezember 1889, betreffend die Regelung 
der evangelisch - protestantischen Parochialverhältnisse, § 8 
(s. Ziffer 158). 


2. Staatliche Vorschriften über Taufe, kirchliche Trauung 
und kirchliches Begräbniss. 


Sachsen. 


392. Gesetz vom 1. November 1836, betreffend die Ehen 

unter Personen evangelischen und katholischen Glaubens- 

bekenntnisses und die religiöse Erziehung der von Eltern 
solcher verschiedener Konfessionen erzeugten Kinder. 


8 5. Die Taufe der in einer gemischten Ehe erzeugten Kinder 
steht dem Geistlichen der Konfession des Vaters, und nur dann, 
wenn nach einer gültigen Uebereinkunft der Eltern das Kind in der 
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Konfession der Mutter erzogen werden soll, dem Geistlichen dieser 
Konfession zu. 

Anmerkung: Uneheliche Kinder sind stets von dem Geistlichen 
der Konfession der Mutter zu taufen, selbst wenn diese Kinder von 
dem einer anderen Konfession angehörigen unehelichen Vater in 
dessen Konfession erzogen werden sollen und alle gesetzlichen Vor- 
aussetzungen zur Erziehung in dieser anderen Konfession vorhanden 
sind. So eine Verfügung des Kultusministeriums vom 29. April 
1847, welche damit begründet wird, dass die Parochialität als ein 
Verhältniss des öffentlichen Rechts anzusehen sei, welches möglichst 
aufrecht zu erhalten und jedenfalls nicht weiter auszudehnen sei, als 
dies die Berücksichtigung der Gewissensfreiheit erfordere, welch’ 
letztere aber, weil die Taufe noch keineswegs über die religiöse 
Erziehung selbst entscheide, dadurch nicht beeinträchtigt erscheine. 
Vgl. v. Seydewitz, Codex des im Königreich Sachsen geltenden Kir- 
chen- und Schulrechts, 3. Aufl. 1890, S. 205, Note 15. 


Das Gesetz vom 2. November 1848 


über die Rechtsverhältnisse der deutsch-katholischen Glaubensge- 

nossen unterstellt in 8 11 die Deutsch-Katholiken den Landesge- 

setzen und Verordnungen über die Taufe; es findet somit auch das 
Gesetz vom 1. November 1836 auf sie Anwendung. 


303. Verfügung des Kultusministeriums vom 29. Mai 1839. 


gestattet den in Dresden lebenden Engländern anglikanischen Gottes- 
dienst (s. Ziffer 204) und bestimmt über die Ministerialbandlungen 
des englischen Geistlichen Folgendes: 


Der englische Prediger ist zur Verrichtung von Ministerial- 
handlungen berechtigt, wenn dieselben Engländer allein betreffen ; 
er darf Kinder taufen, deren beide Eltern Englánder sind, und darf 
einen "Engländer nit einer Engländerin trauen, ohne dass die Be- 
treffenden Stolgebübren an die Parochialkirche zu entrichten hátten. 
Ebenso wird nicht verhindert, dass, wenn Engländer mit Tod ab- 
gehen und auf einem Kirchhof für evangelisch-lutherische Gemeinde- 
mitglieder beerdigt werden sollen, der englische Prediger die Be- 
erdigung nach englischem Ritus vollzieht, obschon in solchen Be- 
gräbnissfällen die Angehörigen der Verstorbenen sich nicht ent- 
brechen können, die geordneten Stolgebühren zu zahlen. Dahingegen 
müssen in Fällen, wenn ein Engländer eine sächsische Unterthanin 
oder umgekehrt ein sächsischer Unterthan eine Engländerin ehe- 
licht, hinsichtlich des sächsischen Verlobten die vorgeschriebenen 
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Erörterungen seitens des Parochialgeistlichen angestellt, hiernächst 
in der Parochialkirche die Aufgebote veranstaltet werden und der 
englische Prediger kann erst dann zur Vollziehung der Trauung 
für bevollmächtigt angesehen werden, wenn der sächsische Unter- 
than die Erfüllung aller dieser Bedingungen und die Entrichtung 
der Stolgebühren durch ein Zeugniss des Parochialgeistlichen, in 
welchem derselbe zugleich die Vollziehung der Trauung dem eng- 
lischen Prediger überlässt, nachgewiesen hat. 

Vgl. v. Seydewitz, Codex des im Königreich Sachsen geltenden 
Kirchen- und Schulrechts, 3. Aufl. 1890; S. 153. 


394. Durch Verfügung des Kultusministeriums v. 1. April 1862 


ist in Dresden für die daselbst sich aufhaltenden Russen griechisch- 

katholischer Konfession die Einrichtung eines regelmässigen griechisch- 

katholischen Privat- oder Hausgottesdienstes, sowie die Annahme 

eines eigenen Geistlichen hiezu unter folgenden Bedingungen ge- 
stattet worden: 

a) Diesem Geistlichen steht die Vollziehung von Taufen und 
Trawungen nur in denjenigen Fällen zu, wo beide Eltern bezw. Ver- 
lobte dem griechisch-katholischen Glaubensbekenntnisse angehören, 
nicht aber auch dann, wenn nur eines der beiden Eltern bezw. Ver- 
lobten dem letztern angehört, es wäre denn, dass ihm letetern Falls 
die Vollziehung der beregten Handlung ausdrücklich von dem be- 
treffenden Parochialgeistlichen überlassen worden wäre. Dabei soll 
eine Verpflichtung der Betheiligten zur Entrichtung von Stolge- 
bühren an die Parochialkirche in jenem Falle, wo hienach der frag- 
liche Geistliche zur Verrichtung der Taufe bezw. der Trauung an 
sich und ohne Weiteres für befugt anzusehen, nicht, wohl aber in 
dem zuletzt angedeuteten Ausnahmefall stattfinden. 

b) Bei vorkommenden Beerdigungen griechisch-katholischer 
Glaubensverwandten soll dem mehrberegten Geistlichen im Allge- 
meinen verstattet sein, die Verstorbenen zur Ruhe zu begleiten und 
nach dem Ritus seiner Kirche die Beerdigung zu vollziehen. Es 
haben aber auch in solchen Begräbnissfällen die Angehörigen der 
Verstorbenen die geordneten Gebühren an die Parochialkirche zu 
erlegen. 

c) Der Geistliche hat von allen ihm nachaulassenden Taufen, 
Trauungen und Beerdigungen der Parochialgeistlichkeit unter gleich- 
zeitiger Mittheilung der zur Eintragung in das Kirchenbuch erfor- 
derlichen Notizen und Zeugnisse sofortige Anzeige zu machen. 

v. Seydewitz, Codex des im Königreich Sachsen geltenden 
Kirchen- und Schulrechts, 3. Aufl. 1890, S. 107. 
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Mecklenburg -Schwerin. 


395. Verordnung vom 25. Januar 1811. 


Wenn Wir im Gefolge Unseres, im Jahre 1808 geschehenen 
Beitritts zum Rbeinbunde der deutschen Fürsten, die von denjenigen 
Unserer Einwohner, welche sich zur rómisch-katholischen Religion 
bekennen, reklamirte Religionsfreiheit und Gleichstellung mit Unseren 
evangelisch-lutherischen Unterthanen in der Maasse Landesherrlich 
bestimmt und festgesetzt haben, dass 

I. Die Proklamation katholischer Brautleute, sobald beide oder 
einer von ihnen sich zur Zeit solcher Proklamation ausser- 
halb Unserer Stadt Schwerin wesentlich aufhalten, nach 
wie vor in einer lutherischen Kirche geschehen soll, so 
lange es in Unseren Landen, ausserhalb gedachter Unserer 
Stadt Schwerin, keine katholische Kirche- giebt. Hingegen 
wenn beide Brautleute katholisch sind, und sich in der 
Stadt Schwerin wesentlich aufhalten, die Proklamation ferner 
picht in der lutherischen, sondern bloss in der katholischen 
Kirche beschaffet, auch die Kopulation dem katholischen 
Prediger sodann unter allen Umständen ausschliesslich 
überlassen werden soll. Dass ferner, 

II. wenn nur einer der Brautleute katholisch- und der andere 
lutherischer Religion ist, es der Wahl der Brautleute über- 
lassen sein soll, sich von dem Prediger der einen oder der 
anderen Religion kopuliren zu lassen; dass — — — 

IV. den katholischen Einwohnern Unserer Lande die öffentliche 
Beerdigung ihrer Glaubensgenossen, nach den Gebráuchen 
ihrer Kirche, auf dem Kirchhofe einer jeden Stadt- und 
Landgemeinde, oder auch die Anlegung eines besonderen 
Kirchhofs auf ihre eigenen Kosten, verstattet sein soll; nur 
dass sie dabei allen in Unseren Landen bestehenden polizei- 
lichen Anordnungen sich unterwerfen müssen ; 


so eröffnen Wir euch sothane . . . . Resolution hiedurch mit dem 
gnädigsten Befehl, danach . .. .. zu achten. 
Braunschweig. 


396. Gesetz v. 18. Mai 1864, betr. die von Katholiken und Juden 
an die evang.-protestant. Kirche zu entrichtenden Stolgebühren. 


8 5. Von allen durch katholische Geistliche zu vollziehenden 
Taufen . .. haben die Betheiligten dem inländischen evangelisch- 
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lutherischen Pfarrer, dessen Parochie sie örtlich angehören, zur 
Kenntnissnahme Meldung zu machen. Es wird von demselben über 
die Meldung schriftliche Bescheinigung ertheilt, und dürfen die er- 
wähnten kirchlichen Handlungen vor Beibringung der letzteren nicht 
vorgenommen werden, widrigenfalls sowohl der katholische Geistliche, 
als die Betheiligten, und zwar bei Taufen die Eltern resp. Vor- 
münder .... der Bestrafung nach Massgabe von $ 67 des Polizei- 
strafgesetzbuches verfallen. 

Anmerkung: An die Stelle des $ 67 des Polizeistrafgesetzbuchs 
vom 18. August 1855 (Gesetzsammlung S. 313 ff.) ist die Bestim- 
mung des $ 11, Ziffer 3 des Gesetzes vom 27. November 1872 ge- 
treten, welche zu 8 7 des Antrages angeführt ist. 


397. Gesetz vom 10. Mai 1867, betreffend die Ordnung der 
kirchlichen Verhältnisse der Katholiken im hiesigen Lande. 


8 6. Die Taufe der Kinder aus einer gemischten Ehe, welche 
nach den Bestimmungen des $ 5 katholisch zu erziehen sind, steht 
in den im $ 1 unter 1a bezeichneten Orten [Braunschweig, Wolfen- 
büttel, Helmstedt] gleich der Taufe der Kinder, welche ehelichen 
katholischen Eltern oder von unehelichen katholischen Müttern an 
diesen Orten geboren werden, dem katholischen Geistlichen zu, wo- 
gegen von dem katholischen Geistlichen die Taufe eines an jenem 
oder an anderen Orten aus einer Mischehe geborenen Kindes, wel- 
ches nach den Bestimmungen des $ 5 evangelisch zu erziehen ist, 
wie überall die Taufe der Kinder, welche ehelichen evangelischen 
Eltern oder von unehelichen evangelischen Müttern geboren werden, 
. zu vollziehen ist. 

Die im 8 5 des Gesetzes vom 18. Mai 1864 vorgeschriebene 
Meldungspflicht soll sich auf die vorstehend bezeichneten dem katho- 
lischen Geistlichen zustehenden Taufen fernerhin nicht erstrecken. 


Von einem anderen als dem zuständigen Geistlichen darf die 
Taufe eines der vorstehend bezeichneten Kinder nur in dem Falle 
vollzogen werden, dass von dem zustándigen Geistlichen Dimissorialien 
erteilt sind oder von Beibringung solcher von Uns dispensirt ist. 


Der katholische Geistliche, weleher, ohne Dimissorialien oder 
Unsere Dispensation von Beibringung derselben erhalten zu haben, 
ein Kind tauft, dessen Taufe nach der im Absatz 1 dieses 8 6 ge- 
gebenen Regel einem evangelischen Geistlichen zusteht, verfällt 
gleich dem evangelischen Geistlichen im umgekehrten Falle, einer 
an die Ortsarmenkasse des Geburtsortes des Kindes zu zahlenden 
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Strafe von zehn Thalern und ist gehalten, den Geistlichen, welchem 
die Taufgebühr entzogen ist, zu entschádigen. 

8 7. Kinder, welche an anderen als den im $ 1 unter 1a 
bestimmten Orten in einer Mischehe geboren und nach den Bestim- 
mungen des $ 5 katholisch zu erziehen sind, hat, gleich den in 
der Ehe katholischer Eliern oder von unehelichen katholischen 
Müttern an solchen Orten geborenen Kindern der evangelische 
Pfarrer zu taufen, — selbstverständlich ohne Konsequenz für ihre 
religiöse Erziehung. 

Es soll indess den Eltern beziehungsweise den unehelichen 
Müttern unbenommen sein, solche Kinder statt vom evangelischen 
Pfarrer der Gemeinde, in der sie geboren sind, von einem beliebigen, 
zu kirchlichen Amtshandlungen in hiesigem Lande berechtigten 
katholischen Geistlichen taufen zu lassen, ohne dass sie alsdann 
verpflichtet sind, Taufgebühren an den evangelischen Pfarrer zu 
zahlen ($ 2 des Gesetzes vom 13. Mai 1864); jedoch darf die Taufe 
nicht vollzogen werden, bevor nicht den Vorschriften des $ 5 des 
Gesetzes vom 18. Mai 1864 Genüge geschehen ist. 

8 9. Hinsichtlich .. . der Taufe . . der legitimirten Kinder 
sollen die in den 88 5 bis 8 gegebenen Normen unter folgenden 
näheren Bestimmungen Anwendung finden: 

2. Die Zustándigkeit des Geistlichen zur Taufe eines, Eltern 
gemischter Ehe angehórenden, legitimirten Kindes soll sich 
nicht nach dem Geburtsort des Kindes, sondern nach dem 
Aufenthalt der Mutter zur Zeit der Taufe richten. 

8 10. Eine Ausnahme von den in 8 6... wegen der Taufe 

. aufgestellten Regeln in ungewöhnlichen Verhältnissen auf 
Ansuchen des Vaters oder Vormundes zu gestatten, bleibt Unserer 
Höchsten Entschliessung vorbehalten. 

8 13. Die Befugniss zu dem Uebertritte von der Konfession, 
in welcher Jemand erzogen ist, zu einer anderen beginnt mit dem 
vollendeten vierzehnten Lebensjahr. 

Eine Dispensation von diesem Alter behuf der Theilnahme an 
solchen Religionshandlungen, durch welche sich eine Religionsge- 
meinschaft wesentlich von einer anderen unterscheidet, ist für den 
Fall, dass ein Kind einer anderen Konfession, als worin es zu erziehen 
ist, anzugehören begehrt, unzulässig, und, von welcher kirchlichen 
Stelle sie etwa auch ertheilt sein möchte, nichtig. 

Der katholische Geistliche, welcher diese Regel durch Zulassung 
jüngerer Kinder zu solchen Religionshandlungen zuwiderhandelt, 
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verfällt gleich dem evangelischen im ähnlichen Fall einer Geld- 
busse von 20 Thalern. 

8 17. Wenn unter dienstlicher Mitwirkung eines katholischen 
Geistlichen ein Begräbniss an anderen, als den im 8 1 unter la 
bezeichneten Orten Braunschweig, Wolfenbüttel, Helmstedt stattfinden 
soll, so muss von einem solchen Begräbnisse dem evangelischen 
Pfarrer zuvor Meldung gemacht, und von demselben über diese so- 
wohl, als auch darüber schriftliche Bescheinigung ertheilt sein, dass 
der Beerdigung rücksichtlich der im S 138 des Polizeistrafgesetz- 
buchs enthaltenen Bestimmungen Bedenken nicht entgegenstehen, 
resp. zu einer stillen Beerdigung (8 18) die Erlaubniss beigebracht 
sei, widrigenfalls von dem bei dem Begräbniss fungirenden katho- 
lischen Geistlichen eine Geldbusse von zehn Thalern verwirkt sein soll, 

Anmerkung: Der $ 138 des Polizeistrafgesetzbuches vom 
18. August 1855 (Gesetzsamml. S. 313 ff.) enthält allgemeine Vor- 
Schriften über Zeit und Ort der Beerdigung; an Stelle derselben 
gelten nunmehr die Bestimmungen im 8 4 des Gesetzes vom 27. No- 
vember 1872 (Gesetzsamml. 1878, S. 3 ff). 

S 18. Eine stille Beerdigung in dem Sinne, dass sie im Som- 
merhalbjahr von Ostern bis Michaelis von acht Uhr Abends bis 
sechs Uhr Morgens, und im Winterhalbjahr von sechs Uhr Abends 
bis sechs Uhr Morgens geschieht, dürfen die katholischen Geist- 
lichen bei einer Geldbusse von zehn Thalern nicht vornehmen oder 
gestatten, ohne dass die Erlaubniss der Ortspolizeibehórde dazu er- 
theilt worden ist. 

Rechtsfülle: 1. Zu 8 7: Die Bestrafung katholischer Geist- 
licher wegen Vornahme von Taufen ohne vorgángige Anmeldung 
bei dem zustándigen evangelischen Pfarrer wird ohne Rücksicht auf 
Nothfälle mit aller Strenge durchgeführt : 

Dem katholischen Pastor S. in Helmstedt wurde im Márz 1890 
angezeigt, dass am folgenden Sonntag ein Kind aus gemischter Ehe 
— Vater katholisch — von Königslutter, welcher Ort 15 Kilometer _ 
von Helmstedt entfernt ist, zur Taufe gebracht werden solle. 
Pastor S. schrieb sofort an den Vater des Kindes, dass derselbe den 
Anmeldeschein seitens des Superintendenten zu Königslutter mitzu- 
bringen habe, widrigenfals er die Taufe nach braunschweigischem 
Gesetz nicht vollziehen dürfe. Der Vater des Kindes, welcher da- 
zwischen erkrankt war, besorgte den Schein nicht. Gleichwohl wurde 
das Kind zur Taufe gebracht, und da der Pathe des Kindes viele 
Meilen Wegs gekommen war, auch das Wetter an diesem Tage das 
denkbar schlechteste war, hielt es Pastor S. für seine Gewissens- 

Archiv für Kirchenrecht; LXXXIL — 3l 
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pflicht, die Taufe vorzunehmen. Für diese Verfehlung hatte er nach 
einem Urtheil des Schöffengerichts eine Geldstrafe von 40 .# und 
die Kosten des Verfahrens im Betrage von 21 .# zu bezahlen. 

Der katholische Geistliche K. in Harzburg wurde im Jahre 1885 
wegen drei Fälle der Vornahme einer Taufe ohne schriftliche Be- 
scheinigung der geschehenen Anmeldung bei dem evangelischen 
Pfarrer vom Schöffengericht zur Bezahlung von 84 -Æ 20 9 Strafe 
und Kosten verurtheilt. In zweien dieser Fälle handelte es sich um 
die Nothtaufe von Kindern aus rein katholischen Ehen; eine An- 
meldung bei dem evangelischen Pfarrer war wegen Gefahr im Ver- 
zuge nicht möglich. Als der Angeklagte dies zu seiner Vertheidig- 
ung vor dem Schöffengericht geltend machte, erklärte der Richter, 
„die Noth könne hier nicht in Betracht kommen, da ja der zuständige 
evangelische Geistliche ebenso rasch hätte gerufen werden können, 
wie der katholische. 

Vgl. Juristische Rundschau, Frankfurt a. M. 1891, Heft 4/5, 
S. 41, 43. 

2. Zu 8 17: Dem katholischen Geistlichen zu Holzminden 
wurde von dem evangelischen Superintendenten verboten, ein Kind 
zu beerdigen, welches von einem katholischen Geistlichen getauft 
war, aber, weil der Vater des Kindes evangelisch war und die im 
$ 5 des Gesetzes vom 10. Mai 1867 vorgeschriebene Erklärung über 
die katholische Konfession seines Kindes nicht abgegeben hatte, nach 
der Behauptung des Superintendenten der evangelischen Konfession 
angehörte. Das Kind wurde dann ohne jegliche Mitwirkung eines 
Geistlichen beerdigt. Ä 

Vgl. Juristische Rundschau eit. S. 52 Anm. 15. 

Am 28. Februar 1888 wandten sich die Katholiken von Holz- 
minden mit einer Petition an das herzogliche Staatsministerium , in 
welcher sie um Aufhebung der Vorschriften über die Anmeldung 
von Taufen und Beerdigungen bei den evangelischen Pfarrämtern 
baten. Der Bescheid des Staatsministeriums vom 30. Juli 1888 
lautete: Das Staatsministerium »finde keinen Grund, eine gesetzliche 
Abänderung der fraglichen Bestimmungen in Erwägung zu ziehen«. 

Vgl. Juristische Rundschau cit. S. 58 bis 63. 


Sachsen-Meiningen. 
398. Generalreskript vom 12. April 1880 


ermächtigt zur Vornahme katholisch-kirchlicher Handlungen für das 
ganze Herzogthum den Pfarrkuratus in der Residenzstadt Meiningen 
mit der Massgabe, dass durch die Ausübung dieser geistlichen 
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Fanktionen keinerlei Parochialrechte beansprucht werden können; 
vor der Vornahme solcher Verrichtungen ist das zuständige pro- 
testantische Pfarramt in Kenntniss zu setzen. 


Generalreskript vom 6. Mai 1892 


überträgt diese Funktionen im. Amtsgerichtsbezirk Römhild und in 
den Kirchspielen Berkach mit Schwickershausen, Bibra, Nordheim 
und Queinfeld mit Rentwertshausen dem katholischen Pfarrer zu 
Wolfmannshausen. 

Vgl. Schmidt, Uebersicht über die gegenwärtige Landesgesetz- 
gebung in S.-Meiningen; Ergünzungsheft 1893, Seite 33. 


Sachsen-Koburg. 


309. Regulativ vom 24. Juni 1813 für die kirchliche Ver- 
fassung der katholischen Glaubensgenossen im Herzogthum 
Koburg. | | 


$ 30. Die ausserhalb der hiesigen Stadt im Lande wohnen- 
den katholischen Glaubensgenossen verbleiben derjenigen Parochie, in 
welcher sie ihren Wohnsitz haben, auch fernerhin angehörig und 
haben daher auch die eigentlichen Parochialhandlungen, als Taufe, 
Trauung, Begräbniss lediglich in der Parochie ihres Wohnortes und 
von dem Pfarrer desselben verrichten zu lassen. Dahingegen bleibt 
ihnen unbenommen, nicht nur den Gottesdienst der in der hiesigen 
Stadt wohnenden Katholiken zu besuchen und das Abendmahl da- 
selbst zu geniessen, sondern es wird ihnen auch nachgelassen, sich in 
ihrem Wohnorte selbst bei Krankheits- oder anderen als den oben 
erwähnten Parochialfällen des Beistands des hiesigen katholischen 
Geistlichen zu bedienen. 


Sachsen-Gotha. 


400. Regulativ vom 23. August 1811 für die kirchliche Ver- 
fassung der römisch-katholischen Glaubensgenossen im Herzog- 
thum Gotha. 


S 24. Da die erste und wesentlichste Bestimmung einer jeden 
Parochie auf dem Wohnorte der dahin zàhlenden Personen beruht, 
und nach diesem beurtheilt werden muss, wer zu einer Parochie 
gerechnet werden könne, so folgt hieraus von selbst, dass die ausser- 
halb der Residenzstadt Gotha wohnenden katholischen Glaubens- 
genossen auch noch ferner derjenigen Parochie, in welcher sie ihren 
bestimmten Wohnort haben, so lange angehörig bleiben, als die 
katholischen Glaubensgenossen für diesen Ort nicht auch die pfarr- 
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lichen Rechte erlangt haben. 'Es haben daher auch dieselben die 
eigentlichen Parochialhandlungen, als Taufe, Trauung, Begräbniss, 
lediglich in der Parochie ihres Wohnortes und von dem parocho 
derselben verrichten eu lassen. Da hingegen bleibt ihnen unbenom- 
men, nicht nur dem Gottesdienst der in der Residenzstadt Gotha 
wohnenden katholischen Glaubensgenossen beizuwohnen und das 
Abendmahl daselbst zu geniessen, so wie ihre in der katholischen 
Glaubenslehre erzogenen Kinder zur Firmung daselbst zu stellen, 
sondern es wird ihnen auch nachgelassen, sich in ihrem Wohnorte 
selbst, bei Krankheits- oder anderen als den obenerwähnten Pa- 
rochialfällen des Beistandes eines im Lande gehörig angestellten 
Geistlichen ihrer Konfession zu bedienen. 


401. Verordnung vom 14. December 1868, betreffend die 

Parochialverhältnisse der im hiesigen Herzogthume ausser- 

halb der Stadt Gotha wohnenden katholischen Glaubens- 
genossen (Gesetzsamml. Bd. XIV, Nr. 972). 


$ 1. Der $ 24 des Regulativs für kirchliche Verfassung der 
römisch-katholischen Glaubensgenossen im Herzogthum Gotha vom 
Jahre 1811 wird dahin abgeändert, dass 

1. die katholischen Glaubensgenossen, welche ausserhalb der 

Stadt Gotha im hiesigen Herzogthum wohnen, befugt 
sein sollen, nach ihrer freien Wahl auch die eigentlichen 
Parochialhandlungen: Taufe, Trauung und Begräbniss, 
entweder von dem protestantischen Pfarrer ihres Wohn- 
ortes oder — gleich den in der Stadt wohnenden Katho- 
liken — von dem Geistlichen der katholischen Gemeinde 
in der Stadt Gotha, sofern derselbe sich hiereu bereit findet, 
verrichten zu lassen, und dass 

2. dann, wenn nach der eben getroffenen Bestimmung die 

Parochialhandlung von dem katholischen Geistlichen ver- 
richtet wird, der protestantische Geistliche des Wohnortes 
und beziehentlich der dasige Schullehrer auf Stolgebühren 
keinen Anspruch haben soll. 

8 2. Auch ausserhalb der Stadt Gotha können Begräbnisse 
nach den Gebräuchen der katholischen Kirche auf protestantischen 
Gottesäckern vorgenommen werden, während die Benutzung pro- 
testantischer Kirchen zu katholischen Parochialhandlungen nach wie 
vor ausgeschlossen bleibt. 
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XII. Abhaltung von Missionen. 
(S 9 des Initiativanirages.) 


Preussen. 


402. Erlass der Minister des Kultus und des Innern an die 
Oberpräsidenten vom 22. Mai 1852. 


Wenngleich im Allgemeinen das von den Behörden den Pre- 
digten katholischer Missionäre gegenüber beobachtete Verfahren sich 
als zweckmässig gezeigt hat, so ist doch jedenfalls eine fortgesetete 
genaue Beaufsichtigung dieser Predigten, sowie des Verhaliens der 
Missionäre eu empfehlen. Es ist daher nothwendig, die Behörden 
auf die Wichtigkeit des Gegenstandes und auf die in unserem Circular- 
erlasse vom 25. Febr. v. J. bezeichneten Gesichtspunkte wiederholt 
aufmerksam zu machen. In diesem Erlasse ist vorgeschrieben, dass 
überall, wo die Missionäre bei Gelegenheit ihrer Predigten oder durch 
dieselben sich irgend eines strafrechtlichen Verfahrens schuldig machen, 
oder irgend eine politisch bedenkliche und zu anderweiten, die öffent- 
liche Ruhe gefährdenden Auftritten führende Aufregung hervorrufen 
sollten, sofort einzuschreiten sei. In Fällen der bezeichneten Art 
wird gegen die Missionäre nöthigenfalls mit Ausweisung zu verfahren 
sein. Der Fall einer die öffentliche Ruhe gefáhrdenden Aufregung 
kann besonders in Orten gemischter Konfession leicht eintreten. 
Ein Auftreten der Missionäre wird aber überhaupt nicht geduldet 
werden können in katholischen Gemeinden, welche mitten in rein 
evangelischen Provinzen zerstreut liegen, weil der Verdacht nahe 
liegt, dass hier andere Zwecke, als eine Einwirkung auf diese katho- 
lischen Gemeinden, verfolgt werden sollen. Indem wir das König- 
liche Oberpräsidium ersuchen, demgemäss das Erforderliche gefälligst 
zu verfügen, können wir bei der besonderen Natur des Gegenstandes 
nicht umhin, dem Königlichen Oberpräsidium sowie den übrigen 
Behörden die vorsichtigste Behandlung desselben dringend zu em- 
pfehlen, und ihnen eine umsichtige Auffassung der einzelnen Fälle 
und Persönlichkeiten zur Pflicht zu machen. So wenig der katho- 
lischen Bevölkerung der Nutzen verkümmert werden soll, welchen 
dieselbe von den Missionen erwartet, so wenig sind letztere unter 
Verhältnissen und in einer Weise zu dulden, welche Zwietracht und 
Aufregung in die Bevölkerung werfen kann. 

Anmerkung: Der im preussischen Abgeordnetenhaus von den 
Abgeordneten v. Waldbott, Reichensperger und Genossen einge- 
brachte Antrag, eine Adresse an den König zu richten, in welcher 
derselbe gebeten werde, zu befehlen, dass der angeführte Ministerial- 
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erlass aufgehoben werde, ist im Abgeordnetenhaus am 12. Februar 
1853 mit 175 gegen 123 Stimmen abgelehnt worden. Vgl. Druck- 
sachen der II. Kammer aus der 1, Session der III. Legislaturperiode 
1852 bis 1853, Bd, I, Nr. 25; Stenogr. Bericht Bd. I, S. 394—430. 

Gegenwärtig ist durch die Bestimmungen des Reichsgesetzes 
betreffend den Orden der Gesellschaft Jesu und die auf Grund des- 
selben ergangenen Vollzugsvorschriften des Bundesraths den Jesuiten 
.und Lasaristen die Abhaltung von Missionen im Gebiet des Deut- 
schen Reiches nicht gestattet. 


Bayern. 


II. Verfassungsbeilage $ 79 (s. Ziffer 374). 
Min.-Entschl. vom 20. Juni 1851 Ziffer 4 (s. Ziffer 375). 


403. Min.-Entschl. vom 8. April 1852, den Vollzug des Con- 
cordats betreffend (Dollinger Bd. XXIII S. 91, Ziffer 12): 


l Die Wahl der Geistlichen zu Missionen soll den Bischöfen 
anheim gestellt bleiben; uur wenn die Wahl auf Ausländer fällt, 
ist jedes Mal wenigstens drei Wochen vorher Bericht zu erstatten 
und behalten sich Seine Majestät der König die Entscheidung vor. 

Siehe auch Silbernagl: Verfassung und Verwaltung der sámmt- 
lichen Religions-Genossenschaften in Bayern, IV. Auflage, 1900, 
8 71, wornach bei Missionen, die unter freiem Himmel abgehalten 
werden sollen, gemäss Artikel 4 des Vereinsgesetzes auch die 
Zustimmung der Gemeindeverwaltung und bezw. die Genehmigung 
der Distriktspolizeibehórde nachzusuchen ist (Min.-Entschl. v. 20. VI. 
1851 Ziff. 3, Döllinger Bd. XXIII. S. 356). 

Die áltern das Missionswesen betreffenden Verordnungsbestim- 
mungen sind durch vorstehende Min.-Entschl. vom 20. Juni 1851 
abgeändert (Min.-Entschl. vom 23. Juni 1851, Döllinger Bd. XXIII 
S. 956), und finden anderweitige Beschränkungen von Missionen 
nicht mehr statt (s. Krais, Handbuch der innern Verwaltung im 
diesrheinischen Bayern, 3. Aufl. Bd. I, S. 259). 


Württemberg. 


404. Erlass des katholischen Kirchenraths an die gemeinschaft- 
lichen Oberämter vom 24. Juni 1853. 


Jeder Pfarrgeistliche, in dessen Pfarrei eine Mission abgehalten 
werden soll, hat spätestens vier Wochen vor Abhaltung derselben 
dem gemeinschaftlichen Oberamt von dem bezüglichen Vorhaben 
unter namentlicher Bezeichnung der Missionáre, welche berufen wer- 
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den wollen, Anzeige zu erstatten, und sich zugleich darüber auszu- 
weisen, dass von dem bischöflichen Ordinariate die Erlaubniss zur 
Abhaltung der Mission ertheilt worden sei. 

Die einkommenden Anzeigen sind sodann von dem gemein- 
schaftlichen Oberamte unverweilt berichtlich hierher vorzulegen. 

Das gemeinschaftliche Oberamt hat Vorstehendes den Pfarr- 
ämtern seines Bezirks zur Nachachtung unter dem Anfügen zu er- 
öffnen, dass die etwaige Nichtbeobachtung dieser Anordnung unnach- 
sichtliche Ahndung zur Folge haben würde. | 

Anmerkung. Vgl. v. Vogt, Sammlung kirchlicher und staat- 
licher Verordnungen für das Bisthum Rottenburg, 1876, S. 375. 


Elsass-Lothringen. 


405. Dekret vom 26. September 1809 (s. Dursy, Staatskirchen- 
recht in Els.-Lothr. I, S. 320). 


Artikel 1. Die inneren Missionen sind aufgehoben. 

Anmerkung: Hinschius, Kirchenrecht der Katholiken und Pro- 
testanten in Deutschland Bd. IV, S. 489 theilt mit, dass diese Vor- 
schrift formell noch in Geltung stehe, wenn sie auch thatsächlich 
sehr bald nach ihrem Erlass nicht mehr beachtet worden sei. 


XIII. Religiöse Genossenschaften und Vereine. 
(S 10 des Initiativantrages.) 


Preussen. 
406. Allgemeines Landrecht vom 5. Februar 1794. 
Theil II, Titel 11. 


8 1160. Niemand darf ohne Vorwissen und Genehmigung der- 
jenigen, deren Einwilligung zur Wahl einer Lebensart nach den Ge- 
setzen erforderlich ist, zum Klosterleben sich bestimmen. 

$1161. Kein Königlicher Unterthan männlichen oder weib- 
lichen (Geschlechts soll ohne Vorwissen und Erlaubniss des Staates 
in ein Kloster aufgenommen werden. 

8 1162. Vor zurückgelegtem 25. Jahre darf keine Manns- 
person , und vor zurückgelegtem 21. Jahre keine Person weiblichen 
G'eschlechts zu Ablegung des Klostergelübdes zugelassen werden. 

$ 1168. Ein obigen Vorschriften (88 1160, 1161, 1162) zu- 
wider abgelegtes Gelübde ist von Anfang an nichtig. 

& 1164. Ein Stift oder Kloster, welches diesen Vorschriften 
entgegenhandelt, soll mit fiskalischer Geldstrafe, allenfalls bis zu 
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100 Dukaten, belegt und bei beharrlicher Wiederholung solcher 
Uebertretungen, bewandten Umständen nach, ganz aufgehoben 
werden. | 

8 1165. Eltern oder Vormünder, welche ihre Kinder oder 
Pflegebefohlenen, gegen die Vorschriften $$ 1161, 1162, das Kloster- 
gelübde ablegen lassen, haben fiskalische Geldstrafe, ebenfalls bis zu 
100 Dukaten, oder verhältnissmässige Gefängnissstrafe verwirkt. 

$ 1166. Verehelichte Personen dürfen gar nicht und Verlobte 
nur mit ertheilter oder vom Richter ergänzter Einwilligung des 
anderen Theils in ein Kloster aufgenommen werden. 

$ 1170. Der wirklichen Aufnahme in das Kloster muss das 
Probejahr vorangehen, welches unter keinerlei Vorwande abgekürzt 
werden kann. 

S 1171. Nach geendigtem Probejahr geschieht die Aufnahme 
durch die feierliche Ablegung des Klostergelübdes. 

8 1172. Alles, was die Rechtsgültigkeit einer Willenserklärung 
vereitelt, benimmt auch dem Klostergelübde seine Kraft. 

8 1173. Auch die geistlichen Orden sind nicht berechtigt, 
irgend Jemanden, auch nicht einen Weltgeistlichen, unter dem Vor- 
wande einer geistlichen Züchtigung. zum Klosterleben zu nóthigen. 

8 1174. In allen Fällen, wo nach vorstehenden Grundsätzen, 
die Ablegung des Klostergelübdes nichtig und ungültig ist, kann 
dessen fórmliche Aufhebung bei dem Bischof der Diózese zu allen 
Zeiten nachgesucht werden. 

S 1175. Wird von diesem das Gehör versagt, so hat der Staat 
das Recht, die Sache zu untersuchen, und befundenen Umständen 
nach, die Nichtigkeitserklärung in Ansehung der äusseren Folgen 
des Gelübdes zu erkennen. 

$ 1176. Der gewesene Klostergeistliche tritt alsdann in alle 
Rechte und Verhältnisse eines anderen Staatsbürgers zurück. 

S 1179. Die geistlichen Oberen sind nicht berechtigt, unter 
dem Vorwande des abgelegten Gelübdes, irgend Jemandem einen 
Gewissenszwang anzulegen: ihm die freie Wahl der Religionspartei, 
zu welcher er sich halten will, zu verschränken, oder ihn wider 
seinen Willen im Kloster zurückzuhalten. 

S 1180. Die geistlichen Obliegenheiten und Verrichtungen der 
Mönche und Nonnen sind durch die Ordensregeln bestimmt. 

S 1181. Diese Regeln können ohne Vorwissen und Genehmigung 
des Staates nicht geändert werden. 
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407. Gesetz vom 31. Mai 1875, betreffend die geistlichen Or- 
den und ordensáhnlichen Kongregationen der kathol. Kirche. 


8 1. Alle Orden und ordensáhnlichen Kongregationen der 
katholischen Kirche sind vorbehaltlich der Bestimmung des $ 2 von 
dem Gebiete der preussischen Monarchie ausgeschlossen. 

Die Errichtung von Niederlassungen derselben ist untersagt. 

Die zur Zeit bestehenden Niederlassungen dürfen vom Tage 
der Verkündung dieses Gesetzes ab neue Mitglieder, unbeschadet der 
Vorschrift des 8 2, nicht aufnehmen und sind binnen 6 Monaten 
aufzulösen. Der Minister der geistlichen Angelegenheiten ist er- 
mächtigt, diese Frist für Niederlassungen, welche sich mit dem 
Unterricht und der Erziehung der Jugend beschäftigen, um für deren 
Ersatz durch anderweite Anstalten und Einrichtungen Zeit zu lassen, 
bis nach einem Jahre zu verlängern. Zu gleichem Behufe kann 
derselbe auch nach Ablauf dieses Zeitraumes einzelnen Mitgliedern 
von Orden und ordensähnlichen Kongregationen die Befugniss zu 
gewähren, Unterricht zu ertheilen. 

8 2. Niederlassungen von Orden oder ordensähnlichen Kon- 
gregationen, welche sich ausschliesslich der Krankenpflege widmen, 
bleiben fortbestehen; sie können jedoch jederzeit durch Königliche 
Verordnung aufgehoben werden; bis dahin sind die Minister des 
Innern und der geistlichen Angelegenheiten ermächtigt, ihnen die 
Aufnahme neuer Mitglieder zu gestatten. 

$ 3. Die fortbestehenden Niederlassungen der Orden und ordens- 
ähnlichen Kongregationen sind der Aufsicht des Staates unterstellt. 

8 4. Das Vermögen der aufgelösten Niederlassungen der 
Orden und ordensähnlichen Kongregationen unterliegt nicht der 
Einziehung durch den Staat. Die Staatsbehörden haben dasselbe 
einstweilen in Verwahrung und Verwaltung zu nehmen. 

Der mit der Verwaltung beauftragte Kommissarius ist nur 
der vorgesetzten Behörde verantwortlich; die von ihm zu legende 
Rechnung unterliegt der Revision der Königlichen Ober-Rechnungs- 
. kammer in Gemässheit der Vorschrift des $ 10 Nr. 2 des Gesetzes 
vom 27. März 1872. Eine anderweite Verantwortung oder Rechnungs- 
legung findet nicht statt. 

Aus dem Vermögen werden die Mitglieder der aufgelösten 
Niederlassungen unterhalten; die weitere Verwendung bleibt vor- 
behalten. 1 | 
S 9. Dieses Gesetz tritt am Tage seiner Verkündung in Kraft. 

Die Minister des Innern und der geistlichen Angelegenheiten 
sind mit, der Ausführung beauftragt. 
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Die selben haben insbesondere die näheren Bestimmungen über 
die Ausübung der Staatsautsicht im Fall des $ 3 zu erlassen. 

Anmerkung. Vgl. die Zirkularverfügung des Kultusministers 
vom 27. Januar 1887 über die Aufnahme von Mitgliedern in geist- 
liche Orden und ordensähnliche Kongregationen, 


408. Gesetz vom 4. Juli 1880, betreffend Abänderungen der 
kirchenpolitischen Gesetze. 


Artikel 6. Die Minister des Innern und der geistlichen Ange- 
legenheiten sind ermächtigt, die Errichtung neuer Niederlassungen 
von Genossenschaften, welche im Gebiete der Preussischen Monarchie 
gegenwärtig bestehen und sich ausschliesslich der Krankenpflege 
widmen, zu genehmigen, auch widerruflich zu gestatten, dass gegen- 
wärtig bestehende weibliche Genossenschaften, welche sich aus- 
schliesslich der Krankenpflege widmen, die Pflege und Unterweisung 
von Kindern, die sich noch nicht im schulpflichtigen Alter befinden, 
als Nebenthätigkeit übernehmen. 

Neu errichtete Niederlassungen unterliegen der Aufsicht des 
Staates in Gemässheit des $ 3 des Gesetzes vom 31. Mai 1875 
(G.-S. S. 217) und können durch Königl. Verordnung aufgehoben werden. 

Der Krankenpflege im Sinne des Gesetzes vom 31. Mai 1875 
ist die Pflege und Unterweisung von Blinden, Tauben, Stummen und 
Idioten, sowie von gefallenen Frauenspersonen gleichgestellt. 


409. Gesetz vom 21. Mai 1886, betreffend Abänderungen der 
kirchenpolitischen Gesetze. 


Artikel 13. Die Bestimmungen des Art. 6 des Gesetzes vom 
14. Juli 1880 werden ausgedehnt auf die Uebernahme der Pflege 
und Leitung in Waisenanstalten, Armen- und Pfründnerhäusern, 
Rettungsanstalten, Asylen und Schutzanstalten für sittlich gefährdete 
Personen, Arbeiterkolonien, Verpflegungsanstalten, Arbeiterherbergen, 
Mägdehäusern, sowie auch die Uebernahme der Leitung und Unter- 
weisung in Haushaltungsschulen und Handarbeitsschulen für Kinder 
in nicht schulpflichtigem Alter, als Nebenthätigkeit der ausschliess- 
lich krankenpflegenden Orden und ordensähnlichen Kongregationen, 
welche im Gebiete der Preussischen Monarchie gegenwärtig bestehen. 


410. Gesetz vom 29. April 1887, betreffend Abänderungen der 
kirchenpolitischen Gesetze. 
Artikel V. Das Gesetz vom 31. Mai 1875, betreffend die 
geistlichen Orden und ordensähnlichen Kongregationen der katho- 
lischen Kirche (G.-S. S. 217), wird wie folgt abgeändert: 
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8 1. Im Gebiete der Preussischen Monarchie werden wieder 
zugelassen diejenigen Orden und ordensähnlichen Kongregationen der 
katholischen Kirche, welche sich 

a) der Aushülfe in der Seelsorge, 

b) der Uebung der christlichen Nächstenliebe, 

c) dem Unterrichte in der Erziehung der weiblichen Jugend 
in den höheren Mädchenschulen und gleicharligen Er- 
ziehungsanstalten 

widmen; 

d) deren Mitglieder ein beschauliches Leben führen. 

8 2. Auf die wieder zuzulassenden Orden und Kongregationen 
finden in Beziehung auf die Errichtung der einzelnen Niederlassungen, 
sowie auf die sonstigen Verhältnisse dieselben Bestimmungen An- 
wendung, welche für die bestehenden Orden und Kongregationen 
gelten. 

8 3. Die Minister des Innern und der geistlichen Augelegen- 
heiten sind ermächtigt, den bestehenden, sowie den wieder zuzu- 
lassenden Orden und Kongregationen die Ausbildung von Missionaren 
für den Dienst im Auslande, sowie zu diesem Behufe die Errichtung 
von Niederlassungen zu gestatten. 

S 4. Das vom Staate in Verwahrung und Verwaltung genom- 
mene Vermögen der aufgelösten Niederlassungen wird den betreffen- 
den wieder errichteten Niederlassungen zurückgegeben, sobald die- 
selben Korporationsrechte besitzen und in rechtsverbindlicher Weise 
die Verpflichtung zur Unterhaltung der Mitglieder der aufgelösten 
Niederlassungen übernommen haben. Schon vor der Erfüllung dieser 
Voraussetzung kann denselben die Nutzniessung dieses Vermögens 
gestattet werden. 

Anmerkung: Am 1. März 1901 stand im preussischen Abge- 
ordnetenhause zur Berathung der von den Abgeordneten Fritzen 
(Borken) und Genossen eingebrachte Antrag, die Staatsregierung auf- 
zufordern: 
| baldigst einen Gesetzentwurf vorzulegen, durch welchen die 

besonderen Beschränkungen und Erschwerungen, welchen 
die Krankenpflege und die sonstige Uebung werkthätiger 
Nächstenliebe seitens der Mitglieder katholischer Orden 
und ordensähnlicher Kongregationen unterworfen ist, be- 
hufs Gleichstellung derselben mit den Mitgliedern anderer 
der Krankenpflege gewidmeten Vereinigungen aufgehoben 
werden. 

Der Antrag fand bei der Mehrheit des Abgeordnetenhauses mit 
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der Aenderung Annahme, dass auf Antrag des Abg. Arendt (Labiau) 
das Wort »sonstigee durch das Wort »gleichartige« ersetzt wurde. 
Der Kultusminister gab eine sachliche Erklärung über die Stellung- 
nahme der Staatsregierung zu dem Antrag nicht ab. 

Vgl. Stenogr. Ber. S. 2556 bis 2584. 


411. Erlass des Kultusministers an die Regierung in Sig- 
| maringen vom 10. Januar 1901. 


Nach eingehender Prüfung aller in Betracht zu ziehenden Um- 
stände muss die Genehmigung zur Errichtung einer neuen Nieder- 
lassung der Genossenschaft der barmherzigen Schwestern vom 
heiligen Kreuz aus dem Mutterhause in Ingenbohl in Hechingen 
zum Zwecke der Uebernahme der Pflege und Leitung in einer 
Arbeiterverpflegungsanstalt versagt werden, da nach feststehender 
Praxis katholische Ordensschwestern nur zur Leitung solcher Ver- 
pflegungsanstalten eugelassen werden, die ausschliesslich für Personen 
katholischer Konfession bestimmt sind. 

Anmerkung: Der Abgeordnete Bumiller brachte diesen Erlass 
in der Sitzung des Abgeordnetenhauses vom 2. März 1901 zur 
Sprache. Es handelte sich um die Firma B. Baruch und Söhne, 
mechanische Buntweberei in Hechingen, welche für die von ihnen 
beschäftigten Arbeiter eine Speiseanstalt zur Verabreichung der 
Mittagskost eingerichtet hatten und für die Besorgung der Küche, 
sowie für die Verabreichung der Speisen zwei barmherzige Schwestern 
anstellen wollten. Der Kultusminister erklärte, dass nach dem Wort- 
laut des Artikels 13 des Gesetzes vom 21. Mai 1886 eine Ordens- 
niederlassung in Frage gekommen und die Genehmigung deshalb 
versagt worden sei, weil unter den 400 Arbeitern der jüdischen 
Fabrikunternehmer gegen zwei Drittel evangelisch und ein Drittel 
katholisch seien, 

Vgl. Stenogr. Ber. S. 2638 bis 2643. 


412. Verordnung vom 11. März 1850 über die Verhütung 
eines die gesetzliche Freiheit und Ordnung gefährdenden 
Missbrauchs des Versammlungs- und Vereinsrechtes. 


$ 1. Von allen Versammlungen, in welchen öffentliche Ange- 
legenheiten erörtert oder berathen werden sollen, hat der Unter- 
nehmer mindestens 24 Stunden vor dem Beginne der Versammlung, 
unter Angabe des Ortes und der Zeit derselben, Anzeige bei der 
Ortspolizeibehórde zu machen. Diese Behörde hat darüber sofort 
eine Bescheinigung zu ertheilen. 
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Beginnt die Versammlung nicht spätestens eine Stunde nach 
der in der Anzeige angegebenen Zeit, so ist die spáter beginnende 
Versammlung als vorschriftsmässig angezeigt nicht anzusehen. Das- 
selbe gilt, wenn eine Versammlung die länger als eine Stunde aus- 
gesetzten Verhandlungen wieder aufnimmt. 

8 2. Die Vorsteher von Vereinen, welche eine Einwirkung auf 
öffentliche Angelegenheiten bezwecken, sind verpflichtet, Statuten des 
Vereins und das Verzeichniss der Mitglieder binnen drei Tagen nach 
Stiftung des Vereins, und jede Aenderung der Statuten oder der 
Vereinsmitglieder binnen 3 Tagen, nachdem sie eingetreten ist, der 
Ortspolizeibehörde zur Kenntnissnahme einzureichen , derselben auch 
auf Erfordern jede darauf bezügliche Auskunft zu ertheilen. 

Die Ortspolizeibehörde hat über die erfolgte Einreichung der 
Statuten und der Verzeichnisse, oder der Abänderungen derselben, 
sofort eine Bescheinigung zu ertheilen. 

Die Bestimmungen dieses und des vorhergehenden Paragraphen 
beziehen sich nicht auf kirchliche und religiöse Vereine und deren 
Versammlungen, wenn diese Vereine Korporationsrechte haben. 


‚Bayern. 


413. Generalmandat vom 2. November 1769, betreffend die 
klösterliche Disziplin, Ordnung und Kollektur. 


— — gebieten Wir hiermit, dass 

$ 1. Niemand Unserer Unterthanen, wer es immer sei, [beiderlei 
Geschlechts], die feierlichen Ordensgelübde, in welchen Orden es im- 
mer sein mag, und was immer derselbe für Privilegien vorzuschützen 
oder Statuta unter sich errichtet haben möchte, vor dem 21. kom- 
pleten Jahre seines Alters ablegen solle, noch könne. Würde sich 
aber ein Ordensoberer oder Klostergemeinde unterfangen, dieser Ver- 
ordnung zuwider jemanden vor oben gesetzter Zeit zu Ablegung der 
Profession zuzulassen, so soll derselbe oder dieselbe unnachlässig 
2000 Reichsthaler Strafe, nebst Zurückerstattung alles dessen, was 
sie in Ansehung der Aufnahme des Kandidaten empfangen, erlegen, 
die wir zu causas pias nach Gefallen zu verwenden gedenken; der 
Obere, welcher dergleichen frühzeitige Gelübde aufnimmt, soll Unsere 
Lande räumen, und wider das Haus selbsten wird nach Befund der 
Umstände und Schwäre des Ungehorsams mit der Extinktion ver- 
fahren werden. — 

Anmerkung: Bezüglich der Nonnengelübde ist nunmehr die 
Allerhöchste Entschliessung vom 9. Juli 1831 massgebend. 

Besondere Bestimmungen sind ergangen bezüglich der Laien- 
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brüder, welche nach der Konstitution des Papstes Klemens VIII. vom 
19. März 1603 cum ad regularem disciplinam vor dem 20. Lebens- 
jahr nicht aufgenommen werden sollen und zufolge M.-E. v. 12. Mai 
1829 erst nach bestandener dreijáhriger Probezeit die ewigen Ordens- 
gelübde ablegen dürfen. Ferner bezüglich der barmhersigen Brüder, 
welche nach zurückgelegtem 25. Lebensjahr und nach vollendetem 
. Noviziat von mindestens drei Jahren zur Professablegung zuzulassen 
sind. Vgl. Silbernagl, Verfassung und Verwaltung sämmtlicher Re- 
ligionsgesellschaften in Bayern, Regensburg 1883, S. 114. 


414. Verordnung vom 4. April 1807, betreffend das Eintreten 
in auslándische Klóster. 


1. Keinem Unserer Unterthanen ist erlaubt, ohne Unsere Be- 
willigung in ein ausländisches Kloster zu treten; 

2. in keinem Falle kann eine solche Bewilligung vor dem 
25. Lebensjahr nachgesucht werden; zu dessen Beweise ist dem Ge- 
suche eine legalisirte Abschrift des Taufscheines beizulegen; 

3. dem in ein solches Kloster Eingetretenen soll niemal etwas 
mehr, als die Zinsen seiner Aussteuer, welche jedoch die prag- 
matische Summe von 2000 fl. in keihem Falle übersteigen darf, 
ausgefolgt werden. 

4. Das Kapital selbst darf niemal in das Ausland abgefolgt 
werden, und ist, so lange das damit ausgesteuerte Ordensindividuum 
lebt, unter gesetzliche Kuratel zu nehmen. 

5. Nach dem Tode einer solehen Ordensperson geht es an die 
Intestatserben über. 

6. Keiner Unserer Unterthanen männlichen Geschlechts kann 
überdies die Erlaubniss zum Eintritt in ein ausländisches Kloster 
erhalten, insofern er den Gesetzen über die Militärpflichtigkeit 
unterligt. 


415. Verordnung vom 13. September 1815, Verbot jeder 

Verbindung und Korrespondenz mit ausländischen gleichen 

Instituten, für Bruderschaften und ähnliche Korporationen. 
(Döllinger Bd. VIII S. 854.) 


2416. Concordat vom 5. Juni bezw. 24. Oktober 1817. 


Artikel VII. Seine Königliche Majestät werden in Anbetracht 
der Vortheile, welche die religiösen Orden der Kirche und dem 
Staate gebracht haben, und in der Folge auch noch bringen könn- 
ten, und um einen Beweis Allerhöchst-Ihrer Bereitwilligkeit gegen 
den heiligen Stuhl, zu geben, einige Klöster der geistlichen Orden 
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"beyderley Geschlechts entweder zum Unterrichte der Jugend in der 
Religion und den Wissenschaften, oder zur Aushülfe in der Seel- 
sorge, oder zur Krankenpflege, im Benehmen mit dem heiligen Stuhle 
mit angemessener Dotation herstellen lassen. 


417. II. Beilage zur Verfassungsurkunde vom 26. Mai 1818. 


Nach § 76, lit. c. gehören die »Errichtung geistlicher Gesell- 
schaften« und die »Bestimmung ihrer Gelübde« zu den Gegenstän- 
den gemischter Natur, bei welchen gemäss $ 77 die Kirchengewalt 
ohne Mitwirkung der weltlichen Obrigkeit keine einseitigen Anord- 
nungen treffen kann. 

Hiernach ist die Zulassung von Orden und Kongregationen, 
sowie zur Errichtung von Klöstern behördliche Genehmigung erfor- 
derlich, und sind staatliche Anordnungen über Aufnahme von Novizen 
und über das Alter für die Ablegung der Klostergelübde erlassen. 
Silbernagl, Verfassung und Verwaltung sämmtlicher Religionsgesell- 
schaften in Bayern (Regensburg 1883 S. 113 ff.) theilt folgende 
Vorschriften mit: 

1. Jede Aufnahme eines Novizen ist sowohl dem Ordinariate 
als der Kreisregierung anzuzeigen. 

2. Klosterkandidaten, welche zum Priesterstande adspiriren, 
können erst nach erlangtem Gymnasialabsolutorium die Aufnahme 
erhalten. Den Mendikantenorden ist gestattet worden, Studirende, 
welche die dritte Gymnasialklasse vollendet haben, aufzunehmen; 
dieselben haben jedoch ihre Gymnasialstudien unter der Leitung vor- 
schriftsmässig befähigter Lehrer zu beendigen und sich der Gym- 
nasialschlussprüfung an einer kóniglichen Studienanstalt zu unter- 
ziehen. Der Franziskanerorden erhielt die Erlaubniss, schon Studirende, 
welche die erste Gymnasialklasse absolvirt haben, aufzunehmen. 

3. Zur Ablegung der Ordensprofess ist die Genehmigung der 
Kreisregierung und des bischóflichen Ordinariates erforderlich. Ueber 
das erforderliche Alter zur Professablegung vgl. Generalmandat vom 
2. November 1769 und Allerh. Entschl. vom 9. Juli 1831. 


418. Allerh. Entschliessung vom 9. Juli 1831, betreffend die 
Ablegung der Nonnengelübde. 


1. Mit Ausnahme der englischen Fráulein, welche nie feier- 
liche lebenslängliche Gelübde ablegen, sollen alle anderen Kloster- 
frauen nach vollendetem 33. Lebensjahre zu solchen Gelübden zu- 
gelassen werden. 

2, Die Einkleidung soll vor dem vollendeten 20. und die 
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Ablegung der ersten zeitlichen Gelübde vor dem vollendeten 21. 
Lebensjahre nicht statthaben. 

9. Von der jedesmaligen Ablegung zeitlicher oder lebens- 
lánglicher Gelübde soll der betreffenden Kreisregierung die Anzeige 
davon gemacht werden. 

4. Diese Bestimmungen 1—3 finden ihre Anwendung bei allen den- 
jenigen Frauenklóstern, deren Fortbestand Wir speziell bewilligt haben. 


419. Min.-Entschliessung vom 20. Dezember 1834 Ziff. IX. B. 
und vom 20. November 1836, betreffend den Benediktiner- 
orden, Ziff. XX (Döllinger Bd. VIII S. 811 und XXIII S. 250): 


Kein Auslánder darf in den (Benediktiner-)Orden aufgenommen 
werden, ohne vorgängige Königliche Genehmigung und ohne gleich- 
falls vorgängige Erlangung des bayrischen Indigenates. 


420. Allerh. Entschliessung vom 7. April 1838, betreffend die 
Einkleidung der Klosternovizen. 


— dass bei jenen Klosternovizinnen, welche zur Ertheilung 
des Unterrichts in den Klosterschulen verwendet werden kön- 
nen, die Einkleidung nach dem vollendeten 18. Lebensjahre 
stattfinden dürfe. 


421. Allerh. Entschliessung vom 23. März 1847, betreffend 
die Ablegung der Gelübde in den Nonnenklöstern. 


2. die Abnahme der ewigen wie der zeitlichen Gelübde von 
Nonnen und Novizinnen soll von nun an nur unter Mitwirkung get 
weltlichen Kommissäre stattfinden. Demgemäss haben - 

3. die erzbischöflichen und bischöflichen Ordinariate Unseren 
Kreisregierungen in jedem einzelnen Fall rechtzeitig von der beab- 
sichtigten Professablage Mittheilung zu machen, — — 

5. Der ernannte weltliche Kommissär hat vor der wirklichen 
Ablegung des Gelübdes die betheiligte Nonne oder Novizin ohne 
Beisein der Geistlichkeit umständlich darüber zu vernehmen und 
ihre Erklärung zu Protokoll zu bringen, ob sie aus freier Wahl ohne 
Zwang und Ueberredung zu dem Entschlusse gelangt sei, das zeit- 
liche resp. ewige Gelübde abzulegen. Diesem weltlichen Kommissär 
ertheilen Wir zugleich die Befugniss, falls er Grund hat, anzunehmen, 
dass Zwang oder Ueberredung angewendet worden, die Ablegung des 
Gelühdes zu suspendiren, worauf hiervon der vorgesetzten Kreisregierung 
unverweilt Anzeige zu erstatten, von dieser aber nach den von Uns 
vorgeschriebenen Normen das weitere Sachgemässe vorzukehren ist. 

Anmerkung: Durch Ministerialentschliessung vom 31. Juli 
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1847 wurde festgestellt, dass vorstehende Bestimmungen auf den 
Orden der barmherzigen Schwestern keine Anwendung finden, weil 
derselbe keine klósterliche Verfassung habe und die barmherzigen 
Sehwestern nicht als Nonneu angesehen werden kónnen. Ebenso 
wurde deren Anwendbarkeit auf die Institute der englischen Fräulein 
durch M.-E. vom 22. August 1848 verneint, weil diese keine Klöster, 
sondern nur religióse, der weiblichen Erziehung gewidmete Kom- 
munitáten seien, deren Mitglieder keine Ordensgelübde, sondern nur 
vota simplicia ablegen und jederzeit austreten dürfen. Vgl. Weber, 
Gesetzsamml. für Bayern Bd. IIT, S. 662, 668, 728. 

Die Vorschriften der Allerh. Entschl. vom 23. März 1847 waren 
schon wiederholt Gegenstand einer von den bayrischen Bischöfen an 
den Regenten eingereichten Beschwerde. Auf die Vorstellung der 
Bischöfe vom 14. Juni 1888 antwortete der bayrische Kultusminister 
unterm 28. März 1889, dass nach Anordnung des Regenten von der 
Absendung weltlicher Kommissäre bei der Gelübdeablegung »regel- 
mässig und wenn nicht ein besonderer Anlass vorliegt, abgesehen« 
werde. Vgl. Archiv für katholisches Kirchenrecht Bd. 62, S. 143. 


422. Min.-Entschl. vom 27. April 1849, betreffend die geist- 
lichen Bündnisse, insbesondere den dritten Orden (Döllinger 
Bd. XXIII S. 278), 


wornach die Bildung solcher religiöser Vereine unverwehrt ist, welche 
Korporationsrechte oder die Öffentliche Anerkennung gewisser anderer 
Rechte nicht ansprechen. 


423. Gesetz vom 26. Februar 1850, betreffend die Versamm- 
lungen und Vereine, 


' Das Vereinsgesetz findet zwar nicht auf religiöse Orden und 
Kongregationen, aber auf sonstige religiöse Vereine und Bruder- 
schaften Anwendung; Min.-Entschl. vom 22. Juni 1867 (Kultus- 
Min.-Blatt S. 126). Die einschlägigen Bestimmungen des Vereins- 
gesetzes sind folgende. 

Artikel 11. Die Staatsangehörigen haben das Recht, Vereine 
ohne vorgängige Erholung polizeilicher Erlaubniss zu bilden. 

Artikel 12. Vereine, deren Zweck sich nicht auf die öffent- 
lichen Angelegenheiten bezieht, sind, wenn sie Vorsteher und Satz- 
ungen haben, verpflichtet, ihre Gründung und jede Veränderung ihrer 
Vorstandschaft oder ihrer Zwecke der vorgesetzten Polizeibehörde 


binnen drei Tagen anzuzeigen. 
Archiv für Kirchenrecht. LXXXII. 32 
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Artikel 19. Jede Polizeistelle oder Behörde ist befugt, Vereine 
zu schliessen, wenn dieselben 

1. den Bestimmungen des Art. 14 dieses Gesetzes nicht ge- 

nügen, 

2. dem Art. 16 zuwider nicht angezeigte, sohin geheime Ver- 

sammlungen halten, oder 

3. die Abgeordneten der Polizeibehörde dem Art. 7 zuwider 

von Versammlungen ausschliessen, oder 

4. dem Art. 17 oder dem Art. 18 entgegen handeln, oder 

5. die religiösen, sittlichen, gesellschaftlichen Grundlagen des 

Staates zu untergraben drohen, oder endlich 

6. wenn ihre Zwecke oder Beschlüsse den Strafgesetzen zu- 

widerlaufen. 

In dem letzteren Falle haben die Gerichte, welchen die ver- 
fügte Schliessung des Vereins binnen acht Tagen anzuzeigen ist, 
über die Fortdauer der Schliessung zu entscheiden. 

Rekursen gegen Beschlüsse auf Schliessung von Vereinen kommt 
ein Suspensiveffekt nicht zu. 

Die Schliessung eines Vereines ist öffentlich bekannt zu machen. 

Artikel 27. Die Bestimmungen gegenwärtigen Gesetzes haben 
bei dem stehenden Heere nur insoweit in Anwendung zu kommen, 
als denselben die militärischen Dienstesvorschriften nicht entgegen- 
stehen. 

Jedem selbständig Kommandirenden steht ferner die Befugniss 
- zu, dem Untergebenen die Theilnahme an Vereinen und Versamm- 
lungen zeitweise zu untersagen. 


424. Allerh. Verordnung vom 18. April 1873, betreffend die 
Errichtung und Leitung von Erziehungs- und Unterrichts- 
Anstalten (Rbl. S. 745). 


8 5. Die mit der Errichtung von Erziehungs- und Unterrichts- 
anstalten etwa verbundene Gründung von Klöstern, geistlichen Ge- 
nossenschaften oder Filialen derselben bleibt der besonderen landes- 
herrlichen Genehmigung vorbehalten. 


Sachsen. 


425. Verfassungsurkunde vom 4. September 1831. 


8 56 Abs. 2. Es dürfen weder neue Klöster errichtet, noch 
Jesuiten oder irgend ein anderer geistlicher Orden jemals im Lande 
aufgenommen werden. 


499: 


426. Gesetz vom 23. August 1876, betreffend die Ausübung 
des staatlichen Oberaufsichtsrechts über die kathol. Kirche 
im Königreiche Sachsen. 


8 30. Mitglieder von Orden oder ordensähnlichen Kongre- 
gationen dürfen auch als Einzelne ihre Ordensthätigkeit innerhalb 
des Königreichs nicht ausüben. 

Nur reichsangehörige Mitglieder solcher Frauen-Kongregationen, 
welche innerhalb des Deutschen Reiches ihre Niederlassung haben und 
sich ausschliesslich der Kranken- und Kinderpflege widmen, dürfen 
auch ferner als Einzelne mit Genehmigung und unter Aufsicht der 
Staatsregierung ihre Ordensthätigkeit im Lande ausüben. Die Ge- 
nehmigung ist jederzeit widerruflich. 

8 31. Geistliche Brüderschaften, welche mit Orden oder ordens- 
ähnlichen Kongregationen in Verbindung stehen, dürfen nicht er- 
richtet werden. 

8 34. Strafbestimmung (s. Ziffer 326). 


Württemberg. 


427. Gesetz vom 30. Januar 1802, betreffend die Regelung 
der Verháltnisse der Staatsgewalt zur katholischen Kirche. 


Artikel 15. Geistliche Orden und Kongregationen können vom 
Bischof nur mit ausdrücklicher Genehmigung der Staatsregierung 
eingeführt werden, welche auch erforderlich ist, so oft eio im Laude 
schon zugelassener Orden eine neue Niederlassung gründen will. 

[Abs. 2 aufgehoben durch das Reichsgesetz über die Gesell- 
schaft Jesu.] 

Die Genehmigung ist jederzeit widerruflich. 

Artikel 16. Die Gelübde der Ordensmitglieder werden von der 
Staatsgewalt nur als widerrufliche behandelt. 

Anmerkung: Trotz der Bestimmung des Art. 15 sind bisher 
alle Anträge des Bischofs um Zulassung von Männerorden von der 
Staatsregierung abgelehnt worden, obschon diese Anträge lediglich 
die Zulassung von Orden, welche in Preussen, Bayern, Elsass- 
Lothringen zugelassen sind, betrafen und obgleich das Verlangen 
des Bischofs dem Wunsche der katholischen Bevölkerung entsprach, 
welcher in einer Massenversammlung, dem Katholikentage in Ulm 
am 23. November 1890, von etwa 20 000 katholischen Männern und 
hierauf noch in einer Massenpetition an das Staatsministerium mit 
70 000 Unterschriften lebhaften Ausdruck fand. 

In der Abgeordnetenkammer des Landtags wurde am 5. April 

32* 
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1898 von 20 Abgeordneten ein Initiativantrag eingebracht, in 8 78 
der Verfassungsurkunde folgenden Absatz aufzunehmen: 

»Dem Bischofe steht zu, geistliche Orden und Kongre- 
galionen im Lande einzuführen und Niederlassungen der- 
selben zu gründen. Zur Gründung einer Niederlassung 
bedarf es der ausdrücklichen Genehmigung der Staats- 
regierung, welche in Gemeinden mit überwiegend katholischer 
Bevölkerung nur wegen der Wahl eines ungeeigneten Ortes 
der Niederlassung oder wegen der Zahl der bereits bestehen- 
den Niederlassungen verweigert werden darf.« 


Dieser Antrag wurde jedoch von der Regierung als »unan- 
nehmbar« bekämpft und von der Mehrheit der Abgeordneteukammer 
nicht einmal einer Kommissinsberathung gewürdigt; am 14. Mai 
1898 wurde der Antrag auf Verweisung des Gesetzentwurfs an eine 
Kommission mit 55 gegen 25 Stimmen und hierauf der Gesetzent- 
wurf selbst mit 58 gegen 22 Stimmen abgelehnt. 

Vgl. Verhandlungen der Württembergischen Kammer der 
Abgeordneten in den Jahren 1895/98, Protokollband VII, 
S. 4741. 


428. Bekanntmachung der Ministerien des Innern und des 

Kirchen- und Schulwesens vom 30. März 1855, betreffend 

die Zulassung des Ordens der barmherzigen Schwestern im 
Königreich (Reg.-Bl. S. 77). 


Nachdem Seine Königliche Majestät auf den Antrag der Mini- 
sterien des Innern und des Kirchen- und Schulwesens und nach Ver- 
nehmung Hóchst Ihres Geheimenrathes durch hóchste Entschliessung 
vom 15. November 1853 und vom 14. Dezember 1854 die Zulassung 
des Ordens der barmherzigen Schwestern im Königreiche auf den 
Grund der mit bischöflicher Genehmigung entworfenen Statuten, 
sowie die Errichtung eines Mutterhauses dieses Ordens zu Gmünd, 
mit der Befugniss, unter den in den Statuten ($ 3) ausgedrückten 
Voraussetzungen, in anderen Gemeinden, welche den Orden hierzu 
berufen, Fiialinstitute zu gründen, zunächst zu genehmigen geruht 
haben, so wird solches hiermit, unter Anfügung der gedachten Statuten, 
zur Öffentlichen Kenntniss gebracht. 


Statuten des Ordens der barmherzigen Schwestern. 


8 1. Der Orden der barmherzigen Schwestern des St. Vincenz 
von Paula in Württemberg ist eine religiöse Genossenschaft, jedoch 
ohne klösterliche Verfassung. Derselbe steht in kirchlicher Hinsicht 


— 
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unter der Oberaufsicht des Bischofs von Rottenburg, beziehungsweise 
des bischöflichen Ordinariats daselbst. 

In seinen Beziehungen zum Staate und in seinen sämmtlichen 
bürgerlichen Beziehungen steht der Orden unter der Oberaufsicht 
der Staatsregierung. 

8 2. Die wesentlichste Bestimmung des Ordens der barm- 
herzigen Schwestern besteht in der Pflege der in den Krankenhäusern 
befindlichen Kranken beiderlei Geschlechts. 

Er rechnet aber zum Umfange seiner Bestimmung auch die 
Besorgung von Waisenháusern, Rettungsanstalten für verwahrloste 
Kinder, Korrektionsanstalten für weibliche Sträflinge und andere 
öffentliche Anstalten ähnlicher Art. 

8 3. Der Orden soll ein Mutterhaus in Gmünd, zugleich als 
seine Bildungsanstalt, besitzen. Dem Multerhause ist gestattet, in 
denjenigen Gemeinden, welche darum nachsuchen , Schwesterhäuser 
(Filialen) eu gründen. Jedoch ist die Staatsregierung stets nach- 
£usuchen, wenn von dem Orden Schwesterhäuser neu gegründet wer- 
den sollen oder wenn in irgend einer Gemeinde eine Anstalt von 
demselben übernommen werden soll. Die zwischen dem Mutterhause 
und den Gemeinden dieserhalb abzuschliessenden Verträge können 
nur unter dem gegenseitigen Vorbehalt der Aufkündigung einge- 
gangen werden. 

S8 19, Abs. 1. Den Ordensoberen allein kommt es zu, Aspi- 
rantinnen aufzunehmen, welche die erforderlichen geistigen und 
körperlichen Eigenschaften besitzen. In der Regel ist das Aufnahme- 
alter zwischen 18 und 24 Jahren festgesetzt. — — 

Das Verzeichniss der aufgenommenen Aspirantinnen, sowie 
jenes der einzukleidenden und die Gelübde ablegenden Schwestern 
hat der Ordenssuperior jederzeit der betreffenden weltlichen und 
geistlichen Behörde vorzulegen, damit diese über den jedesmaligen 
Personalstand in Kenntniss gesetzt sind. 

8 22. Nachdem die Kandidatinnen ungefähr einen Monat im 
Hause zugebracht haben, um zu sehen, ob sie sich in die Lebens- 
weise und die Berufspflichten des Ordens gewöhnen können, beginnt 
für sie als Aspirantinnen die Lehrzeit, welcher nach Jahresfrist die 
Verleihung des geistlichen Kleides folgt, wenn die Ordensoberen mit 
ihrer Gesinnungs- und Handlungsweise zufrieden sind. 

8 23. Im Mutterhause empfangen sie das geistliche Kleid 
und legen nach vollendetem Probejahr die Gelübde ab. 

8 24. Die Probezeit der Neueingekleideten dauert in der 
Regel zwei Jahre. — — 
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8 25. Die Gelübde der barmherzigen Schwestern sind keine 
auf Lebenszeit verbindliche, sondern einfache, die jährlich erneuert 
werden, und bestehen in der Angelobung der Armuth, der Keusch- 
heit und des Gehorsams. 

8 89. Ein Ordensmitglied, welches sein Gelübde nicht er- 
neuern will, kann nach Ablauf des Jahres, für welches dasselbe ab- 
gelegt ist, seine Entlassung aus dem Ordensverband bei den Ordens- 
oberen nachsuchen, welche ihm in diesem Fall nicht zu versagen ist. 

Anmerkung: Die Diakonissen sind in Württemberg durch kein 
Gesetz von der Genehmigung der Regierung und von der Einladung 
der Gemeindebehörden abhängig gemacht. 

Die Praxis der Verwaltung hat eine der staatlichen Ge- 
nehmigung bedürftige Ordensniederlassung schon in der Uebernahme 
einer Führung des Haushalts in den Pensionaten von Gymnasiasten zu 
Ehingen und Rottweil, im Vereinshaus Heilbronn u. s. w. erblickt, ob- 
schon bei den wenigen für diese Zwecke berufenen Schwestern neben den 
- häuslichen Arbeiten irgend welche Ordensthätigkeit nicht stattfindet. 


Baden. 


429. Regulativ für die katholischen weiblichen Lehr- und 
Erziehungsinstitute des Grossherzogthums vom 16. Septem- 
ber 1811 (Reg.-Bl. S. 111). 


Wir erachten in jeder Hinsicht für nöthig, den Frauenklöstern, 
welche in Unseren Landen als weibliche Lehr- und Erziehungsinstitute 
noch bestehen, eine zweckmässigere, dem Geiste und Bedürfnisse der 
Zeit mehr entsprechende Einrichtung zu geben, und haben daher 
auf den Vortrag Unseres Ministeriums des Innern, welches sich mit 
den betreffenden bischöflichen Ordinariaten über diesen Gegenstand, 
insoweit er den Wirkungskreis jener geistlichen Stellen berührt, ins 
Benehmen gesetzt, — und nach Anhörung Unserer Staatsberathung 
verordnet und verordnen, wie folgt: 

1. Keine Person darf als Kandidatin aufgenommen werden, die 
nicht wenigstens das 18. Lebensjahr vollendet hat, und vorher wegen 
ihrer Neigung und Fähigkeiten zum Lehramte von einem landesherr- 
lichen Kommissar geprüft worden ist. Dieser hat über die vorgenom- 
mene Prüfung an die betreffende Staatsbehörde Bericht zu erstatten, 
welche dann über die Zulässigkeit oder Uneulüssigkeit der PME 
nahme entscheidet. ug 

2. Die Prüfungs- oder Probezeit, welche den Zweck hat, die 
.Kandidatin in Ansehung des Schul- und Erziehungsinstituts gehörig 
vorzubereiten, darf sich auf keine bestimmten Jahre erstrecken, son- 
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dern die Länge ihrer Dauer hängt, wenn die Person das 21. Jahr 
einmal zurückgelegt hat, bloss von der Fühigkeit, Verwendung und 
von dem Betragen der Kandidatin, kurz von der Erklárung ihrer 
Tauglichkeit zum Lehramte ab. 

3. Nach Vollendung der Vorbereitungszeit findet zugleich mit 
der Ein- und Umkleidung die Ablegung der Gelübde statt, nach- 
dem auf das Resultat einer Prüfung, die in Hinsicht des Schul- 
wesens von einem landesfürstlichen, und in Betreff der abzulegenden 
Gelübde auch von einem bischöflichen Kommissar vorgenommen wer- 
den soll, die landesherrliche und bischöfliche Genehmigung erfolgt ist. 

Zur Ablegung der Gelübde aber wird das vollbrachte 21. Jahr 
bestimmt. Sollte jedoch aus besonderen Gründen eine Dispensation 
im Alter stattfinden, so sind die Kandidatinnen gehalten, zur Ab- 
legung der Gelübde dieselbe Einwilligung beizubringen, welche nach 
Vorschrift der Art. 148, 149, 158, 159 und 160 des Code Napoléon 
zur Ehe erforderlich sind. 

4. Die Gelübde sind auf die Dauer von 3 Jahren im Beisein 
des bischöflichen Kommissärs abzulegen, und zwar nach dieser Formel: 


Im Namen unseres Herrn und Erlösers 
Jesus Christus ! 


»Ich N. N. gelobe Gott dem Allmächtigen, nach den 
Regeln des Evangeliums, oder den Vorschriften der Re- 
ligion Jesu, und nach dem mir vorgelesenen, und von mir 
wohlverstandenen Regulativ dieses Lehrinstituts gehorsam, 
arm und keusch zu leben, und mich aus allen Kräften der 
Erziehung und dem Unterrichte der weiblichen Jugend 
zu widmen, wozu ich Gott um seinen Beistand bitte.« 


5. Nach Ablauf dreier Jahre hat die Erneuerung der Gelübde 
auf weitere drei Jahre stattzufinden. 

6. Es steht aber auch jedem Institutsmitglied frei, nach Ver- 
fluss des dritten Jahres auf vorher geschehene vierteljährige Auf- 
kündigung wieder auszutreten, und zwar ohne Angabe von Ursachen 
und Bestimmungsgründen zum Austritt. Werden aber dergleichen an- 
gegeben, so sind sie bloss von dem landesherrlichen Kommissarius 
insoweit zu untersuchen, als sie auf Mängel des Instituts oder Fehler 
seiner Mitglieder Bezug Sae welche solchen Falls naeh Möglich- 
keit zu beseitigen sind. 

7. Nach abgelegten Gelübden ist die Gemeine oder das Lehr- 
institut verbunden, nicht nur bei eintretendem Alter, sondern auch 
bei früher sich ergebender schuldloser Unfähigkeit zum Lehramte für 
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die Lehrerin zu sorgen, und so anständig, wie jedes dienstleistende 
Mitglied zu verpflegen, und kann also keine Lehrfrau gegen ihren 
Willen fortgeschickt werden, es sei denn, ihr unverbesserliches Be- 
tragen schade wesentlich dem Berufe der Mitlehrerinnen oder dem 
Institute. In jedem Falle geschieht die Entlassung von der Staaís- 
behórde; das Ordinariat wird aber wegen Auflösung der religiösen 
Gelübde vorläufig in Kenntniss gesetzt. 

8. Die Ablegung lebenslänglicher Gelübde findet nicht statt, 
sondern wenn eine Institutsfrau das 45. Lebensjahr zurückgelegt hat, 
so bleibt ihr Gelübde ohne Erneuerung insolange verbindlich, bis sie 
ihren ernstlichen Willen zum Austritt aus dem Institut erklärt. 

13. Die aufgenommenen Kandidatinnen haben sich als Präpa- 
randionen zum Lehramte anzusehen. Sie bleiben daher so lange in 
ihrer weltlichen Kleidung, bis sie als fáhige Lehrerinnen anerkannt 
und erklárt sind. 

Die Unterweisungen derselben wührend dieser Probezeit haben 
Bich einzig auf die Lehr- und Arbeitsgegenstánde, auf die Kunst der 
Bildung und Erziehung der weiblichen Jugend, auf feste Begründung 
des reinen Christenthums und echter Moralität, auf Anleitung zu 
allen Tugenden, welche die Zierde des weiblichen Geschlechts aus- 
machen und auf Beobachtung der für alle Mitglieder des Instituts 
vorgeschriebenen Haus- und Andachtsordnung, womit eine Anleitung 
zur wahren christlichen Frömmigkeit zu verbinden ist, au beschränken. 

Die Unterweisung im Fache des Unterrichts und der Erziehung 
weiblicher Jugend müssen die Kandidatinnen von den Instituts- 
lehrerinnen erhalten. Hingegen hat den Aeligionsunterricht der 
Ortspfarrer oder ein anderer dazu geeigneter Priester, z. B. der or- 
dentliche Schulkatechet, den Práparandinnen zu ertheilen. 

Alle übrigen, bisher gebräuchlich gewesenen Klosterübungen im 
Noviziate haben künftig zu unterbleiben, und deswegen hört auch 
das Amt der sogenannten Novizenmeisterin auf. 

Die Kandidatinnen stehen unmittelbar unter der Leitung der 
Vorsteherin, welche mit Beihülfe der übrigen Lehrfrauen sich be- 
streben soll, dass dieselben ohne schiefe und verwirrende Aseetik zur 
reinen Religions- und erforderlichen Wissenschaftskenntniss nach 
Anleitung der besten Bücher gebracht, in allen weiblichen Kunst- 
arbeiten geübt, dem Unterrichtsgeschäft als Zuhörerinnen beigezogen, 
und zur Prüfung, die sie in Gegenwart des landesherrlichen Kom- 
missars zu bestehen haben, sobald als möglich tauglich gemacht 
werden. 

Während der Probezeit soll den Kandidatinnen gleicher Tisch 
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und freundlicher Umgang mit den Lehrfrauen, auch jene Erholung, 
die den Lehrerinnen nach so mühevoller Arbeit zur Erhaltung der 
Gesundheit und des weit wirksameren Frohsinnes so nothwendig ist, 
gestattet werden. 

14. Zum Aufstehen wird Winters die sechste und Sommers die 
fünfte Morgenstunde bestimmt, damit sich die Mitglieder des In- 
stituts zu ihren Tagespflichten gehörig vorbereiten können. 

Das Morgengebet nebst kurzer Vorbereitung eur heiligen Messe 
hat jede in ihrem Zimmer aus Deresers Gebetbuch zu verrichten. 
Während der Messe steht es jeder frei, sich dieses Gebetbuches oder 
eines anderen guten, 3. B. von J. Michael Sailer, Reuter, Nack u. s. w. 
zu bedienen. 

15. Nach der Messe geht jede zu ihren Berufsarbeiten bis zum 
gemeinschaftlichen Mittagsmahl, wobei aber, weil die Tischzeit zur 
Erholung bestimmt ist, alles Vorlesen wnterbleiben soll, und das 
Sprechen durchaus erlaubt wird, was auch beim Nachtessen statt hat. 

Das Gebet vor und nach dem Tische ist aus dem biblischen 
Erbauungsbuch von Dereser zu nehmen. 

Nach dem Mittagsmahl folgt eine Erholungsstunde, worauf 
jede wieder ihrem Beruf nachgeht. 

16. Nach Vollendung der Schulen und Arbeiten sind am Abende 
zu einer schicklichen Stunde die betreffenden Lektionen aus gedach- 
tem Dereserschen Erbauungsbuche gemeinsam au lesen und die da- 
mit in Verbindung stehenden Gebete, mit Hinweglassung der Psal- 
men, zu verrichten. 

Das Nachtgebet verrichtet jede wieder in ihrem Zimmer aus 
Deresers Gebetbuch. 

17. An Soun- und gebotenen Feiertagen ist dieser Andacht 
noch eine von dem Beichtvater im Befektorium su haltende Privat- 
exhortation, und die Lesung eines Hauptstücks aus der von Sailer 
überseteten Nachfolge Christi beizufügen. 

18. An Sonn- und Feiertagen hat man während des Amtes 
und, wenn Vespern gehalten werden, auch bei diesen deutsche Ge- 
sänge eu gebrauchen. Aemter und  Vespern sind aber nur an 
Sonn- und gebotenen Feiertagen gestattet, an Werktagen hingegen 
untersagt. 

19.. Das sogenannte klösterliche Silentium ist ganz aufge- 
hoben. 

20. So oft ein Mitglied des Instituts stirbt, oder ein Jahrtag 
für Verstorbene gehalten wird, sind die  Ueberseteungen des Dies 
irae und des Libera in Deresers Gebetbuch, und die in dessen 
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biblischem Erbauungsbuch vorkommenden Lektionen sammt Vor- und 
Nachgebet zu gebrauchen. 

21. In Hinsicht des’Fastens hat sich die Gemeine ganz nach 
demjenigen zu richten, was den übrigen katholischen Christen im 
Bisthum jedesmal vorgeschrieben wird. 

22. Den Lehrerinnen ist Gelegenheit zu verschaffen, dass sie 
alle vier Wochen beichten und kommuniziren, welche Zeit jedoch 
nicht als Regel vorgeschrieben wird. 

Uebrigens wird an den vier Hauptkirchenfesten und zur öster- 
lichen Zeit gemeinschaftliche Kommunion gehalten. 

23. Um jede Gefahr eines Gewissenszwanges zu verhüten, 
wird jeder Institutsfrau auf den Fall, dass sie den für das Institut 
aufgestellten Beichtvätern ihr Vertrauen nicht widmet, gestattet, ihr 
Gewissen einem anderen dazu autorisirten Priester, wenn er im Orte 
wohnt, anzuvertrauen. 

Ausser dem Orte befindliche Geistliche können von den Insti- 
tutsmitgliedern nicht als Beichtväter gewählt und beigerufen wer- 
den, wenn sie von dem bischöflichen Ordinariat nicht besonders dazu 
autorisirt sind. 

24. Die bisherigen Klosterexercitien haben aufzuhören und 
dafür sind künftig bloss dreitägige Rekollektionen nach Anleitung 
der Geistesübungen von Sailer unter Direktion des Beichtvaters an 
den drei letzten Tagen der Charwoche zu halten. 

29. Da Vieles und vielleicht das Meiste zur Voranbringung 
des Lehrinstituts von der guten Auswahl der Vorsteherin abhängt, 
die immer aufgeklärt, im Schulfache geübt sein und im wirklichen 
Lehramte stehen soll, und da sich durch ihre Einsicht, Verwendung 
und Lebensart schon ausgezeichnet hat, folglich zur Leitung der 
Kommunität und Schule am besten taugt, so wird nur eine Vor- 
steherin mit solchen Eigenschaften die Bestätigung erhalten und sie 
bleibt in der Regel ständig. 

Wird aber ihre Stelle durch den Tod oder auf eine andere 
Art erledigt, so veranlasst der landesherrliche Kommissarius eine 
neue Wahl unter Anwohnung des bischóflichen Kommissärs, und 
der Landesherr bestätigt nach Gutbefinden eines der in Vorschlag 
gekommenen Subjekte oder ernennt auch eine der Nichtgewählten, 
wenn diese zum Amte würdiger gefunden wird. 

Von der geschehenen Bestätigung oder Ernennung einer Vor- 
steherin des Instituts ist dann das bischöfliche Ordinariat in Kennt- 
niss zu setzen. 

Uebrigens wird es der Oberin überlassen, die weiter nöthigen 
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Hausämter mit Individuen aus dem Institut zu besetzen, doch so, 
dass der Schulunterricht dabei nicht leidet. 

30. Alle übrigen besonderen Gebräuche, Uebungen und 
Satzungen, die sonst in einem Kloster herkömmlich waren, sind ein- 
verständlich mit dem bischöflichen Ordinariate aufgehoben. Jedoch 
wird den älteren Mitgliedern, oder allen, die zum Lehramte nicht 
mehr tauglich sind, zur Schonung und zu ihrer Beruhigung gestattet, 
sich ferner der bisher gewöhnten Andachtsübungen, Gebetsbücher 
u. dgl. zu bedienen, insoweit die neue, allgemeine Haus- und An- 
dachtsordnung nicht gestört wird; so wie es hingegen den Leh- 
rerinnen und Candidatinnen ausdrücklich untersagt ist, von der neuen 
Ordnung abzuweichen und etwa das lateinische Brevier fortzubeten 
oder sonstige zwecklose Andächteleien zu beobachten. Hieran ge- 
schieht Unser gnädigster Wille. 

Anmerkung: Dieses staatliche Ordensstatut ist nicht im Ein- 
verständniss mit der Kirchenregierung, sondern nur nach deren 
Anhörung erlassen; auch seine staatliche Geltung ist im Hinblick 
auf die Bestimmungen der badischen Verfassung, des badischen 
Vereinsgesetzes und des badischen Kirchengesetzes vom 9. Oktober 
1860 bestritten. Vergl. Maas, Geschichte der katholischen Kirche 
im Grossherzogthum Baden, Freiburg 1891, S. 519 ff.; Friedberg, 
Der Staat und die katholische Kirche im Grossherzogthum Baden. 
Leipzig 1871, S. 38 ff, und S. 272 ff. 


430. Entschliessung Sr. Kónigl. Hoheit des Grossherzogs vom 
13. März 1845, betreffend die Einführung des Ordens der 
barmherzigen Schwestern im Grossherzogthum (Reg.-Bl. S. 65). 


Auf allerunterthänigsten Vortrag Unseres Ministeriums des In- 
nern und nach Anhórung Unseres Staatsministeriums ertheilen Wir 
andureh den Statuten des Ordens der barmherzigen Schwestern im 
Grossherzogthum Baden, also lautend: (seq.) Unsere landesherrliche 
Genehmigung, jedoch mit der Bestimmung, dass zum Ordenssuperior 
nur ein badischer Priester ernannt werden dürfe, der in dem Gross- 
herzogthum seinen stándigen Wohnsitz hat; auch dass kein aus- 
wärtiger Oberer irgend eine Ordensgewalt über die Kongregation 
der barmherzigen Schwestern ausüben könne; dass die Ernennung 
des Ordenssuperiors und der Oberen Unserer Genehmigung, welche 
Wir ohne erhebliche Gründe nicht versagen werden, unterliegt; dass 
von der Aufnahme neuer Mitglieder jedesmal Unserem katholischen 
Oberkirchenrath die Anzeige zu machen ist; dass zur Aufnahme 
minderjähriger Schwestern in den Orden elterliche Zustimmung er- 
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fordert werde; dass den Erben der Ordensschwestern die gesetzlichen 
Ansprüche an deren Vermógen vorbehalten bleiben und dass die 
Schwestern, wenn sie die jährlich zu erueuenden Gelübde nicht wie- 
der ablegen wollen, aus dem Orden ungehindert austreten können; 
endlich dass Wir Uns vorbehalten, sowohl bei dem Mutterhause als 
bei den Schwesterhäusern landesherrliche Kommissäre katholischer 
Religion aufzustellen. 

Für den unverhofften Fall der Auflösung des Ordens bestimmen 
Wir: dass dessen Vermögen dem katholischen Kirchenvermögen 
Unseres Grossherzogthums zufalle, zur Verwendung für dem Zwecke 
des Ordens ähnliche Zwecke, mit vorzugsweiser Berücksichtigung 
jener Orte, für welche bei den Stiftungen für den Orden besondere 
Obsorge von den Stiftern getragen worden ist. 

Aus dieser Unserer hóchstlandesherrlicher Genehmigung, welche 
Wir, in Anerkennung des wohlthätigen Zweckes des Ordens und der 
für seine Einführung gewidmeten Stiftungen, mit Wohlgefallen er- 
theilen, soll jedoch in keiner Weise etwas abgeleitet werden, was 
den Rechten Unseres souveränen Hauses, der vollkommensten An- 
wendung der Kirchenhoheit und weltlichen Kirchenherrlichkeit, oder 
der Verfassung und den Gesetzen des Landes entgegen wäre. 


431. Gesetz vom 9. Oktober 1860, betreffend die rechtliche 
Stellung der Kirchen und kirchlichen Vereine im Staate. 


II. Besondere Bestimmungen über die rechtliche Stellung der 
vereinigten evangelisch-protestantischen und der römisch-katholischen 
Kirche. 

8 11. Ohne Genehmigung der Staatsregierung kann kein reli- 
giöser Orden errichtet werden. *) | 

Diese Genehmigung ist widerruflich. 

* Anmerkung: Die badische Regierung hat eine solche Ge- 
nehmigung seit Bestehen dieses Gesetzes nicht ertheilt. Seit dem 
Gesetz vom 14. Juli 1894 (Ges.-Bl. S. 297) ist die Abhaltung von 
Missionen durch Mitglieder religiöser Orden gestattet. 


432. Gesetz vom 2. April 1872, betreffend die öffentliche 
Lehrwirksamkeit der Mitglieder eines religiösen Ordens. 


Migliedern eines religiösen Ordens oder einer ordensähnlichen 
religiösen Kongregation ist jede Lehrwirksamkeit an Lehr- und Er- 
ziehungsanstalten im Grossherzogthum untersagt. 

Die Staatsregierung ist ermächtigt, für einzelne Personen in 
widerruflicher Weise Nachsicht von diesem Verbot zu ertheilen. 
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Anmerkung: Nach der Erklärung des Ministers Jolly in beiden 
Kammern des Landtags sollen die auf dem Regulativ von 1811 be- 
ruhenden Lehrinstitute, sowie die von barmherzigen Schwestern ge- 
leiteten Waisenanstalten nicht unter dieses Gesetz fallen. Vgl. Maas, 
Geschichte der katholischen Kirche im Grossherzogthum Baden, Frei- 
burg 1891, S. 552. 


Hessen. 


433. Gesetz vom 23. April 1875, betreffend die religiósen 
Orden und ordensáhnlichen Kongregationen (Reg.-Bl. S. 260); 
abgeändert durch Gesetz vom 1. Juni 1895 (Reg.-Bl. S. 86). 


Artikel 1. Neue Niederlassungen oder Anstalten von religiösen 
Orden und ordensáhnlichen Kongregationen werden im Grossherzog- 
thum nicht zugelassen. 

Die bestehenden Niederlassungen dieser Art dürfen neue Mit- 
glieder nicht aufnehmen. 

Artikel 2. Abweichend von der Vorschrift in dem zweiten 
Absatz des Artikel 1 kann den dermalen bestehenden weiblichen 
religiösen Orden oder ordensähnlichen Kongregationen, welche sich 
ausschliesslich dem Unterricht widmen und Privatunterrichtsanstalten 
besitzen, durch Unser Ministerium des Innern gestattet werden, neue 
Mitglieder insoweit aufzunehmen, als dies zur Erhaltung der Lehr- 
kräfte dieser Privatunterrichtsanstalten in ihrer jetzigen Zahl er- 
forderlich ist. 

Hierzu Artikel 2 des Gesetzes vom 1. Juni 1895: Den am 
1. Oktober 1874 in dem Grossherzogthum vorhanden gewesenen 
Niederlassungen und Anstalten von religiösen Orden und ordensähn- 
lichen Kongregationen, deren Mitglieder sich ausschliesslich der 
Aushülfe in der Seelsorge widmen, sowie den Niederlassungen der 
Orden zum guten Hirten und zur ewigen Anbetung zu Mainz kann 
von Unserem Ministerium des Innern und der Justiz gestattet wer- 
den, neue Mitglieder bis zu der am 1. Oktober 1874 vorhanden ge- 
wesenen Zahl aufzunehmen und ihre Niederlassungen auf diesem 
Stande zu erhalten, | 

Artikel 3. Den im Grossherzogthum bestehenden religiösen 
Orden und ordensähnlichen Kongregationen, welche sich ausschliess- 
lich der Krankenpflege widmen, kann nicht bloss die Aufnahme 
neuer Mitglieder, sondern auch, wenn die vorhandenen bürgerlichen 
Anstalten und Einrichtungen den Bedürfnissen des Krankendienstes 
nicht genügen, die Errichtung neuer Niederlassungen von Unserem 
Ministerium des Iunern gestattet werden. 
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Unter den gleichen Voraussetzungen kann auch solchen sich 
ausschliesslich der Krankenpflege widmenden religiósen Orden und 
ordensähnlichen Kongregationen, welche am 1. Oktober 1874 Nie- 
derlassungen im Grossherzogthum nicht hatten, die Errichtung von 
Niederlassungen durch Unser Ministerium des Innern und der Justiz 
gestattet werden. | 

Weiblichen Genossenschaften, welche sich ausschliesslich der 
Krankenpflege widmen, kann als Nebenthätigkeit die Pflege und 
Unterweisung von Kindern, welche sich in noch nicht schulpflich- 
tigem Alter befinden, gestattet werden. 

Artikel 4. Die bestehenden Niederlassungen oder Anstalten 
von religiösen Orden oder ordensähnlichen Kongregationen stehen 
unter Aufsicht des Staates, Die näheren Bestimmungen über die 
Ausübung der Staatsaufsicht werden von dem Ministerium des In- 
nern erlassen. 

Aus Gründen des öffentlichen Wohles, oder wegen Ungehorsams 
gegen die Vorschriften des Gesetzes oder gegen die zur Ausführung 
desselben ergangenen Anordnungen der Behörden können auch bereits 
bestehende Niederlassungen oder Anstalten von religiösen Orden oder 
ordensähnlichen Kongregationen auf Antrag des Ministeriums des 
Innern durch Beschluss des Gesammtministeriums aufgelöst und 
geschlossen werden. 

Mecklenburg-Schwerin. 


434. In der Stadt Schwerin ist den krankenpflegenden katholischen 
grauen Schwestern die Zulassung versagt worden. 


Braunschweig. 


435. Gesetz vom 25. März 1873, betreffend die Verhältnisse 
der Dissidenten. 

& 18. Religiöse Vereine und Versammlungen, welche sich mit 
religiösen Angelegenheiten beschäftigen, sollen den Bestimmungen 
unterworfen sein, welche das Gesetz vom 4. Juli 1853 in den 
88 1—3, 5—13, 15—27, 29—34 in Betreff der Vereine und Ver- 
sammlungen, die sich mit öffentlichen Angelegenheiten beschäftigen, 


enthált. | 
Die Orts- und Landespolizeibehörde ist befugt, an den Ver- 


sammlungen einen oder zwei Beamte oder Abgeordnete Theil nehmen 
zu lassen, in Betreff deren die Bestimmungen des vorerwähnten Ge- 
setzes über die Theilnahme von Polizeibeamten an den Versamm- 
lungen politischer Vereine und über die Befugniss dieser Beamten u. s. w. 
Anwendung finden. 
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430. Religióse Genossenschaften. 


Im Herzogthum Braunschweig sind protestantische Diakonissen 
in der Krankenpflege zugelassen, die katholischen barmherzigen 
` Schwestern dagegen nicht. Wiederholte Gesuche der Katholiken in 
der Stadt Braunschweig um Zulassung barmherziger Schwestern, zu- 
letzt ein Gesuch vom 3. April 1898, sind abgelehnt worden, obwohl 
die Stadt Braunschweig nach der Volkszählung vom Jahre 1895 
7594 Katholiken, nunmehr mit der Umgebung 10,000 Katholiken zählt. 

Vgl. Cismontanus, zur Lage der Katholiken im Herzogthum 
Braunschweig. Hildesheim 1900, S. 53 ff. und S, 5. 


Elsass-Lothringen. 


437. Dekret vom 3. Mess. XII. (s. Dursy, Staatskirchenrecht in 
Elsass-Lothringen I, S. 320). 


Artikel 3. Die Gesetze, welche die zur Ablegung lebens- 
länglicher Gelübde nöthigenden Orden verbieten, bleiben in voller 
Wirksamkeit 

Artikel 4. Männliche oder weibliche Kongregationen oder 
Genossenschaften mit religiösen Zwecken dürfen in Zukunft nur nach 
Einholung eines kaiserlichen Ermächtigungsdekrets und nach vor- 
heriger Vorlage der betreffenden Statuten und Reglements gebildet 
werden. — — — — 

Artikel 6. Zuwiderhandlungen sind durch die Generalprokura- 
toren und Staatsprokuratoren zu verfolgen. 


438. Strafgesetzbuch vom 12./22. Februar 1810. 


Artikel 291. Vereine von mehr als 20 Mitgliedern, welche 
sich täglich oder an bestimmten Tagen versammeln wollen, um sich 
mit religiösen Gegenständen zu beschäftigen, dürfen nur mit Geneh- 
migung der Regierung und unter Einhaltung der ihnen von der 
Behörde vorgeschriebenen Bedingungen gegründet werden. 

In die vorgedachte Mitgliederzahl werden diejenigen Personen 
nicht miteingerechnet, welche in dem Hause wohnen, wo der Verein 
seine Versammlungen hält. 

Artikel 292. Wenn ein solcher Verein ohne Gandinigung 
gegründet wird, oder nach erhaltener Genehmigung den ihm auf- 
erlegten Bedingungen zuwiderhandelt, so ist derselbe zu schliessen. 


430. Gesetz vom 24. Mai 1825 (s. Dursy cit. I, S. 331). 


Artikel 1. In Zukunft kónnen weibliche Kongregationen nur 
unter nachstehenden  Fórmlichkeiten und Bedingungen errichtet 
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werden oder, wenn sie einmal errichtet sind, Zweiganstalten 
gründen. 

Artikel 2. Die Ermächtigung zur Gründung einer weiblichen 
Kongregation kann nur ertheilt werden, nachdem ihre vom Diözesan- 
bischof genehmigte Statuten im Staatsrath verifizirt und registrirt 
worden sind, und zwar in der Form der für die kanonische Insti- 
tution bestimmten Bullen. Die staatliche Genehmigung wird nur 
dann ertheilt, wenn die Kongregation sich in geistlichen Angelegen- 
heiten der Jurisdiktion des zuständigen Bischofs unterwirft. 

Nach erfolgter Verifikation und Einregistrirung hat die Er- 
mächtigung für die vor dem 1. Januar 1825 noch nicht bestandenen 
Kongregationen mittels Gesetzes zu erfolgen. Für die bereits vor 
dem 1. Januar 1825 bestandenen Kongregationen wird die Ermäch- 
tigung durch königliche Ordonnanz ertheilt. 

Artikel 3. Zur Gründung einer Zweigniederlassung einer 
bereits ermächtigten Kongregation wird die Erlaubniss nur ertheilt, 
wenn durch eine vorgängige Untersuchung die Zulässigkeit und 
Zweckmässigkeit der Anstalt dargethan und die Zustimmung des 
Diózesanbischofs wie die Aeusserung des Gemeinderaths, in dessen 
Gemeinde die Niederlassung beabsichtigt ist, vorgelegt wird. 

Die Ermächtigung wird durch eine innerhalb 15 Tagen nach 
Erlass in das Gesetzblatt aufzunehmende königliche Ordonnanz 
ertheilt. 

Artikel 6. Die einmal erfolgte Genehmigung einer weiblichen 
Kongregation kann nur durch Gesetz widerrufen werden. 

Handelt es sich um die Zurücknahme der Ermächtigung be- 
züglich einer Zweigniederlassung einer Kongregation, so ist das im 
Art. 3 vorgeschriebene Verfahren einzuhalten und das Gutachten 
des Bischofs vorzulegen. 


440. Dekret vom 31. Januar 1852 (siehe Dursy cit. I, S. 336). 


Um für die weiblichen Kongregationen, welche sich der Er- 
ziehung und der Krankenpflege widmen, die Ermächtigung zu erleich- 
tern, wird Nachstehendes verfügt : 

Artikel 1. Die weiblichen Kongregationen und Genossen- 
schaften können durch landesherrliches Dekret ermächtigt werden: 

1. Wenn sie erklären, dass sie die bereits im Staatsrath ge- 

prüften und registrirten Statuten einer anderen religiösen 
Genossenschaft annehmen werden. Auf die Zeit der Gründung 
der nachsuchenden Anstalt kommt es nicht an. 

2. Wenn der Diözesanbischof bescheinigt, dass die nach- 
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suchende Anstalt, welche dem Staatsrath ein neues Statut 
vorlegt, schon vor dem 1. Januar 1825 bestanden hat. 

3. Wenn es erforderlich wird, mehrere Genossenschaften, 
welche getrennt nicht mehr bestehen können, zu ver- 
einigen. 

4. Wenn eine weibliche Ganis, welche bisher als 
unter einer Lokaloberin stehend anerkannt war, nachweist, 
dass sie zur Zeit ihrer Ermächtigung thatsächlich von einer 
Generaloberin geleitet worden ist und zu jener Zeit auch 
von ihr abhängige Zweigniederlassungen gegründet hat. 

Artikel 2. Abäuderungen von Statuten, welche vom Staats- 

rath geprüft und registrirt sind, können durch Dekret genehmigt 
werden. 

Artikel 3. In allen Fällen muss der Ermächtigung die Zu- 

stimmung des Bischofs vorausgehen und sind die in Art. 2 und 3 


des Gesetzes vom 24. Mai 1825 vorgeschriebenen Förmlichkeiten zu 
erfüllen. 


441. Gesetz vom 10. April 1834 über die Vereine. 


Artikel 1. Die Vorschriften des Art, 291 des Strafgesetz- 
buchs*) finden auf Vereine von mehr als 20 Mitgliedern auch dann 
Anwendung, wenn sie in Abtheilungen von geringerer Mitgliederzahl 
getheilt sind, und auch dann, wenn sie nicht täglich oder an be- 
stimmten Tagen Versammlungen halten. 

Die Genehmigung ist jederzeit widerruflich. 

Artikel 2. Die Theilnahme an einem nicht genehmigten Ver- 
ein wird mit Gefängniss von 2 Monaten bis zu 1 Jahr und mit 
Geldstrafe von 50 bis 1000 Francs bestraft. Im Rückfall kann die 
Strafe verdoppelt, auch kann -alsdann der Thäter für einen, den 
doppelten Betrag des Höchstmasses der Strafe nicht übersteigenden 
Zeitraum unter Polizeiaufsicht gestellt werden. 

Die Vorschriften des Art. 463 des Strafgesetzbuches [Straf- 
milderung bei Annahme mildernder Umstände] finden in allen 
Fällen Anwendung. 

Artikel 3. Wer zu einer Versammlung eines nicht genehmigten 
Vereins wissentlich sein Haus oder seine Wohnung verleiht oder 
vermiethet, wird als Mitthäter bestraft. 

*) Anmerkung: Die Bestimmung des Art. 291 des Straf- 
gesetzbuchs s. Ziffer 438. 

Arohiv für Kirchenrecht. LXXXII. 33 
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442. Diakonissenanstalt zu Strassburg. 


Dekret vom 6. November 1856 (s. Dursy, Staatskirchenrecht in 
Elsass-Lothringen, Bd. IL S. 558). 


Artikel 1. Die ünter der Bezeichnung »Diakonissenanstalt« zu 
Strassburg gebildete Genossenschaft protestantischer Schwestern wird 
als gemeinnützige Anstalt erklärt. 

Artikel 2. Die dem yegenwärtiyen Dekret beigefügten Statuten 
werden hiermit genehmigt. 

Artikel 3. Auf die Anstalt finden das Gesetz vom 2. Januar 
1817 und die Ordonnanzen vom 2. April 1817 und 14. Januar 1831, 
betreffend die Schenkungen, Vermächtnisse und sonstigen Erwerbs- 
handlungen, der Beschluss vom 21. Frim. XII, betreffend die Ver- 
gleiche und Prozesse, und überhaupt alle auf die kirchlichen An- 
stalten bezüglichen Bestimmungen Anwendung. 


Statut der Diakonissenanstalt zu Strassburg, genehmigt durch 
Verordnung vom 3. Dezember 1883 und vom 24. Mai 1895 (s. Stübel, 
Protestantisches Kirchenrecht in Elsass-Lothringen 1898, S. 145). 


Artikel 1. Die Diakonissen sind Dienerinnen Christi, welche 
sich aus Liebe zu Gott Werken der Barmherzigkeit widmen. 

Die Diakonissenanstalt zu Strassburg hat zur Aufgabe: Pflege der 
Kranken und Hülflosen und christliche Erziehung der weiblichen Jugend. 

Die Anstalt bietet christlichen Personen, welche sich diesem 
Werke widmen wollen, die Möglichkeit, in Spitälern sowie in 
Privatkranken- und Versorgungshäusern Krankenpflege zu üben, oder 
in Anstalten zur Pflege und Rettung verlassener, verwahrloster 
Glieder der menschlichen Gesellschaft, wie auch zur Erziehung und 
Bewahrung der Jugend thätig zu sein. 

Artikel 12. Jede Diakonissin und Beischwester verspricht bei ihrer 
Aufnahme, ihren Dienst in Gehorsam, Willigkeit und Treue zu ver- 
richten, sowie es einer Jüngerin Christi geeiemt. Die Diakonissen und 
Beischwestern sind durch kein Gelübde gebunden. Sie sind frei, sich aus 
der Anstalt zurückzuziehen, ein Jahr, nachdem sie dem Komitee die 
Gründe, die sie bestimmen, schriftlich eingereicht haben. Das Komitee 
kann dieses Verpflichtungsjahr abkürzen oder sogar ganz erlassen. 

Artikel 13. Wer in die Schwesternschaft aufgenommen zu 
werden wünscht, hat sein Gesuch schriftlich an das Komitee zu 
richten und beizulegen: 

1. seinen Geburtsakt; 

2. ein obrigkeitliches Sittenzeugniss, sowie das Gutachten seines 
Geistlichen ; 

3. ein ärztliches Gesundheitszeugniss. 


915 


Die Gesuchstellerin muss des Lesens und Schreibens kundig 
sein, nicht unter 17 und nicht über 40 Jahre zählen. 

Gesuchstellerinnen, welche noch ihre Eltern oder Vormünder 
haben, müssen die schriftliche Einwilligung derselben beilegen. 

Artikel 16. Die Strassburger Diakonissenanstalt ist der Juris- 
diktion des Ober-Konsistoriums und des Direktoriums der Kirche 
augsburgischer Konfession unterstellt. 


443. Gesetz vom 6./10. Juni 1868, betreffend die öffentlichen 
Versammlungen. 


Artikel 1. Für óffentliche Versammlungen, iu welchen poli- 
tische oder religióse Angelegenheiten erórtert werden sollen, ver- 
bleibt es jedoch bei dem Erforderniss der Genehmigung. 
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